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Zusammenfassung 
 

In den letzten Jahrzehnten ist der Trend der Verselbstständigung in vielen Kommunen zu 

beobachten. Ein Großteil der öffentlichen Leistungserbringer wird mittlerweile als privat-

rechtliche Gesellschaften in einem wettbewerbsorientierten Umfeld geführt. Während 

viele Forscher Ausgliederungen in Form von nachgeordneten Behörden auf Bundesebene 

untersuchen und diese Reformwelle als einen faktischen Autonomisierungsprozess be-

schreiben, gibt es nur einige wenige Studien, die sich explizit mit den Autonomisierungs-

tendenzen auf Kommunalebene auseinandersetzen. Daher fehlt es an empirischen Er-

kenntnissen zur Steuerung der kommunalen Beteiligungen.  

 

Dieser Forschungslücke widmet sich die vorliegende Arbeit und untersucht erstmals Er-

klärungsfaktoren für die faktische Autonomisierung von kommunalen Mehrheitsbeteili-

gungen aus dem Blickwinkel der Gesteuerten. Die zu Grunde gelegte Forschungsfrage 

lautet: Welche instrumentellen und relationalen Faktoren beeinflussen die Manage-

mentautonomie in kommunalen Mehrheitsbeteiligungen?  

 

Die Untersuchung verfolgt dabei drei Unterziele: Erstens soll die aktuelle Steuerungspra-

xis und -intensität untersucht werden, mit der die kommunalen Akteure auf die Ge-

schäftstätigkeiten der Beteiligungen wahrnehmbar Einfluss nehmen. Zweitens sollen ne-

ben strukturellen Kontextfaktoren wie Branche und Rechtsform weitere, relationale Er-

klärungsfaktoren für die unterschiedlichen Autonomiegrade der kommunalen Unterneh-

men identifiziert werden. Drittens sollen die gewonnenen Erkenntnisse genutzt werden, 

um praktische Handlungsempfehlungen für die Beteiligungssteuerung in Kommunen zu 

geben.  

 

Zur Beantwortung der Forschungsfrage hat der Autor auf Basis der Transaktionskosten- 

und der Social-Exchange-Theorie einen Analyserahmen erstellt. Darauf aufbauend wurde 

ein eigenständiger Fragebogen entwickelt, der weitere theoretische Konstrukte aus der 

internationalen Forschung berücksichtigt.  

 

Die aufgestellten Hypothesen wurden mit einer großflächigen Umfrage in den 39 größten 

deutschen Städten empirisch getestet. Dafür wurden schriftliche Fragebögen an 1079 
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kaufmännische Geschäftsführer kommunaler Unternehmen versendet. Die Befragung 

richtete sich vor allem an Geschäftsführer auf den beiden obersten Konzernebenen. Ins-

gesamt konnte der Autor einen Rücklauf von 243 ausgefüllten Fragebögen verzeichnen. 

Die eigenständige Auswertung erfolgte mit der Statistiksoftware STATA.  

 

Im Ergebnis zeigen sich mehrere empirische Erkenntnisse: Erstens konnten mittels Fak-

torenanalyse vier unabhängige Faktoren von Managementautonomie in kommunalen 

Unternehmen identifiziert werden: Personalautonomie, Generelles Management, Preisau-

tonomie und Strategische Fragen. Während die Kommunen ihren Beteiligungen einen 

hohen Grad an Personalautonomie zugestehen, unterliegen vor allem strategische Investi-

tionsentscheidungen wie die finanzielle Beteiligung an Tochterfirmen, große Projektvor-

haben, Diversifikationsentscheidungen oder Kreditautfnahmen einem starken politischen 

Einfluss.  

 

Zweitens führt eine Rechtsformänderung und die Platzierung in einem Wettbewerbsum-

feld (auch bekannt als Corporatisation) vor allem zu einer größeren Flexibilisierung der 

Personal- und Preispolitik, wirkt sich allerdings wenig auf die weiteren Faktoren der Ma-

nagementautonomie, Generelles Management und Strategische Entscheidungen, aus. So-

mit behalten die Kommunen ihre Möglichkeit, auf wichtige Unternehmensfragen der Be-

teiligung Einfluss zu nehmen, auch im Fall einer Formalprivatisierung bei.  

 

Drittens führt eine Verschiebung von der Input- zur Outputsteuerung in der Wahrneh-

mung der Manager zur Flexibilisierung der Personal-, Preis- und Strategieautonomie der 

Beteiligungen. Dies gilt nur dann, wenn Inputsteuerung tatsächlich aufgegeben und durch 

andere Steuerungsmechanismen ersetzt wird. Zwar schränkt auch die Zielsteuerung die 

Managementautonomie ein, doch dies nur zu einem geringeren Grad wie andere Mecha-

nismen. Bei Anwendung von unterjähriger Berichterstattung über nichtfinanzielle Ziele 

können zusätzliche Einschränkungen der Personalautonomie vermindert werden. Die 

Verwaltungsführung kann aber informelle Steuerungsmechanismen wie Treffen oder Te-

lefonate nutzen, um ihren Einfluss auf die Personalpolitik weiterhin geltend zu machen. 

 

Viertens verschieben sich die wesentlichen Steuerungsakteure in privatrechtlichen Betei-

ligungen. Den Aufsichtsräten kommt damit eine wesentlichere Bedeutung zu. Besonders 
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effektive Aufsichtsräte können die strategischen Handlungsfreiheiten der Unternehmen 

verbessern. Anders als angenommen tragen effektivere Aufsichtsräte aus Sicht der Ge-

schäftsführer aber nicht zu einer insgesamt größeren Unabhängigkeit in der Unterneh-

mensführung bei, sondern schränken vor allem die generelle Managementautonomie ge-

genüber der Kommune ein. Es ist anzunehmen, dass auch besonders fähige Aufsichtsräte 

ihre Aufsichtspflicht anders interpretieren als ihre Pendants in Privatunternehmen und 

die gemeinwohlorientierten Ziele der kommunalen Unternehmen mitberücksichtigen.  

 

Fünftens kann ein besseres Vertrauensverhältnis zwischen Steuernden und Gesteuerten 

die Preisautonomie der Unternehmen gegenüber der Kommune steigern. Auch die An-

wendung eines Public-Corporate-Governance-Kodex kann das gegenseitige Vertrauens-

verhältnis verbessern und trägt damit indirekt zu einer Flexibilisierung der Preispolitik 

bei.  Dabei ist zu berücksichtigen, dass viele Versorgungsunternehmen in einem stärkeren 

Wettbewerbsumfeld agieren und die Preisspannen in den meisten Branchen schon durch 

die Konkurrenzsituation am Markt und die nationalen und internationalen Rechtsbe-

stimmungen gesetzt werden.  

 

Sechstens konnten bisherige Public-Corporate-Governance-Kodizes aus Sicht der Ge-

schäftsführer dazu beitragen, die wahrgenommene Effektivität der Aufsichtsräte zu ver-

bessern und deren Informationsüberlastung zu verringern. Auch der Anteil der Politiker 

in den Gremien reduziert sich bei Anwendung eines kommunalen Corporate-Governance- 

Kodex drastisch.  

 

Letztlich können zur Erklärung der Autonomiefaktoren transaktionskostenbasierte und 

relationale Faktoren ergänzend herangezogen werden. In den Transaktionsspezifika wir-

ken vor allem der Wettbewerb in der Branche, die Messbarkeit der Leistung, die politi-

sche Relevanz der Branche, die Anzahl der Politiker im Aufsichtsrat und die eingesetzten 

Steuerungsmechanismen. In den relationalen Faktoren setzen sich die Variablen gegen-

seitiges Vertrauen, Rolle der Aufsichtsräte, Informationsaustausch, Rollenkonflikte, Rol-

lenambivalenzen und Geschäftsführererfahrung im Sektor durch.  

 

Um Rollenkonflikte im Management der Unternehmen zu verringern, empfiehlt der Autor, 

politische Eingriffe in das Unternehmensgeschehen auf ein notwendiges Maß zu be-
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schränken, strategische Prioritäten zu setzen und die dadurch entstehendenen Kosten im 

Vorhinein abzuschätzen oder möglichst klar zu beziffern. Dafür sind Stakeholder-Dialoge 

und Szenario-Analysen notwendig, die verschiedene politische Interessenlagen berück-

sichtigen und zu einem Ausgleich bringen. 

 

 



 



Einleitung  1
  

1 Einleitung 
 

Verwaltungsreformen der vergangenen Jahrzehnte rückten eine institutionelle Sicht-

weise in den Mittelpunkt der Betrachtung (Schedler und Proeller 2011: 5). Ein wichti-

ges Ziel der Reformbestrebungen war es, einen Wandel von der traditionellen Input-

steuerung hin zu einer Outputorientierung zu beschreiten (Schedler und Proeller 2011: 

5). So sollte ein Umfeld geschaffen werden, dass sich vor allem an den Wirkungen des 

Verwaltungshandelns orientiert und externe wie interne Leistungserbringer in die 

Überlegungen miteinbezieht (Hood 1991; Majone 1997; Thatcher 2002).  

Das Staatsverständnis wandelte sich vom Staat als Produzenten zu einem Gewährleis-

terstaat, der Leistungen nicht selbst erbringen muss, jedoch die Aufgabenerfüllung si-

chert (Reichard 2009: 61). Anders als im angloamerikansichen Raum wurden viele öf-

fentliche Leistungserbringer in Deutschland aber nicht radikal ausgelagert sondern zö-

gerlich „verselbstständigt“ (Reichard 2009: 63). Diesem Phänomen soll sich die vorlie-

gende Arbeit widmen.  

Der Trend der Verselbstständigung lässt sich international unter den Begriffen „Agenci-

fication“ und „Corporatisation“ verorten (Jann 1999; Pollitt et al. 2004; Grossi und 

Reichard 2008; Bach 2014). Ziel dieser Reformbestrebungen ist es, durch Delegation an 

autonomere Einheiten größere Effizienz und Effektivität in der staatlichen Aufgabener-

bringung zu erzielen (Bach 2014).   

 „Agencification“ bedeutet, verselbstständigte Behörden auf Bundes- und Landesebene 

zu errichten, die klar abgegrenzte Aufgaben wahrnehmen, „leistungsbezogen gesteuert 

werden und erweiterte administrative Handlungsspielräume erhalten“ (Bach 2014: 23).  

 „Corporatisation“ bezeichnet einen „structural reform process, which changes the op-

erational conditions of Public Sector Organizations in order to place them on a commer-

cial basis in a competitive environment. At the same time, it allows the government, as 

owner, to invervene by providing broad direction in key performance targets (including 

financial and nonfinancial) and community service obligations“ (Teo 2000: 558). Die 

Definition von Corporatisation erfordert „a separate statutory authority, with a distinct 

legal identity, separate accounts and its own board of directors“ (Vagliasindi 2008: 7) 
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und „requires the enterprise to be incorporated under the same laws that govern pri-

vate corporations“ (Vagliasindi 2008: 7).  

In Ländern mit geringem Bruttoinlandsprodukt gilt Corporatisation als ein wichtiger 

Schritt, um Korruptionsprobleme zu beseitigen und die öffentliche Leistungserstellung 

der vielen staatseigenen Unternehmensformen zu verbessern (World Bank 2006: 13; 

Vagliasindi 2008: 1ff.; OECD 2012: 3ff.; Andres et al. 2013: 93ff.). 

In Deutschland wird Corporatisation unter der Bezeichnung „formelle Privatisierung“ 

(Kuhlmann und Wollmann 2014: 174) vor allem auf der Kommunalebene sichtbar. Ei-

nige Autoren sprechen aufgrund der Vielzahl der Ausgliederungen bereits vom „Kon-

zern Kommune“ (Linhos 2005: 1ff.). Vor allem Versorgungsunternehmen und Stadt-

werke werden zumeist im Privatrecht geführt.  

Für eine wirtschaftliche Betätigung in privater Rechtsform müssen verschiedenste Zu-

lassungsvoraussetzungen erfüllt sein. Jede Gemeinde ist zuvorderst verpflichtet, die 

Leistungserstellung im Sinne der Daseinsvorsorge zu gewährleisten (Art. 28.2 GG). 

Schon in der mittlerweile aufgehobenen, deutschen Gemeindeordnung von 1935 war 

die sogenannte „Schrankentrias“ (§ 67 DGO) verankert, die bis heute in den gemeinde-

rechtlichen Vorschriften eine wichtige Rolle spielt. Sie besagt, dass eine Gemeinde nur 

wirtschaftliche Unternehmen mit Gewinnerzielungsabsicht errichten darf, wenn: 

„-der öffentliche Zweck das Unternehmen rechtfertigt 

-das Unternehmen nach Art und Umfang in einem angemessenen Verhältnis zur 

Leistungsfähigkeit der Gemeinde und zum voraussichtlichen Bedarf steht 

-der Zweck nicht besser oder wirtschaftlicher durch einen anderen erfüllt wird 

oder erfüllt werden kann“ (§67 DGO; Meßmer 2011: 95). 

Die Auslegung der Schrankentrias orientiert sich an der Gemeindeordnung des jeweili-

gen Bundeslandes. Kommunen müssen darüber hinaus (je nach Branche und betroffe-

ner Aufgabe) eine Unzahl von rechtlichen Spezifika bei der Gründung von eigenen Un-

ternehmen beachten (Meßmer 2011: 84ff.; Uechtritz et al.: 67ff.).  

Nichtsdestotrotz nimmt die Bedeutung der deutschen kommunalen Beteiligungen als 

Erbringer von öffentlichen Leistungen zu. Laut statistischem Bundesamt gab es im Be-

richtsjahr 2010 ca. 14939 öffentliche Fonds, Einrichtungen und Unternehmen in 
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Deutschland (Statistisches Bundesamt 2013a: 261ff.), davon befanden sich 13357 in 

Kommunalbesitz (Statistisches Bundesamt 2013b: 108). Im Berichtsjahr 2011 war die 

Gesamtzahl der Mehrheitsbeteiligungen bereits von 14939 auf insgesamt 15127 öffent-

liche Fonds, Einrichtungen und Unternehmen angestiegen (Statistisches Bundesamt 

2014: 265ff.).  

Zu den zahlenmäßig wichtigsten Branchen zählen das Wohnungswesen, die Wasser- 

und Energieversorgung, die Abwasser- und Abfallentsorgung, die Wirtschaftsförderung, 

der öffentliche Personennahverkehr und das Gesundheitswesen (Statistisches Bundes-

amt 2013b: 108; Statistisches Bundesamt 2014: 265f.).  

Nahezu 50% aller kommunalen Beschäftigten sind bei öffentlichen Unternehmen ange-

stellt. Das Kreditvolumen, das in Beteiligungen ausgelagert wurde, entspricht ungefähr 

dem der kommunalen Kernhaushalte und ein großer Teil der kommunalen Investitio-

nen werden in kommunalen Unternehmen getätigt (Richter et al. 2006: 122; Papenfuß 

2013a: 1; Statistisches Bundesamt 2013b: 250ff., 261f.). 

In den Statistiken verdeutlicht sich der vermehrte Trend zur privaten Rechtsform 

(Grossi und Reichard 2014: 4; Grossi und Reichard 2016). Papenfuß (2010: 105) findet 

2010 in einer Analyse aller verfügbaren deutschen Beteiligungsberichte gemessen an 

der Gesamtzahl unmittelbarer Beteiligungen einen Anteil von 76% privatrechtlicher 

Beteiligungen in Mehr- und Minderheitseigentum der Kommunen. In deutschen Groß-

städten mit über 400.000 Einwohnern liegt der prozentuale Anteil sogar bei 86% (Pa-

penfuß 2010: 105; Papenfuß 2012: 56). Auch das statistische Bundesamt berichtet von 

einem Vormarsch der privaten Rechtsform. Von den insgesamt 15127 öffentlichen 

Fonds, Einrichtungen und Unternehmen in Mehrheitseigentum der öffentlichen Hand 

wurden in 2011 immerhin 9793 in privater Rechtsform organisiert, darunter 8815 als 

GmbH (Statistisches Bundesamt 2014: 267).  

Diesen Befund nimmt der Autor zum Anlass für die vorliegende Studie, in der die Kon-

sequenzen formeller Privatisierung erstmals als Autonomisierungstendenzen nach der 

Ausgliederung untersucht werden. Es interessieren vor allem solche Unternehmen, die 

zwar bereits einen Rechtsformwechsel vollzogen haben, sich aber größtenteils noch in 

öffentlichem Eigentum befinden und somit keiner vollständigen bzw. materiellen Priva-

tisierung unterliegen.   
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In der Einleitung wird der Autor zuerst den Begriff des kommunalen Unternehmens 

definieren. Im Anschluss daran sollen Untersuchungsgegenstand und Untersuchungs-

ziele der Studie erläutert werden. Es folgen die Formulierung der Forschungsfrage, die 

Erläuterung des Kontexts, eine kurze Erklärung zur Methodik der Studie, sowie jeweils 

ein Abschnitt zu Relevanz und Aufbau der Arbeit. 

 

1.1 Kommunale Unternehmen: Begriffsverständnis 

Der Begriff des „Kommunalen Unternehmens“ wurde gesetzlich nicht klar und eindeutig 

definiert. Die rechtliche Definition ist stark an den Begriff „Öffentliches Unternehmen“ 

angelehnt (Fabry 2011: 35). Bisherige Abgrenzungen machen sich vor allem anhand der 

Einflussnahme und des Eigentümers fest (Fabry 2011: 35). Das Gesetz gegen Wettbe-

werbsbeschränkungen (GWB) beispielsweise richtet sich an solche Unternehmen, „die 

ganz oder teilweise im Eigentum der öffentlichen Hand stehen oder von ihr verwaltet 

oder betrieben werden“ (§ 130.1 GWB; Fabry 2011: 35). Weiterführender definiert die 

Richtlinie 80/723/EWG öffentliche Unternehmen als „jedes Unternehmen, auf das die 

öffentliche Hand aufgrund Eigentums, finanzieller Beteiligung, Satzung oder sonstiger 

Bestimmungen, die die Tätigkeiten des Unternehmens regeln, unmittelbar oder mittel-

bar einen beherrschenden Einfluss ausüben kann“ (Fabry 2011: 35; Art. 2.1 RL 

80/723/EWG).  

Von einem mittelbaren, beherrschenden Einfluss lässt sich sprechen, wenn die Mehrheit 

der Stimmrechte im Unternehmen durch eine Beteiligung der Kommune an Zweit- oder 

Drittorganisationen zu Stande kommt, die ihrerseits Anteile am Unternehmen halten 

oder Stimmrechte besitzen (§16.4 AktG). Juristisch betrachtet geht es somit lediglich 

um die Beherrschungsmöglichkeit, eine tatsächliche Ausübung des Einflusses ist nicht 

zwingend notwendig (§ 17.1 AktG).  

Auch in der Theorie zielt der Begriff des „öffentlichen Unternehmens“ stark auf den Ei-

gentumsaspekt ab. Radon und Thaler (2005) sprechen von Organisationen, die Privat-

unternehmen in ihren Funktionen und Handlungsweisen sehr ähnlich sind (Radon und 

Thaler 2005: 12f.). Als Hauptunterscheidungsmerkmale nennen sie die öffentliche Ei-

gentümerschaft und dem damit verbundenen Einfluss (Radon und Thaler 2005: 12). 

Bozek et al. (2004) glauben, dass öffentliche Unternehmen „arm`s length entities estab-
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lished to pursue public policy and commercial objectives“ (Bozek et al. 2004: 79) sind. 

In ihrer Definition wird hervorgehoben, dass öffentliche Unternehmen gleichermaßen 

kommerzielle wie auch politische Ziele verfolgen sollen. Shirley (1997) dagegen betont 

den kommerziellen Charakter der Organisationen als „government-controlled entities 

that generate the bulk of their revenues from selling goods and services“ (Shirley 1997: 

850).  

Definierte die OECD State Owned Enterprises (SOEs) ursprünglich als „business entities 

established by central and local governments, and whose supervisory officials are from 

the government” (OECD 2009: 6), wurde diese relative enge Definition bereits in den 

90er Jahren im Zuge großer Privatisierungswellen umformuliert in: „state-owned and 

state-holding enterprises” (..) “those firms whose majority shares belong to the gov-

ernment” (OECD 2009: 6). Anders als die EWG Definition legt die OECD Definition von 

2009 somit einen größeren Wert auf die Mehrheitsbeteiligung des Staates. Ein Bezug zu 

einem originär öffentlichen Gesellschaftszweck wie im deutschen Gemeinderecht be-

steht nach Auffassung der OECD nicht zwingend.  

Um ein „öffentliches Unternehmen“ in Deutschland empirisch eingrenzen zu können, 

wird in der Jahresstatistik ebenfalls eine eigentumsorientierte Definition angewandt. 

Das statistische Bundesamt behandelt vereinfachend nur solche Unternehmen, Fonds 

und Einrichtungen als öffentlich, bei denen „die öffentliche Hand mittelbar oder unmit-

telbar über mehr als 50% der Anteile oder des Stimmrechts verfügt und die sich nicht 

zu den Kernhaushalten zählen lassen“ (Statistisches Bundesamt 2013b: 108).  

Neuerdings wird für privatrechtliche Organisationen auch die Bezeichnung „Privatisier-

te öffentliche Unternehmen“ (Statistisches Bundesamt 2014: 466) verwendet. Der ur-

sprüngliche Begriff vereint allerdings eine Vielzahl verschiedener Rechtsformen (z.B. 

Gesellschaften mit beschränkter Haftung, Eigenbetriebe, Vereine oder Anstalten des 

öffentlichen Rechts) außerhalb der Kernhaushalte, die wiederum in den unterschied-

lichsten Strukturen (bspw. Public-Private-Partnerschaften, interkommunale Zusam-

menschlüsse, Holdingstrukturen, Netzwerke und Verbände) auftreten können.  

In dieser Arbeit zu kommunalen, öffentlichen Betrieben wollen wir zwischen Eigentum, 

Wettbewerb, Rechtsform und politischer Einflussnahme auf Unternehmenstätigkeiten 

differenzieren (Moulton und Bozeman 2010: 88; Bozeman und Moulton 2011: i363ff.). 

Um diese Feinheiten in der empirischen Analyse herauszuarbeiten, wählen wir originär 
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eine relativ simple und pragmatische Definition für öffentliche Unternehmen und be-

zeichnen diese als:  

„Enterprises where the state has significant control, through full, majority or significant 

minority ownership“ (Gnan et al. 2010: 720).  

Der Autor bezieht sich damit zuvorderst auf den Eigentumsbegriff. Bei der betroffenen 

Gebietskörperschaft kann es sich um eine Kommune, einen Kreis, ein Bundesland oder 

einen gesamten Staat handeln. Für kommunale Unternehmen kann die Kommune als 

Alleineigentümer auftreten oder private bzw. gemeinnützige Partner miteinbeziehen. 

Die Kommune besitzt potenziell Steuerungsmöglichkeiten und Kontrollrechte, muss 

diese aber nicht ausüben. Die Rechtsform kann privatrechtlicher oder öffentlich-

rechtlicher Natur sein. Bei einer kommunalen Mehrheitsbeteiligung handelt es sich 

meist um ein traditionelles Versorgungsunternehmen aus den Bereichen Wasser, 

Strom, Krankenversorgung, Abfallentsorgung oder Personennahverkehr. Andere Berei-

che wie Wohnungsbau, Wirtschaftsförderung, Informationstechnologie und Kulturför-

derung gewinnen aber zunehmend an Bedeutung für deutsche Kommunen.  

 

1.2 Untersuchungsgegenstand 

Die vorangestellte Definition kann uns nicht erklären, warum öffentliche Unternehmen 

überhaupt existieren (Florio und Fecher 2011: 362). Abgesehen von ideologischen Ar-

gumenten (Marx 2009) werden Marktversagen (Rees 1984) und politisch-strategische 

Argumente (Bruton 1998) als Gründe für die Existenz von öffentlichen Unternehmen 

angeführt (Cuerva-Cazurra et al. 2014: 921).  

 

Bei vielen Versorgungsunternehmen handelt es sich um natürliche Monopole (Cuerva-

Cazurra et al. 2014: 921). In einem solchen Fall ist es gesamtgesellschaftlich kosten-

günstiger, den Markt über einen Anbieter zu bedienen als über mehrere, weil die 

Grenzkosten bei steigender Ausbringungsmenge unterhalb der Durchschnittskoten ver-

laufen (Knieps 2005: 24; Oelmann 2008: 113; Schomaker 2009: 9). Die Regierung kann 

durch Regulierung von Preisen und Nutzungsrechten oder durch Eigenerstellung auf 

diese Form von Marktversagen reagieren. 
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Eine mögliche, strategische Begründung für staatliche Eigenerstellung lautet, dass sozi-

alpolitische Ziele wie Armutsbekämpfung oder Krankenversorgung nur mit Hilfe von 

eigenen Unternehmen zu erreichen seien (Cuerva-Cazurra et al. 2014: 921). Ebenso 

können Regierungen ein Interesse daran haben, strategisch wichtige Wirtschaftszweige 

zu kontrollieren (Cuerva-Cazurra et al. 2014: 921).   

Das populär angeführte, ökonomische Gegenargument betrifft die Ineffizienz (De Alessi 

1969: 18; Lawson 1994: 305ff.). Als Gründe für Ineffizienzen von öffentlichen Unter-

nehmen werden unter anderem folgende genannt: Der öffentliche Sektor könne nicht 

das nötige Kapital aufbringen, um ebenbürtige Manager einzustellen (Ramaswamy 

2001: 990). Aus schwachen Leistungen werden keine Konsequenzen gezogen (Ramas-

wamy 2001: 990), mangelnde Effektivität und Effizienz seien durch Kapitalstützen des 

Staates aufgefangen (Ramaswamy 2001: 990), die Eigentumsrechte seien unzureichend 

verteilt (Ramaswamy 2001: 990) und Gebietskörperschaften kämen ihren Aufsichts-

pflichten nicht oder nur ungenügend nach (Ramaswamy 2001: 990).  

Trotz der vielen Gegenargumente wissen wir noch sehr wenig über die zu Grunde lie-

genden Governance Aspekte, die mit der Ineffizienz öffentlichen Eigentums in Verbin-

dung stehen. Fehlt es beispielsweise an einem wettbewerbsintensiven Markt, so sind 

auch private Unternehmen nicht erheblich effizienter (Vickers und Yarrow 1988: 3; 

Ramaswamy und von Glinow 2000: 298; Ramaswamy 2001: 996). Viele Privatisierun-

gen scheitern, weil das regulative Umfeld, Werte und Mission des Unternehmens, das 

Führungsverhalten, die Unternehmenskultur und die internen Steuerungs- und Feed-

backmechanismen keine besondere Berücksichtigung in den Konzepten gefunden ha-

ben (Ramaswamy und von Glinow 2000: 299). Die ökonomische Entwicklung der 

Schwellenländer hat darüber hinaus gezeigt, dass viele öffentliche Unternehmen durch-

aus effizient und effektiv arbeiten können und sich Unternehmen wie China National 

Petroleum, Singapore Telecommunications oder Petroleo Brasileiro mittlerweile zu den 

größten und erfolgreichsten multinationalen Konzernen zählen lassen (Cuervo-Cazurra 

et al. 2014: 920, 926). Da viele dieser Unternehmen aber im Falle des Mißerfolgs durch 

staatliches Kapital abgesichert bleiben, stellen sich Fragen der Wettbewerbsverzerrung.  

Genannte Kritikpunkte an der staatlichen Eigenerstellung lassen sich größtenteils auf 

die kommunale Ebene übertragen:   
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Für kommunale Unternehmen steht die Gebietskörperschaft in der regionalen Verant-

wortung als Regulierer, Auftraggeber und Eigentümer (Yescombe 2007: 15ff.; Radon 

und Thaler 2005: 12; Grossi et al. 2010: 232f.; OECD 2014a: 8ff.). Die betreffende Kom-

munalverwaltung muss allen Rollenanforderungen gleichermaßen gerecht werden. Je-

doch können sich wirtschaftliche und politische Ziele durchaus unterscheiden (Radon 

und Thaler 2005: 17ff.). Dies provoziert soziale Kosten, die möglichst klar und deutlich 

zu formalisieren sind und deren Abwägung eine wichtige Aufgabe der Politik darstellt 

(OECD 2014a: 20). Bei imperfekter Rollenverteilung kann es zu beschränkter Hand-

lungsunfähigkeit und Rollenkonflikten in der Geschäftsführung der Unternehmen 

kommen (Aharoni 1981: 1343). Die OECD (2005: 187f.) rät dazu, die Verantwortungs-

bereiche der Steuerungsgremien institutionell strikt zu trennen, um etwaige Zielkonflik-

te transparent offenzulegen.  

Ein zweiter, wichtiger Gesichtspunkt betrifft den politischen Kontext, in den die Unter-

nehmen eingebettet sind. Wegen des wechselnden politischen Umfeldes fehlt es vielfach 

an langfristigen Strategien und Planbarkeit (Ring und Perry 1985: 280f.). Die Bewer-

tung der Zielerreichung erscheint aufgrund mehrdimensionaler Zielgrößen problema-

tisch (Ring und Perry 1985: 280). Viele Ziele werden von politischer Seite bewusst un-

klar und vage formuliert und sind daher schwer überprüfbar (Ring und Perry 1985: 

277ff.).  

Ein drittes Argument betrifft die Werte, die dem Handeln der Unternehmen zu Grunde 

liegen. In wettbewerbsstarken Märkten kann es zu einer Verschiebung weg von traditi-

onellen und hin zu marktorientieren Handlungsweisen kommen, die die Unterneh-

menswerte beeinflussen (Hafsi et al. 1987: 715ff.). Dies provoziert Wertekonflikte zwi-

schen der Unternehmensführung und der Kernverwaltung. Einige Geschäftsführer ent-

wickeln ein besonderes Selbstverständnis, dass das Unternehmensinteresse über das 

Interesse der Kommune stellt (Edeling et al. 2004: 147ff.).  

Ein vierter Aspekt betrifft die Kapitalverflechtungen zwischen Kommunen und Unter-

nehmen. Es führt zu massiven Wettbewerbsverzerrungen, wenn privatrechtliche Un-

ternehmen, die am Markt agieren, im Fall von Misserfolgen durch die öffentliche Hand 

abgesichert werden (Koppell 2006: 130). Ist dies der Fall, bestehen nur geringere An-

reize zu einer guten Haushaltsführung (Whincop 2005; MacCarthaigh 2011; Stan et al. 

2014). Empirisch wurde bewiesen, dass solche Soft Budget-Constraints bei öffentlichen 
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Unternehmen über längere Zeiträume hinweg zu gravierenden Ineffizienzen und Fehl-

anreizen führen können (Bertero und Rondi 2000: 96; Busch und Gustafsson 2002: 

180f.; Bartel und Harrison 2005: 146).  

Fünftens besteht die Gefahr der Intransparenz (Papenfuß 2013a: 70f.). Die Komplexität 

der Beteiligungsstrukturen, die unter dem Dach mehrerer kommunalen Holdings zu-

sammengefasst werden, ermöglicht eine Neustrukturierung der Kernhaushalte (Grön-

negard-Christensen und Pallesen 2001: 295). Einige Kommunen lagerten ihre Schulden 

bereits in sogenannte „Schattenhaushalte“ aus oder verringerten den kommunalen 

Schuldenstand durch zusätzliche Kapital- und Finanzverflechtungen zwischen und in-

nerhalb der Tochter- und Mutterunternehmen (Herrmann 2012: 50ff.).  

Die Wahl des Steuerungsarrangements, ein letzter, häufig genannter Schwachpunkt 

staatlicher Eigenerstellung, scheint besonders erfolgskritisch (Ramaswamy 2001: 990). 

Das jeweilige Steuerungsarrangement der Kommune setzt die besonderen Rahmenbe-

dingungen kommunaler Unternehmen. Es gibt uns Auskunft darüber, inwieweit sich die 

Governance der Kommunalen von reinen Privatunternehmen, die zwar auch der Bran-

chenregulierung unterliegen, wirtschaftliche Entscheidungen aber weitgehend politisch 

autonom treffen können, unterscheidet.  

Als Gegenmaßnahmen zu den genannten Kritikpunkten betont die OECD in ihren Be-

richten zur Public Corporate Governance den Schutz der operativen Managementauto-

nomie vor mikropolitischen Eingriffen (OECD 2005, 2010, 2011, 2014). Es wird gefor-

dert, dass den verantwortlichen Managern volle operative Managementautonomie zu-

gesprochen wird und die zuständigen Aufsichtsräte ihre Aufgaben unabhängig von der 

Regierung wahrnehmen können (OECD 2014a: 7f.). Dafür ist es notwendig, dass der 

Eigentümer eindeutige Finanz- und Leistungsziele setzt, Berichtssysteme einrichtet, den 

Nominierungsprozess von Aufsichtsräten transparent macht, Kostenkalkulationen und 

Kapitalstrukturziele ausgibt und Risikoteleranzen festlegt (OECD 2014a: 7f.).  

Vagliasindi (2008: 21f.) fordert darüber hinaus, dass öffentliche Unternehmen nach 

ähnlichen Maßstäben gesteuert werden, wie private Kontraktnehmer. Daher müssen 

bei politischen Verteilungszielen die daraus entstehenden Kosten bereits im Vorhinein 

quantifiziert und berücksichtigt werden, bei der Formulierung von Optima soll sich eher 

an Branchentrends als an Einzelwerten orientiert werden und es sollen nur solche Ziel-
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größen formuliert werden, die auch tatsächlich vom Management beeinflussbar sind 

(Vagliasindi 2008: 22).  

Auf Lokalebene werden solche und andere formelle Steuerungsmaßnahmen als „kom-

munales Beteiligungsmanagement“ (Otto 2002: 98) zusammengefasst. Kommunales 

Beteiligungsmanagement bezeichnet die „Gesamtheit aller Maßnahmen, die eine Kom-

mune in ihrer Rolle als Gesellschafter(in) bzw. Eigentümer(in) zur Führung der Beteili-

gungsunternehmen (...) einsetzt“ (Otto 2002: 98). Das Management umfasst zum einen 

die Entscheidungen der kommunalen Organisations- und Beteiligungspolitik wie bspw. 

die Gründung, den Erwerb oder Verkauf von Unternehmen wie auch die Möglichkeit, 

Leitlinien und Strategien für den Umfang und die Ziele kommunaler Daseinsvorsorge 

festzulegen (KGSt 2012: 20). Die Entscheidung über diese kommunenübergreifenden 

Sachverhalte obliegt meistens dem Gemeinderat und der Verwaltungsführung der 

Kommune. Darüber hinaus werden unternehmensspezifische Steuerungsentscheidun-

gen getroffen. Dies geschieht zuvorderst in den einzelnen Unternehmensgremien wie 

dem Aufsichtsrat oder der Gesellschafterversammlung (Hille 2003: 115). Während die 

Gesellschafterversammlung durch Repräsentant/innen der Verwaltungsführung wie 

dem Kämmerer oder dem Bürgermeister vertreten wird, sind viele Aufsichtsräte in 

kommuneneigenen Unternehmen mit Politiker/innen aus dem Gemeinderat besetzt, um 

einen angemessenen politischen Einfluss der Gemeindevertreter zu gewährleisten. Aus 

Compliance Gesichtspunkten ist problematisch, nach welchen Kriterien diese Aufsichts-

räte ausgewählt und geschult werden (Papenfuß 2013a: 139ff.).  

Viele Kommunen sind außerdem dazu übergegangen, eine Organisationseinheit Beteili-

gungsmanagement zu gründen, die sich maßgeblich mit der „Entscheidungsvorberei-

tung, -unterstützung, -durchführung und Kontrolle“ (Huffmann 2011: 394; KGSt 2012: 

3) befasst. Ihre Aufgaben umfassen im klassischen Sinne die Betreuung der Mandatsträ-

ger, das Beteiligungscontrolling und die Aufgaben der Administration (KGSt 2012: 19).  

Die Organisationseinheit übernimmt zwar offiziell keine Steuerungsverantwortung, sie 

sammelt jedoch notwendige Informationen zu den Unternehmen und veröffentlicht die-

se in einem Beteiligungsbericht, bereitet Ausgliederungen vor und leitet der Verwal-

tungsführung wichtige Hinweise zur Erreichung der gesetzten Beteiligungsziele weiter 

(Creusen 2014: 8ff.). Für die Überprüfung und Sicherstellung der ordnungsgemäßen 
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Leistungserstellung werden die jeweiligen Fachbereiche der Kommune in die Steuerung 

miteinbezogen.  

 

Abbildung 1 Beteiligungsmanagement als Prozess (KGSt 2012: 19; Creusen 2014: 8)  

Über das Zusammenwirken dieser einzelnen Akteure ist empirisch gesehen nur wenig 

bekannt. Bisherige Studien zur Beteiligungssteuerung konzentrierten sich auf formelle 

und strukturelle Faktoren wie eine Beschreibung der verwendeten Rechtsformen für 

kommunale Unternehmen (Killian et al. 2006; Papenfuß 2012), eine deskriptive oder 

normative Evaluation der eingesetzten Controlling-Instrumente (Diederich et al. 1994; 

Leitstelle Gemeindeprüfung NRW 2001; Pech und Bahn 2002; Hack 2005; Günther und 

Niepel 2006; Schedler et al. 2007; Lenk et al. 2013), die Abfrage von Konzernstrukturen 

(Linhos 2005), die wahrgenommene Rolle der Manager von Stadtwerken (Edeling et al. 

2004), die Rolle von kommunalen Unternehmen allgemein (Bremeier et al 2006), den 

Stand der Einführung des kommunalen Gesamtabschlusses (Jantz et al. 2009; Hengel 

2011), die Anwendung von Corporate Governance Kodizes und Transparenzregelungen 

in den Kommunen (Ruter 2004; KPMG 2007; Röber 2008; Theuvsen und Frentrup 

2008; KPMG 2008; Papenfuß 2008, 2013a; Theuvsen 2011; Weiblein 2011), Organisati-

onsmodelle und Personaleinsatz im Beteiligungsmanagement (Papenfuß und Aufena-

cker 2011), Vergütung und Besetzung von Managementpositionen (Papenfuß 2011), die 

Zahl der verfügbaren Beteiligungsberichte im Netz (Papenfuß und Schäfer 2010, 2011, 
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2012) und die Einführung innerbetrieblicher Steuerungsinstrumente bei Stadtwerken 

(Rottmann 2010; Lenk et al. 2013).  

Oftmals wird den ausgegliederten Organisationen eine fehlende Steuerbarkeit durch 

Politik und Verwaltung unterstellt (Grossi und Reichard 2008: 613; Kuhlmann 2008: 

582). Empirisch belegt ist, dass Steuerungsansätze vor allem finanzielle Aspekte in den 

Vordergrund stellen (Günther und Niepel 2006: 332f.; Hengel 2011: 50; Lenk et al. 

2013: 17). In vielen Fällen besteht kein konsistentes Zielsystem innerhalb der Kommu-

nen oder Ziele bleiben vage formuliert (Günther und Niepel 2006: 332; Bremeier et al. 

2006: 45ff.). Nicht überall ist die notwendige Ressourcenausstattung für ein adäquates 

Zielcontrolling gegeben (Bremeier et al. 2006: 20), die Qualifikation der Aufsichtsräte 

wird in Frage gestellt (KPMG 2014: 19ff.) und es mangelt an einheitlichen Transparenz- 

und Rollenkriterien in der Public Corporate Governance (Papenfuß 2013a: 277f.).  

Dementgegen stehen Modernisierungswellen, wie die deutschlandweite Einführung 

eines kommunalen Konzernabschlusses1 (Jantz et al. 2009: 5ff.) und die Weiterentwick-

lung und Einführung von Public-Corporate-Governance-Kodizes2 für Kommunen (KPMG 

2008; Papenfuß 2013a).  

Public-Corporate-Governance-Kodizes finden sich bereits in vielen Großstädten wie 

Mannheim, Lübeck, Halle, Magdeburg, Leipzig, Mainz, Münster, Gelsenkirchen, Düssel-

dorf, Duisburg, Dortmund, Essen, Bochum, Rostock, Bielefeld oder Frankfurt am Main 

(Burth und Gnädinger 2013; Papenfuß 2013).  

Die Landesregierungen in Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz 

haben entschieden, einen Konzernabschluss bis 2013 verpflichtend in allen Kommunen 

einzuführen (Burth und Gnädinger 2013). Das bedeutet, dass in den Kommunen der 

betreffenden Bundesländer bereits ein konsolidierter Jahresabschluss für Kernhaushalt 

und ausgegliederte Einheiten vorliegen sollte (Busch et al. 2009: 424). Allerdings sind 

bislang deutliche Verzögerungen zu erkennen (Burth und Gnädinger 2013). Da oft keine 

Einbindung in die kommunale Haushaltswirtschaft vorgesehen ist, werden darüber hin-

                                                             
1 Ein Konzernabschluss ist ein konsolidierter Jahresabschluss für Kernhaushalt und ausgegliederte Einheiten 
(Busch et al. 2009: 424). „Im Konzernabschluss werden rechtlich selbständige Unternehmen unter der einheit-
lichen Leitung und/oder unter dem beherrschenden bzw. kontrollierenden Einfluss einer Muttergesellschaft 
zusammengefasst“ (Gräfer und Scheld 2007: 3).  
2 Die Idee eines Public-Corporate-Governance-Kodex ist es, kommunenübergreifende Grundsätze der verant-
wortungsvollen Steuerung und Leitung öffentlicher Unternehmen zusammenzustellen, die sich bereits nach 
wissenschaftlichen Kriterien bewährt haben (Papenfuß 2013b: 304). 
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aus die tatsächlichen Steuerungspotenziale des Konzernabschluss für Kommunen ange-

zweifelt (Busch et al. 2009: 426). 

In dieser Arbeit sollen die Steuerungsarrangements deutscher Großstädte erstmals aus 

Sicht der Gesteuerten beleuchtet werden. Dabei soll insbesondere die Einflussnahme 

der Kommunen auf verschiedene Tätigkeitsbereiche ihrer Ausgliederungen interessie-

ren. Über diese unternehmensspezifischen Sachverhalte ist in Deutschland fast nichts 

und international nur sehr wenig Empirisches bekannt.  

Lediglich MacCarthaigh (2009) veröffentlichte eine ausführliche, deskriptive Studie zur 

Managementautonomie von 25 staatlichen Unternehmen in Irland. In der Stichprobe 

korrelieren Größe und strategische Autonomie der Unternehmen (MacCarthaigh 2009: 

67ff.). Die Personalautonomie dieser Staatsunternehmen wurde von deren Managern 

im Mittel als relativ hoch beurteilt, die Finanzautonomie beurteilten die Verantwortli-

chen dagegen als eingeschränkt (MacCarthaigh 2009: 67ff.). Viele der Unternehmen 

durften ihre Ziele eigenständig formulieren (MacCarthaigh 2009: 42). In Bezug auf fi-

nanzielle Entscheidungen war es einem Großteil der Unternehmen allerdings nicht ver-

gönnt, eigenständig Kredite aufzunehmen oder Tochterfirmen zu gründen (MacCa-

rthaigh 2009: 36).   

 

Eine weitere Studie von Braadbaart et al. (2007) untersucht den Zusammenhang zwi-

schen faktischer Autonomie und Performanz von 22 regionalen und überregionalen 

Wasserwerken in afrikanischen und asiatischen Entwicklungs- und Schwellenländern. 

Dafür verwenden die Forscher einen summarischen Autonomieindex von Cheng et al. 

(2006) (Braadbaart et al. 2007: 115). Abgedeckt sind Fragen zur Beschaffung, zum 

Preisniveau, zur Kreditaufnahme, zur Rechnungsprüfung und zum Personalmanage-

ment. Das Ergebnis zeigt, dass sich viele Regierungen das Recht Kredite abzuschließen, 

Ratsmitglieder zu benennen und abzuberufen, Gehaltsspannen vorzugeben und das 

Recht zur Festlegung der Wassergebühren vorbehalten (Braadbaart et al. 2007: 117). 

Im Mittel ist die Managementautonomie der betroffenen Wasserwerke als eher gering 

einzuschätzen. Allerdings müssen wir berücksichtigen, dass das institutionelle Umfeld 

in den betrachteten Regionen zum Zeitpunkt der Umfrage weit weniger entwickelt war 

als in der deutschen Wasserwirtschaft.   
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Da in der Studie lediglich eine Branche fokussiert wurde, war es den Autoren möglich, 

Pearson Korrelationen mit ausgewählten Performanz Indikatoren zu errechnen. Positi-

ve Korrelationen zwischen Autonomie und Performanz ließen sich unter anderem für 

die Zuverlässigkeit und Effizienz der Werke, deren Gewinn, die Qualität der abgeliefer-

ten Berichte und die Arbeitsproduktivität feststellen (Braadbaart et al. 2007: 119). Dar-

über hinaus bestanden signifikante, positive Zusammenhänge zwischen Autonomiein-

dex und Preisniveau. Leider wurden in der Studie keine zusätzlichen Kontrollvariablen 

berücksichtigt.  

Die einzige, dem Autor bekannte, multivariate Studie zur Managementautonomie in öf-

fentlichen Unternehmen stammt aus dem Jahr 1993 (Lioukas et al. 1993). In dieser Stu-

die sind es vor allem finanzieller Misserfolg und die Kapitalausstattung der griechischen 

Staatsunternehmen, die die verschiedenen Autonomiebereiche einschränken (Lioukas 

et al. 1993: 656ff.). Für ihren Einflussindex bei 110 staatlichen Unternehmen finden die 

Autoren positive Zusammenhänge zwischen Größe, finanzieller Abhängigkeit, sozialer 

Orientierung und der Anzahl der Politiker in den Aufsichtsräten (Lioukas et al. 1993: 

656). Autonomieförderlich wirken sich dagegen der Internationalisierungsgrad und die 

Innovationsfähigkeit der Unternehmen aus (Lioukas et al. 1993: 656). Die Rechtsform 

der Unternehmen bleibt unberücksichtigt. Auch für die spezifische Branche der Unter-

nehmen wird bei Lioukas et al. (1993) nicht kontrolliert, lediglich soziale Unternehmen 

werden mit einer speziellen Codierung versehen. Weitere internationale Studien zur 

Autonomie konzentrieren sich vorwiegend auf wenige Staatsunternehmen (Huber 

2012) oder auf öffentliche Unternehmen in sozialistisch geprägten Schwellenländern 

(Hellman und Schankerman 2000; Wong et al. 2004; Chang und Wong 2004; Cheng et al. 

2006; Chan 2009).  

Es gibt sehr unterschiedliche Ansichten darüber, ob und in welcher Weise Governance 

Veränderungen die Managementautonomie der Einzelbeteiligungen in industrialisier-

ten Ländern beeinflussen. Die direkte Übernahme privatwirtschaftlicher Praktiken kann 

aufgrund der Spezifika öffentlicher Unternehmen ungeahnte Konsequenzen nach sich 

ziehen. Ein kommunales Unternehmen agiert in einem sehr komplexen Umfeld und un-

terhält Beziehungen zu einer großen Anzahl von Stakeholdern. Empirisch gesehen ist 

unklar, wie diese Akteure miteinander interagieren und welche der Instrumente, die 

von Kommunen genutzt werden, die Praxis der Unternehmensführung einschränken. 
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Der Untersuchungsgegenstand der vorliegenden Arbeit ist es deshalb, solche formellen 

und informellen Kontingenzfaktoren zu identifizieren, bei denen ein signifikanter Zu-

sammenhang zur faktischen Managementautonomie kommunaler Unternehmen be-

steht.  

 

1.3 Untersuchungsziele  

Ziel der vorliegenden Untersuchung ist es nicht, Gründe für die Wahl unterschiedlicher 

Rechtsformen zu identifizieren (Bel und Fageda 2007; Flinders 2009; Bel und Fageda 

2010; Bel et al. 2013). Der Autor möchte nicht untersuchen, warum Kommunen be-

stimmte Tätigkeiten auslagern und andere in Eigenerstellung vollziehen (Hefetz und 

Warner 2004, 2007, 2011; Sundell und Lapuente 2012). Ebenfalls soll kein umfassendes 

Bild der aktuellen, kommunalen Steuerungslandschaft entworfen werden (Günther und 

Niepel 2006) oder ein neues Konzept zur Beteiligungssteuerung vorgelegt werden 

(Lasar et al. 2011; Schedler et al. 2011). Primäres Anliegen des Autors ist es lediglich, 

Flexibilisierungstendenzen im Rahmen von Corporatisation Prozessen besser verstehen 

zu lernen (Nelson und Nikolakis 2012: 378ff.).  

 

Einige empirische Untersuchungen haben bereits gezeigt, dass Corporatisation öffentli-

che Unternehmen effizienter und effektiver machen kann (Dunsire et al. 1991; Shirley 

1999;  Bradbury 1999; Irwin und Yamamoto 2004; Bozek und Breton 2003; Aivazian et 

al. 2005; Bilodeau et al. 2007; Gomez-Ibanez 2007). Die Effizienzverbesserungen lassen 

sich nach derzeitigem Erkenntnisstand auf veränderte Kontrollstrukturen (Aivazian et 

al. 2005: 802ff.; Cambini et al. 2011: 214), verstärkten Wettbewerb (Bradbury 1999: 

161), unternehmerisches Handeln (Bernier 2014: 254ff.) und die Vorteile von Flexibili-

sierungen zurückführen (Braadbaart et al. 2007: 120; Nelson und Nikolakis 2012: 

378ff.; Garrone et al. 2013: 527ff.; Beecher 2013: 160f.). Diese Faktoren können aller-

dings in einem erheblichen Ausmaß variieren, wenn politische Stakeholder ihren Ein-

fluss weiterhin geltend machen wollen (Nelson und Niolakis 2012: 382). Rechtsformän-

derung und Wettbewerb stellen somit zwar notwendige, nicht aber hinreichende Be-

dingungen für mehr Managementautonomie in den Unternehmen dar (Vagliasindi 

2008: 7).  
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Das Untersuchungsziel der vorliegenden Forschungsarbeit besteht darin, Flexibilisie-

rungstendenzen in mehrheitlich kommunalen Unternehmen zu identifizieren und hier-

für Erklärungsfaktoren zu identifizieren (Lioukas et al. 1993; Verhoest et al. 2010; Bach 

2014). Dabei soll die vorliegende Untersuchung erstmals nicht nur formelle, sondern 

auch informelle Aspekte berücksichtigen, die in den bisherigen, großflächigen Studien 

zur Public Corporate Governance (Reddy et al. 2011; Almquist et al. 2013; Ennser-

Jedenastik 2013; Papenfuß 2013a; Lenk et al. 2013) weitgehend ausgeblendet wurden.  

Aufgrund der Neuartigkeit des Forschungsvorhabens werden im Literaturüberblick 

Erklärungsfaktoren zur De-facto-Autonomie in verselbstständigten Behörden, den so-

genannten „Agencies“ (Pollitt et al., 2004: 10; Verhoest et al. 2010: 17) herangezogen. 

Die Arbeit verfolgt damit drei Unterziele:  

Erstens soll die aktuelle Steuerungspraxis und –Intensität untersucht werden, mit der 

die lokalen Verwaltungsakteure und Politiker auf die Geschäftstätigkeiten von kommu-

nalen Unternehmen wahrnehmbar Einfluss nehmen. Zweitens sollen neben strukturel-

len Kontextfaktoren wie Branche und Rechtsform weitere, relationale Erklärungsfakto-

ren für die unterschiedlichen Autonomiegrade der Einzelbeteiligungen identifiziert 

werden. Drittens sollen die gewonnenen Erkenntnisse genutzt werden, um praktische 

Handlungsempfehlungen für die Beteiligungssteuerung in Kommunen zu geben.  

 

1.4 Forschungsfrage 

Die Forschungsfrage dieser Arbeit, die im zweiten Kapitel näher erläutert wird, bezieht 

sich auf den Steuerungsbegriff. Steuerung ist ein äußerst vielschichtiges Konzept und 

man kann es aus unterschiedlichen Blickwinkeln betrachten (Geringer und Hebert 

1989). Wenn wir gemeinhin von Steuerung reden, stellen wir typischerweise drei Fra-

gen: Wer steuert? Wie wird gesteuert? Was wird gesteuert? Wir wollen wissen, wer die 

Steuernden sind. Wir wollen wissen, welche Steuerungsinstrumente sie verwenden. 

Letztendlich wollen wir wissen, auf welche Objektbereiche die Steuernden einwirken.   

 

Betrachten wir die Problematik aus Sicht einer Ausgliederung, so stellen sich die glei-

chen Fragen. Wir wollen wissen, wer von externer Seite her Einfluss auf das Unterneh-

mensgeschehen nimmt. Wir wollen wissen, mit welchen Instrumenten diese Akteure 
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Einfluss nehmen. Wir wollen wissen, in welchen Unternehmensbereichen autonom ge-

handelt werden kann und in welche hineingesteuert wird. Die „Was?“-Frage beantwor-

ten wir mit der Managementautonomie der Ausgliederung. Beteiligungssteuerung und 

Managementautonomie können somit als zwei Seiten einer Medaille betrachtet werden 

(Bach 2014: 52ff.). Weil Beteiligungssteuerung im Rahmen der Arbeit aus Sicht der Ge-

steuerten untersucht wird, lautet die Forschungsfrage:  

 

Welche instrumentellen und relationalen Faktoren beeinflussen die Manage-

mentautonomie in kommunalen Mehrheitsbeteiligungen? 

 

Inhaltlich vereint die vorliegende Forschungsfrage damit verschiedene Blickwinkel auf 

den Steuerungsbegriff. Erstens, die Mechanismen, die von Kommunen verwendet wer-

den, um Rechenschaft einzufordern (Geringer und Hebert 1989: 246). Zweitens, die 

Frage nach den primären Steuerungsakteuren (Yesilkagit und van Thiel 2008: 46ff.). 

Drittens, die Wichtigkeit von transaktionskostenbasierten Variablen (Williamson 1985; 

Van der Meer-Kooistra und Vosselman 2000; Krause 2014). Viertens, die relationalen 

Determinanten von Managementautonomie wie beispielsweise Vertrauen, Reputation 

oder kulturelle Ähnlichkeit (van Slyke 2006: 167; Carpenter und Krause 2014: 5ff.; 

Tantardini und Kroll 2015: 12ff.). Zuletzt, in der abhängigen Variable, die jeweilige Di-

mension von Managementautonomie auf die sich die Einflussvariablen auswirken (Ge-

ringer und Hebert 1989: 246; Maggetti und Verhoest 2014: 243f.).  

 

Um erste Erklärungsfaktoren für Managementautonomie in kommunalen Unternehmen 

zu identifizieren, wird untersucht,  

• welche formellen und informellen Instrumente von den Kommunen eingesetzt 

werden, um einen tatsächlichen Einfluss auszuüben, 

• welche Rolle die einzelnen Akteure in der Steuerung einnehmen und 

• welche Rolle den sozialen Beziehungen der Akteure in der Steuerung zukommt.   

 
 
1.5 Kontext 

Das administrative System in Deutschland stellt im europaweiten Vergleich einen 

Sonderfall dar, der bis zu einem gewissen Grad mit einigen skandinavischen Ländern, 

der Niederlande, Österreich und der Schweiz vergleichbar ist (Kuhlmann und Wollmann 
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2014: 17f.). Unter dem Begriff der Kommune versteht man in Deutschland im weitesten 

Sinne sowohl die Gemeinden, die kreisfreien Städte, die kreisangehörigen Städte und 

die Landkreise (Bogumil und Jann 2009: 103). Ende 2013 gab es in Deutschland noch 

ca. 11.161 Gemeinden, 2064 Städte (darunter 107 kreisfreie Städte) und 295 

Landkreise (Statistisches Bundesamt 2014: 29).   

Das Aufgabensystem unterscheidet vier Typen von kommunalen Aufgaben: Deutsche 

Kommunen nehmen einerseits Auftragsangelegenheiten im Bereich des Bundes und der 

Länder wahr (hierzu gehören beispielsweise der Zivilschutz oder die Bauaufsicht), die 

nicht dem eigenen Wirkungskreis zugeordnet werden (Ronellenfitsch und Ronellen-

fitsch 2012: 3). Hierzu zählen auch Pflichtaufgaben nach Weisung, die die Kommunen in 

Form einer unteren, staatlichen Verwaltungsbehörde wahrnehmen (Ronellenfitsch und 

Ronellenfitsch 2012: 5). Bei diesen Tätigkeiten ist eine privatrechtliche Erledigung aus-

geschlossen.  

Darüber hinaus erbringen die Kommunen Selbstverwaltungsangelegenheiten, für die 

die Gemeindevertretung die höchste Entscheidungsinstanz darstellt (Bogumil und Jann 

2009: 104). Hier unterscheidet man die freiwilligen Aufgaben und die Pflichtaufgaben, 

deren Erledigung durch Gesetze zur Pflicht gemacht wird (Bogumil und Jann 2009: 104; 

Ronellenfitsch und Ronellenfitsch 2012: 4f.).  

Pflichtaufgaben umfassen die Bereitstellung von Kindergärten, Jugend- und Sozialhilfe, 

Gemeindestraßen, Wohngeld, Schulverwaltung, Förderung des Wohnungsbaus, Abfall-

beseitigung und Abwasserbeseitigung (Bogumil und Jann 2009: 104f.; Ronellenfitsch 

und Ronellenfitsch 2012: 3f.). Bei pflichtigen Selbstverwaltungsangelegenheiten können 

Kommunen über die Art und Weise der Aufgabenerfüllung entscheiden (Ronellenfitsch 

und Ronellenfitsch 2012: 4).   

In den freiwilligen Aufgaben können Kommunen nicht nur über das „wie“ sondern auch 

die Ziele einer Aufgabenerledigung entscheiden und besitzen eine sehr große Entschei-

dungsfreiheit im Rahmen der Daseinsvorsorge (Bogumil und Jann 2009: 105). Zu den 

freiwilligen Aufgaben zählen unter anderem die Bereitstellung und der Betrieb von Mu-

seen, Versorgungs- und Verkehrsbetrieben, Schwimmbädern, Theatern, Grünanlagen, 

Bürgerhäusern, Wirtschaftsförderung oder Sportstätten (Bogumil und Jann 2009: 104; 

Ronellenfitsch und Ronellenfitsch 2012: 4).  
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Anders als im angloamerikanischen Raum verstehen sich deutsche Kommunen auf-

grund ihrer Historie als produzierende Dienstleister (Ambrosius 2012a: 75f.). Schon 

kurz nach dem ersten Weltkrieg übernahm der deutsche Staat die Aufgabe, daseinsvor-

sorgende Leistungen zu erbringen, um die Chancengleichheit für alle zu verbessern 

(Ambrosius 2012a: 75). Neben hoheitlichen Aufgaben wie innere Sicherheit, Bildung, 

Gesundheit und sozialer Sicherung wurden auch Dienstleistungen wie Verkehr und 

Energieversorgung zunehmend in staatlicher Eigenproduktion erstellt (Ambrosius 

2012a: 77).  

Ein Beispiel für die Entwicklung kommunaler Unternehmen ist die Historie der Stadt-

werke. Stadtwerke entstanden als zuerst relativ lose Querverbünde bereits in den 

1870er Jahren, um Gas- und Wasserversorgung unter einem Dach zu erstellen und Sy-

nergieeffekte zu nutzen (Ambrosius 2012b: 39). Mit Erlass der ersten Eigenbetriebs-

verordnung wurden diese Verbünde in den 1930er Jahren zu eigenständigen Unter-

nehmen, die zunehmend auch Strom und Verkehr im Verbund vereinten und bis heute 

Bestand haben (Ambrosius 2012b: 39). Unter dem „Paradigma des Gewährleistungs-

staates“ (Ambrosius 2012a: 77), das Anfang der 90er Jahre ein stärker marktwirtschaft-

liches Verständnis von kommunaler Leistungserstellung propagierte, wurden Drittpar-

teien und Private in die Leistungserstellungsprozesse miteinbezogen oder zumindest 

formell privatisierte Unternehmen gegründet, um das hierarchisch-administrative Prin-

zip staatlicher Steuerung abzulösen (Ambrosius 2012a: 76ff.). Mittlerweile lassen sich 

Stadtwerke als sogenannte Multifunktionseinheiten beschreiben, die verschiedenste 

Branchen wie Strom- und Wasserversorgung, öffentlicher Personennahverkehr, Trans-

port, Abfallbeseitigung und sogar Stadtmarketing unter dem gemeinsamen Dach einer 

oder mehrerer Beteiligungsgesellschaften vereinen (Linhos 2006: 18ff.; Grossi und 

Reichard 2014: 5).  

Viele Kommunen erkennen in der strategischen Neuaufstellung von privatrechtlichen 

Beteiligungen Wege der Refinanzierung und Möglichkeiten zur Verringerung der Kom-

munalschulden (Busch et al. 2009: 425ff.). Somit entstehen im Eigentum der Kommu-

nen zunehmend auch in den Bereichen Wohnungsbau, Wirtschaftsförderung, Kran-

kenversorgung, Transport, IT-Services, Kultur oder Sport Konzernverbünde von Privat-

unternehmen in der Form von GmbHs und AGs, die in ihren komplexen Eigentü-

merstrukturen und Verästelungen den Strukturen großer Konzerne in der Privatwirt-
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schaft ähneln (Linhos 2006: 17ff.; Reichard und Grossi 2008: 86ff.; Grossi und Reichard 

2014: 5ff.). Die veränderten Strukturen stellen veränderte Anforderungen an die Steue-

rungsfähigkeit der gewährleistenden Kommunen (Reichard und Grossi 2008; 

Leixnering und Bramböck 2013).  

Im Gegensatz zum angloamerikanischen Raum und dem Vereinigten Königreich gilt im 

deutschen Privatrecht kein monistisches System, das Kontrolleure und Geschäftsleitung 

in einem gemeinsamen Management Board von „Executives“ und „Non-Executives“ ver-

eint (Jungmann 2006: 427f.). Das Aktienrecht unterscheidet zum einen den Aufsichtsrat, 

der Überwachungsfunktionen in Bezug auf die Geschäftsleitung wahrnimmt, die Ge-

schäftsleitung einer Aktiengesellschaft bestellen und abberufen kann (Ganske 2005: 

52ff., 185f.) und zum anderen den Vorstand, der die strategische Unternehmensrich-

tung vorgibt, das operative Geschäft des Unternehmens steuert, leitet und überwacht 

(Jungmann 2006: 427f.). Bei fundamentalen Entscheidungen mit hoher strategischer 

oder organisatorischer Bedeutung für die Gesellschaft muss der Aufsichtsrat seine Zu-

stimmung geben (Jungmann 2006: 452ff.), darüber hinaus soll er eine Beratungsfunkti-

on gegenüber der Geschäftsleitung ausüben (KPMG 2013: 8).  

In der derzeit vorherrschenden kommunalen Rechtsform der GmbH ist ein Aufsichtsrat 

verpflichtend einzurichten, sofern das Mitbestimmungsrecht dies verlangt (§1.1.3 Drit-

telbG; §1.1 MitBestG). Entsprechende Gesetze und Sonderregelungen zur Anzahl der 

Mitglieder und Personalvertreter im Aufsichtsrat sind ab einer Mindestgröße von mehr 

als 500 Mitarbeitern zwingend zu beachten. In allen anderen Fällen kann der Aufsichts-

rat einer GmbH freiwillig als sogenannter fakultativer Aufsichtsrat gebildet werden, der 

allerdings von den meisten Gemeindeordnungen empfohlen wird (Ganske 2005: 242ff.). 

Dessen Zusammensetzung und Zuständigkeiten unterliegen dann den besonderen Aus-

gestaltungen der Satzung des Unternehmens und lassen Freiraum für individuelle An-

passungen seitens der Kommunen (KPMG 2013: 7).  

Weil viele Politiker in den Aufsichtsräten tätig sind, kommt es zu einigen Spannungsfel-

dern, die vor allem die fachliche Qualifikation, besondere Interessenkonflikte, die Zeit 

für die Mandatsausübung, die Vergütungssysteme und die Selbstevaluation der Auf-

sichtsräte betreffen (Papenfuß und Thomas 2007: 11). Rechtliche Unklarheiten beste-

hen insbesondere in Bezug auf die Weisungsbindung und die Verschwiegenheitspflicht 

der entsandten Aufsichtsräte (Papenfuß 2013a: 78ff.). In der letzten Zeit haben vor al-
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lem Großstädte individuelle Public-Corporate-Governance-Kodizes entwickelt, um einer 

verantwortungsvolleren Steuerung nachzukommen (Ganske 2005: 45ff.; Papenfuß 

2013a: 99ff.).   

 

1.6 Methodische Vorgehensweise 

Die vorliegende Studie ist als Länderstudie angelegt. Sie soll als eine erste, breiter ange-

legte Querschnittsstudie zum Thema „Autonomie kommunaler Beteiligungen“ auch auf 

internationaler Ebene für europäische Vergleiche genutzt werden. Der zu Grunde lie-

gende Fragebogen wurde vom Autor selbstständig entwickelt und besteht überwiegend 

aus geschlossenen Fragen. Diese Fragen wurden weitestgehend so formuliert, dass sie 

auf verschiedene Branchen anwendbar sind und somit ein Mindestanspruch auf Gene-

ralisierbarkeit besteht. Ein Großteil der Fragen orientiert sich an international gängi-

gen, theoretischen Konstrukten. Um die Studie optimal vorzubereiten, wurde eine ex-

plorative Fallstudie zur Beteiligungssteuerung in einer mittelgroßen deutschen Stadt 

durchgeführt. Unter anderem wurden Ratsmitglieder, Beteiligungsmanager, Aufsichts-

räte und Experten zum Thema Autonomie und Steuerung der Beteiligungen befragt. 

Dadurch konnten bereits im Vorhinein viele wesentliche Erklärungsfaktoren ausge-

macht werden, die im vom Autor erstellten Fragebogen Verwendung finden3.  

Die hier ausführlich diskutierte, quantitative Studie wurde durch den Autor selbst am 

Lehrstuhl für Public- und Nonprofit-Management der Universität Potsdam ohne beson-

dere finanzielle Unterstützung entwickelt und durchgeführt. Die Kommunale Gemein-

schaftsstelle für Verwaltungsmanagement (KGSt), die Allianz der öffentlichen Wasser-

wirtschaft e.V. und der Bundesverband Öffentliche Dienstleistungen - Deutsche Sektion 

des CEEP e.V. haben die Umfrage ideell unterstützt. 

Im Mittelpunkt des Interesses stehen die Mehrheitsbeteiligungen Deutscher Großstädte 

mit über 200.000 Einwohnern. Die Analyse von Großstädten begründet sich damit, dass 

gerade in Großstädten die am weitesten fortgeschrittene kommunale Steuerung zu 

vermuten ist. Die Untersuchung stellt als erste nationale Studie zum Thema Manage-

mentautonomie noch keine Vollerhebung dar, sondern beschränkt sich vornehmlich auf 

                                                             
3 Die wichtigsten Ergebnisse der Fallstudie dienten vor allem dem Autor selbst zur Entwicklung und Strukturie-
rung des späteren Fragebogens. Wesentliche Teile der Untersuchung werden in einem Artikel der Zeitschrift 
Public Organization Review erscheinen und sind auf Anfrage vom Autor erhältlich (Krause 2015). 
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die direkten und indirekten Mehrheitsbeteiligungen der Kommunen auf der ersten und 

zweiten Konzernebene, da gerade hier die Verbindungen zum kommunalen Träger als 

relativ stark angenommen werden.  

Ein großer Vorteil dieses Untersuchungsdesigns liegt auch darin begründet, dass indi-

rekte Beteiligungsverhältnisse auf diesen beiden Ebenen für Außenstehende noch rela-

tiv leicht durchschaubar sind. Hält beispielsweise ein 80%iger kommunaler Konzern 

eine 70% Beteiligung, so ist diese ebenso als kommunales Unternehmen (Kommunaler 

Anteil von 0,8 * 0,7= 56% und beherrschender Einfluss durch den kommunalen Träger 

nach § 290 HGB) einzuordnen. Neben privatrechtlichen Rechtsformen wurden auch 

öffentlich-rechtliche Rechtsformen wie beispielsweise Anstalten des öffentlichen Rechts 

und kommunale Eigenbetriebe in die Untersuchung miteinbezogen, um in dieser Hin-

sicht eine größere Varianz zu gewährleisten.  

 

1.7 Theoretische Relevanz der Arbeit 

Die theoretische Relevanz der Studie begründet sich zum einen darin, dass es die nach 

Kenntnisstand des Autors erste Studie zu kommunalen Unternehmen in einem indust-

riealisierten Land ist, die den Trend der Corporatisation aus Sicht der Gesteuerten be-

leuchtet und die Frage nach den grundlegenden Mechanismen politischer Einflussnah-

me stellt. Dabei knüpft das Forschungsvorhaben an einem Forschungsprojekt an, das es 

sich zum Ziel gesetzt hatte, die faktische Autonomie von ausgegliederten, nachgeordne-

ten Behörden, den sognannten Agencies auf Bundesebene, europaweit vergleichend zu 

untersuchen und hierfür theoretische Erklärungsfaktoren zu finden (Pollitt et al. 2004; 

Verhoest et al. 2010; Verhoest et al. 2011).   

Die zweite Begründung für die Studie ist rein theoretischer Natur. Auch wenn die 

Grundannahmen zum menschlichen Verhalten angezweifelt werden können (Davis et al. 

1997), lieferte die Prinzipal-Agenten Theorie bisher den theoretischen Ansatz zum Ver-

ständnis von Corporate Governance Problemen (Jensen und Meckling 1976: 305ff.; Fa-

ma und Jensen 1983: 301ff.; Eisenhardt 1989: 57; Shleifer und Vishny 1997: 740f.; Pa-

penfuß 2013a: 39ff.).  

Nach der Prinzipal-Agenten Theorie unterscheiden wir Ziel (bspw. den finanziellen Er-

folg), Prinzipal (bspw. die Anteilseigner) und Agent (bspw. den Geschäftsführer bzw. ein 
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Management Board) (Eisenhardt 1989: 58). Der Prinzipal delegiert Aufgaben an einen 

Agenten. Ein Agenturproblem im Rahmen eines Kontraktes entsteht, weil Prinzipale 

und Agenten unterschiedliche Ziele verfolgen können, beide aber ihren eigenen Nutzen 

maximieren wollen (Eisenhardt 1989: 58).  

Auch Shleifer und Vishny (1997), die den sicherlich seither einflussreichsten Corporate 

Governance Artikel veröffentlichten, stützen sich in ihren Überlegungen auf die Prinzi-

pal-Agenten Theorie (Shleifer und Vishny 1997: 738ff.). Aufgrund der Trennung von 

Eigentum und Verfügungsrechten in Kapitalgesellschaften stellen sie die Frage in den 

Mittelpunkt, wie die Geschäftsführer dazu gebracht werden können, das Geld der Inves-

toren zu vermehren (Shleifer und Vishny 1997: 738). Nur im Idealfall sei es möglich, 

einen vollständigen Geschäftsführervertrag aufzusetzen, der alle möglichen Kontingenz-

faktoren berücksichtige und dementsprechend die Gewinne optimal verteile (Shleifer 

und Vishny 1997: 741).  

Unvollständige Kontrakte müssen daher wichtige Anreize wie beispielsweise Bonuszah-

lungen oder Kündigungsgründe setzen, um die Interessen von Geldgebern und Mana-

gern anzugleichen (Shleifer und Vishny 1997: 744). Da relativ kurzfristige Handelsge-

winnspannen am Markt entstehen, sei dem Opportunismus der Manager nur bedingt 

nachzukommen (Shleifer und Vishny 1997: 745). Aufgrund dieser und anderer Proble-

me müsse das Privatrecht bestimmte Kontrollrechte definieren, die den Anlegern bei 

unvorhergesehenen Ereignissen einen Mindesteinfluss auf die Unternehmensführung 

garantieren (Shleifer und Vishny 1997: 773ff.).  

Provozierend behauptet Whincop (2005), dieses Verständnis von Corporate Gover-

nance sei unvollständig, wenn es auf öffentliche Unternehmen angewendet werde, denn 

deren Prinzipale verfolgen gleichermaßen Sach- wie auch Formalziele (Whincop 2005: 

5f.). Whincop (2005: 226f.) glaubt, dass es vielen staatlichen Eigentümern auch im Pri-

vatrecht nicht gelingen werde, ein angemessenes Organisationsumfeld zu schaffen. Die 

Anreize für Eingriffe durch die politische Ebene in bedeutenden Branchen seien 

schlichtweg zu hoch und provozieren Ineffizienzen in der Unternehmensführung 

(Whincop 2005: 115, 227).  

Die wichtigste Ursache dieser Ineffizienzen bestehe in der unzureichenden Formalisie-

rung des öffentlichen Zwecks (Whincop 2005: 7). Anteilseigner würden nach traditio-

nellem Corporate Governance Verständnis erwarten, dass ihr Kapital gewinnbringend 
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eingesetzt wird (Whincop 2005: 6). Diese Anteilseigner seien in öffentlichen Unterneh-

men aber die Bürger und damit auch primäre Leistungsempfänger und Kunden (Whin-

cop 2005: 7). Bürgerinteressen werden durch verschiedene Gruppen mit unterschiedli-

cen Zielen vertreten. Daher sei es schwierig, den originären Zweck eines öffentlichen 

Unternehmens klar zu benennen (Whincop 2005: 7). Dies wiederum eröffne Spielräume 

für politische Interessenpolitik (Whincop 2005: 8).  

Whincop (2005) nennt drei Arten von speziellen Governance Problemen: Die unzu-

reichende Definition des öffentlichen Zwecks bei heterogenen Interessen (Whincop 

2005: 5), die Kosten, die durch ein wettbewerbsfremdes Verhalten in den Unternehmen 

entstehen (Whincop 2005: 6) und das spezielle, zweistufige Prinzipal-Agenten Problem 

bedingt durch Informationsasymmetrien zwischen Bürgern und Politikern auf der ers-

ten Stufe und zwischen Politikern und Managern auf der zweiten Stufe (Whincop 2005: 

5f.).  

Besonders hervorzuheben seien die speziellen Agenturkosten von öffentlichen Unter-

nehmen (Whincop 2005: 6). Anders als bei Privatunternehmen bestehe, selbst wenn 

man sich auf die unbedingt notwendigen Governance Akteure beschränkt, immer eine 

zweistufige Prinzipal-Agenten Beziehung: Die erste Konstellation betreffe die Bürger 

(Anteilseigner) als Prinzipale auf der einen Seite und die Regierungsvertreter (Politi-

ker) als Agenten auf der anderen Seite. Die zweite Konstellation bestehe zwischen Re-

gierungsvertretern auf der einen Seite und dem Management der Unternehmen auf der 

anderen Seite (Wong 2004: 6ff.; Whincop 2005: 6).   

Daher reiche es bei öffentlichen Unternehmen nicht aus, die Macht der Anteilseigner 

gegenüber den Managern zu stärken, denn Politiker werden sich in das operative Ge-

schäft der Unternehmen einmischen oder Partikularinteressen verfolgen (Whincop 

2005: 11). Laut Whincop (2005: 11) kann dieses spezielle Problem nicht mit Hilfe der 

herkömmlichen Corporate Governance Empfehlungen aus dem Privatsektor gelöst 

werden. Bei Unternehmen mit Formal- und Sachzielen müssten die benötigten Gover-

nance Mechanismen dafür sorgen, dass involvierte Parteien sich immer dann durchset-

zen können, wenn eine insgesamt wohlfahrtssteigernde Wirkung eintritt (Whincop 

2005: 12). Politiker in leitenden Positionen seien aber nur selten gewillt, ihren eigenen 

Einflussbereich zu begrenzen (Whincop 2005: 227).   
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Durch Einbezug der tatsächlichen Akteure im Umfeld gewinnt die Thematik zusätzlich 

an Komplexität (Leixnering und Bramböck 2013: 178). Die multiplen Ziele der Unter-

nehmen führt Wong (2004: 7ff.) auf zwei Tatbestände zurück: entweder sind sie bereits 

legislativ angelegt oder sie entstehen dadurch, dass verschiedene Fachbereiche (als 

Kunden, Geldgeber, Eigentümer oder Regulierer) mit unterschiedlichen Zielen Einfluss 

auf die Unternehmen ausüben (Wong 2004: 8). So gesehen spricht vieles dafür, dass die 

Geschäftsführer in öffentlichen Unternehmen eine strategisch schwächere Position als 

ihre Geschäftsführerpendants in der Privatwirtschaft einnehmen (Luke 2010: 147ff.). 

Allerdings wissen wir nur sehr wenig über die Determinanten der Einflussnahme. Es 

gibt keine gesicherten Erkenntnisse darüber, ob Manager von öffentlichen Unterneh-

men ihre Informationsvorteile opportunistisch ausspielen. Einige Manager besitzen si-

cherlich einen Informationsvorteil gegenüber der Verwaltungsleitung (Whincop 2005: 

5). Sie erfüllen aber gleichermaßen eine Mediatorrolle, weil sie verschiedene Interessen 

aus Politik und Verwaltung in ihren Entscheidungen antizipieren müssen, um ihre Legi-

timität zu sichern (Thomasson 2009: 249f.; Luke 2010: 156f.; Luke et al. 2011: 345).  

 

Aus diesem Grund wählt der Autor für diese Studie einen theoretischen Ansatz aus der 

Organisationssoziologie. Dieser bezieht relationale Geflechte von Akteuren in die empi-

rische Analyse ein: Die Social-Exchange-Theorie  (Homans 1958, 1961; Blau 1964, 

1968; Emerson 1976; Cook et al. 2013). Die Social-Exchange-Theorie fasst soziales Ver-

halten als einen reziproken oder verhandelten Austausch auf, der es Akteuren ermög-

licht, Einfluss auszuüben oder deren Einfluss begrenzt (Cook und Rice 2006: 53). Im 

Mittelpunkt dieser Überlegungen steht die Interdependenz der Akteure (Blau 1964: 

25ff.). Soziale Attribute und Ressourcen der betreffenden Akteure beeinflussen deren 

Abhängigkeit bzw. Autonomie zueinander (Emerson 1962, 1964). Für viele Social- 

Exchange-Theoretiker besteht daher eine enge Verknüpfung zwischen Macht- und Aus-

tauschkonstellationen in sozialen Beziehungen (Blau 1964: 115ff.; Emerson 1972: 39).  

Der zweite Beitrag der vorliegenden Forschungsarbeit besteht folglich darin, Annahmen 

der Social-Exchange-Theorie auf die Managementautonomie von kommunalen Ausglie-

derungen zu übertragen, theoriegeleitete Hypothesen zu formulieren und diese für 

kommunale Unternehmen zu testen. Der Fall Deutschland wird in dieser Arbeit als Re-

ferenz angeführt, weil Deutschland über ein funktionierendes, gut entwickeltes Rechts-
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system verfügt und der öffentliche Sektor in Deutschland auf einem qualitativ hohen 

Niveau Dienstleistungen bereitstellt.  

Um den Erklärungsgehalt der Social-Exchange-Theorie einer kritischen Überprüfung zu 

unterziehen, wird das Analysemodell um Hypothesen aus der Transaktionskostentheo-

rie ergänzt (Williamson 1985; Leimeister et al. 2010). Die Transaktionskostentheorie 

baut auf ein begrenzt rationales Menschenbild und die Annahme des Opportunismus 

auf (Jensen und Meckling 1976; Williamson 1985; Eisenhardt 1989). Besitzt eine der 

Vertragsparteien einen starken Informationsvorteil, so wird dieser durch Betrug, Ver-

fremdung oder Zurückhaltung von Informationen ausgenutzt (Williamson 1985: 57ff.). 

Es kommt zu Transaktionskosten, die beispielsweise für die Überwachung und Absiche-

rung der Vereinbarungen, die Lösung von Konflikten und die Nachverhandlungen bei 

unvorhergesehenen Umständen anfallen (Kieser 2002: 225f.).  

Auch die Transaktionskostentheorie trifft Aussagen zur Autonomie von Kontraktpart-

nern und kann deshalb zur Beantwortung der Forschungsfrage herangezogen werden. 

Sie wird gemeinhin genutzt, um die Entscheidung für Eigenerstellung oder Contracting 

Out zu erklären (Hefetz und Warner 2012) und sie liefert empirische Hinweise zur Op-

timierung der Controllingsysteme (Caglio und Ditillo 2008). Allerdings liessen sich 

transaktionskostenbasierte Hypothesen zu Steuerungsmechanismen in Kommunen bis-

her kaum bestätigen (Cristofoli et al. 2010, Ditillo et al. 2015).  

 

1.8 Aufbau der Arbeit 

Die Arbeit gliedert sich insgesamt in drei Teile und fünf Kapitel. Sie umfasst einen Theo-

rie- und einen Empirieteil. Der Theorieteil gliedert sich in die Kapitel eins und zwei. Der 

Empirieteil gliedert sich in die Kapitel drei und vier. Der dritte Teil der Arbeit umfasst 

das fünfte Kapitel. 

Nach dieser Einleitung, in der der Untersuchungsgegenstand und die Forschungsfrage 

vorgestellt wurden, sollen im zweiten Kapitel die in dieser Arbeit verwendeten Begriffe 

der Steuerung und Managementautonomie im politischen Kontext näher definiert wer-

den. Danach wird der bisherige Literaturstand zu Kontextfaktoren der Autonomie aus 

der Agenturforschung dargestellt, auf das Untersuchungsobjekt kommunales Unter-

nehmen übertragen und die spezifisch theoretische Forschungslücke identifiziert. Für 
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die Datenanalyse wird ein theoretisches Untersuchungsmodell entwickelt. Die Hypothe-

sen werden vor allem aus der Social-Exchange-Theorie (Homans 1958, 1961; Blau 

1964; Emerson 1976) und der Transaktionskostentheorie (Williamson 1975, 1981, 

1985) abgeleitet. Das zweite Kapitel liefert somit den theoretischen Untersuchungs-

rahmen für das empirische Vorgehen.  

 

Im empirischen Teil der Arbeit sollen die aufgestellten Hypothesen einer kritischen Un-

tersuchung unterzogen werden. Das dritte Kapitel dient der Erläuterung der Methodik, 

der Operationalisierung der Variablen, der Beschreibung des Samples und der Grundge-

samtheit. Im vierten Kapitel werden die aufgestellten Hypothesen mit multivariaten 

Analysemethoden überprüft. Der letzte Teil der Arbeit fasst in Kapitel fünf noch einmal 

die wichtigsten Ergebnisse zusammen, diskutiert Aussagekraft und Limitationen der 

Studie und leitet einige praktische und theoretische Handlungsempfehlungen ab.  
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2 Theoretischer Bezugsrahmen: Forschungsstand und Erklärungsmodell 
 
Im folgenden Kapitel werden zuerst die Begriffe Steuerung und Autonomie definiert. Im 

zweiten Teil des Kapitels wird der bisherige Literaturstand zur faktischen Manage-

mentautonomie von Agencies erörtert und auf die De-facto-Autonomie von öffentlichen 

Unternehmen übertragen. Es folgt ein Abschnitt zum nur geringen Forschungsstand bei 

öffentlichen Unternehmen. In einem gemeinsamen Fazit werden die wichtigsten Er-

kenntnisse zur Managementautonomie von Ausgliederungen zusammengetragen und 

eine konkrete Forschungslücke identifiziert.  

 

Im dritten Teil des Kapitels wird das theoretische Analysemodell erörtert. Zuerst wird 

die Transkationskostentheorie erklärt und auf das Untersuchungsobjekt übertragen. 

Darauf aufbauend werden neun Hypothesen zur Beschaffenheit der Transaktionen ab-

geleitet. Im Anschluss werden die Grenzen und Schwächen der Theorie diskutiert. In 

einem zweiten Abschnitt wird die Social-Exchange-Theorie vorgestellt und zehn Hypo-

thesen zur Beschaffenheit von sozialen Attributen der Akteure aufgestellt. Wiederum 

werden Grenzen und Schwächen der Theorie diskutiert. Kapitel zwei endet mit einem 

zusammenfassenden Fazit.    

 

2.1. Definitionen  

Es ist eine fast unlösbare Herausforderung die Begriffe „Steuerung“ und „Autonomie“ in 

einem einzigen Kapitel auf drei bis vier Seiten zu definieren, denn über diese Begriffe 

wurden ganze Habilitationen verfasst.  

Der Begriff der Steuerung steht schon lange im Mittelpunkt grundlegender verwal-

tungswissenschaftlicher Überlegungen (Weber 1922; Gulick 1937; Simon 1959; Lind-

blom 1959; Cyert und March 1963; Cohen et al. 1972; Dunsire 1978; Wood und Wa-

terman 1991; Kaufmann und Majone 1986; McCubbins et al. 1987; Moe 1990; Hood 

1991; March und Simon 1993;  March und Olsen 1998; Huber und Shipan 2000; Krause 

2010). Im traditionellen Bürokratieverständnis ist die Steuerung der Verwaltung ge-

kennzeichnet durch Regeln und Hierarchien, die die Koordination der Akteure erleich-

tern (Weber 1922). In Webers Bürokratiemodell fallen funktionale und hierarchische 

Differenzierungen zusammen und die Koordination beruht auf rational-legalen Verfah-
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rensweisen (Weber 1922). Auch die Tradition des Scientific Management betont die 

bewusste, strukturelle Arbeitsteilung in Organisationen (Taylor 1911; Gulick 1937). 

Die betriebswirtschaftliche Perspektive unterscheidet zwei Gruppen von Steuerungsde-

finitionen: engere, die sich auf einen einfachen kybernetischen Kreislauf des Messens, 

Berichtens und Korrigierens beziehen lassen (Merchant 1998: 2; Weetman 2006: 10; 

Drury 2008: 11) und weiter gefasste Definitionen, die zwischen verschiedenen Ebenen 

der Steuerung unterscheiden (Ouchi 1980; Hofstede 1981: 197f.; Merchant 1998: 2ff.; 

Young und Anthony 2008: 3f.). In einer weiter gefassten Definition von Anthony und 

Young (2003) findet auf oberster Ebene die Strategieformulierung statt, Ziele werden 

definiert und Aktivitäten zur Zielerreichung werden festgehalten (Anthony und Young 

2003: 3ff.). Auf zweiter Ebene wird der Einsatz der Ressourcen so verteilt und über-

prüft, dass die gesetzten, strategischen Ziele erreicht werden können und auf der drit-

ten Ebene sprechen wir von routinierter Aufgaben- und Prozesskontrolle (Anthony und 

Young 2003: 3ff.).     

Arbeiten von Simon (1959) und Lindblom (1959) allerdings haben früh gezeigt, dass 

das Verwaltungshandeln der Realität sich nicht durch rein rationale Ursache-

Wirkungsketten beschreiben lässt, sondern der Annahme der begrenzten Rationalität 

unterliegt. Strategieformulierung findet oft im Zusammenspiel von verschiedenen Akt-

euren als relativ unkoordinierter, inkrementeller Prozess unter Unsicherheit statt 

(Lindblom 1959: 80ff.). Die Unvollkommenheit in der Information der einzelnen Akteu-

re und die Begrenztheit in der Informationsverarbeitung führt zum sogenannten „Satis-

ficing“ (March und Simon 1993: 151ff.), Problemlösungen die nicht als perfekt effiziente 

Lösungen begriffen werden können (Simon 1959: 120; Cyert und March 1963: 116ff.; 

March und Simon 1993: 151ff.).  

Pfadabhängigkeitsmodelle erkennen in der Steuerung von politischen Institutionen viel-

fach historisch gewachsene, institutionelle Muster, die sich aus zurückliegenden, klein-

teiligen Entscheidungen zu Routinen weiterentwickelt haben (Krasner 1988: 83ff.; 

Mach und Olsen 1996: 256f.). Das Garbage Can Modell beschreibt den organisationalen 

Entscheidungsprozess mathematisch als Ansammlung von Auswahlmöglichkeiten, de-

nen noch keine Probleme zugeordnet wurden, Lösungen die nach Problemen verlangen, 

eine Vielzahl an Gefühlslagen und Problemen, die nach Entscheidungssituationen su-

chen sowie Entscheidungsträgern, die auf Arbeit angewiesen sind (Cohen et al. 1972: 
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1ff.). Damit werden Probleme und Entscheidungen teilweise voneinander entkoppelt 

(Cohen et al. 1972: 16). Entscheidungen werden nur dann als solche getroffen und nicht 

umgangen, wenn die veränderten Rahmenbedingungen in ihrer Kombination neue 

Handlungsfenster eröffnen (Cohen et al. 1972: 16; Kingdon 1995: 168ff.).  

Angelehnt an diese weniger rational anmutende Vorstellung der Entscheidungsfindung 

in Organisationen bildete sich ein verhaltenswissenschaftlicher Steuerungsbegriff her-

aus, der den Ideen der Kybernetik entlehnt wurde (Parsons und Platt 1973; Parsons 

1977; Luhmann 1997). Die Perspektive der sich selbst steuernden Systeme befasst sich 

vor allem mit Interaktionsprozessen in sozialen Systemen (Luhmann 1987). Der ak-

teurzentrierte Institutionalismus stellt als Gegenposition zur Selbststeuerung eine Ver-

bindung zwischen Koordinationsmechanismen und Akteuren her (Mayntz und Scharpf 

1995; Scharpf 2006).  

Kaufmann (1986) kombiniert betriebswirtschaftliche mit verhaltenswissenschaftlichen 

Elementen und versteht die Probleme der administrativen Koordination im kyberneti-

schen Sinne als Probleme der Guidance, Steuerung und Evaluation (Kaufmann 1986: 

211ff.). Als Guidance bezeichnet Kaufmann „the function of standard-setting for actors 

who are to be linked for some of their potential actions into a system in order to achieve 

outcomes of higher complexity“ (Kaufmann 1986: 225). Solche Standards werden bei-

spielsweise von der Marktrationalität des Wettbewerbs über den Preismechanismus 

und den finanziellen Erfolg gesetzt (Kaufmann et al. 1986: 218). Der Prozess der Evalu-

ation gleicht einer „function of feed-back and concerns particular acts as well as the 

output of a whole system of action as far as it matches some desired outcomes and some 

mechanism of control“ (Kaufmann 1986: 225). In dieser Arbeit definieren wir den Be-

griff der Steuerung im Sinne Kaufmanns (1986) als  

„the function of information and motivation for (intelligent) conformity to (..) a system of 

interrelated actions“ (Kaufmann 1986: 225). 

Die Definition beinhaltet damit eine Informations- und eine Motivationsdimension. In-

formationen dienen dem Steuernden dazu, die Einhaltung von Richtlinien, Handlungs-

vorgaben oder Zielen überprüfen zu können und gegebenenfalls auf neue Rahmenbe-

dingungen hin anzupassen, um Konformität hervorzurufen. Motivationen bestehen oder 

werden genutzt, wenn Individuen oder Gruppen einen intrinsisch oder extrinsisch be-

dingten Antrieb zur Konformität mit dem Steuernden besitzen oder erwerben. Was ge-
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nau Kaufmann (1986) unter „intelligenter“ Konformität versteht bleibt offen. Der Autor 

wird in der Definition auf diese Wertung verzichten4.  

Als Gegenpol zum Steuerungsbegriff verwendet man, wenn von Ausgliederungen aus 

der Kernverwaltung gesprochen wird, oftmals den Begriff der „De-facto-Autonomie“ 

(Flinders 2008: 145; Bach 2014: 54ff.) als „the exemption of constraints on the actual 

use of decision-making competencies“ (Nordlinger 1987: 361; Verhoest et al. 2004: 

104).  

Gelegentlich kommt es zur Kritik an dieser spiegelbildlichen Sichtweise. Kritische Über-

legungen fußen darauf, dass Steuerungsmechanismen und deren Wirkungen auf die 

Autonomie unterschiedlich ausfallen können (Roness et al 2008: 164). Laegreid et al. 

(2008: 23f.) glauben sogar, dass es sich bei Autonomie und Steuerung um zwei vonei-

nander unabhängige Dimensionen handeln könnte. Die unterschiedlichen Ergebnisse 

weisen aber lediglich darauf hin, dass sich der Autonomiebegriff aus mehreren Dimen-

sionen zusammensetzt, die sich nicht gleichwertig aufsummieren lassen (Bach 2014: 

53).  

Wird der gleiche Entscheidungsgegenstand von unten und oben her betrachtet, so kön-

nen negative Zusammenhänge zwischen Einflussnahme und Autonomie durchaus auf-

gedeckt werden (Verhoest et al. 2004: 106ff.; Flinders 2008: 145; Verhoest et al. 2010: 

18ff.; Bach 2014: 53). Ob man von Autonomie oder von Steuerung spricht, wird somit 

vor allem zu einer „Frage der Perspektive“ (Bach 2014: 53). 

In dieser Arbeit widmen wir uns vorwiegend der Managementautonomie in kommuna-

len Unternehmen und definieren:  

„Management autonomy refers to senior management’s ability to make decisions concern-

ing the overall organisation, financial and personnel management of the entity without 

                                                             
4 Bovens (2007) unterscheidet darüber hinaus zwischen dem Begriff der Steuerung und dem der „Accountabili-
ty“. Nach Bovens (2007) können spezifische Arten von Beziehungen als ein Fall von Accountability gewertet 
werden. „A relationship qualifies as a case of accountability when (1) there is a relationship between an actor 
and a forum (2) in whcih the actor is obliged (3) to explain and justify (4) his conduct (5) the forum can pose 
questions (6) pass judgement (7) and the actor may face consequences“ (Bovens 2007: 452). Steuerung ver-
steht Bovens (2007) „broader than accountability and can include both ex ante and ex post mechanisms of 
directing behavior. Control means having power over and it can involve very proactive means of directing 
conduct“ (Bovens 2007: 454). Die Begriffe Steuerung und Accountability können somit nicht synonym verwen-
det werden, wenngleich alle Accountability Beziehungen immer einen Steuerungsaspekt beinhalten (Bovens 
2007).  
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the constant involvement or need for approval by political or administrative municipal 

entities” (OECD 2002: 13; Bouckaert und Peters 2004: 37). 

Faktische Managementautonomie bezeichnet damit eine empirische Momentaufnahme 

der politischen und bürokratischen Einflussnahme auf die Managementtätigkeiten einer 

Organisation (Geringer und Hebert 1989; Lioukas et al. 1993; Lægreid et al. 2008; Ver-

hoest et al. 2010). Anders als bei der Formalautonomie, die die rechtlichen Aspekte in 

den Vordergrund stellt, wird diese Einschätzung von Befragten in den Organsationsein-

heiten vorgenommen und kann sich im Zeitablauf verändern (Verhoest et al. 2004; Ol-

sen 2009). Dies gilt auch, wenn die gesetzlichen Rahmenbedingungen bestehen bleiben.  

Beim verwendeten Autonomiebegriff handelt es sich immer um ein relationales Kon-

strukt (Olsen 2009: 441f.). In einer Analyse sind die betrachteten Akteure, die auf die 

Organisation Einfluss nehmen, eindeutig zu benennen (Yesilkagit und van Thiel 2008: 

139ff.; Bach 2014: 53). Ändert sich beispielsweise der Einflussbereich des Finanzdezer-

nats, so hat dies womöglich Auswirkungen auf die Finanzentscheidungen der betroffe-

nen Organisation. Wechselt die Regierung, so kann es zu einer neuen strategischen Aus-

richtung der Organisation kommen.    

Die politische Einflussnahme selbst kann mit Hilfe von formellen und informellen Ele-

mente vollzogen werden (Romzek et al. 2014: 813ff.; Carpenter und Krause 2014: 9f.). 

In Kontrakten werden die Anforderungen an ein Produkt spezifiziert und die Regeln des 

Austauschs geschaffen (Brown et al. 2015: 7)5. Produktanforderungen können Inputs, 

Prozesse, Outputs und Wirkungen der Leistungserstellung definieren (Brown et al. 

2015: 7). Weil aber nicht alle Ungewissheiten im Vorhinein absehbar sind, bleiben auch 

extensive Kontrakte für komplexe Leistungen bis zu einem gewissen Grad unvollständig 

(Brown et al. 2015: 1f.). In der Kontraktforschung spricht man von relationalen Kon-

trakten, die zusätzlich auf gegenseitiges Vertrauen und informelle Beziehungen zwi-

schen den Kontraktpartnern setzen (Bertelli und Smith 2010; Amirkhanyan et al. 2010).  

 

 

                                                             
5 Brown et al. (2015) unterscheiden bei den Austauschregeln vor allem zwei Formen der Kompensation: In 
„Fixed Price-Contracts“ wird der Preis für ein fertiges Produkt im Vorhinein ausgehandelt (Brown et al. 2015: 
9). In „Cost-Reimbursement Contracts“ werden die Verkäufer für die anfallenden Produktionskosten kompen-
siert (Brown et al. 2015: 9). 
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2.2 Literaturstand und Forschungslücke 

Seit den 90er Jahren werden unter dem Label „Quango“ (Quasi-autonomous-non- 

governmental-Organisation) alle Organisationen zusammengefasst, die aus Effizienz-

gründen in separate öffentlich-rechtliche, hybride oder privatrechtliche Organisationen 

ausgegliedert wurden, „positioned at arm’s length from ministers, partly in order to give 

the managers greater freedom to manage“ (Pollitt und Bouckaert 2004: 7; de Kruijf 

2011: 17ff.).  

Im folgenden Literaturüberblick soll an vorherige Forschung zu Quangos angeknüpft 

werden, die das Konzept der De-facto-Autonomie verwendet. Dieser Forschungsstrang 

beschäftigt sich vor allem mit der Reformbewegung der Agencification6. Im vorliegen-

den, einführenden Abschnitt sollen die Unterschiede zwischen Agenturen und Unter-

nehmen gekennzeichnet werden, um die Erkenntnisse der späteren Literaturanalyse 

nutzbar zu machen.  

Eine Agentur ist nach gängiger Definition dadurch gekennzeichnet, dass sie  

„(1) überwiegend oder ausschließlich auf öffentlich-rechtlicher Grundlage tätig 

ist,  

(2) funktional aus der Ministerialverwaltung ausgegliedert ist, 

(3) anders als das Ministerium über einen gewissen Grad an Autonomie bei ad-

ministrativen oder inhaltlichen Entscheidungen verfügt, 

(4) gleichwohl aber auf eine Weise mit dem Ministerium verbunden ist, die dem 

Minister oder Staatssekretär erlaubt, den Haushalt und die wichtigsten Ziele der 

Organisation zu ändern,  

(5) somit auch gegenüber dem politisch verantwortlichen Minister keine voll-

ständige gesetzliche Unabhängigkeit besitzt,  

(6) kein gewinnorientiertes Unternehmen ist,  

(7) sie über einen längeren Zeitraum besteht und  

                                                             
6 „ Die Errichtung von verselbstständigten Behörden auf Bundes- und Landesebene, die klar abgegrenzte Auf-
gaben wahrnehmen, leistungsbezogen gesteuert werden und erweiterte administrative Handlungsspielräume 
erhalten“ (Bach 2014: 23). 
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(8) über eigene finanzielle und personelle Ressourcen verfügt“  

(Pollitt et al. 2001: 274f.; Talbot 2004: 4f.; Verhoest et al. 2010: 17f.; Bach 2014: 29). 

Weiterführender kategorisiert van Thiel (2011: 20) in ihrer Definition Agenturen ohne 

eigene Rechtspersönlichkeit (Typ 1), solche die auf Basis einer eigenen Satzung etab-

liert werden (Typ 2) und Bundesunternehmen im Privatrecht (Typ3) (van Thiel 2011: 

21). In Anlehnung an diese Kategorisierung ließen sich öffentliche Unternehmen als 

eine spezielle Form von Quango begreifen, die der Agentur in vielen wichtigen Merkma-

len ähnelt (van Thiel 2011: 21ff.).  

Dennoch lassen sich wesentliche Unterschiede zwischen Agenturen und Unternehmen 

in den folgenden Aspekten feststellen: Öffentliche Unternehmen können im Privatrecht 

geführt werden. Je nachdem, ob sie in einem offenen Wettbewerb zu Privaten stehen, ist 

eine starke oder weniger starke Gewinnorientierung zu vermuten (Lasar et al. 2011: 

226f.). Einige öffentliche Unternehmen werden als Projektgesellschaften konzipiert und 

sind deshalb äußerst kurzlebig. Im Gegensatz zu ausgegliederten Behörden werden öf-

fentlichen Unternehmen vor allem für Dienstleistungs- und Produktionsprozesse ge-

nutzt. Originäre Aufgaben der Politikvorbereitung und Regulierung sind im Normalfall 

nicht beabsichtigt. Die folgende Abbildung soll diese Unterschiede verdeutlichen: 

Merkmale Agentur Öffentliches Unternehmen 

 

Rechtsgrundlage 

 

Öffentlich-rechtlich 

 

Privatrechtlich oder  

Öffentlich-rechtlich 

 

Ausgliederung 

 

Funktionale Ausgliederung 

 

Funktionale Ausgliederung in 

einem Wettbewerbsumfeld 

 
Art der Autonomie 

 
Mindestgrad an Autonomie bei 

administrativen Entscheidungen 

 
Hoher Grad an Autonomie bei 

(operativen) Produktionsent-

scheidungen 
 

 

Beziehung zu Minister bzw. 
Fachbereich 

 

Erlaubt es, Haushalt und wichti-
ge Ziele zu ändern 

 

Unternehmen besitzen einen 
eigenständigen Haushalt; Sat-

zung ermöglicht Zieländerungen 

 
 

1,8 Agentur besitzt keine vollstän-

dige Unabhängigkeit 

Kann (im Extremfall) vollstän-

dige Unabhängigkeit besitzen 
Gewinnorientierung Keine Gewinnorientierung Gewinnorientierung und Kos-

teneffizienz bei bestehender 

Sachzieldominanz  
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Zeitraum Besteht über einen längeren 

Zeitraum 

Besteht nicht zwingend über 

einen längeren Zeitraum 

Ressourcen Verfügt über eigene finanzielle 
und personelle Ressourcen 

Verfügt über eigene finanzielle 
und personelle Ressourcen 

 

Wichtigste Aufgabe Regulierungsaufgaben, Admi-

nistration und Erbringer von 
Dienstleistungen 

Erbringen Dienstleistungen am 

Endkunden, Meist keine originä-
ren Regulierungsaufgaben 

 

Abbildung 2  Vergleich zwischen Agenturen und öffentlichen Unternehmen  (Eigene Darstellung 
in Anlehnung an Shirley 1997: 856ff.; Pollitt et al. 2001: 273f.; Reichard 2009: 61ff.; Radon und Thaler 
2005: 12ff.; van Thiel 2011: 20) 

Da seit Mitte der 90er Jahre keine erklärenden, quantitativen Untersuchungen zur De- 

facto-Managementautonomie von öffentlichen und kommunalen Unternehmen vorlie-

gen, soll der folgende Literaturüberblick dazu dienen, Erkenntnisse der Forschung zu 

Agenturen auf öffentliche Unternehmen zu übertragen, wesentliche Einflussfaktoren auf 

die Managementautonomie zu identifizieren und eine Forschungslücke für die empiri-

sche Analyse herauszuarbeiten.  

Um die spezielleren Eigenheiten im Kontext der Unternehmen ebenfalls zu berücksich-

tigen, werden in einem zweiten Teilabschnitt frühe theoretische Ansätze und Fallstu-

dien angeführt, die sich explizit mit der Steuerung von öffentlichen Unternehmen ausei-

nandersetzen. Leider ist dem Autor bis dato lediglich eine vergleichbare großflächige, 

empirsche Studie zur abhängigen Variable De-facto-Autonomie bekannt (Lioukas et al. 

1993).   

 

2.2.1 De-facto-Autonomie von Agenturen 

Eine große Gruppe von Delegationsforschern beschäftigt sich seit über einem Jahrzehnt 

mit dem Phänomen der Agencification, der „Gründung und Verbreitung von unabhängi-

gen, oft regulativ tätigen Agenturen“ (Bach 2014: 23; Maggetti und Verhoest 2014: 

242ff.). Dabei untersuchten die Forscher eine große Anzahl von betroffenen Branchen 

wie beispielsweise den Finanzbereich, die Stromversorgung, Telekommunikation oder 

andere Versorgungsbereiche (van Thiel 2001, 2004; Pollack, 2002; Gilardi, 2002, 2005, 

2009; Thatcher 2002; Jordana und Levi-Faur 2004; Levi-Faur 2005; Coen 2005; Jordana 

et al. 2011).  



                         Teil I Theorie    37 

 
 

In vielen Länderstudien zur Agencification zeigte sich, dass die formale Unabhängigkeit 

nicht immer mit einer höheren De-facto-Autonomie der Agenturen zusammenfallen 

muss (Dudley 1994: 220ff.; Verhoest et al. 2004: 101ff.; Maggetti 2007: 271ff.; Bach 

2014: 58). Es schien nicht die legale oder die strukturelle Autonomie allein zu sein, die 

eine ausgegliederte Organisation als bürokratisch autonom definierte (Verhoest et al. 

2004; Maggetti 2007; Yesilkagit und van Thiel 2008; Verschuere und Barbieri 2009; 

2012; Bach 2014).  

Laut Olsen (2009: 441ff.) eröffnen sich auch innerhalb formaler und struktureller Gren-

zen spezifische Entscheidungsspielräume, die sich als Teildimensionen von Autonomie 

begreifen lassen. Ein wichtiger Forschungsstrang der Delegationsforschung beschäftigte 

sich daher im Rahmen eines europaweiten Umfrageprojektes mit dieser wahrgenom-

menen De-facto-Autonomie von ausgegliederten Agenturen (Verhoest et al. 2004; Mag-

getti 2007; Busuioc 2009) und untersuchte, inwieweit sich die „reale bürokratische Au-

tonomie“ (Yesilkagit 2004: 531) auf unterschiedliche Rechtsformen oder strukturelle 

Gegebenheiten zurückführen lässt und inwieweit die vorgelagerten Reformprozesse 

einen Einfluss genommen haben.   

Im EU-geförderten COBRA (Comparative Public Organization Data Base for Research 

and Analysis)-Netzwerk untersuchte man erstmals die Wahrnehmung der Gesteuerten 

und befragte Amtsleiter in über 23 Ländern (Greve et al. 1999; Yesilkagit 2004; Verho-

est et al. 2010; Bach 2014). Das ursprüngliche Projekt lief von 2007 bis 2011 (Verhoest 

et al. 2011b: 5).  

Ziel des Projektes war es, auf Basis von Querschnittsstudien, Erklärungsfaktoren für die 

unterschiedlichen Autonomiegrade in den Organisationen zu entdecken (Verhoest et al. 

2010: 12ff.). Zum anderen sollte ein vermuteter Zusammenhang zwischen Autonomie 

und Performanz der Organisationen aufgedeckt werden (Verhoest 2005; Lægreid und 

Verhoest 2010; Lægreid et al. 2011). De-facto-Autonomie wurde im Projekt als dyadi-

sches Verhältnis zwischen Agentur und übergeordnetem Ministerium begriffen (Mag-

getti und Verhoest 2014: 243). Strukturelle und formelle Faktoren fungierten erstmals 

als erklärende, nicht als abhängige Variablen (Verhoest et al. 2004; Lægreid et al. 2006; 

Yesilkagit und van Thiel 2008; Painter at al. 2010; Painter und Yee 2011; Verhoest et al. 

2014).  
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Die zu Grunde liegende Argumentation beruft sich vor allem auf zwei theoretische Zu-

gänge (March und Olsen 1989; March und Olsen 1998: 949ff.; March und Olsen 2006: 

689ff.):  

Die Logik der bedachten Konsequenzen („logic of consequences“) (March und Olsen 

1998: 949; Verhoest et al. 2010: 29) rückt funktionale Überlegungen in den Vorder-

grund. Veränderungen in Organisationen folgen rationalen Handlungen der Akteure, die 

auf einer durchdachten Analyse des Umfelds aufbauen (March und Olsen 1998: 949ff.). 

Angestrebt wird eine aus Sicht der Akteure möglichst effiziente oder effektive Lösung 

eines Problems. Das rationale Handeln verschiedener Akteure zieht somit logisch nach-

vollziehbare Konsequenzen nach sich, die sich im Verhandlungsprozess aus den unter-

schiedlichen Präferenzen und Ressourcen der Akteure ergeben (March und Olsen 1998: 

949). Funktionale Überlegungen können ebenso von einer politischen, wie von einer 

ökonomischen Rationalität geprägt sein und müssen daher nicht zwangsläufig zu öko-

nomisch effizientem Verhalten beitragen (ter Bogt 2003: 162f.). Dennoch ist den funkti-

onalen Ansätzen gemeinsam, dass die unterschiedlichen Akteure, wenngleich sie nicht 

über alle notwendigen Informationen verfügen können, zielorientiert und rational stra-

tegisch agieren (Entwistle 2011: 663).  

Die Logik der Angemessenheit („logic of appropriateness“) (March und Olsen 1998: 

951ff.; March und Olsen 2006: 689ff.) dagegen stützt sich vor allem auf neo-

institutionelle Überlegungen und nimmt an, dass (inner-)organisationale Akteure sich 

nicht aus effizienz- oder effektivitätsbezogenen Überlegungen heraus entscheiden, son-

dern dabei von ihren Identitäten, Rechten, Verpflichtungen und Routinen beeinflusst 

werden (March und Olsen 1996: 249). Damit sind sie eingebunden in ein Gebilde aus 

Ideen, Glaube und Werten, das ein Bewusstsein davon schafft, wie eine Organisation zu 

funktionieren hat (Greenwood und Hinings 1988: 295). Die Legitimität organisationaler 

Praktiken wird somit zum handlungsleitenden Kriterium (Meyer und Rowan 1977; 

DiMaggio und Powell 1983; Zucker 1987). Das Autonomiekonstrukt selbst wurde in der 

COBRA-Studie anhand einer vorgefertigten Antwortskala subjektiv gemessen.  

Die Umfrageergebnisse deuten auf ein multidimensionales Konzept von De-facto-

Autonomie hin (Verhoest et al. 2010: 60ff.). Zu Grunde liegende Beispielfragen im Auto-

nomiekonstrukt sind nachfolgend überblicksartig aufgeführt: 
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Dimension of Autonomy Related Questions 

 

 

 

 Managerial Autonomy Can the organization without prior consent 

 of ministers and departments set general policy for the  

 organization concerning most aspects of:  

  

Strategic Personnel  

Management Autonomy 

The level of salaries for groups of staff 

Conditions for promotions for groups of staff 

Way of evaluating personnel for groups of staff 

Way of appointing personnel for groups of staff 
General criteria of downsizing in the organization 

Set staff number (within budgetary limits) 

 

 

 

 

 

Operational Personnel  

Management Autonomy  

Increase wage of a specific employee 

Promote a specific employee 

Evaluate a specific employee 

Appoint a specific individual 

Discharge/dismiss a single employee 

 

 

 

 

Financial Management  

Autonomy  

Take loans for investments 

Set tariffs for services or products 

Engage in participations in private law legal persons 

Shift between the budgets for personnel– and running costs 
Shift between the budgets for personnel- and running costs  

on the one hand and investments on the other hand 

Shift between the budgets of different years 

 

 

 

 

 

 Policy Autonomy To what extent are the following activities carried out by the 

organisation (including regional or local units if they exist) 

or the ministry in charge?  
 

 

 Answering of parliamentary questions 

Preparing the minister/secretary of state for parliamentary 

meetings (e.g. committees, question hour)  

Providing other services to the minister/ the secretary of state        

(e.g. preparation of speeches) 

Formulation of draft laws or decrees 

Formulation of regulations, guidelines etc. 
Enactment of regulations, guidelines etc. 

Commenting on draft laws or decrees from other ministries  

Supporting political initiatives (e.g. idea catalogues) 

Implementation of decisions and policy measures 

Participation in negotiations at the EU/international level 

Drafting of strategies for the whole                                                       

ministry’s area of responsibility 

Evaluation/assessment/feedback regarding the effectiveness 

of programs, laws, measures 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

Abbildung 3 Das Autonomiekonstrukt der COBRA Projektgruppe (Verhoest 2010: 23ff.) 

Aufgrund der kategorialen Skalierung und der meist nur wenigen Fälle konnten ledig-

lich additive Indizes zu den Dimensionen der Autonomie gebildet werden. Bisherige 

Untersuchungen deuten aber darauf hin, dass diese Dimensionen für die Agenturen eine 
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hohe interne Validität7 besitzen (Verhoest et al. 2014; Maggetti und Verhoest 2014). Die 

unterschiedlichen Dimensionen werden als eigenständig angesehen, diskriminieren gut 

und scheinen im Gesamtdatensatz nur schwach miteinander zu korrelieren (Verhoest et 

al. 2014: 15). Sie beziehen sich vor allem auf drei organisationale Handlungsfelder:  

1. Personalautonomie erfragt den Einsatz und die Verteilung der Ressource Perso-

nal auf operativer und strategischer Ebene.  

2. Die Finanzmanagement-Autonomie stellt bestehende Handlungsspielräume in 

der Aufnahme, Verwendung und dem Einsatz von finanziellen Ressourcen in den 

Mittelpunkt.  

3. Fragen zur Policy-Autonomie beziehen sich auf die Unabhängigkeit in der Vorbe-

reitung, Umsetzung und Bewertung von politischen Entscheidungen  

(Verhoest et al. 2004: 108; Bach 2014: 68ff.).  

Neben der rein deskriptiven Erfassung von Autonomieunterschieden stand die Erklä-

rung von Varianzunterschieden im besonderen Interesse der COBRA Forscher. Bis zum 

Zeitpunkt der Umfrage wurden vor allem strukturelle, aufgabenbezogene und kulturelle 

Erklärungen zur Analyse der Autonomieunterschiede herangezogen (Verhoest et al. 

2014: 3ff.). Viele der Studien betonen daher den kulturellen Kontext der Agenturen (Au-

lich et al. 2010; Verhoest et al. 2010; Bach 2014).  

Insgesamt unterscheiden die Forscher einige Ländercluster, die aufgrund ihrer Reform-

historie als relativ ähnlich klassifiziert werden können (Verhoest et al. 2010; Aulich et 

al. 2010; Painter und Peters 2010; Pollitt und Bouckaert 2004; Barbieri et al. 2013; Bach 

2014; Verhoest et al. 2014). Nach dieser Logik lassen sich England, Neuseeland und 

Australien als radikale Transformierer begreifen (Pollitt und Bouckaert 2004: 231ff.; 

Verhoest et al. 2014: 9ff.). Agenturen sind stärker strukturell verselbstständigt, verfü-

gen über größere operative Managementautonomie und werden im Idealfall strategisch 

über Ergebnisse und Kontrakte gesteuert (Barbieri und Ongaro 2008: 401). Südeuropä-

ische Länder wie Italien, Spanien oder Frankreich bilden ein gemeinsames Cluster von 

Ländern, die stärker mit den Folgen der Finanzkrise zu kämpfen haben und daher in 

                                                             
7 „Eine Untersuchung ist intern valide, wenn ihr Ergebnis eindeutig interpretierbar ist. Die interne Validität 
sinkt mit wachsender Anzahl plausibler Alternativerklärungen für das Ergebnis aufgrund nicht kontrollierter 
Störvariablen“ (Bortz 2005: 8)  
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letzter Zeit vermehrt auf Maßnahmen des New Public Managements zurückgreifen 

(Barbieri und Ongaro 2008: 406; Verhoest et al. 2014: 9ff.). Hier tritt ein traditionelles 

neben ein modernes, betriebswirtschaftliches Verständnis von Agenturen (Barbieri und 

Ongaro 2008: 406). Deutschland besitzt in seiner sehr vorsichtigen Adaption des New 

Public Managements einige Ähnlichkeiten mit Norwegen, Österreich oder den Nieder-

landen (Verhoest et al. 2011: 19; Bach 2012: 166ff.).  

Erste Analysen deuten darauf hin, dass Agenturen in den kontinentaleuropäischen Län-

dern vor allem aufgrund von vagen Vorgaben über hohe Autonomie in der Umsetzung 

von Policies verfügen (Bach und Huber 2011: 206ff.). Dieses Phänomen ist nicht nur für 

Deutschland und Österreich anzutreffen, sondern auch in verschiedenen anderen Kul-

turkreisen wie Australien, Norwegen, Litauen oder Hong Kong (Verhoest et al. 2011: 

21).    

Betrachten wir die Personalautonomie der Agenturen, so zeichnet sich ein differenzier-

teres Bild ab: Ein kürzlich erschienenes Konferenzpapier demonstriert, dass latinistisch 

geprägte Länder wie Italien oder Portugal ihren Agenturen die geringste Personalauto-

nomie zugestehen (Verhoest et al. 2014: 13). Skandinavische Länder statten ihre Agen-

turen mit einer deutlich größeren, strategischen Personalautonomie aus, dahinter fol-

gen kontinentaleuropäische Agenturen (Verhoest et al. 2014: 13; Bach 2014: 291ff.). 

Wohl aufgrund der zurückliegenden Verwaltungsmodernisierungen fällt die wahrge-

nommene strategische Personalautonomie für Agenturen in der Schweiz und den Nie-

derlanden höher als in Deutschland oder Österreich aus (Bach und Huber 2011: 208). 

Weiterführend entdecken Aulich et al. (2010: 221ff.) deutliche Unterschiede zwischen 

Agenturen in Australien, Hong Kong, Norwegen, Irland und Italien. Agenturen in Austra-

lien, Italien und Norwegen verfügen über eine größere Personalautonomie als solche in 

den anderen Ländern (Aulich et al. 2010: 221).  

In Bezug auf Finanzentscheidungen bestehen ebenfalls Länderunterschiede. Hier besit-

zen australische Agenturen einen größeren Spielraum als Agenturen in Irland oder Ita-

lien (McGauran et al. 2005; Lægreid et al. 2006; Aulich et al. 2010; Barbieri et al. 2013). 

Belgischen Agenturen werden mehr finanzielle Entscheidungsfreiheiten zugestanden 

als italienischen (Verhoest et al. 2014: 14). Deutsche und österreichische Agenturen 

verfügen über geringere finanzielle Entscheidungsautonomie als solche in den Nieder-

landen (Bach und Huber 2011: 208; Verhoest et al. 2014: 14). Schwedische und däni-
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sche Agenturen verfügen über mehr finanzielle Entscheidungsfreiheit als finnische 

(Verhoest et al. 2014: 14).  

Neben den angesprochenen Länderspezifika lassen sich vor allem aufgabenbezogene 

Erklärungsfaktoren für Autonomieunterschiede heranziehen. Pollitt et al. (2004: 264) 

erstellen für Primäraufgaben ein aufgabenspezifisches Pfadabhängigkeitsmodell. Insbe-

sondere  

1. die Messbarkeit der Leistung,  

2. die politische Wichtigkeit und  

3. die Größe des Budgets einer Agentur  

sollen uns erklären können, wie autonom die Agenturen ihre Entscheidungen treffen 

(Pollitt et al. 2004: 264ff.). Die Messbarkeit von Outputs und Wirkungen vereinfacht 

laut Modell die Anwendung leistungsbezogener Steuerung. Sind insbesondere solche 

Aufgaben betroffen, die eine hohe politische Wichtigkeit haben oder besitzt die Agentur 

aufgrund ihrer schieren Größe an Bedeutung, so werden Politiker dem Modell zufolge 

ebenfalls eine höhere Steuerungsintensität ausüben (van Thiel und Yesilkagit 2014: 3).  

Wie genau sich politische Wichtigkeit definieren lässt, bleibt vage (Hood und Dunsire 

1981: 77). Bach (2014: 220f.) und Pollitt (2005: 128ff.) stellen fest, dass sich einige Poli-

tikbereiche wie die Gesundheitspolitik dauerhaft einer hohen Aufmerksamkeit ausset-

zen lassen müssen, andere dagegen lediglich potenziell und aufgrund von kurzfristigen 

Verfehlungen zum Gegenstand politischer Auseinandersetzungen werden (Pollitt 2005: 

128). Verschuere (2007: 22ff.) entdeckt, dass sich manche Agenturen mit spezialisierten 

Aufgabenbereichen in einem Steuerungsvakuum bewegen, weil sie nur geringe politi-

sche Wichtigkeit besitzen.  

Van Thiel und Yesilkagit (2014) plädieren aufgrund der Komplexität der betroffenen 

Aufgaben dafür, zwischen  

1. Aktivität,  

2. Funktion und  

3. Politikbereich  
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als Metakategorien zu unterscheiden (van Thiel und Yesilkagit 2014: 6).  

Unter den ersten Punkt fassen sie „die generellen Aktivitäten, die eine Agentur wahr-

nimmt“ (van Thiel und Yesilkagit 2014: 6). Zu den wichtigsten Aktivitäten von Agentu-

ren zählen sie „Aufgaben der Informationsver- und -bearbeitung, Forschungs- und Re-

gulierungstätigkeiten, Registrierung, Instandhaltung und Politikvorbereitung sowie 

monetäre Transfers“ (van Thiel und Yesilkagit 2014: 8). Mit zweitens, der Funktion der 

Agentur, „sind die Wirkungen gemeint, die durch diese Aktivitäten angestrebt werden“ 

(van Thiel und Yesilkagit 2014: 6). Drittens, der Politikbereich, bezeichnet den „Pri-

märsektor, in dem die Agentur tätig wird“ (van Thiel und Yesilkagit 2014: 6). Weil für 

viele Politikbereiche ähnliche Aktivitäten wie Regulierung, Forschung oder Informati-

onsverarbeitung anfallen, sei diese Unterscheidung zwingend notwendig (van Thiel und 

Yesilkagit 2014: 8).  

Querschnittsanalysen deuten vor allem für die Policy-Autonomie der Agenturen auf die 

Wichtigkeit des Politikbereichs hin (Verhoest et al. 2010: 278f.). Im deutschen Kontext 

wurde der Grad der politischen Salienz direkt bei den Amtsleitern abgefragt und es be-

stand ein hoher Zusammenhang zur funktionalen Politisierung8 (Ebinger und Schmitt 

2010: 84ff.). Für Flandern, Norwegen und Irland konnte demonstriert werden, dass die 

generelle Policy-Autonomie bei Agenturen im Bereich der Sozialpolitik geringer ausge-

prägt ist (Verhoest et al. 2010: 278f.). Es lässt sich vermuten, dass sozialpolitische Ent-

scheidungen eine höhere mediale Aufmerksamkeit nach sich ziehen und damit stärker 

der politischen Kontrolle unterliegen. Eine vergleichende Fallstudie zu Agenturen im 

sozialpolitischen Kontext beweist, dass schwedische, niederländische, englische und 

finnische Agenturen schon aufgrund ihres Politikbereichs einer stärkeren politischen 

Einflussnahme unterliegen (Caulfield 2004: 142ff.).  

Auch für die Managementautonomie der Agenturen spielt der Politikbereich eine tra-

gende Rolle. Im deutschen Sample zeigte sich, dass wirtschaftspolitische Bereiche mit 

einer größeren strategischen Personalautonomie korrelieren (Bach 2014: 295). In einer 

komparativen Studie zu Flandern, Norwegen und Irland finden sich dagegen negative 

Zusammenhänge zwischen wirtschaftspolitischem Arbeitsbereich und der Personalau-

tonomie der Agenturen, die an Signifikanz verlieren, sobald man den Länderkontext 

miteinbezieht (Verhoest et al. 2010: 278f.). Der letztendliche Gesamtdatensatz für 15 

                                                             
8 Entscheidungen wurden eher an politische Vorgaben angepasst (Ebinger und Schmitt 2010: 84f.).  
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Länder ergab einen positiven Zusammenhang mit Personalautonomie (Verhoest et al. 

2014: 13ff.). Die Relation ist wahrscheinlich auf die besondere Komplexität des Arbeits-

bereiches und die damit verbundene Spezialexpertise des Personals zurückzuführen. 

In einigen Querschnittsanalysen steigt die Finanzmanagement-Autonomie der Agentu-

ren, wenn diese ihre Leistungen direkt am Kunden erbringen. Italienischen Agenturen 

mit direkten Dienstleistungsfunktionen wird eine größere Autonomie über die eigenen 

Finanzen zugestanden (Barbieri et al. 2013: 37ff.). Auch im Gesamtdatensatz bei 15 

Ländern finden sich signifikant positive Zusammenhänge zwischen direkten Dienstleis-

tungsfunktionen und Unabhängigkeit bei Finanzentscheidungen (Verhoest et al. 2014: 

14f.).  

Dagegen verfügen Regulierungsbehörden in den Niederlanden über weniger finanzielle 

Entscheidungsspielräume als andere Behörden (van Thiel und Yesilkagit 2014: 18). 

Bach (2010: 102ff.) entdeckt auch in Deutschland niedrigere Werte von strategischer 

Personal- und Finanzautonomie bei Regulierungsbehörden. Verhoest et al. (2014: 15ff.) 

argumentieren auf Basis des bisher größten, komparativen Datensatzes, dass die Pri-

märfunktion (Regulierung versus Direkte Leistungserbringung) zwar auf die Finanzent-

scheidungen der Agenturen einwirken kann, allerdings kein Einfluss auf Personalauto-

nomie besteht (Verhoest et al. 2014: 15ff.).  

Darüber hinaus beweisen Daten von 111 Agenturen in Hong Kong, dass direkte Dienst-

leistungsfunktionen mit einer größeren politischen Einflussnahme des übergeordneten 

Ministeriums verbunden sind (Painter und Yee 2011: 404ff.). Bei direkten Dienstleis-

tungsfunktionen ist im Gegensatz zu regulierenden Aufgaben von einer besseren Mess-

barkeit der politischen Wirkungen auszugehen (Wilson 1989: 158ff.). Regulativ tätige 

Agenturen dagegen genießen in Holland eine größere Unabhängigkeit in der Politik-

entwicklung (van Thiel und Yesilkagit 2014: 18). Für Italien finden sich keine signifi-

kanten Zusammenhänge zwischen der Funktion der Agenturen und Ausprägungen von 

Policy-Autonomie (Barbieri et al. 2010).  

Es wurde außerdem angenommen, dass die Art des Budgets eine wichtige Determinan-

te für die Management- und im Speziellen die Finanzmanagement-Autonomie einer 

Agentur sei (Pollitt und Talbot 2004; Barbieri et al. 2010). Besteht große finanzielle Ab-

hängigkeit und fehlt es an alternativen Finanzquellen, so greifen die Argumente der 

Ressourcen-Dependenz Theorie (Pfeffer und Salancik 1978: 46ff.). Die ministerielle 
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Kontrolle über die Verteilung der monetären Ressourcen stärkt die Machtposition des 

übergeordneten Ministeriums (Pfeffer und Salancik 1978: 46).  

Bisher konnte bestätigt werden, dass Agenturen, die finanziell stärker von der Auf-

sichtsbehörde abhängig waren, auch eine geringere Autonomie bei Finanzentscheidun-

gen zugestanden wurde (Bach 2014: 304). Organisationen, die sich unabhängig finan-

zieren konnten, erwarben dagegen einen höheren Grad an Kreditaufnahme- und Preis-

setzungsautonomie (Verhoest et al. 2010: 278f.). Besonders für Deutschland und Nor-

wegen stellt die unabhängige Finanzierung ein wichtiges Erklärungsmerkmal der Fi-

nanzmanagement-Autonomie nachgeordneter Behörden dar (Bach 2014: 288f.).  

Eine größere Agentur dagegen provoziert höhere Informationsasymmetrien zwischen 

Ministerium und Gesteuerten, die den Autonomisierungsprozess verstärken können 

(Bertelli 2006: 236). Obwohl größere Agenturen in Flandern, Irland und Norwegen über 

mehr Finanzmanagement-Autonomie verfügen konnten (Verhoest et al. 2010: 278f.), 

deuteten italienische und deutsche Studien auf einen negativen Zusammenhang zwi-

schen Größe und Unabhängigkeit der Finanzentscheidungen hin (Barbieri et al. 2013: 

38ff.; Bach 2014: 306). Womöglich kommt es aufgrund der hohen Informationsasym-

metrien zu einer Gegenreaktion der übergeordneten Ministerien und es werden stärke-

re Kontrollmechanismen eingerichtet (Barbieri et al. 2010: 6ff.). 

Van Thiel und Yesilkagit (2014: 19) finden in den Niederlanden auch einen geringeren 

Grad an Personalautonomie bei solchen Agenturen, die über ein größeres Budget verfü-

gen konnten. Verhoest et al. (2014) dagegen entdecken im bisher größten Datensatz mit 

1430 Agenturen einen positiven Zusammenhang zwischen Größe und Personalautono-

mie, finden aber keine Relation zur Finanzmanagement-Autonomie (Verhoest et al. 

2014: 13ff.).  

Eine weitere, zentrale Determinante für die faktische Autonomie ist die Formalautono-

mie einer Agentur. Die Vermutung, dass rechtlich selbstständige Einheiten auch eine 

höhere De-facto-Autonomie genießen, liegt nahe. Verhoest et al. (2014) finden im inter-

nationalen Ländervergleich von 1430 Agenturen starke Evidenz dafür, dass eine unab-

hängige Rechtspersönlichkeit der Agenturen zur Steigerung von Personal- und Finanz-

management-Autonomie beiträgt (Verhoest et al. 2014: 15). Diese Ergebnisse werden 

von vielen weiteren Studien unterstützt (van Thiel 2008; Painter und Yee 2011; Bach 

und Huber 2011; Bach 2014). Als ein besonders wichtiger Faktor, um gleichermaßen 
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finanzielle wie auch personelle Unabhängigkeit zu stärken, wurde die Einführung eines 

zusätzlichen Verwaltungs- oder Aufsichtsrates in den Strukturen der Agenturen identi-

fiziert (Verhoest et al. 2010: 278f.).  

Formale und tatsächliche Autonomie unterschieden sich vor allem im deutschsprachi-

gen Raum nur wenig (Bach und Jann 2010: 460f.; Bach und Huber 2011: 208). Bach 

(2014: 305) entdeckt in einem Vergleich zwischen deutschen und norwegischen Agen-

turen eine größere Finanzmanagement- und Personalautonomie für Agenturen mit ei-

gener Satzung. Ebinger und Schmidt (2010: 80) untersuchen die funktionale Politisie-

rung bei 164 Bundesbehörden. Die Frage an die Führungskräfte sollte ermitteln, wie 

stark diese ihre Entscheidungen an die vorgegebene politische Linie anpassen. Wie zu 

erwarten war, bestand ein negativer Zusammenhang zur funktionalen Politisierung, 

wenn es sich um eine eigenständige Verwaltungseinheit wie beispielsweise eine unab-

hängige Bundesoberbehörde handelte (Ebinger und Schmidt 2010: 84ff.).  

Bach und Jann (2010) sowie Döhler (2007) argumentieren, dass sich Neugründungen 

von Agenturen strukturell als vertikale Spezialisierung bemerkbar machen. Dies ist der 

Fall, wenn zum Beispiel neu aufkommende Aufgaben der Ministerien delegiert werden 

sollen und zu einer Ausgliederung führen (Bach und Jann 2010: 456f.). Daneben finden 

sich in Deutschland viele Zusammenschlüsse und Umwandlungen von bereits existie-

renden Agenturen (Bach und Jann 2010: 456). Dies hat besonders in Agenturen mit 

selbstständiger Rechtsform zu einer größeren Autonomie in der Implementierung von 

Policies geführt (Bach und Jann 2010: 460f.). Ähnlich verhielt es sich in Hongkong, wo 

sich die vertikale Spezialisierung ebenfalls positiv auf die Policy-Autonomie der unter-

suchten Agenturen auswirkte (Painter und Yee 2011: 404).  

Egeberg und Trondal (2009: 673ff.) analysieren die politische Autonomisierung in drei 

großflächige Befragungen der Jahre 1986, 1996 und 2006. Sie konnten anhand gepool-

ter Daten dieser Führungskräftebefragungen aller Ministerien und Agenturen in Nor-

wegen zeigen, dass politische Signale in ausgegliederten Agenturen weniger stark 

wahrgenommen werden als innerhalb der Ministerien (Egeberg und Trondal 2009: 

680ff.). Wenn die Agentur viele Tätigkeiten der Politikvorbereitung wahrnimmt, Poli-

tikbereiche verstärkt in der öffentlichen Debatte stehen, es zur Aufgabenduplizierung in 

Ministerium und Agentur kommt oder die befragte Person eine besonders hohe Positi-

on bekleidet, wird dieser negative Effekt allerdings gedämpft (Egeberg und Trondal 
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2009: 684). Der über die Zeit hinweg robuste Zusammenhang impliziert, dass sich die 

Einflussnahme der übergeordenten Ministerien durch eine strukturelle Ausgliederung 

auch faktisch verringert (Egeberg und Trondal 2009: 685).  

Einige Studien untersuchten zusätzlich den Zusammenhang zwischen Steuerungsakteu-

ren um und Policy-Autonomie in den Agenturen. Yesilkagit und van Thiel (2008, 2011) 

analysierten den Einfluss wichtiger Stakeholder auf die Policy-Autonomie. Ihre Be-

obachtungen zeigen, dass (ähnlich wie im U.S.-amerikanischen Kontext) das übergeord-

nete Ministerium, das Parlament, das Kabinett und das Finanzministerium einen signi-

fikanten Einfluss auf die Auswahl der Zielgruppe und Instrumente ausüben. Damit 

konnten parlamentarische Akteure immernoch die zentrale Stellung einnehmen, wäh-

rend nicht-parlamentarische Stakeholder als weniger wichtig wahrgenommen wurden 

(Yesilkagit und van Thiel 2008: 149; Yesilkagit und van Thiel 2011: 113ff.). Nehmen 

allerdings Kundengruppen, die Medien, besondere Interessengruppen und Berater eine 

zentralere Position für die Agenturen ein, so geht dies mit einer höheren Finanzma-

nagement-Autonomie der Agenturen einher (van Thiel und Yesilkagit 2008: 149).  

Weitere, zentrale Erkenntnisse betreffen die eingesetzten Steuerungsinstrumente der 

Prinzipale. Für viele Agenturen zeigten sich große Defizite in der Zielsteuerung durch 

die übergeordneten Ministerien (Verhoest et al. 2011: 23ff.) oder in der horizontalen 

Koordination zwischen verschiedenen Aufsichtsbehörden (Verhoest et al. 2011: 24). 

Mit Ausnahme des vereinigten Königreichs und der skandinavischen Länder dominie-

ren traditionelle Formen der Budget- und Inputkontrolle gegenüber moderneren For-

men wie Leistungsbewertung, Performance Budgeting, Ziel- und Wirkungssteuerung 

(Verhoest et al. 2011: 24). Um Überkontrolle und Inflexibilität auch im Performance 

Management zu vermeiden, plädieren Verhoest et al. (2011: 25f.) für Performanz-

Dialoge, gemeinsame Zielformulierungen und adaptive Lernprozesse.  

Da verschiedene Steuerungsmechanismen für gewöhnlich gemeinsam auftreten, lassen 

sich Unterschiede in deren Wirkungsweise nur schwer feststellen. Roness et al. (2008: 

164ff.) konnten mit einer Drei-Länder-Befragung zeigen, dass Zielsteuerung in ver-

schiedenen Ländern und Regionen unterschiedlich interpretiert wird. So bestehen kei-

nerlei direkte Zusammenhänge zwischen der Personalautonomie der Agenturen und 

der Anwendung von Prozess- und Zielsteuerung in der belgischen Region Flandern 

(Roness et al. 2008: 164). In Norwegen finden sich positive Zusammenhänge zwischen 
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wahrgenommener Personalautonomie und der ministerialen Anwendung von Prozess- 

und Zielkontrolle (Roness et al. 2008: 164). Für irländische Agenturen zeigt sich ein 

positiver Zusammenhang zwischen Prozess- wie Zielkontrolle und autonomen Beförde-

rungsentscheidungen (Roness et al. 2008: 164). Für die weiteren Autonomiedimensio-

nen konnten keine signifikanten Zusammenhänge identifiziert werden. Weil Autonomie 

und Steuerungsmechanismen gemeinsam und auch unabhängig voneinander auftreten 

können, sprechen diese Ergebnisse für eine separate Betrachtung der Instrumente (Ge-

ringer und Herbert 1989: 235ff.). Die Einrichtung von neuen Steuerungsinstrumenten 

wie Ziel- und Wirkungssteuerung scheint besonders in Phasen des Umbruchs nur wenig 

Auskunft darüber zu geben, wie sich Einflussnahme und Machtposition der Ministerien 

aus Sicht der gesteuerten Einheiten verschiebt.  

Ein weiteres wesentliches Thema in der Forschung zu De-facto-Autoomie ist das Ver-

trauen, dass den Agenturen entgegengebracht wird. Eine Fallstudie, die das Zusammen-

spiel von Accountability-Maßnahmen und Policy-Autonomie im Europäischen Polizei-

amt Europol untersucht, zieht den Schluss, dass Autonomie und Vertrauen in einem 

äußerst dynamischen Prozess miteinander verbunden sind (Busuioc et al. 2011: 863ff.). 

Auch bei bereits niedriger De-facto-Autonomie kann es dazu kommen, dass die Einrich-

tung weiterer Aufsichtsmechanismen gefordert wird (Busuioc et al. 2011: 860f.). Bei 

bereits eingeschränkter Handlungsfähigkeit wird die Organisation ihrer Möglichkeit 

beraubt, einen zusätzlichen Mehrwert zu demonstrieren. Sie verliert an öffentlichem 

Vertrauen und Glaubwürdigkeit. Dies kann in der Gegenreaktion zur Einrichtung weite-

rer Kontrollmechanismen führen und mündet im Extremfall in einer kontraproduktiven 

Mikropolitik (Busuioc et al. 2011: 863f.).  

In einer weiteren Studie entdecken van Thiel und Yesilkagit (2011) bei 206 niederlän-

dischen Agenturen überraschenderweise, dass niedrigere, strukturelle Autonomie mit 

einem größeren Vertrauensverhältnis zum übergeordneten Ministerium verbunden 

sein kann. Gegenseitiges Vertrauen steigt ebenfalls, wenn es zu häufigen formellen Kon-

takten zwischen den Organisationen kommt (van Thiel und van der Wal 2010: 393ff.; 

van Thiel und Yesilkagit 2011: 795). Erhöht sich allerdings die Menge der erhobenen 

Kennzahlen, so beschädigt dies das Vertrauensverhältnis zwischen Agentur und über-

geordnetem Ministerium (van Thiel und Yesilkagit 2011: 795). Die Forscher folgern, 

dass die Nähe zum übergeordneten Ministerium und nicht die Autonomie die entschei-
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dende, vertrauensförderliche Variable sei (van Thiel und Yesilkagit 2011: 797). Besitzen 

Agenturen ähnliche historische Wurzeln wie die Ministerien oder es besteht eine große 

Wertekongruenz zwischen den Organisationen, so fördere dies das gegenseitige Ver-

trauen (Das und Teng 2001: 263).    

Neben funktionalen Erklärungen finden wir nur wenige Studien zur faktischen Auto-

nomie, die Hinweise auf eine Logik der Angemessenheit liefern. Zwar haben Studien zur 

Formalautonomie gezeigt, dass Pfadabhängigkeiten dazu führen können, dass durch die 

Gründung von Agenturen weitere Neugründungen entstehen (Yesilkagit und Christen-

sen 2010), allerdings konnten nur wenige Muster durch das COBRA Projekt identifiziert 

werden, die sich als konsistent und kulturell unabhängig herausstellten. Einerseits be-

steht das Phänomen, dass Länder mit einer stärkeren „Rechtsstaat“ Tradition wie 

Deutschland oder Österreich ihren Agenturen weniger Managementautonomie zuge-

stehen, während skandinavische und englische Traditionen von jeher auf größere Ent-

scheidungsfreiheiten in den Agenturen Wert legen (Verhoest et al. 2011: 19; Verhoest et 

al. 2014: 14). Zweitens konnten Studien aus Irland, Norwegen und Flandern demonst-

rieren, dass nicht nur die administrative Kultur, sondern auch das Alter der einzelnen 

Agenturen einen Einfluss nehmen kann (Verhoest et al. 2010: 269). Ein höheres Alter 

der Agenturen erhöhte hier beispielsweise deren Policy-Autonomie (Verhoest et al. 

2010: 178f.). Diese Effekte konnten auch für schwedische Agenturen nachgewiesen 

werden (Niklasson und Pierre 2012: 206ff.). In Italien dagegen bestehen keine signifi-

kanten Zusammenhänge zwischen dem Alter der Agenturen und deren Autonomie 

(Barbieri et al. 2013: 37). 

Ähnlich verhält es sich mit Studien zum Verhältnis von Performanz und Autonomie der 

Agenturen (Verhoest et al. 2004; Verhoest 2005; Yamamoto 2006; Verhoest et al. 2011). 

Hier konnten auf breiter, empirischer Basis lediglich Zusammenhänge mit der Innovati-

onsfähigkeit der Agenturen nachgewiesen werden (Lægreid et al. 2011; Wynen et al. 

2014). Wirtschaftskrisen in Irland und Griechenland haben beispielsweise eher dazu 

geführt, dass die faktischen Freiräume der Agenturen eingeschränkt als ausgebaut wer-

den (Verhoest et al. 2011).  

Zusammenfassend stellen wir fest, dass folgende Aspekte zur Erklärung der De-facto- 

Autonomie von Agenturen wichtig sind:  
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Erstens spielt der kulturelle Kontext eine wichtige Rolle. Nicht alle länderspezifischen 

Erkenntnisse zu den Agenturen lassen sich direkt auf andere Länder übertragen. Grün-

de für die Unterschiede liegen in den rechtlichen Gegebenheiten und den verschiedenen 

Verwaltungstraditionen der Kulturkreise.  

Zweitens kommt dem Politikbereich der Agenturen eine tragende Rolle zu. Sind Agen-

turen im sozialpolitischen Bereich tätig, so besitzen sie eine größere politische Sicht-

barkeit und unterliegen einer stärkeren Kontrolle in Bezug auf die Policies. Handelt es 

sich um Bereiche wie Wirtschaftspolitik, in denen die Folgen von Entscheidungen nur 

schwer absehbar sind, so finden sich positive Relationen zur Personalautonomie der 

Agenturen. Vermutlich ist dieser Zusammenhang auf die erforderliche Spezialexpertise 

im Bereich zurückzuführen.   

Drittens stellt die Funktion einer Agentur eine wesentliche Determinante für De-facto- 

Autonomie dar. Nimmt eine Agentur direkte Dienstlesitungstätigkeiten wahr, so sind 

die Wirkungen leichter messbar und die Agenturen unterliegen einer stärkeren politi-

schen Kontrolle. Diese niedrigere Policy-Autonomie geht sogar mit einer größeren fi-

nanziellen Unabhängigkeit der Agenturen einher. Nimmt eine Agentur dagegen vorwie-

gend Regulierungstätigkeiten wahr, so besteht eine größere politische Handlungsfähig-

keit. Dies wirkt sich wiederum negativ auf die Unabhängigkeit der Finanzentscheidun-

gen aus. 

Mittelherkunft und Rechtsform stellen weitere, wesentliche Determinanten der Fi-

nanzmanagement-Autonomie dar. Können sich die Agenturen unabhängig finanzieren 

oder werden sie formal autonomer geführt, so übt dies einen direkten Effekt auf die 

Unabhängigkeit aus. Agenturen mit eigener Satzung verfügen zusätzlich über größere 

Unabhängigkeit in ihren Personalentscheidungen. Für die Größe der Agenturen besteht 

ebenfalls ein positiver Zusammenhang zur Personalautonomie. 

Betrachtet man das Verhältnis zwischen De-facto-Autonomie und gegenseitigem Ver-

trauen sowie zwischen den eingesetzten Steuerungsemchanismen und der De-facto-

Autonomie, so wurden bisher allenfalls widersprüchliche Zusammenhänge gefunden. 

Auch ein positives Verhältnis zwischen Autonomie und Performanz konnte bisher nicht 

eindeutig belegt werden. Es bestehen lediglich Zusammenhänge zur Innovationsfähig-

keit der Agenturen.     
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Auf Basis der vorangehenden Studien erkennen Maggetti und Verhoest (2014: 244ff.) 

eine Reihe von noch offenen und unbeantworteten Fragen betreffend der De-facto-

Autonomie von ausgegliederten Agenturen: Erstens sei unklar, ob es aufgabenspezifi-

sche Faktoren, nationale Pfadabhängigkeiten oder strukturelle Faktoren sind, die die 

De-facto-Autonomie am stärksten beeinflussen (van Thiel und Yesilkagit 2014; Bach 

2014). Zweitens sei das Verhältnis zwischen Autonomie, Demokratie und Accountability 

weitgehend ungeklärt (Biela und Papadopolous 2014).  

Die relationale Perspektive auf die Agenturen betont, dass Autonomie- und Steuerungs-

verhältnisse dynamischer Natur sind und sich im Zeitablauf verändern können (Jacob-

sen 2006; Wettenhall und Aulich 2009). Aus diesem Grund sprechen sich einige Autoren 

dafür aus, die Machtverhältnisse und informellen Netzwerke um die Agenturen herum 

in Zukunft wieder stärker in den Fokus der Debatte zu stellen (Yesilkagit und van Thiel 

2008, 2011; Maggetti und Verhoest 2014; Rommel und Verhoest 2014).  

 

2.2.2 De-facto-Autonomie von öffentlichen Unternehmen 

Im folgenden Abschnitt sollen nun die wichtigsten, spezifischen Überlegungen zur De- 

facto-Autonomie von öffentlichen Unternehmen zusammengetragen werden. Im ersten 

Kapitel definierten wir öffentliche Unternehmen als „enterprises where the state has sig-

nificant control, through full, majority, or significant minority ownership“ (Gnan et al. 

2010: 720). Bei der betroffenen Gebietskörperschaft kann es sich um eine Kommune, 

einen Kreis, ein Bundesland oder einen gesamten Staat handeln. Somit lassen sich auch 

kommunale Unternehmen als eine Ausprägung der öffentlichen Unternehmen begrei-

fen.  

Zu Anfang des Kapitels wurde erkannt, dass öffentliche Unternehmen im Gegensatz zu 

Agenturen in einem stärkeren Wettbewerb zu Privaten stehen. Öffentliche Unterneh-

men finanzieren sich größtenteils aus eigenen Einnahmen oder im Rahmen eines Quer-

verbundes gemeinsam mit anderen öffentlichen Betrieben. Anders als Agenturen erle-

digen sie nur selten Regulierungsaufgaben oder nehmen Aufgaben in der Politikvorbe-

reitung wahr. Primäres Aufgabengebiet von öffentlichen Unternehmen ist die direkte 

Leistungserbringung im Rahmen der Daseinsvorsorge. Dabei unterliegen sie den gel-

tenden Regulierungen der Branche. Je nach Politikbereich erfüllen sie gleichermaßen 

finanz- wie gemeinwohlorientierte Aufgaben bei bestehender Sachzieldominanz und 
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werden auf öffentlich-rechtlicher oder privatrechtlicher Grundlage mit einem gewissen 

Maß an Unabhängigkeit von der Kernverwaltung errichtet.  

Nach Lasar et al. (2011: 226ff.) sollte der Grad der Managementautonomie mit zuneh-

mender juristischer Selbstständigkeit anwachsen. Fabry (2011: 38ff.) unterscheidet 

gängige Rechtsformen von kommunalen Unternehmen in Deutschland folglich nach 

dem Grad der organisatorischen Verselbstständigung gegenüber dem kommunalen 

Träger. Hierfür bezieht sie sich auf die Merkmale unmittelbar und mittelbar.  Zu den 

Rechtsformen der unmittelbaren Verwaltung, die man direkt zur Kernverwaltung rech-

net, zählen: das Amt, der Regiebetrieb und die nichtrechtsfähige öffentlich-rechtliche 

Anstalt (Fabry 2011: 38).  

Im Gegensatz zu ihnen stehen Organisationsformen der mittelbaren Verwaltung, denen 

eine größere organisatorische Selbstständigkeit zugestanden wird (Fabry 2011: 38). 

Diese sind vornehmlich: „der Eigenbetrieb, die rechtsfähige öffentlich-rechtliche An-

stalt, die rechtsfähige Stiftung (öffentlich oder privaten Rechts), der rechtsfähige Verein, 

die Eigengesellschaft9 oder die Beteiligungsgesellschaft10“ (Fabry 2011: 38). Bis auf den 

Eigenbetrieb besitzen alle der mittelbaren Verwaltung zuzuordnenden Organisations-

formen eine eigene Rechtsfähigkeit und sind damit als Rechtssubjekt Träger von Rech-

ten und Pflichten bzw. juristische Personen des öffentlichen oder des Privat-rechts 

(Fabry 2011: 38f.). Die folgende Abbildung verdeutlicht die zunehmende Verselbststän-

digung durch die Rechtsformwahl (beginnend von links oben nach rechts unten): 

 

 

 

 

 

 

Abbildung 4 Rechtsformen kommunaler Unternehmen (Lasar et al. 2011: 226) 

                                                             
9 „Privatrechtliche Gesellschaft, an der die Trägerverwaltung 100% der Anteile hält“ (Fabry 2011: 38). 
10 „Privatrechtliche Gesellschaft, an der die Trägerverwaltung, neben anderen, einen Anteil hält“ (Fabry 2011: 
38). 
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In Anlehnung an die obige Kategorisierung von Lasar et al. (2011: 226f.) und die inter-

nationale Kategorisierung der Agenturen von van Thiel (2012: 20ff.) lässt sich bei 

kommunalen Unternehmen in Deutschland von drei übergeordneten Typen der Ver-

selbstständigung sprechen:  

 

Typ 1 Unternehmen im linken, oberen Quadranten der Abbildung können wir der un-

mittelbaren Kernverwaltung zurechnen. Sie sind damit im engeren Sinne nicht als öf-

fentliche Unternehmen zu betrachten, werden zumeist als Ämter, Fachbereiche oder 

Regiebetriebe geführt und besitzen keine eigene Rechtspersönlichkeit.  

 

Typ 2 Unternehmen besitzen eine eigene Rechtsfähigkeit und eine Satzung, sie unterlie-

gen allerdings den Regelungen des öffentlichen Rechts. Diese Rechtsformen befinden 

sich im mittleren Teil der Abbildung. Der Eigenbetrieb ist als Spezialform zu behandeln, 

da er keine eigene Rechtspersönlichkeit besitzt und immer noch als Teil der Kernver-

waltung angesehen wird. Er stellt ein Sondervermögen dar, das im Kommunalhaushalt 

gesondert zu verwalten und auszuweisen ist (Fabry 2011: 40). Die laufenden Geschäfte 

führt die Werkleitung, Angelegenheiten die über die gängigen Geschäfte hinausgehen, 

werden vom Werkausschuss bearbeitet (Uechtritz und Reck 2012: 789). Beide Organe 

besitzen eigene Zuständigkeiten und handeln anstelle der Organe der Kommune (Fabry 

2011: 40).  

 
Nach dieser Überlegung fallen unter den strikten Begriff der Corporatisation lediglich 

Typ 3 Unternehmen11, die privatrechtlich geführt werden und mittlerweile einen Groß-

teil der öffentlichen Leistungserbringer stellen (Statistisches Bundesamt 2014: 267). 

Unter dem Dach der Corporatisation treffen wir vorwiegend Stiftungen, Vereine, Genos-

senschaften, Aktiengesellschaften und Gesellschaften mit beschränkter Haftung an.  

Über die De-facto-Autonomie der deutschen, privatrechtlichen Unternehmen liegen 

keine gesicherten, empirischen Erkenntnisse vor. Mit der Vermutung, dass sich forma-

ler und faktischer Autonomisierungsgrad deckungsgleich verhalten, beschränkte man 

sich bis dato auf die Erfassung der gegenwärtigen Rechtsformen, Schuldenstände oder 

                                                             
11 Im engeren Sinne erfordert Corporatisation „a separate statutory authority, with a distinct legal identity, 
separate accounts and its own board of directors“ (Vagliasindi 2008: 7) und „requires the enterprise to be 
incorporated under the same laws that govern private corporations“ (Vagliasindi 2008: 7).  
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Eigentumsverhältnisse (Bremeier et al. 2006; Richter et al. 2006; Dietrich 2011; Diet-

rich und Strohe 2011; Kuhlmann und Wollmann 2014).  

Steuerungsfragen wurden vorerst konzeptionell behandelt. Deutsche Diskussionen zur 

Public Corporate Governance sprechen eher Empfehlungen als empirisch fundierte Er-

kenntnisse zum Zusammenspiel der Akteure in kommunalen Unternehmen aus (Lenk et 

al. 2009; Leixnering und Bramböck 2013). In Großstädten wurden zwar Aufbau und 

Inhalt der Kodizes sowie der Umsetzungsstand der empfohlenen Maßnahmen empi-

risch evaluiert (Papenfuß 2013a: 117ff.), es mangelt aber stark an empirisch basierten 

Antworten auf Kontroll- und Wirkungsfragen.   

International verhält es sich ähnlich. Zwar gibt es immer wieder vergleichende, interna-

tionale Studien zur Leistungserstellung in Kommunen, jedoch befassen sich diese oft 

mit den Faktoren, die die politische Entscheidung für die Eigenerstellung, interkommu-

nale Partnerschaften, Public-Private-Partnerships, ein Contracting Out oder eine voll-

ständige Privatisierung begünstigen (Fitch 2007; Bel et al. 2007; Bel und Fageda 2007; 

Grossi und Reichard 2008; Bel und Fageda 2010; Bel und Fageda 2011; Bel et al. 2013; 

Garrone und Marzano 2014).  

 

Im Gegensatz zur Agencification Bewegung ist die Frage der Governance von öffentli-

chen Unternehmen vor allem deshalb noch nicht gut erforscht, weil Corporatisation 

lange stiefmütterlich als ein Übergangsprozess zwischen Eigenerstellung und vollstän-

diger Privatisierung behandelt wurde (Aivazian et al. 2005: 795ff.; Andrés et al. 2013: 

93ff.). Ein Großteil der erklärenden Forschung wurde entweder Anfang bis Mitte der 

90er Jahre im Rahmen der großen, internationalen Privatisierungswellen eingestellt 

(Clifton et al. 2006: 736ff.; Cuervo-Cazurra et al. 2014: 920) oder das Hauptaugenmerk 

der Forschung konzentrierte sich fortan auf Fragen der Branchenregulierung (Baldwin 

et al. 2012). Dennoch ist speziell im europäischen Raum eine weite Verbreitung von 

öffentlichen Unternehmen zu verzeichnen (OECD 2014b). Diese werden mittlerweile 

vermeintlich nach ähnlichen Maßstäben geführt wie private Kontraktnehmer (Christen-

sen 2015: 4).  

 

Aufgrund der bis dato nur spärlich vorhandenen Erkenntnisse zur De-facto-Autonomie 

der Unternehmen knüpft die vorliegende Untersuchung vor allem an die Erkenntnisse 
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der Agenturforschung an, die im vorherigen Abschnitt zusammengefasst wurden. Er-

gänzend dazu sollen in diesem Abschnitt die frühen, internationalen Diskussionen und 

Erkenntnisse zur Steuerung öffenticher Unternehmen ausgeführt werden.   

 

Bereits 1981 fordert Aharoni (1981) eine Theorie der sozialen Steuerung für öffentliche 

Unternehmen, weil er erkennt, dass nur wenige Theoretiker sich mit deren genauer 

Funktionsweise auseinandergesetzt hatten. Neben den traditionellen Problemen von 

großen Organisationen, müssen sich öffentliche Unternehmen mit einer Vielzahl von 

Zielen und Prinzipalen auseinandersetzen (Aharoni 1981: 1341ff.). Eine an realen Phä-

nomenen orientierte Theorie sollte demnach besonderen Wert auf die Entscheidungs-

prozesse legen, die eingebettet in die institutionellen und legalen Erfordernisse statt-

finden (Aharoni 1981: 1346). 

 

Auch Seidman (1983) erkennt den Bedarf für eine explizite Theorie des öffentlichen 

Unternehmens. Öffentliche Unternehmen seien nach den Kriterien Organisationsstruk-

tur (Unternehmen versus andere Organisationsform), Rechtsform (privatrechtlich ver-

sus öffentlich-rechtlich), Eigentum (öffentlich versus privat), organisatorische Ansied-

lung (in oder außerhalb der Kernverwaltung), Angestelltenstatus (Beamte versus Ange-

stellte), Führungsgremium (Vorstand oder einzelner Geschäftsführer), Accountability 

(Publizitätspflichten, Rechnungslegung, Budgetrecht und rechtliche Aufsicht) oder 

Branche klassifizierbar (Seidman 1983: 66f.). Jedoch sei keine dieser Klassifizierungen 

wirklich hilfreich, um die richtigen Steuerungsinstrumente zu wählen oder organisatio-

nale Beziehungen zu verdeutlichen (Seidman 1983: 67).  

 

Da die Unternehmen in einem komplexen Netz von Beziehungen stehen, werden sie 

niemals vollständig unabhängig existieren (Seidman 1983: 68). Darüber hinaus stellen 

sie einen attraktiven Weg dar, Entscheidungen am Parlament vorbei zu lenken (Seid-

man 1983: 68). Es mangele an einer hilfreichen Theorie der Autonomie, die den Kontext 

der Unternehmen berücksichtige, um qualitativ wertvolle, politische Steuerungsent-

scheidungen fällen zu können (Seidman 1983: 71).  

 

Sexty (1980) beleuchtet das Problem der Autonomisierung aus Perspektive der ver-

antwortlichen Manager. Im Umfeld kanadischer Staatsunternehmen identifiziert er fol-
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gende Akteure, die auf die Autonomie einwirken können: Die öffentliche Meinung, Han-

delsorganisationen, andere Regierungen, regulierende Agenturen, Finanzmärkte, weite-

re öffentliche Unternehmen, Wettbewerber und Kunden (Sexty 1980: 373). Darüber 

hinaus besitzen diverse staatliche Akteure Bedeutung: Das Parlament, der verantwortli-

che Minister, andere Minister, die Opposition, Verwaltungsangestellte, der Leiter der 

Rechnungsprüfung, der Finanzrat und das Finanzdepartment (Sexty 1980: 373).  

 

Um den Einfluss der Akteure zu begrenzen, können die Geschäftsführer der Unterneh-

men Autonomisierungsstrategien verfolgen (Sexty 1980: 377). Beispielsweise können 

sie versuchen, eine eigene Identität für das Unternehmen zu schaffen, die sich deutlich 

von derer der Kernverwaltung unterscheidet (Sexty 1980: 377f.). Außerdem besteht die 

attraktive Möglichkeit, weitere finanzielle Unabhängigkeit über die Kapitalmärkte zu 

gewinnen (Sexty 1980: 378). Die Einbindung privaten Kapitals fördert die Unabhängig-

keit gegenüber der Politik, weil die Aktionäre eine Mindestverzinsung auf ihr investier-

tes Kapital erwarten (Sexty 1980: 378). Ein ähnlicher Effekt stellt sich durch andere 

Formen der Fremdfinanzierung ein (Sexty 1980: 379). Jedoch können Finanzprobleme 

für die öffentliche Hand entstehen, wenn Unternehmen, die stark wachsen und sich ex-

tern finanzieren, Liquiditätsprobleme erleiden (Vernon 1984: 49).  

 

Vollzieht die Organisation einen formalen Rechtsformwechsel, so kann dies ebenso Vor-

teile mit sich bringen, denn sie unterliegt dann der Regulierung durch eine externe Ge-

richtsbarkeit (Sexty 1980: 379f.). Als besonders kritischen Faktor für die Autonomisie-

rung identifiziert Sexty (1980) die Besetzung von Vorstand und Aufsichtsrat (Sexty 

1980: 380). Durch einen starken Vorstand mit ökonomischem Sachverstand und weni-

gen politischen Entscheidungsträgern können Rollenunklarheiten vermieden werden 

(Sexty 1980: 380f.). Für Manager kann es hilfreich sein, die Ratsmitglieder in die Strate-

gie miteinzubinden und den politischen Entscheidungsträgern gemeinsame Vorschläge 

zu unterbreiten (Sexty 1980: 380).  

 

Eine politische Orientierung dagegen erhöht laut Zif (1981) die Wahrscheinlichkeit, 

dass instabile, unklare und vage Ziele entstehen oder Umsätze statt Profitziele in den 

Vordergrund geraten (Zif 1981: 1331ff.). Erfolgsmaßstäbe werden oft nur irregulär eva-
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luiert und es werden zu niedrige Preise in Relation zu den entstandenen Kosten festge-

legt (Zif 1981: 1337).  

 

Weil viele öffentliche Unternehmen in Monopolmärkten agieren, sollte aber ein beson-

deres Augenmerk auf deren Rechenschaftspflichten gelegt werden (Vernon 1984: 41f.). 

Durch Expertenwissen und ein losgelöstes Budget kommt es zu einer asymmetrischen 

Informationsverteilung (Vernon 1984: 47f.). Im Extremfall werden finanzielle Schwie-

rigkeiten bis zum letztmöglichen Zeitpunkt verschleiert (Vernon 1984: 48). Nur eine 

regelmäßige Evaluation von Kennzahlen und eine qualitativ hochwertige, staatliche 

Steuerung können eine gute Alternative zur vollständigen Privatisierung darstellen (Jo-

nes 1991: 110ff.; Ramamurti 1991: 127ff.).  

 

Anastassopoulos (1985: 521ff.) empfiehlt in seiner Analyse von französischen Staatsun-

ternehmen drei Kategorien von Steuerungsinstrumenten: Zuerst müsse die Regierung 

entwicklungsförderliche, strategische Ziele setzen und es vermeiden, operative Eingriffe 

in das Unternehmensgeschäft vorzunehmen. Wenn ex ante Interventionen geplant sei-

en, sollen diese mit einem gemeinsamen Ansprechpartner oder Berater ausgehandelt 

werden, der den strategischen Plan im Auge behält (Anastassopoulos 1985: 538). Auf-

gabe des Parlamentes sei es, die Zielerreichung zu überprüfen und gegebenenfalls Sank-

tionen vorzunehmen (Anastassopoulos 1985: 538). Konsequenterweise sollen politi-

sche Instrumente so selten wie möglich genutzt werden. Mögliche Konflikte werden im 

Idealfall verhandelt und in transparenten Verträgen geregelt (Anastassopoulos 1985: 

538). Für politische Interventionen, die die Einhaltung des strategischen Plans gefähr-

den, empfehlen sich Kompensationszahlungen (Anastassopoulos 1985: 539).  

 

Darüber hinaus bestehe ein verschärftes Prinzipal-Agenten Problem in öffentlichen Un-

ternehmen, weil die Geschäftsführer nicht durch den Kapitalmarkt diszipliniert werden 

(Hirshhorn 1989: 259). Durch schwer quantifizierbare, multidimensionale Ziele entste-

hen zwangsläufig Konflikte, die einer Profitmaximierung entgegenstehen (Hirshhorn 

1989: 259). Sollen öffentliche Unternehmen als ein Instrument genutzt werden, um po-

litische Ziele zu verwirklichen, so müsse dieses Vorhaben durch ein spezielles Steue-

rungsumfeld unterstützt werden (Hirshhorn 1989: 259). Es sei effizienter, das Unter-

nehmen in ein privates Rechtsumfeld zu stellen, um bestimmte Entscheidungen in den 
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Einheiten autonomer treffen zu können (Hirshhorn 1989: 261ff.). Die Strategie sei aber 

nur dann erfolgreich, wenn ein gutes Controllingsystem für die Einheiten eingerichtet 

wurde und es dadurch möglich werde, Kompensationszahlungen für Verluste durch 

politische Zielsetzungen zu leisten (Hirshhorn 1989: 266).  

 

Weil für sozialpolitische Ziele alternative Wege der Leistungserstellung bereitstehen, 

müsse ein öffentliches Unternehmen immer die bestmögliche Form der Erbringung dar-

stellen (Hirshhorn 1989: 260). Dies sei der Fall, wenn ein Kontrakt mit Privaten nicht 

exakt genug spezifizierbar wäre oder man sich in eine sehr starke Abhängigkeit zu ei-

nem einzigen Investor begäbe (Hirshhorn 1989: 261f.). Bei Eigenerstellung bestehe 

auch in solchen Fällen genug Flexibilität, um politische Ziele zu verwirklichen und über 

die notwendige Informationsbasis zu verfügen (Hirshhorn 1989: 261).  

 

Ring und Perry (1985) identifizieren neben der Unklarheit von politischen Zielen weite-

re Einflussfaktoren auf die De-facto-Autonomie öffentlicher Unternehmen im Verhältnis 

zum Träger. Beispielsweise heben sie die besondere Rolle der Medien hervor (Ring und 

Perry 1985: 279). Gerade in öffentlichen Organisationen komme es durch mediale Auf-

merksamkeit zu einer besonderen Form der Accountability, die die Verantwortlichen 

einer stärkeren, öffentlichen Wahrnehmung und einem damit verbundenen, politischen 

Druck aussetzt (Ring und Perry 1985: 279; Luke 2010: 145). Mediale Aufmerksamkeit 

kann das weitere Agenda Setting der politischen Akteure stark verändern und sich 

dadurch mittelbar auf die kommunale Steuerung der Unternehmen auswirken, selbst 

wenn bereits im Vorhinein klare Ziele formuliert wurden (Krause 2015).  

 

Explorative Fallstudien zeigen, dass sich auch strategische Prioritäten von öffentlichen 

Unternehmen im Laufe der Zeit verändern können und vom Verhältnis zur jeweiligen 

Regierung abhängig sind (Hafsi et al. 1987; Hafsi und Koenig 1988). Hafsi et al. (1987) 

betonen im Besonderen, dass die Unternehmen in einem Zwischenfeld zwischen Staat 

und Markt agieren. Accountability und Performance seien daher nur schwer zu definie-

ren und hängen vom jeweiligen Blickwinkel ab (Hafsi et al. 1987: 714). 

 

In den Leitungspositionen begegnen sich zwei Akteursgruppen, die Koalitionen unter-

einander aushandeln: Kommissare und Technokraten (Hafsi et al. 1987: 716ff.). Kom-
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missare fühlen sich dazu verpflichtet, verschiedene politische Interessengruppen zu 

bedienen (Hafsi et al. 1987: 716). Sie werden die Ressourcen der Gebietskörperschaft 

sichern und die Nachfrage nach politischen Zielen befriedigen (Hafsi et al. 1987: 716f.). 

Technokraten dagegen konzentrieren sich auf die Marktbedingungen und den Wettbe-

werb (Hafsi et al. 1987: 716f.). Sie verfolgen vor allem die wirtschaftlichen und techni-

schen Ziele des Unternehmens und legitimieren sich durch ökonomischen Erfolg (Hafsi 

et al. 1987: 716). 

 

In Anlehnung an den Organisationslebenszyklus von Chandler (1962) wird das Verhält-

nis zwischen den Gruppen anfänglich als kooperativ beschrieben: Die Ziele des Unter-

nehmens seien klar definiert und die Werte des Managers entsprächen denen der Eig-

ner (Hafsi et al. 1987: 719ff.). Daher bekomme das Unternehmen Unterstützung und 

Ressourcen vom Parlament zugesprochen (Hafsi et al. 1987: 715).  

 

In der zweiten Entwicklungsphase entstehe ein Spannungsverhältnis zwischen Kom-

missaren auf der ersten und Technokraten auf der zweiten Ebene dadurch, dass sich ein 

eigenständiger technischer Kern des Unternehmens entwickelt habe und die Wünsche 

der Regierung inkonsistenter werden (Hafsi et al. 1987: 719). Diese Entfremdung vom 

Träger werde umso größer, je mehr die ursprünglichen soziopolitischen Ziele durch das 

Unternehmen bereits erfüllt wurden (Hafsi et al. 1987: 715). Wenn es die Manager des 

Unternehmens durchsetzen können, setze eine letzte Phase der Entwicklung ein, die 

sogenannte Autonomiephase, in der das Unternehmen vollständige finanzielle Unab-

hängigkeit erreiche (Hafsi et al. 1987: 715).  

 

Die Entwicklung eines technischen Kerns, die finanzielle Unabhängigkeit des Unter-

nehmens, die Struktur der Überwachung durch das Parlament und die Übereinkunft 

über geltende Regeln zum Ausgleich der Akteure wirken als die Kontext- und Einfluss-

faktoren auf diese Entwicklung (Hafsi et al. 1987: 715). Mit zunehmender Komplexität 

der Struktur ändere sich in jeder Entwicklungsphase das Verhältnis zum Träger (Hafsi 

et al. 1987: 715; Hafsi und König 1988: 245ff.). Wo noch in der Entstehungsphase ein 

großer Wert auf Symbolik und geteilte Werte zwischen Verwaltungsführung und Un-

ternehmen gelegt wurde, rücken mit der Spezialisierung und Technisierung des Unter-

nehmens Konflikte zwischen monetären und nichtmonetären Zielen in den Vorder-
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grund und der politische Einfluss auf das Top Management verliere langsam an Bedeu-

tung (Hafsi et al. 1987: 724f.).  

 

In dieser zweiten Phase verteile sich die Verantwortung auf Seiten des Trägers bereits 

auf mehrere Ämter oder Ministerien (Hafsi et al. 1987: 722f.). Mit zunehmender Exper-

tise auf Seiten des Unternehmens werden differenziertere Kontrollen und Steuerungs-

instrumente notwendig. Die Geschäftsführer erkennen sich bereits in einer Ausgleichs-

rolle zwischen politischer und marktbezogener Rationalität (Hafsi et al. 1987: 722f.). 

Mit zunehmender finanzieller Unabhängigkeit steige wiederum der politische Einfluss 

auf das Unternehmen, da es als wichtige Ressource wahrgenommen werde (Hafsi et al. 

1987: 722). Effizienzkriterien rücken dann wieder zugunsten von politischen Pro-

grammen in den Hintergrund (Hafsi et al. 1987: 722).  

 

Im Extremfall könne es zur strategischen Fragmentierung des Unternehmens kommen. 

Die Ministerien bleiben uneinig und richten verschiedenartige Anforderungen an das 

Unternehmen (Hafsi et al. 1987: 723). Gerade in dieser Phase fordern die Autoren aus-

geklügelte, formelle Steuerungsmechanismen und spezifische Zielkontrolle, um die In-

teressen der Akteure auszugleichen und den Erfolg des Unternehmens nicht zu belasten 

(Hafsi et al. 1987: 727).  

 

Erst in einer finalen Autonomiephase agiere das Unternehmen vor allem nach kommer-

ziellen Motiven und das Top Management besitze lediglich noch Kontakt zu einem der 

Fachbereiche (Hafsi et al. 1987: 723). Die Berichterstattung gegenüber dem Parlament 

werde dann routiniert durchgeführt, Eingriffe in die Handlungsfreiheit des Unterneh-

mens seien allenfalls auf ein Mindestmaß reduziert (Hafsi et al. 1987: 723f.).  

 

Aufgrund der vorangehenden, theoretisch geprägten Diskussionen wählen Lioukas et al. 

(1993) erstmals ein hypothesentestendes Vorgehen, das sich explizit mit der politi-

schen Einflussnahme auf öffentliche Unternehmen in Griechenland auseinandersetzt. In 

ihrer Querschnittsstudie von 110 nationalen und kommunalen Unternehmen versuchen 

sie einerseits, die verschiedenen Dimensionen der Einflussnahme zu identifizieren, da-

ran anschließend, diese zu erklären und in einem letzten Schritt, die Erklärungsfaktoren 

in den Gesamtkontext der Ressourcen-Dependenz-Theorie (Pfeffer und Salancik 1978) 
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zu stellen. Trifft man die Annahme, dass sich politische Einflussnahme und De-facto-

Autonomie12 von Ausgliederungen als zwei Seiten einer Medaille gegenüberstehen 

(Bach 2014), so lassen sich die Ergebnisse parallel zu den Erkenntnissen der Agentur-

forschung im vorigen Abschnitt verorten.  

 

Mittels Faktorenanalyse entdecken Lioukas et al. (1993) auch für öffentliche Unterneh-

men fünf eigenständige Dimensionen der Managementautonomie (Abbildung 5): Opera-

tive Personalautonomie, Strategische Entscheidungsautonomie (bspw. Internationale 

Diversifikation, Große Investmentprojekte), Finanzautonomie, Preissetzungsautonomie 

sowie die strategische Einkaufs- und Personalautonomie (Lioukas et al. 1993: 651).  

 

Anschließend separieren die Forscher vier Gruppen von Einflussfaktoren: Faktoren, die 

sich primär auf finanzielle Ressourcendependenzen beziehen, Faktoren der politischen 

Sichtbarkeit, Charakteristiken der einzelnen Unternehmen, sowie Charakteristiken der 

Umwelt (Lioukas et al. 1993: 648). Unberücksichtigt bleiben Charakteristiken des poli-

tisch-administrativen Systems des Landes, Persönlichkeitsvariablen und die Einbindung 

der verantwortlichen Geschäftsführer in soziale Netzwerke (Lioukas et al. 1993: 648).  

 

Dimension of State Control 

(Reversed Autonomy) 

Related Questions 

 

 

 

 Total State Control Index of all related Items 

  

Control on Human Resources Five- Point Likert- Type Variables: 

Recruitment Policy and Hiring of Specialists 

Decisions over Pay and Rewards 

Purchasing Policy and Award Contract Decisions 

 

Control on Strategic Issues  Decisions affecting the Scope of Business Activity 

Important Investments and Large Projects 

 

Control on Output Decisions Pricing Decisions 

Control on Financial Ressources Distribution of Profits 
Borrowing Decisions 

Decisions about the Use of Foreign Currency 

  

Control on Purchasing and Ap-

pointments 

 

 

Managerial Appointments 

EDP Decisions (Hardware, Software) 

 

 

 

 

 

 

 

Abbildung 5 Dimensionen von Managementautonomie (Lioukas et al. 1993: 651) 

                                                             
12 De-facto-Autonomie wird definiert als „the exemption of constraints on the actual use of decision-making 
competencies“ (Nordlinger 1987: 361; Verhoest et al. 2004: 104). 
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Das Gesamtmodell zeigt, dass die Variablen „Anzahl der Politiker im Aufsichtsrat“ und 

„Größe des Unternehmens“ eine stark negative Wirkung auf die Gesamtautonomie der 

Unternehmen entfalten (Lioukas et al. 1993: 656). Positive Gesamteffekte zeigen sich 

dagegen für die Variablen „Innovationskraft des Unternehmens“ und „Internationalisie-

rungsgrad“ (Lioukas et al. 1993: 656). Für Minderheitsanteile von Privaten bestehen im 

Gesamtmodell keine signifikanten Effekte (Lioukas et al. 1993: 661).  

Wie in der Agenturforschung lässt sich von einem multidimensionalen Konstrukt der 

De-facto-Autonomie sprechen, denn die einzelnen Dimensionen lassen sich unter-

schiedlich erklären: 

Strategische Entscheidungsautonomie fällt signifikant höher aus, wenn ein Unterneh-

men innovativ arbeitet und die Nachfrage als schwer vorhersehbar eingeschätzt wird 

(Lioukas et al. 1993: 657). Gegenteilige Zusammenhänge finden sich bei einem hohen 

Verschuldungsgrad der Unternehmen (Lioukas et al. 1993: 657). Solche Unternehmen, 

die in einer größeren finanziellen Abhängigkeit zum Träger stehen, besitzen eine gerin-

gere strategische Autonomie.  

 

Preisautonomie steht in einem negativen Zusammenhang zur Größe des Unternehmens 

(Lioukas et al. 1993: 657). Es bestehen positive Zusammenhänge zwischen höheren 

Gewinnen im Vorjahr, einer hohen Faktorproduktivität und einem hohen Internationa-

lisierungsgrad (Lioukas et al. 1993: 657). Solche Unternehmen, die in der Vergangenheit 

gut wirtschafteten oder in einem stärker internationalen Wettbewerb agieren, können 

somit freier über ihre Preispolitik entscheiden.   

 

Die Personalautonomie (die in diesem Fall auch Kontraktvergaben miteinschließt) ist 

höher ausgeprägt, wenn das Unternehmen in internationalen Märkten agiert (Lioukas 

et al. 1993: 658). Werden viele Aufsichtsräte direkt von der Politik bestimmt, erzielte 

das Unternehmen in den Vorperioden hohe Gewinne oder handelt es sich um ein be-

sonders großes Unternehmen, so wirkt sich dies negativ auf die Personalautonomie aus 

(Lioukas et al. 1993: 658).  

 

Die Finanzmanagement-Autonomie erhöht sich, wenn ein Unternehmen in der Vorperi-

ode hohe Gewinne erzielte, eine große Innovationskraft besitzt und Nachfrageunsicher-
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heiten im Umfeld bestehen (Lioukas et al. 1993: 658). Besonders solche Unternehmen, 

die in volatilen Umwelten agieren, scheinen freier über ihre finanziellen Ressourcen 

verfügen zu dürfen.  

 

Bei Material- und Einkaufsentscheidungen trägt eine starke Internationalisierung der 

Märkte zu einer höheren Unabhängigkeit bei (Lioukas et al. 1993: 658). Für größere 

Unternehmen, solche Unternehmen mit vielen Politikern im Aufsichtsrat, höherer Ver-

mögensrendite oder einer höheren Anzahl von Endkunden wird die Einkaufsautonomie 

im Mittel als signifikant geringer eingeschätzt (Lioukas et al. 1993: 658).  

 

Die Studie zeigt, dass Ressourcendependenzen einen guten Erklärungsbeitrag für die 

De-facto-Managementautonomie der Unternehmen in Griechenland leisten konnten 

(Lioukas et al. 1993: 660ff.). Es ist aber zwischen Ressourcenabhängigkeiten auf der 

persönlichen Ebene und solchen auf Unternehmensebene zu unterscheiden (Lioukas et 

al. 1993: 661). Auf der persönlichen Ebene machen sich Ressourcenabhängigkeiten und 

informelle Abhängigkeiten im Top Management vor allem durch den signifikanten Ef-

fekt der politischen Aufsichtsräte bemerkbar (Lioukas et al. 1993: 661).  

 

Dies führt Lioukas et al. (1993) wie Hafsi et al. (1987) zu der Annahme, dass eine Steue-

rung auf Augenhöhe bei öffentlichen Unternehmen nur dann gut funktioniere, wenn 

keine allzu große persönliche oder finanzielle Ressourcenabhängigkeit vom Träger exis-

tiere (Lioukas et al. 1993: 661ff.). Die unerwarteten, negativen Zusammenhänge mit den 

Vorjahresgewinnen der Organisationen begründen die Autoren damit, dass Manager 

von sehr erfolgreichen Unternehmen die rigiden Gehaltsvorgaben stärker wahrnehmen 

oder dass gerade diese Unternehmen in Phasen der Depression dazu gezwungen wer-

den, Mitarbeiter einzustellen (Lioukas et al. 1993: 660).  

 

Ressourcenabhängigkeiten in öffentlichen Unternehmen werden auch weiterhin stark 

diskutiert. Bel und Fageda (2010) sowie Garrone et al. (2013) finden einige Hinweise 

darauf, dass Private eine bessere Kontrolle der Geschäftstätigkeiten leisten können. 

Dieser Effekt kann durch den Kapitalmarkt verstärkt werden, wenn das Unternehmen 

an der Börse gehandelt wird (Eickhof 2000: 6; Whincop 2005: 78). Sind private Partner 

involviert, so kann es allerdings zu großen Zielkonflikten kommen (Grossi und Thomas-



                         Teil I Theorie    64 

 
 

son 2011; Da Cruz und Marques 2012; Calabrò et al. 2013). Die Kommune müsse sich 

folglich stark auf die Erfüllung des öffentlichen Zwecks konzentrieren und dessen Ein-

haltung kontrollieren (Calabrò und Torchia 2011: 456).  

 

Essenziell für die Erklärung von Autonomisierungsprozessen erscheint der Faktor 

Wettbewerb. Lin und Germain (2003: 1144ff.) finden in 220 Chinesischen Staatsunter-

nehmen einen höheren Grad an formeller Dezentralisierung bei Unternehmen, die in 

einem stärkeren internationalen Wettbewerb stehen. In einer nationenweiten Umfrage 

bei 1474 amerikanischen Kommunen mit mindestens 10.000 Einwohnern dominiert die 

Stärke des Wettbewerbs die Entscheidung gegen eine kommunale Eigenerstellung bei 

einer großen Anzahl von Dienstleistungen (Hefetz und Warner 2012: 295ff.).  

 

Das Zusammenspiel verschiedener Steuerungsinstrumente im Umfeld der Organisatio-

nen wurde ebenfalls in den Blickpunkt genommen. Cristofoli et al. (2010: 367) weisen 

in einer Fallstudienuntersuchung zu lokalen Steuerungssystemen in den Branchen Ab-

fallentsorgung, Transport und ambulante Altenpflege nach, dass sich der Einsatz von 

Steuerungsmechanismen in Italien vor allem durch die politische Wichtigkeit der Bran-

che erklären lässt und dass Transaktionsspezifika eine allenfalls untergeordnete Rolle 

spielen (Cristofoli et al. 2010). Bei hoher politischer Sichtbarkeit scheint traditionelle, 

bürokratische Steuerung die dominante Strategie der Kommunen zu sein. Bürokrati-

sche Kontrollmechanismen werden immer dann angewandt, wenn eine größere Nähe 

zu einer hohen Anzahl von Endnutzern besteht (Cristofoli et al. 2010: 367).  

 

Eine Umfrage bei 52 italienischen Kommunen in den Bereichen soziale Pflege und Ab-

fallwirtschaft gelangt im Gegensatz zur Studie von Cristofoli et al. (2010) zur Erkennt-

nis, dass sich Zielsteuerung gut durch Charakteristika der Aufgabe wie Messbarkeit der 

Leistungen, Unsicherheiten in der Branche oder politische Sichtbarkeit erklären lässt 

(Ditillo et al. 2014: 12). Bei bürokratische Kontrollen besteht ein positiver Zusammen-

hang zur Messbarkeit der Leistung und ein negativer Zusammenhang zum Vorjahres-

verlust der Kommune (Ditillo et al. 2014: 13). Zusammenfassend stellen die Autoren 

fest, dass italienische Kommunen verschiedene Steuerungsmechanismen miteinander 

kombinieren und dass die vertrauensbasierte Steuerung in Italien weiter verbreitet ist 

als andere Mechanismen (Ditillo et al. 2014). Allerdings lässt sich vertrauensbasierte 
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Steuerung nicht mit transaktionskostenbasierten Variablen erklären (Ditillo et al. 2014: 

14). Dieser Befund deutet darauf hin, dass relationalen Faktoren in der Steuerung von 

öffentlichen Unternehmen eine große Bedeutung zukommt.     

 

Wie bereits angedeutet scheint die politische Sichtbarkeit der Branche einen starken 

Einfluss auf die Managementautonomie auszuüben. Avellanda (2013: 631ff.) zeigt in 

einem Experiment an 120 Bürgermeistern in Lateinamerika, dass Finanz- und Budget-

autonomie vor allem dann delegiert werden, wenn es sich um bildungspolitische und 

nicht um Infrastrukturmaßnahmen handelt. Aars und Ringkjøb (2011: 841) stellen in 

einer Analyse der Antworten von 201 Gemeinderatsmitgliedern und 170 Aufsichtsräten 

fest, dass sich der Steuerungseinfluss in norwegischen Unternehmen zwar im Allgemei-

nen auf ein Minimum beschränkt, allerdings stärker wird, wenn die politische Relevanz 

der Unternehmen für die Verwaltungsführung ansteigt. Besonders solche Kommunen, 

die stark auf Kapazitätsverbesserung achtgeben, gestatten ihren Unternehmen weniger 

Freiheiten (Aars und Ringkjøb 2011: 840ff.). Lindqvist (2013) kann anhand von Fallstu-

dien in der schwedischen Abfallwirtschaft zeigen, dass in volatilen Umwelten mit häufi-

gen, gesetzlichen Änderungen auf eine verstärkte Einflussnahme durch den Eigentümer 

gesetzt wird (Lindqvist 2013: 149ff.).  

 

In einem sich verändernden, politischen Kontext können bestimmte Themen wie Sozial- 

oder Bildungspolitik auch über die Zeit hinweg politische Bedeutung dazu gewinnen 

oder verlieren (Jacobsen 2006: 315ff.). Jacobsen (2006: 317f.) entdeckt für 30 norwegi-

sche Kommunen, dass sich der Informationsaustausch zwischen Politik und Verwaltung 

über die Zeit hinweg verändert. Somit kommt es direkt nach einem Regierungswechsel 

oft zu einer chaotischen Phase bei größerer Autonomisierung der unteren Hierarchie-

ebenen (Jacobsen 2006: 317). Sobald die politische Agenda abgeklärt wurde, werden 

routiniertere Vorgehensweisen adaptiert und die Interaktion zwischen den Sphären 

wird häufiger und formalisierter (Jacobsen 2006: 318f.).  

 

Zusammenfassend lassen sich bisher folgende Faktoren mit besonderer Erklärungskraft 

herausstellen: Die Intensität des Wettbewerbs, die Tätigkeit auf internationalen Märk-

ten, die Innovationskraft, die politische Besetzung der Aufsichtsräte, die Größe des Un-

ternehmens, der Verschuldungsgrad, der Vorjahresgewinn, Unsicherheiten im der 
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Nachfrage, politische Wechsel, politische Turbulenzen und die politische Sichtbarkeit 

der jeweiligen Branche. Offen bleiben die theoretischen Fragen nach der Persönlichkeit 

der Manager, dem Zusammenhang zwischen Autonomie und Steuerungsmechanismen 

und die Frage nach weiteren, informellen Aspekten im Umfeld der Organisationen (Li-

oukas et al. 1993: 662).  

 

2.2.3 Fazit 

In diesem Abschnitt sollen die Ergebnisse der Literaturrecherche zu Agenturen und 

öffentlichen Unternehmen noch einmal zusammenführend diskutiert werden. Im An-

schluss daran wird die Forschungslücke für das spätere Analysemodell identifiziert.  

 

Der vergleichende Blick auf die Literatur zeigt, dass es theoretisch möglich ist, viele der 

Erkenntnisse zur De-facto-Autonomie bei Agenturen auf öffentliche Unternehmen zu 

übertragen. Da kommunale Unternehmen ähnlich wie die Agenturen einem übergeord-

neten Fachbereich unterstehen und von lokalpolitischen Entscheidungen direkt betrof-

fen sind, lässt sich ebenfalls von einem multidimensionalen Autonomiekonstrukt aus-

gehen (Lioukas et al. 1993; Verhoest et al. 2004). Spezifische Dimensionen für politische 

Autonomie wie Politikformulierung oder -implementierung sind auf kommerziell tätige, 

öffentliche Unternehmen nur bedingt anwendbar. Allerdings lassen sich weitere Ma-

nagementdimensionen wie beispielsweise Preisentscheidungen, Einkaufsentscheidun-

gen oder strategische Investmententscheidungen voneinander abgrenzen (Lioukas et al. 

1993: 651).  

Im Literaturüberblick zu den Determinanten zeigen sich einige interessante Parallelen 

der beiden Forschungsstränge zur De-facto-Autonomie: Branche und Rechtsform wur-

den in der Agentur- wie auch in der Unternehmensdebatte als wichtige Einflussfaktoren 

auf die Unabhängigkeit der Organisationen erkannt und bestätigt (Fabry 2011; Verhoest 

et al. 2014). Wie bei den Agenturen gibt es eine Vielzahl von unterschiedlichen Akteu-

ren, die einen Einfluss auf die Tätigkeiten der Unternehmen ausüben können (Sexty 

1980; van Thiel und Yesilkagit 2008; Luke 2010). Unter den externen Akteuren wird die 

Rolle der Medien immer wieder besonders hervorgehoben (Ring und Perry 1985; van 

Thiel und Yesilkagit 2008; Luke 2010).  
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Landeskultur und Rechtstradition spielen eine gleichermaßen wichtige Rolle für öffent-

liche Unternehmen wie für Agenturen (MacCarthaigh 2009; Verhoest et al. 2011; Ver-

hoest et al. 2014). Auch die Größe der Organisationen, die Hierarchieebene und die 

Herkunft der Budgets scheinen eine besondere Bedeutung zu besitzen (Lioukas et al. 

1993; Jacobsen 2006; Bach und Jann 2010; Fan et al. 2013; Bach 2014). Ebenso sei die 

Besetzung und Errichtung von Aufsichtsgremien für die politische Autonomie der Orga-

nisationen sehr wichtig (Sexty 1980; Lioukas et al. 1993; Verhoest et al. 2010; Nelson 

und Nikolakis 2012). Zusammenhänge zwischen einigen Autonomiedimensionen und 

der Innovationskraft lassen sich für Agenturen und Unternehmen ausmachen (Lioukas 

et al. 1993; Lægreid et al. 2011).  

Darüber hinaus bestehen einige Spezifika, die sich aus der Literatur zu öffentlichen Un-

ternehmen ergeben: Zum einen spielt der Faktor Wettbewerb eine viel bedeutendere 

Rolle, da die Kommerzialisierung in den Unternehmen besonders stark voran geschrit-

ten ist (Lioukas et al. 1993; Lin und Germain 2003). Gleiches gilt für die Internationali-

sierung der Unternehmen (Lioukas et al. 1993; Lin und Germain 2003). Zusammenhän-

ge zwischen finanziellen Erfolgsgrößen und Autonomie ließen sich für öffentliche Un-

ternehmen bereits in den Dimensionen Preis, Finanz- und Personalautonomie nachwei-

sen (Lioukas et al. 1993: 657f.). Sind die Unternehmen stark verschuldet, scheint dies 

ihre strategische Entscheidungsautonomie zu verringern (Lioukas et al. 1993: 657).  

Auf Basis der vorangehenden Literatur lassen sich einige Forschungslücken identifizie-

ren. Zum einen ist dem Autor bis dato keine großflächige Untersuchung bekannt, die 

sich bei der Analyse von Managementautonomie mit kommunalen Unternehmen ausei-

nandergesetzt hat. Zweitens ist keine Studie bekannt, die gleichermaßen Rechtsform, 

Eigentum, Branche und Länderspezifika als Kontrollvariablen berücksichtigt. Drittens 

fehlt es an weiteren Untersuchungen zu den Aufsichtsräten und deren Wirkung auf die 

politische Einflussnahme in den Organisationen. Viertens wissen wir nicht, ob die Bio-

graphie der Geschäftsführer bei Autonomiebestrebungen eine Rolle spielt. Ebenfalls 

gibt es keine Erkenntnisse, wie genau verschiedene Steuerungsinstrumente der Kom-

munen auf die Dimensionen der Managementautonomie in öffentlichen Unternehmen 

einwirken. Letztlich bleibt bisher ungeklärt, welche informellen Variablen zwischen 

Träger und Unternehmensleitung eine besondere Bedeutung für die Managementauto-
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nomie besitzen und in welche Richtung sie wirken. An diesen Forschungslücken soll die 

vorliegende Arbeit anknüpfen.  

 

2.3 Herleitung eines theoretischen Analysemodells 

Im nun folgenden Abschnitt werden die Hypothesen der Arbeit aus der Theorie abgelei-

tet, um damit ein Modell für die empirische Analyse in Kapitel Drei bereitzustellen. 

Hierzu formuliert der Autor zuerst einige gängige Hypothesen auf Basis der Transakti-

onskostentheorie, denn diese Theorie wird im Accounting vorrangig herangezogen, um 

den Einsatz von Steuerungsmechanismen zu modellieren (Ouchi 1979; Williamson 

1985; Van der Meer-Kooistra und Vosselman 2000; Langfield-Smith und Smith 2003).  

Um an die spezielle Forschungslücke zu den informellen Variablen anzuknüpfen, wer-

den anschließend zentrale Hypothesen der Arbeit aus der Social-Exchange-Theorie 

(Blau 1964, 1968; Homans 1958, 1961; Thibaut und Kelley 1959; Emerson 1976; Cook 

und Emerson 1978; Cook und Rice 2006) abgeleitet und auf öffentliche Unternehmen 

übertragen. Das theoretische Modell liefert somit ein Grundraster für die empirische 

Analyse.  

 

2.3.1 Die Transaktionskostentheorie 

In der privatwirtschaftlichen Accounting Forschung und in der Erforschung von strate-

gischen Allianzen hat man viele Überlegungen zur Anwendung von Steuerungsinstru-

menten angestellt (Ouchi 1979; Eisenhardt 1985; Das und Teng 1998; Van der Meer-

Kooistra und Vosselman 2000; Langfield-Smith und Smith 2003; van den Abeele 2006; 

Caglio und Ditillo 2008). Ein beachtlich großer Forschungsbereich stützt sich auf die 

Ideen von Williamson (1985) und Ouchi (1979), die man gemeinhin der Neuen Institu-

tionenökonomik zurechnet. Caglio und Ditillo (2008) differenzieren in einem Literatur-

überblick zur Accounting Forschung drei Analysetiefen: Spezifische Kosten- und Ac-

counting Instrumente, Governance Archetypen und Steuerungsmechanismen (Caglio 

und Ditillo 2008: 866ff.):  
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Abbildung 6 Verschiedene Analysetiefen in Bezug auf die Steuerung (Caglio und Ditillo 2008: 866) 

Auf der Ebene der Governance Archetypen unterscheiden wir institutionelle Arrange-

ments wie Markt, Hierarchie und Hybride (David und Han 2004: 39). Während Markt 

und Hierarchie die dominanten Koordinationsformen in einer Gesellschaft darstellen, 

können wir öffentlichen Unternehmen eine Art Hybridorientierung zwischen den Ideal-

typen Markt und Hierarchie und den damit verbundenen Rationalitäten zuschreiben 

(Thomasson 2009; Karré 2011).  

 

Viele Hybridformen sind interorganisationale Beziehungen, die auf Basis von langfristi-

gen Verträgen oder sozialen Bindungen Stabilität erhalten (Williamson 1991: 271ff.). 

Trotz beidseitiger Abhängigkeit besteht keine klare Hierarchie zwischen den einzelnen 

Organisationseinheiten, denn ihnen wird eine gewisse Form der Selbstständigkeit zu-

gebilligt (Williamson 1991: 271). Dennoch sind über die Zeit hinweg Anpassungen wie 

stärkere Kooperation oder Autonomisierung möglich (Williamson 1991: 281). William-

son (1985) hält Hybridformen wie Netzwerke oder Clans allerdings für langfristig in-

stabile Formen der Koordination (Williamson 1985: 83).  

 

Auf der Ebene der Mechanismen wurde vielfach untersucht, ob sich Subsysteme in der 

Steuerung von ausgegliederten Einheiten ausmachen lassen (Caglio und Ditillo 2008: 

866). Man geht davon aus, dass verschiedene Subsysteme nebeneinander existieren 

können (Caglio und Ditillo 2008: 866). Beispielhaft unterscheidet Ouchi (1979: 843ff.) 

Prozesskontrollen und Zielsteuerung. Bei ersteren geht es darum, Prozessschritte im 
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Vorhinein zu definieren und zu überprüfen, ob das tatsächliche Verhalten diesen Pro-

zessschritten gerecht wird (Dekker und van den Abeele 2010: 1235). Bei Anwendung 

von Zielsteuerung werden lediglich die Zielgrößen definiert, die Schritte zur Zielerrei-

chung bleiben allerdings dem Kontrollierten überlassen13 (Dekker und van den Abeele 

2010: 1235).  

 

Die Determinanten verschiedener Steuerungsmechanismen leiten die Accounting For-

scher aus der Transaktionskostentheorie ab (Williamson 1981, 1983, 1985). Das wich-

tigste Analyseobjekt der Theorie ist die Transaktion (Williamson 1985: 41). Ein Markt 

ist dadurch charakterisiert, dass sich ein Austausch der Verfügungsrechte an Gütern 

oder Dienstleistungen vollzieht (Williamson 1985: 41ff.). Entstehen bei einer solchen 

Transaktion Reibungsverluste oder Ineffizienzen, so lässt sich von Transaktionskosten 

sprechen (Coase 1937: 390ff.; Williamson 1981: 552; Williamson 1985: 20ff.). Diese 

können durch das institutionelle Arrangement beeinflusst werden, in dem die jeweilige 

Transaktion stattfindet (Kieser 2002: 225). Wenn wir von Risikoneutralität der Markt-

teilnehmer ausgehen, so ist das Effizienzkriterium die Summe aus den jeweils anfallen-

den Produktions- und Transaktionskosten (Williamson 1985: 22).  

 

Williamson (1985: 32ff.), ein wichtiger Vertreter der Theorie, glaubt, dass sich mensch-

liches Verhalten auf zwei grundsätzliche Annahmen zurückführen lässt: Zum einen die 

Annahme der begrenzten Rationalität (Simon 1959: 80ff.). Danach sind Individuen nur 

begrenzt in der Lage, rational zu handeln. Die Gründe dafür sind ihr limitiertes Wissen 

und ihre begrenzten Informationsverarbeitungskapazitäten (Williamson 1981: 553; 

Williamson 1985: 32). Die zweite Annahme, die Williamson trifft, ist die Annahme des 

Opportunismus (Williamson 1975: 26; Williamson 1985: 32). Das Individuum strebt in 

bestimmten Situationen danach, mit List seinen Eigennutz zu maximieren (Williamson 

1985: 32f.).  

 

Auf Basis der Eigennutzüberlegungen können Zielkonflikte zwischen den Vertragspart-

nern entstehen (Eisenhardt 1989: 63). Hier berücksichtigt Williamson die Möglichkeit 

von Informationsasymmetrien (Williamson 1985: 57ff.). Besitzt eine der Vertragspar-

teien einen starken Informationsvorteil, so kann dieser durch Betrug, Verfremdung o-

                                                             
13 Hood (1991: 11ff.) charakterisiert den Wandel von der Prozess- und Inputsteuerung hin zur Steuerung über 
Outputs als eines der konstituierenden Merkmale des New Public Managements. 



                         Teil I Theorie    71 

 
 

der Zurückhaltung von Informationen ausgenutzt werden (Williamson 1985: 57ff.). 

Werden individuelle Handlungen und deren Konsequenzen an einen Marktmechanis-

mus gekoppelt, so optimieren sich die Produktionskosten (Williamson 1991: 279). Be-

stehen allerdings große Anreize für Opportunismus, so wirkt der Konkurrenzmecha-

nismus nicht wie angenommen und es kommt zu Ineffizienzen (Williamson 1991: 273). 

Um Opportunismus zu vermeiden, schließen sich Marktteilnehmer in größeren Firmen 

zusammen und geben ihre strukturelle Autonomie auf (Coase 1937: 390ff.). 

 

Hier unterscheidet Williamson ex ante- und ex post-Transaktionskosten (Williamson 

1985: 20ff.). Ex ante-Transaktionskosten sind Vertrags-, Verhandlungs- und Informati-

onskosten, die bis zum Abschluss eines Vertrages entstehen können (Kieser 2002: 

225f.). Ex post-Transaktionskosten sind die Kosten, die für die Überwachung und Absi-

cherung der Vereinbarungen, die Lösung von Konflikten und die Nachverhandlungen 

bei unvorhergesehenen Umständen entstehen (Kieser 2002: 225f.). Wir nehmen an: 

 

P1: De-facto-Managementautonomie in öffentlichen Unternehmen wird durch die anfal-

lenden Transaktionskosten beeinflusst  

 

Leider sind Transaktionskosten bei der Übergabe von Verfügungsrechten meist nur 

indirekt ermittelbar. Williamson charakterisiert die wichtigsten Treiber der Transakti-

onskosten als Faktorspezifität, Unsicherheit und Frequenz (Williamson 1985: 52ff.). 

Unter Faktorspezifität versteht Williamson die Spezifität der Investition, die für ein 

Tauschgeschäft getätigt wird. „Unter Faktorspezifität fallen die Eigenschaften der 

Standortspezifität (z.B. Bau einer Fertigungsanlage in Abnehmernähe),  Anlagespezifität 

(z.B. Kauf einer speziellen Maschine zur Fertigung eines Produktes),  Humankapitalspe-

zifität (spezielles Know-How der Arbeitnehmer), abnehmerspezifische Investitionen 

(z.B. spezielle Kapazitätsänderungen), Investition in Reputation (z.B. Markenspezifische 

Investitionen) und terminspezifische Investitionen (z.B. bei Saisonware)“ (Kieser 2002: 

228; Williamson 1991: 281). Bei hoher Faktorspezifizität kann es dazu kommen, dass 

Tauschpartner in eine größere Abhängigkeit voneinander geraten. Woods (2007) 

glaubt, dass die Gefahr von Faktorspezifizität bei der Kontraktvergabe im öffentlichen 

Bereich allgemeinhin größer ist, weil es aufgrund der Gewährleistungsverpflichtung der 

Kommunen an einer Exit-Option fehlt (Woods 2007: 16f.).  
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Eine gute Möglichkeit, die Faktorspezifizität bei kommunalen Dienstleistern zu beurtei-

len, ist es, nach der Anzahl potenzieller Wettbewerber in der Region zu fragen (ter Bogt 

2003: 157). Eine andere ist, die Faktorspezifizität einer Branche als Ganzes bewerten zu 

lassen (Hefetz und Warner 2012: 309ff.). Hefetz und Warner (2012) befragten in 2007 

die Manager von Landkreisen und Städten hinsichtlich der Faktorspezifität und Mess-

barkeit verschiedener öffentlicher Leistungen. Sehr hohe Werte von wahrgenommener 

Faktorspezifität zeigten sich in den Branchen Abwasserentsorgung, Wasserversorgung, 

für Krankenhäuser, in der allgemeinen Krankenversorgung und der Versorgung mit 

Elektrizität und Gas (Hefetz und Warner 2012: 309f.). Niedrigere Werte ließen sich für 

die Abfallentsorgung, den Kulturbereich und die Straßenreinigung feststellen (Hefetz 

und Warner 2012: 21ff.).  

 

Ter Bogt (2003: 156ff.) vermutet darüber hinaus spezifisch politische Transaktionskos-

ten, die sich auf das institutionelle Umfeld kommunaler Unternehmen zurückführen 

lassen. Während Williamsons Argumentation (1985: 95f.) sich vor allem auf die physi-

schen Eigenschaften von Anlagegütern, Standorten oder Personalwissen stützt, kann 

sich die Faktorspezifizität im öffentlichen Sektor im Besonderen auf Produkte und Akti-

vitäten konzentrieren, bei denen Gerechtigkeits- und Gleichstellungsgrundsätze ge-

wahrt werden sollen (Wilson 1989: 326f.; ter Bogt 2003: 157). Mit großer Wahrschein-

lichkeit werden Politiker versuchen, ihren besonderen Einfluss zu bewahren, wenn be-

stimmte Dienstleistungen politische Wichtigkeit für die Wiederwahl oder das politische 

Fortkommen besitzen (Wilson 1989: 236f.). In solch einem Fall würde sich die Autono-

misierung der Dienstleistung abschwächen (Hostede 1981: 197f.). Ein solcher Effekt 

könnte sich auch auf Ebene einer einzelnen Unternehmung bemerkbar machen, wenn 

beispielsweise politische Turbulenzen entstehen oder das Unternehmen verstärkter 

medialer Kritik ausgesetzt wird (Luke 2010; Krause 2015). Der Autor stellt folgende 

Hypothesen auf:  

 

H1.1a Die Anzahl an potenziellen Wettbewerbern in der Branche erhöht die Manage-

mentautonomie des Unternehmens 

 

H1.1b Große politische Relevanz des Einzelunternehmens senkt die Management-

autonomie des Unternehmens 
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Neben der Faktorspezifität spielt die Unsicherheit, der eine Transaktion ausgesetzt sein 

kann, eine große Rolle. Von Unsicherheit lässt sich immer dann sprechen, „wenn die zu 

Grunde liegenden Bedingungen sehr hohen Schwankungen unterliegen“ (Rowe 1994: 

743). Williamson (1985) differenziert zwischen parametrischer Unsicherheit, die sich 

aus der Unvorhersehbarkeit zukünftiger Entwicklungen in der Branche ergibt (William-

son 1985: 57ff.) und Verhaltensunsicherheit, die sich aus der Möglichkeit opportunisti-

schen Verhaltens des Transaktionspartners ableitet (Jensen und Meckling 1976; Fama 

und Jensen 1983; Eisenhardt 1989). Nur bei Vorliegen von parametrischer Unsicherheit 

stellt die Verhaltensunsicherheit ein relevantes Kriterium dar (Williamson 1985: 57ff.).  

 

Die Konsequenzen von Verhaltensunsicherheiten kommen besonders dann zum Tragen, 

wenn es sich um eine äußerst komplexe Form der Leistungserstellung handelt, bei der 

Expertenwissen notwendig ist, um die Effektivität und Effizienz der Produktion beurtei-

len zu können (Ouchi 1979: 843). Da spezielles Know-How meist nur beim Kontrakt-

nehmer selbst vorhanden ist, ist es für die Steuernden in der Kernverwaltung äußerst 

schwierig, solche Evaluationen vorzunehmen (Ouchi 1979: 843ff.). Die Literatur zu un-

vollständigen Verträgen lehrt uns, dass in Hochtechnologie Unternehmen größere In-

formationsasymmetrien zwischen den Managern und den Anteilseignern vorliegen 

(Vagliasindi 2008: 6). Wenn die Entscheidungsgewalt bei der Partei liegen soll, die die 

besten Informationen besitzt, dann wird diesen Managern eine größere Autonomie zu 

Teil (Vagliasindi 2008: 6).    

 

Eine populäre Typologie zum Begriff der Unsicherheit differenziert neben struktureller 

Unsicherheit bei starker Komplexität des zu Grunde liegenden Problems auch zeitliche 

Unsicherheit als Unvorhersehbarkeit über einen Zustand in der Zukunft oder der Ver-

gangenheit, translationale Unsicherheit bei Problemen in der Kommunikation von Indi-

viduen und metrische Unsicherheit, wenn grundlegende Probleme der Messbarkeit vor-

liegen (Rowe 1994: 743ff.).  

 

Wilson (2000: 158ff.) überträgt die Überlegungen zur Messbarkeit auf die Regulierung 

von Agenturen. Er unterscheidet Agenturen, bei denen die Leistungen und Wirkungen 

leicht messbar sind, von Agenturen, deren Leistungen und Wirkungen weniger leicht 

erfasst werden können. Unter Leistung (Output) versteht Wilson (1989, 2000) das Er-
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gebnis der Arbeit von Agenturen, beispielsweise die Anzahl erfolgreich bearbeiteter 

Anträge (Wilson 2000: 158). Wenn Leistungen ein mittelbares Ergebnis bei den Ziel-

gruppen entfalten, bezeichnet man sie als Wirkungen14 (Schedler und Proeller 2011: 

74). Ein Beispiel hierfür wäre die erfolgreiche Arbeitsvermittlung durch eine Ar-

beitsagentur.  

 

Diese Herangehensweise verdeutlicht einige Probleme: Leistungen wie die Diagnose 

eines Arztes oder ein Fortschritt in der Theorieentwicklung in der Physik sind manch-

mal für Außenstehende nur sehr schwer zu beobachten (Wilson 2000: 159). Das Verhal-

ten in konkreten Situationen wie der Schlichtung eines Streites oder die Beratung eines 

Problemfalles könnte nicht beobachtet worden sein und entzieht sich daher der Bewer-

tung (Wilson 2000: 159). Ähnlich verhält es sich mit den Wirkungen. Bestehen keine 

nachvollziehbaren Verknüpfungen zwischen Leistungen und gesamtgesellschaftlichen 

Wirkungen oder bleibt das Ziel einer Organisation unklar und vage, so macht es wenig 

Sinn, diese Wirkungen als Erfolge der Agentur zu verbuchen, denn diese können mög-

licherweise auf andere Faktoren zurückzuführen sein oder dem intendierten Ziel der 

Organisation widersprechen (Wilson 2000: 159).  

 

Sind Leistungen und Wirkungen gut messbar, so spricht Wilson (2000: 158ff.) von einer 

Produktionsorganisation wie beispielsweise der Steuerverwaltung. Hier sind zwar spe-

zialisierte Fähigkeiten gefragt, aber die Aufgaben wiederholen sich. Die Steuereinnah-

men wie auch die notwendigen Prozesse und deren Geschwindigkeit sind leicht be-

obachtbar und förderlich, um ein effizientes Compliance System zu etablieren (Wilson 

2000: 160). Bei hoher Messbarkeit der Ziele werden somit keine zusätzlichen, zeitrau-

benden Prozess- oder Budgetkontrollen benötigt. Sind bereits Steuerungssysteme ein-

gerichtet, so sollte die Messbarkeit die Managementautonomie im Ganzen eher steigern 

als senken.  

 

In der Verwaltungswissenschaft haben sich darüber hinaus Überlegungen zur politi-

schen Inselbildung etabliert (Moe 1990; Epstein und O`Halloran 1994; Huber und Shi-

pan 2002). Wenn politische Unsicherheit darüber besteht, ob die Machtstellung erhal-

ten bleibt, wird die Verwaltungsführung bestimmte Partikularinteressen vor weiteren 

                                                             
14 Daneben bezeichnet Wilson (2000) die gesamtgesellschaftlichen Folgen dieser Leistungen als deren finale 
Wirkungen (2000: 158f.). 
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Einflüssen schützen wollen (Moe 2005: 135ff.). Bei großen Konflikten zwischen Ge-

meinderat und Führungsebene werden die Kosten der politischen Entscheidungsfin-

dung die Kosten der Entscheidungsdelegation übersteigen und es kommt zur Autono-

misierung (Epstein und O`Halloran 1994: 75ff.; Epstein und O´Halloran 1999: 8; Huber 

und Shipan 2000: 35ff). Mit Blick auf öffentliche Unternehmen lässt sich vermuten:  

 

H1.2a Die Komplexität der Leistungserstellung erhöht die Managementautonomie des 

Unternehmens 

 

H1.2b Die Messbarkeit der Ziele erhöht die Managementautonomie des Unternehmens im 

Ganzen, weil keine zusätzlichen Prozess- und Inputkontrollen notwendig werden 

 

H1.2c Politischer Konflikt zwischen Gemeinderat und Verwaltungsführung erhöht die 

Managementautonomie des Unternehmens 

 

Knight (1921) weist auf die wichtige Unterscheidung zwischen dem Begriff des Risikos 

und dem Begriff der Unsicherheit hin. „The practical difference between the two catego-

ries, risk and uncertainty, is that in the former the distribution of the outcome in a 

group of instances is known (either through calculation a priori or from statistics of past 

experience), while in the case of uncertainty this is not true (...) because the situation 

dealt with is in a high degree unique“ (Knight 1921: 146). 

 

Um Verhaltensunsicherheiten zu verringern, können spezielle Mess- und Informations-

systeme eingerichtet werden. Ouchi (1979) vermutet, dass die Programmierbarkeit der 

Aktivitäten und die Messbarkeit des Outputs einen direkten Effekt auf die gewählten 

Steuerungsmechanismen ausüben. Je nach Messbarkeit der Ziele und Kenntnis des 

Transformationsprozesses empfiehlt Ouchi (1979: 843ff.) vier dominante Strategien 

der Steuerung: 

Fähigkeit, den Output zu 

messen\Kenntnis über den 

Transformationsprozess 

Perfekte Kenntnis über  

Prozesse 

Imperfekte Kenntnis über  

Prozesse 

Hohe Messbarkeit der  

Ziele 

 

 

Prozesskontrollen und Zielsteu-

erung 

Zielsteuerung 

   

Schwache Messbarkeit der 
Ziele 

Prozesskontrollen Clansteuerung 

Abbildung 7 Steuerungsmechanismen auf Basis der Messbarkeit (Ouchi 1979: 843) 
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Zielsteuerung misst und evaluiert vorher definierte Kennzahlen und Leistungsgrößen. 

Steuerungssysteme wie Performance Measurement setzen positive Anreize und basie-

ren auf einer Marktlogik (Williamson 1991: 279ff.). Die Gesteuerten erhalten eine grö-

ßere Autonomie in Art und Form der Leistungserstellung, werden aber in ihren strate-

gischen Entscheidungen eingeschränkt. Prozesskontrollen dagegen sollen das Verhalten 

der Gesteuerten vorher gesetzten Produktionsstandards und Qualitätsbestimmungen 

unterziehen (Ouchi 1979: 843ff.). Bei niedriger Messbarkeit der Ziele und hoher Kennt-

nis über die Unternehmensprozesse wird die Anwendung von Prozesskontrollen vorge-

schlagen, um opportunes Verhalten zu umgehen (Das und Teng 2001: 260ff.). Eine ver-

stärkte Anwendung von Prozesskontrollen kann allerdings zur Übersteuerung und wei-

teren ungenutzten Ressourcen führen (Hood 1991: 11ff.).  

 

Um die Transaktionskosten zu minimieren, sind Steuerungsinstrumente so einzusetzen, 

dass die „Steuerungsverluste geringer sind, als die Kosten, mehr Steuerungsmechanis-

men einzuführen“ (Merchant und van der Stede 2011: 10). Sind die Ziele leicht messbar 

und Prozesse nur schwer zu erfassen, plädieren Ouchi (1979: 843) und Das und Teng 

(2001: 260ff.) für eine Evaluation der Leistungen anhand der Ziele. Dies hat den Vorteil, 

dass dem Unternehmen operative Handlungsfreiheiten zugestanden werden können. 

Wir vermuten auf Basis instrumenteller Überlegungen:  

 

H1.3a Die Anwendung von Zielsteuerung mindert die generelle Managementautonomie 

des öffentlichen Unternehmens  

 

H1.3b Die Anwendung von Prozesskontrollen mindert (zusätzlich) die operative Ma-

nagementautonomie des öffentlichen Unternehmens 

 

Hafsi et al. (1987) vermuten, dass eine höhere Expertise im Aufsichtsrat ebenfalls dafür 

sorgen könnte, dass weniger politisches Eingriffe in das operative Geschäft vorgenom-

men werden (Hafsi et al. 1987: 727). In der Forschung zu teilautonomen Agenturen 

wird argumentiert, dass die Zwischenschaltung eines zusätzlichen Kontrollgremiums an 

sich bereits zu einer stärkeren Entkopplung von der Kernverwaltung führt (Verhoest et 

al. 2010: 278f.). Eine stärkere Expertise im Kontrollgremium sensibilisiert den Auf-

sichtsrat für wirtschaftlich motivierte Entscheidungen. Aufsichtsräte mit großem Bran-

chenwissen können die Belange der Geschäftsführung besser einschätzen und erkennen 
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deren Fehler und Strategien. Dadurch können zusätzliche Transaktionskosten durch 

Informationsasymmetrien vermieden werden und es sind weniger Kontrollmechanis-

men notwendig (Eisenhardt 1989; Cornforth und Chambers 2010).  

 

Häufig wird eine fehlende Fachkenntnis auf die starke Politisierung der Aufsichtsräte 

zurückgeführt (Citroni et al. 2013). Lioukas et al. (1993) beweisen, dass sich eine Politi-

sierung der Räte negativ auf die Managementautonomie gegenüber dem Träger aus-

wirkt. In einigen Studien konnten signifikant schlechtere Umsatz- und Kapitalrenditen 

für Unternehmen mit einer höheren Politisierung der Aufsichtsräte nachgewiesen wer-

den (Fan et al. 2007; Menozzi et al. 2011). Die Hypothesen lauten: 

 

H1.4a Hohe Expertise im Aufsichtsrat stärkt die Managementautonomie des Unterneh-

mens (gegenüber der Trägerkommune)  

 

H1.4b Eine große Anzahl von Politikern im Aufsichtsrat verringert die Managementauto-

nomie des Unternehmens (gegenüber der Trägerkommune) 

 

Ein weiteres Charakteristikum, das die Transaktionskosten maßgeblich beeinflussen 

kann, ist die Häufigkeit oder Frequenz einer Transaktion (Williamson 1985: 60f.). Im 

Fall vieler öffentlicher Unternehmen handelt es sich um widerkehrende Transaktionen. 

Je häufiger identische Transaktionen zwischen Partnern vorgenommen werden, desto 

eher lassen sich Fixkostendegressions-, Skalen- und Synergieeffekte erzielen (ter Bogt 

2003: 157). Dadurch, so postuliert Williamson, sinken mit steigender Häufigkeit die 

Produktionskosten des einzelnen Tauschvorgangs und es kommt zu effizienteren Ar-

rangements (Kieser 2002: 230f.). Für häufig wiederkehrende Transaktionen empfiehlt 

Williamson einen Organisationszusammenschluss (Williamson 1985: 79).  

 

Williamson (1979: 247) glaubt, dass der Begriff der Transaktionsfrequenz eng mit der 

Nachfrageaktivität in der Branche verknüpft ist. Wiederkehrende Transaktionen sind 

vor allem dadurch gekennzeichnet, dass sich der Käufer über längere Zeit auf die Ange-

bote des Verkäufers einlässt (Williamson 1979: 250). Allerdings, so gibt Williamson 

(1996) zu, ist im politischen Umfeld davon auszugehen, dass den besonderen institutio-

nellen Rahmenbedingungen eine größere Bedeutung zukommt (Moe 1990: 126; Willi-

amson 1996: 198f., 335). Die folgende Tabelle fasst der Vollständigkeit halber weitere 
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Erklärungsfaktoren der Transaktionskostentheorie zusammen, die nicht alle im Rah-

men dieser Arbeit getestet werden können: 

 

Transaktionsspezifika 

 

Charakteristika des 

Umfeldes 

Parteienspezifika 

 

Grad und Art der Spezifizität 

 

 

Unsicherheit 

 

Informationsasymmetrien 

 

Frequenz 

 

Grad der Marktrisiken 

 

Reputation 

 

Länge der Transaktionsperiode 

 

Institutionelles Umfeld 

 

Erfahrung mit Netzwerken 

  

Messbarkeit der Aktivitäten 

 

 

 

Risikoeinstellung 

 

Messbarkeit des Ziele 

  

Verhandlungsmacht 

 

 

 

   

Abbildung 8 Kontingenzfaktoren der Transaktionskostentheorie (van der Meer-Kooistra und Vos-
selman 2000: 61) 

Williamsons Ansatz ist trotz seiner großen Popularität immer wieder herber Kritik aus-

gesetzt worden. Vor allem kritisieren Volkswirtschaftler, dass die Transaktionskosten 

selbst nur sehr allgemein definiert seien und eine Operationalisierung und Abgrenzung 

von anderen Kostenarten dadurch fast zur Unmöglichkeit werde (Jones 1997: 10). Die 

Annahme der begrenzten Rationalität werde bei Williamson (1975, 1985) inkonsistent 

verwendet, weil er die Kosteneffizienz bei der Wahl des Steuerungsarrangements als 

maßgebliches Kriterium heranziehe (Slater und Spencer 2000: 68ff.). Auch die Annah-

me des Opportunismus wird kritisiert, denn diese könne sich gleichermaßen auf eine 

Handlung als auch auf eine Einstellung beziehen (Goshal und Moran 1996: 12). Darüber 

hinaus fehle es an einer langfristigen Betrachtung von Transaktionen, denn diese seien 

in ein großes, soziales Netzwerk von Beziehungen eingebettet, welche sich über die Zeit 

hinweg verändern können (Granovetter 1985: 490; Provan 1993: 842; Zajac und Olsen 

1993: 131).  
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2.3.2 Die Social-Exchange-Theorie 

In der Literatur zu Quangos wird oft auf die große Bedeutung von informellen Bezie-

hungen zwischen Verwaltungsakteuren und Stakeholdern hingewiesen (Sexty 1980; 

Aharoni 1981; Jacobsen 2008; Romzek et al. 2014; Carpenter und Krause 2014). Nach 

Granovetter (1985: 481ff.) und Uzzi (1996: 674) ist jegliches ökonomische Handeln 

auch in soziale Netzwerke eingebunden. Ein interessanter Ansatz zur Modellierung sol-

cher netzwerkartigen Beziehungen ist die Social-Exchange-Theorie (Homans 1958, 

1961; Thibaut und Kelley 1959; Blau 1964; Emerson 1962, 1976; Cropanzano und Mit-

chell 2005; Cook und Rice 2006).  

 

Bereits seit den 50er Jahren setzen sich Soziologen, Anthropologen, Wirtschaftswissen-

schaftler und Psychologen auf unterschiedlichste Weise mit den Formen des sozialen 

Austauschs auseinander (Cook und Rice 2001: 699). Allen Ansätzen gemein ist das von 

Homans (1961, 1974) begründete Prinzip der Reziprozität. Viele Überlegungen, die un-

ter dem Begriff der Social-Exchange-Theorie eingeordnet werden, unterscheiden sich 

jedoch in Bezug auf Annahmen und Untersuchungsfokus (Emerson 1976: 335ff.). Daher 

lässt sich nicht von einer einheitlichen Theorie sprechen (Emerson 1976: 335f.).  

 

Homans (1961), der als Vater der Theorie gilt, versuchte ursprünglich mit seiner Ver-

haltenstheorie, die fundamentalen Prozesse des sozialen Verhaltens auf wenige Kom-

ponenten zu reduzieren. Dafür definierte er sozialen Austausch als „Austausch von fass-

baren oder nicht fassbaren Aktivitäten zwischen mindestens zwei Personen, die sich als 

mehr oder weniger ergiebig oder kostenintensiv herausstellen können“ (Homans 1961: 

13). Homans (1961) unterstellt somit ein Nutzenkalkül hinter sozialen Beziehungen 

und glaubt, dass sich Aktivitäten im Rahmen der Beziehungen als förderlich bzw. hin-

derlich erweisen. Die Kosten von förderlichen Aktivitäten sind dann Opportunitätskos-

ten gegenüber alternativen Aktivitäten (Cook und Rice 2006: 54).  

Laut Cook und Rice (2006: 54f.) wird soziale Interaktion somit zur ökonomischen Funk-

tion der Auszahlungen nach Grundsätzen der operanten Konditionierung (Skinner 

1958). Der Austausch selbst kann sich auf tangible und intangible Aktivitäten beziehen 

(Homans 1961: 12f.). Aus diesen Grundüberlegungen leitet Homans (1974: 16ff.) die 

vier fundamentalen Annahmen seiner Verhaltenstheorie ab:  
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1. Die Erfolgsproposition: „Je häufiger ein besonderes Verhalten einer Person be-

lohnt wird, desto eher wird die betreffende Person das Verhalten an den Tag le-

gen“ (Homans 1974: 16) 

2. Die Stimulusproposition: „Falls in der Vergangenheit ein bestimmter Stimulus 

oder ein Set von Stimuli als Anlass genutzt wurde, um ein Verhalten zu belohnen, 

dann wird, je ähnlicher sich der aktuelle Stimulus zu den vorherigen Stimuli ver-

hält, die betreffende Person jetzt das Verhalten oder ein ähnliches Verhalten zei-

gen“ (Homans 1974: 22f.)   

3. Die Wertproposition: „Je wertvoller eine Person das Ergebnis seiner Handlung 

einschätzt, desto eher wird die betreffende Person ihr Verhalten wiederholen“ 

(Homans 1974: 25) 

4. Die Entbehrungs-Sättigungs-Proposition: „Je häufiger eine Person in der näheren 

Vergangenheit eine bestimmte Belohnung erhalten hat, desto weniger wertvoll 

wird jede weitere Einheit dieser Belohnung für die betreffende Person“ (Homans 

1974: 29)  

Die Annahmen bilden die Grundlage für das Prinzip der Reziprozität (Emerson 1976: 

339). Einfach ausgedrückt bringen es Cropanzano und Mitchell (2005) auf den Punkt: 

„Wenn eine Person eine Belohnung ausgibt, sollte die andere Person in ähnlicher Weise 

antworten“ (Cropanzano und Mitchell 2005: 876). Weil sich genau dieses Prinzip von 

Leistung und Gegenleistung in allen Austauschbeziehungen wiederfinden lässt, begreift 

Emerson (1976) die Social-Exchange-Theorie als eine Art Referenzrahmen, in dem wir 

weitere Theorien ansiedeln und vergleichen können (Emerson 1976: 336).  

Der speziellere Wert der Theorie liegt darin, nicht nur ökonomisches Verhalten als ei-

nen Austausch zu begreifen, sondern ebenso soziales Verhalten, wie beispielsweise den 

informellen Austausch von Freundlichkeiten und Emotionen oder gemeinsame Treffen 

und Freizeitaktivitäten. Eine Belohnung können wir in diesem Fall als eine positive Er-

widerung auffassen (Emerson 1976: 347). Lädt beispielsweise ein Vorgesetzter seine 

Assistenten zu einem Abendessen ein, so erhält er zwar keinen direkten Gegenwert für 

seine Geste, die Assistenten können ihn aber indirekt durch ein verbessertes Teamver-

halten oder eine engagiertere Mitarbeit belohnen. Der eigentliche Wert eines Stimulus 

zeigt sich also erst im tatsächlichen Ausmaß der hervorgerufenen Reziprozität des Ge-



                         Teil I Theorie    81 

 
 

genübers (Emerson 1976: 348). Dieser Austausch kann rational, durch Gewohnheit o-

der emotional motiviert sein (Emerson 1976: 341).  

Beziehungen werden in diesem Referenzrahmen als langfristige, interpersonelle Bin-

dungen begriffen (Emerson 1976: 341). Sie sind das Resultat einer Vielzahl von unab-

hängigen Begegnungen des sozialen oder ökonomischen Austauschs (Cropanzano und 

Mitchell 2005: 886). Ressourcen sind Fähigkeiten und Besitztümer, die einem Akteur 

die Kapazitäten geben, einen anderen Akteur zu belohnen (Emerson 1976: 347). Foa 

und Foa (1980: 77ff.) nennen sechs verschiedene Ressourcen des Austauschs: Liebe, 

Status, Geld, Information, Güter und Dienstleistungen. Der Wert einer Ressource zeigt 

sich nur im Zusammenspiel, wenn beispielsweise andere Personen dieser Ressource 

Wertschätzung entgegenbringen (Emerson 1976: 347).   

Blau (1964) führt auch die Bildung von sozialen Strukturen auf psychologische Prozesse 

der Anerkennung, Anziehung und Reziprozität zurück (Cook und Rice 2001: 702). In 

den Mittelpunkt seiner Überlegungen stellt er die Attribute Vertrauen, Commitment 

und Macht (Blau 1964: 98ff.). Auch er nimmt an, dass Nutzenmaximierung eine wichtige 

Triebfeder des Handelns darstellt und definiert sozialen Austausch als „voluntary ac-

tions of individuals that are motivated by the returns they are expected to bring and 

typically do in fact bring from others“ (Blau 1964: 91).   

Im Unterschied zu Homans (1961, 1974) trennt er scharf zwischen ökonomischen und 

sozialen Transaktionen. Soziale Transaktionen können keine vertragliche Sicherheit 

gewähren, denn die Verpflichtung des Gegenübers und die erwartete Gegenleistung 

selbst seien diffus und unspezifisch (Blau 1986: 93f.). Die Unsicherheit in sozialen Be-

ziehungen führe dazu, dass sich schon mit dem Eingang einer solchen, risikoreicheren 

Beziehung ein Mindestmaß an Vertrauen und Commitment herausbilden (Blau 1964: 

92).  

Soll die Beziehung langfristig erhalten bleiben und den Nutzen beider Partner maximie-

ren, so seien beide Partner verpflichtet, den Umgang nicht durch vertrauensschädigen-

den Opportunismus zu hintergehen (Blau 1964: 93f.). Die Einhaltung der Werte und 

Normen solcher Beziehungen spiegeln sich in intrinsischen und extrinsischen Verhal-

tensweisen wie Lob, Anerkennung, Akzeptanz, Bestätigung oder gegenseitiger Hilfe und 

Unterstützung wider, die wir als Kosten bezeichnen (Blau 1964: 100). Darüber hinaus 

können Macht und Status eines Akteurs bestätigt oder verstärkt werden (Blau 1964: 
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100). Anders als in der ökonomischen Theorie seien die Akteure nicht immer gewillt, 

bereits erfolgreiche Partnerschaften aufzugeben, um nach profitableren Alternativen zu 

suchen (Blau 1964: 101). Mit der Zeit bilden sich gemeinsame Regeln und Identitäten 

heraus und es entsteht ein Commitment gegenüber dem Tauschpartner (Blau 1964: 

98ff.).  

Neben Vertrauen und Commitment nennt Blau (1964) einen weiteren wichtigen Aspekt 

sozialer Beziehungen: Den Machtaspekt (Blau 1964: 115ff.). Blau (1964) glaubt, dass 

Macht keine bloße Frage von Sanktionen sei, die das Gegenüber dazu bringen können, 

den eigenen Willen umzusetzen (Blau 1964: 116). Auch durch wiederkehrende Beloh-

nungen könne eine Art Abhängigkeitsbeziehung entstehen, denn der Nichterhalt zu-

künftiger Belohnungen werde als Bedrohung empfunden (Blau 1964: 116). Aus diesem 

Grund stehen viele Angestellte in einem Abhängigkeitsverhältnis zu ihren Arbeitgebern 

(Blau 1964: 116f.). Wirkliche Machtbeziehungen seien durch eine Art von Bedrohung 

gekennzeichnet (Blau 1964: 117). Macht definiere sich somit als „ability of persons or 

groups to impose their will on others despite resistance through deterrence either in 

the forms of withholding regularly supplied rewards or in the form of punishment“ 

(Blau 1964: 117). Die Fähigkeit zur Beeinflussung sei dadurch wiederkehrend und be-

schränke sich nicht lediglich auf eine einzelne Entscheidung (Blau 1964: 117). Sie sei 

zwingend bis zu dem Grad, wie die Bedrohung als eine tatsächliche empfunden werde 

(Blau 1964: 117). Sie sei asymmetrisch, denn es gehe um die einseitige Fähigkeit zur 

Bestrafung (Blau 1964: 117).  

Die Versorgung anderer mit nutzenstiftenden Gütern oder Handlungen stelle eine wich-

tige Machtquelle dar (Blau 1964: 118). Die nutzenstiftenden Ressourcen erlangen be-

sonders dann Bedeutung, wenn keine Alternativen bereitstehen, um diese Ressourcen 

zu erlangen (Blau 1964: 118f.). Blau (1964: 119) nennt in diesem Zusammenhang das 

Beispiel von Arbeitgeber und Angestellten. Besitzt ein Angestellter keine weitere Jobal-

ternative, so steht er in einer starken Abhängigkeit zu seinem Arbeitgeber (Blau 1964: 

119). Stehen ihm mehrere, lukrative Jobalternativen zur Verfügung, so wird er eine Ge-

haltserhöhung fordern und eine mögliche Kündigung in Kauf nehmen (Blau 1964: 119). 

Anders ausgedrückt: „Die Abhängigkeit von einem Angebot ist eine Funktion der Diffe-

renz des beigemessenen Wertes des Angebotes und des Wertes der zweitbesten Alter-

native“ (Blau 1964: 120). 
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Benötigen Einzelne eine bestimmte Dienstleistung, so stehen ihnen folgende Alternati-

ven zur Verfügung: Entweder können Sie einen reziproken Austausch im Gegenzug für 

eine andere Art von Dienstleistung eingehen oder sie können die benötigte Dienstleis-

tung von einem anderen erwerben (Blau 1964: 118). Sie können aber auch gänzlich auf 

die Dienstleistung verzichten oder das Gegenüber gewaltsam dazu bringen, die Dienst-

leistung bereitzustellen (Blau 1964: 118).  

Emerson (1962: 31ff.) glaubt, dass diese gegenseitige Abhängigkeit der Grund für jede 

Machtverteilung in sozialen Beziehungen sei. Je nach Sachverhalt könne eine Partei drei 

verschiedene Haltungen gegenüber einer anderen Partei einnehmen: Abhängigkeit, Un-

abhängigkeit und gegenseitige Abhängigkeit (Emerson 1962: 31ff.; Emerson 1969: 

387ff.). Besitzt ein Akteur A eine wichtige Ressource und ein anderer Akteur B misst 

dieser Ressource einen besonderen Wert aufgrund fehlender Alternativen bei, so steht 

der zweite Akteur B in einer starken Abhängigkeit zu Akteur A (Emerson 1962: 32).  

Nehmen wir an, dass eine größere Unabhängigkeit eines Unternehmens als das Ergeb-

nis von Belohnungen und Sanktionen in einem sozialen Austausch beschrieben werden 

kann, so können wir grundlegend vermuten, dass die Attribute einer Beziehung, näm-

lich Vertrauen, Commitment und Machtstellung, die De-facto-Managementautonomie 

beeinflussen: 

P2: De-facto-Managementautonomie in öffentlichen Unternehmen wird durch die Attribu-

te der sozialen Beziehungen zwischen den Kontraktpartnern beeinflusst  

Bisherige Forschung zur Social-Exchange-Theorie identifizierte bereits spezifische Res-

sourcen in sozialen Beziehungen. Der Wert der ausgetauschten Ressourcen (bspw. Geld, 

Liebe, Information oder Status) hängt vom wahrgenommenen Wert des vollzogenen 

Austauschs ab: dem Ausmaß, in dem ein Ereignis als beobachtbar, gemocht, relevant 

und kontrolliert von den bereitstellenden Individuen erachtet wird (March und Olsen 

1975: 165). Eine Ressource entsteht daher erst in Interaktion mit anderen Individuen 

(Emerson 1976: 348).  

 

Attribute von Beziehungen dagegen wie beispielsweise der Grad an gegenseitigem Ver-

trauen haben sich über lange Zeitperioden hinweg entwickelt und sind somit als eine 

Ergebniswirkung des Austauschs zu begreifen (Cropanzano und Mitchell 2005: 886). 

Eins der wichtigsten Attribute im sozialen Austausch ist das gegenseitige Vertrauen, 
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dass zwischen den beiden Partnern herrscht (Blau 1964: 91ff.). Blau (1964: 94ff.) 

glaubt, dass sich Vertrauen über die Zeit hinweg langsam herausbildet. Zu Beginn einer 

Austauschbeziehung werden nur geringe Risiken eingegangen und kleinere Gefälligkei-

ten ausgetauscht (Blau 1964: 94). Werden diese Gesten positiv erwidert, so erweist sich 

ein Tauschpartner als vertrauenswürdig (Blau 1964: 94). Die Inkaufnahme von Risiken 

nimmt graduell zu und wird durch Pflichtbewusstsein und Dankbarkeit des Gegenübers 

verstärkt (Blau 1964: 94).   

 

Viele Studien haben das Konzept des interpersonellen Vertrauens zwischen Parteien 

bereits auf interorganisationale Beziehungen angewandt (Zaheer et al. 1998; van Thiel 

und Yesilkagit 2011). Dennoch bleibt der kausale Zusammenhang zwischen Vertrauen 

und Autonomie relativ unklar, insbesondere weil sich ein Vertrauensverhältnis im Laufe 

der Zeit und in verschiedenen Kontexten stark verändern kann (van Slyke 2006; Six 

2013).  

 

Einige Forscher gehen von einem positiven Einfluss auf die Managementautonomie aus 

und behaupten, dass die gegenseitig zugestandene Vertrauenswürdigkeit gegen eine 

direkte Einflussnahme der Stakeholder substituiert werden kann (Gulati 1995; Zaheer 

et al. 1998). Andere Forscher sind gegenteiliger Meinung und vermuten, dass eine grö-

ßere Einflussnahme das gegenseitige Vertrauen beschädige (Davis et al. 1997; Six 

2013). Man könnte ebenso annehmen, dass interorganisationales Vertrauen nicht als 

Substitut, sondern als ein Komplementär zur politischen Einflussnahme fungiere (Bi-

jlsma-Frankema und Costa 2005; Leimeister et al. 2010). In diesem Fall würden wir 

keinen Zusammenhang zwischen den beiden Konstrukten finden, weil sie unabhängig 

voneinander etabliert werden.  

 

Für Public-Private-Partnerschaften wurde bereits festgestellt, dass häufiger Kontakt 

zwischen den Partnern wichtig ist, um Public Value zu kreieren und ebenso zum finan-

ziellen Erfolg der Partnerschaften beitragen (Zhang et al. 2009; Waring et al. 2013). Bei 

langfristigen Partnern kann aber auch vermutet werden, dass ein kontinuierlicher In-

formationsaustausch dazu führt, dass die Steuerungsintensität über die Zeit hinweg 

abnimmt und Informationsasymmetrien abgebaut werden (van der Meer-Kooistra und 

Vosselman 2000; Tomkins 2001; van den Abeele 2006).  
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Tomkins (2001), Dekker (2004), Dekker und van den Abeele (2010) sowie Carpenter 

und Krause (2014) vermuten beispielsweise, dass organisationales Lernen, gegenseitige 

Erfahrung und kontinuierlicher Informationsaustausch über einen längeren Zeitraum 

hinweg dazu führen, dass die Reputation des Partners steigt und sich die Transaktions-

kosten der betroffenen Parteien verringern (Gulati 1995; Gulati und Singh 1998). Ein 

weiter andauernder, intensiver Informationsaustausch würde in diesem Fall eher als 

kontrollierend empfunden. Die ersten Hypothesen zur Social-Exchange-Theorie lauten 

daher: 

 

H2.1a  Die Vertrauenswürdigkeit des Kontraktpartners steht in einem positiven Zusam-

menhang zur Managementautonomie des kommunalen Unternehmens 

 

H2.1b Häufiger Informationsaustausch zwischen den Geschäftsführern und der Kernver-

waltung wird als Einschränkung der Managementautonomie wahrgenommen 

 

Ein zweites wichtiges Attribut, das wir in unsere Betrachtung einbeziehen wollen, ist 

das Commitment der Geschäftsführer. Blau (1964: 101ff.) nimmt an, dass durch den 

Eingang einer sozialen Beziehung Kosten entstehen und unterscheidet Investitionskos-

ten, direkte Kosten und Opportunitätskosten des sozialen Austauschs. Als Investitions-

kosten begreift er die Zeit und den Einsatz, um bestimmte Dienstleistungen zu erbrin-

gen und sich damit den Respekt eines Gegenübers oder die soziale Akzeptanz in einer 

Gruppe zu erarbeiten (Blau 1964: 101). Unterordnung, Pflichtbefolgung, Treue und 

Respekterweisung begreift Blau (1964: 101) als direkte Kosten des Austauschs, um 

Prestige und Machtstellung des Gegenübers zu erwidern. Die Zeit, die in all diese Aktivi-

täten investiert wird, kann als Opportunitätskosten zu anderen Aktivitäten begriffen 

werden (Blau 1964: 101).  

 

Hat man sich über einen langen Zeitraum hinweg für einen Austauschpartner oder eine 

Gruppe entschieden und begreift diesen/diese als die beste Alternative, so entsteht ein 

Commitment (Blau 1964: 101). Auch bessere Alternativen zum Partner werden nun 

abgelehnt (Blau 1964: 101). Auf lange Sicht bildet sich eine gemeinsame Identität her-
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aus, die die eigene soziale Rolle oder die Rolle einer Gruppe von anderen abgrenzt (Blau 

1964: 104; Sathe 1983: 6ff.).  

 

Hafsi und König (1988) unterscheiden für öffentliche Unternehmen zwei Gruppen von 

Akteuren, die intern und im Umfeld der Organisationen zusammenarbeiten müssen: 

Technokraten und Kommissare (Hafsi und König 1988: 243ff.). Nach dieser Charakteri-

sierung versuchen Kommissare, die politischen Interessengruppen zufrieden zu stellen, 

während Technokraten ihre Handlungen auf Wettbewerb und Marktlegitimität ausrich-

ten. Wenn beide Gruppen eng miteinander kooperieren, wird der politische Einfluss auf 

die Organisationen auch in der täglichen Arbeit erkennbar. Wir nehmen an, dass sich 

gegenseitiges Commitment in einer größeren, kulturellen Ähnlichkeit zwischen Verwal-

tung und Ausgliederung manifestiert.  

 

Tuen sich dagegen Konflikte zwischen den beiden Gruppen auf oder unterscheiden sich 

die Gruppen in ihren Einstellungen stark voneinander, so kann dies zu Konflikten, Au-

tonomisierungstendenzen und Verwerfungen führen (Hafsi et al. 1987). Nach Zif (1981: 

1331ff.) sind öffentliche Unternehmen dadurch gekennzeichnet, dass deren politische 

Orientierung unklare oder vage Ziele provoziert. Es kann dazu kommen, dass Umsätze 

höher gewertet werden als Profite, dass die Effektivität und Effizienz des Unternehmens 

nur selten gemessen wird und kleinere Preismargen entstehen (Zif 1981: 1331ff.).  

 

In diesem Fall entstehen große Ziel- und Rollenkonflikte zwischen Technokraten und 

Kommisaren (Aharoni 1981; Rainey und Jung 2014). Auch Blau (1964: 288f.) glaubt, 

dass Segmentierung, Spezialisierung und Aufgabendelegation in der Verwaltung dazu 

führen, dass Konflikte zwischen den professionalisierten Bereichen oder zwischen Be-

reichen und der Zentralregierung entstehen. Eine größere funktionale Autonomisierung 

organisierter Sozialsysteme provoziert Wertekonflikte zwischen den Subgruppen, die 

aber insgesamt den Wandel einer Organisation vorantreiben können (Blau 1964: 288).  

 

Die strukturelle Komplexität der Beteiligungen führt oftmals dazu, dass weniger Werte 

mit der Kernverwaltung geteilt werden (Hafsi et al., 1988; Edeling et al. 2004). Sind die 

Unternehmen noch nicht finanziell unabhängig, so müssen die Verantwortlichen die 

Kosten und den Nutzen des politischen Einflusses gegeneinander abwägen. Sie geraten 
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dadurch in einen Politik-Professions-Konflikt und ihr Commitment sinkt (Tummers et 

al. 2012). Gleichermaßen fühlen sich die Manager in ihrem Handeln blockiert, weil sie 

die politischen Ziele nicht mehr teilen oder diese zu vage kommuniziert wurden. Wir 

nehmen daher an: 

 

H2.2a Größere kulturelle Ähnlichkeit zwischen den Einstellungen der Geschäftsführer und 

der Kernverwaltung steht in einem negativen Zusammenhang zur Managementautonomie 

der Unternehmen  

 

H2.2b Ein Politik-Professions-Konflikt des Geschäftsführers steht in einem negativen Zu-

sammenhang zur Managementautonomie der Unternehmen  

 

H2.2c Rollenambivalenz des Geschäftsführers steht in einem negativen Zusammenhang 

zur Managementautonomie der Unternehmen 

 

Das dritte Attribut ist die Machtposition eines Unternehmens. Wenn Macht legitimiert 

ist und willentlich angenommen wird, spricht man von Autorität (Blau 1964: 200). Car-

penter und Krause (2014: 5ff.) entwickeln für Ausgliederungen das Prinzip der transak-

tionalen Autorität. Hierunter verstehen sie „a form of relational authority, one whose 

terms are defined by both the principal and agent through the exercise of both formal 

and informal mechanisms, and often shaped by third parties or external audiences“ 

(Carpenter und Krause 2014: 8).  

Jede Form der Autorität bedarf somit einer zusätzlichen Legitimation, die über die rein 

formale Position hinausgeht (Presthus 1960: 86ff.). Um Respekt und Legitimität zu ge-

winnen, müssen Geschäftsführer die notwendige Expertise in ihrem Aufgabenfeld besit-

zen (Carpenter und Krause 2014: 8). Gleichermaßen müssen verantwortliche Politiker 

in der Lage sein, Aufgaben, die sie aufgrund einer geringeren Expertise nicht über-

schauen können, an die Managementebene abzugeben (Carpenter und Krause 2014: 9). 

Ein wichtiger Teil von Autorität beruht damit auf aktiven Handlungen und der dadurch 

entstandenen Reputation der Agenten (Carpenter und Krause 2014: 9).  

Eine wichtige Rolle spielt auch die Führungserfahrung im öffentlichen Sektor. Sexty 

(1980: 373) und Luke (2010) haben den Einfluss verschiedener Stakeholder wie Fi-

nanzmärkte, regulierende Instanzen, die öffentliche Meinung, Wettbewerber, den Rat, 
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die Regierungsverantwortlichen, die Kämmerei und die verantwortlichen Fachbereiche 

betont. Koppell (2006) entdeckte, dass viele durch öffentliche Gelder finanzierte Unter-

nehmen Vorteile aus dieser Vernetzung in die ökonomische und politische Sphäre zie-

hen. Die Manager konnten sich gleichzeitig stark mit den Entscheidungsträgern in der 

Politik und in den Märkten verbrüdern, um sich eine bessere Marktstellung zu erarbei-

ten (Koppell 2006: 120f.). Diese Beobachtung ist aus der theoretischen Perspektive her-

aus leicht erklärbar. Erfahrene Manager von öffentlichen Unternehmen wissen, wie sie 

ihre Ziele in verschiedenen Arenen verwirklichen können und sind begabt darin, die 

Wünsche unterschiedlicher Stakeholder zufrieden zu stellen.  

 

Auch die strukturelle Position eines Unternehmens ist von Bedeutung für die Machtver-

hältnisse. Nach Emerson (1962) tendieren Abhängigkeitsverhältnisse über die Zeit 

hinweg dazu, dass die Dominanz eines Partners ausgeglichen wird (Emerson 1962: 34). 

Dazu stehen dem schwächeren Interaktionspartner vier Strategien zur Verfügung: Er 

kann die Beziehung beenden, er kann neue Beziehungen zu anderen Transaktionspart-

nern eingehen, er kann seine Position durch Koalitionen mit anderen Partnern im 

Netzwerk stärken und er kann versuchen, durch das bestehende Austauschverhältnis 

einen Statusgewinn zu erzielen, der ihm eine bessere Position bei anderen Partnern im 

Netzwerk verschafft (Emerson 1962: 35ff.). 

Im Rahmen der Arbeit sollen die Anzahl der sozialen Bindungen, die ein Geschäftsführer 

in der politischen Sphäre unterhält, untersucht werden. Wenn ein CEO mit sehr vielen 

Politikern vernetzt ist, kann er auf weitere Ressourcen vertrauen, die vor politischen 

Interventionen schützen sollen (Emerson 1962; Pfeffer und Salancik 1978). Soziale Bin-

dungen wurden bereits als wertvolle Voraussetzungen identifiziert, um Ressourcenab-

hängigkeiten im Kontext von Privatunternehmen besser zu managen (Westphal und 

Milton 2000; Westphal und Bednar 2008; Westphal et al. 2012). Netzwerken kann Vor-

teile bei Journalisten (Westphal und Deephouse 2011) und Analysten bringen (West-

phal und Clement 2008) oder dabei helfen, weitere monetäre Ressourcen von anderen 

Unternehmen zu erlangen (Westphal et al. 2006).  

 

Für öffentliche Unternehmen bestehen Hinweise darauf, dass Kredite eher gewährt 

werden oder die öffentliche Hand Garantien im Falle eines Bankrotts schneller aus-

spricht, wenn starke politische Bindungen vorhanden sind (Boubakri et al. 2012). Aller-
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dings kann sich eine größere Anzahl an politischen Bindungen auch gegenteilig auswir-

ken und zu einer schwächeren Performanz der Unternehmen führen (Faccio 2010). Der 

Autor formuliert daher folgende Hypothesen: 

 

H2.3a Die politische Reputation des Unternehmens erhöht die Managementautonomie des 

Unternehmens  

 

H2.3b Geschäftsführungserfahrung im öffentlichen Sektor erhöht die Managementauto-

nomie des Unternehmens 

 

H2.3c Eine große Anzahl an politischen Kontakten des Geschäftsführers erhöht die Ma-

nagementautonomie des Unternehmens 

 

Bei der Beurteilung von Compliance Aspekten wird in letzter Zeit häufiger auf die Rolle 

hingewiesen, die Aufsichtsräte in ihrer Arbeit ausfüllen (KPMG 2013). Für den Unter-

nehmenserfolg von Nonprofit-Unternehmen scheint die tatsächliche Rolle des Auf-

sichtsrates wichtiger zu sein als strukturelle Eigenschaften (Cornforth und Chambers 

2010: 110). Aus juristischer Sicht ist es notwendig, dass der Aufsichtsrat seinen Aufga-

ben als Kontroll- und Aufsichtsgremium nachkommt (KPMG 2013: 8). Es gilt insbeson-

dere, die Unternehmensvorhaben auf die Kriterien der Rechtmäßigkeit, Ordnungsmä-

ßigkeit, Zweckmäßigkeit und Wirtschaftlichkeit zu überprüfen (KPMG 2013: 8).  

 

Darüber hinaus kommt dem Aufsichtsrat in wichtigen Sachverhalten eine Pflicht zur 

Beratung der Geschäftsführung zu (KPMG 2013: 8f.). Aus dieser partnerschaftlichen 

Perspektive heraus nehmen die Aufsichtsräte eine proaktivere Rolle zur Unterneh-

mensstrategie ein (Cornforth und Chambers 2010: 110ff.). In Emersons (1962) Social- 

Exchange-Ansatz können wir den Aufsichtsrat als eine Art Koalitionspartner im Netz-

werk begreifen, der die Machtposition der Unternehmensführung gegenüber dem Trä-

ger stärken oder abschwächen kann (Emerson 1962: 35ff.).  

 

In diesem Zusammenhang kann der Aufsichtsrat verschiedene, relationale Rollen ein-

nehmen (Cornforth und Chambers 2010; Tricker 2012). In der vorliegenden Untersu-

chung werden wir uns vor allem auf Aktivitäten im Bereich Strategie, Analyse, Politik 

und Bildung konzentrieren, da man diese als besonders wichtig für den Erfolg von öf-
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fentlichen Unternehmen erachten kann. Diese Rollendimensionen wurden schon häufi-

ger genutzt, um die Effektivität von Räten in gemeinwohlorientierten Organisationen zu 

bewerten15 (Jackson und Holland 1998; Ugboro und Obeng 2009) und mit der Gesamt-

performanz der Organisationen in Relation zu setzen (Brown 2005; McDonagh et al. 

2006; Ugboro und Obeng 2009).  

 

Unter einer strategischen Rolle werden alle Aktivitäten des Aufsichtsrates verstanden, 

die ihn in die Lage versetzen, die zukünftigen Prioritäten des Unternehmens in Betracht 

zu ziehen (Ugboro und Obeng 2009: 240). Strategisch agierende Aufsichtsräte behalten 

die langfristige Perspektive im Blick und versuchen, an der Einhaltung von wichtigen 

Zielsetzungen festzuhalten (Cornforth und Chambers 2010: 100ff.). 

 

Analytische Aktivitäten des Aufsichtsrates testen die Vorbereitung auf komplexe Inhalte 

und die Suche nach wichtigen Informationen im Unternehmensgeschehen (Ugboro und 

Obeng 2009: 240). Besonders analytische Aufsichtsräte suchen stark und aktiv nach 

Informationen und hinterfragen erfolgskritische Sachverhalte (Cornforth und Chambers 

2010: 100ff.).   

 

Bildende Aktivitäten haben zum Ziel, den Aufsichtsrat selbst einer regelmäßigen Evalu-

ation seiner Stärken und Schwächen zu unterziehen, um ihn im Sinne des Unterneh-

mens weiterzuentwickeln (Ugboro und Obeng 2009: 240). Damit ist nicht nur der Be-

such von Schulungen durch die Mandatsträger gemeint, sondern ebenso die Evaluation 

von gemeinsamen Entscheidungen und die Suche nach Verbesserungsmöglichkeiten in 

der Zusammenarbeit.  

 

Politische Aktivitäten sollen sicherstellen, dass der Aufsichtsrat Kontakte zu den wich-

tigsten Unterstützern und Stakeholdern des Unternehmens unterhält und deren Per-

spektive in Betracht zieht (Ugboro und Obeng 2009: 240). Politisch agierende Auf-

sichtsräte versuchen, die politischen Stakeholder zufrieden zu stellen und gleicherma-

                                                             
15 Jackson und Holland (1998) haben das wahrscheinlich meistzitierte Tool entwickelt, um die Rolle von Non-
profit-Boards messbar zu machen. Der Board-Self-Assessment-Questionnaire (BSAQ) wurde bereits in vielen 
Untersuchungen zu Public- und Nonprofit-Boards verwendet, um die Effektivität der Räte zu messen. Der 
BSAQ-Index unterscheidet interpersonelle, analytische, politische, strategische, kontextuelle und sich bildende 
Aktivitäten von Boards (Ugboro und Obeng 2009: 242). Da sich der Index auf Boards im Allgemeinen bezieht 
und diese Aufgaben der Unternehmensführung übernehmen, sind nicht alle Dimensionen direkt auf deutsche 
Aufsichtsräte übertragbar.  
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ßen die Interessen des Unternehmens zu vertreten. Wenn der Aufsichtsrat wichtige 

Kontakte zur Politik und Verwaltungsführung pflegt und weitere Stakeholder in Be-

tracht zieht, stärkt er die Rolle der Geschäftsführung. Die Hypothese lautet:  

 

H2.4a Politisch-strategische Aktivitäten des Aufsichtsrates stärken die Managementauto-

nomie des Unternehmens (gegenüber der Trägerkommune) 

 

Sucht der Aufsichtsrat aktiv nach Informationen zum Unternehmensgeschehen, so sollte 

dies dazu führen, dass das Gremium seiner Aufsichtsfunktion besser nachkommen 

kann. Auch eine ständige Selbstevaluation ist hierfür wichtig. Erkennt der Aufsichtsrat 

zusätzlich eine beratende Rolle in seiner Tätigkeit, so wird man versuchen, die Belange 

und Ziele des Unternehmens verstehen zu lernen und Strategien gemeinsam mit der 

Geschäftsführung zu erarbeiten. Eine solche, intensive Zusammenarbeit mit der Ge-

schäftsführung sollte eine ähnliche Wirkung entfalten, wie eine bessere Expertise des 

Aufsichtsrates: 

 

H2.4b Strategische Aktivitäten des Aufsichtsrates stärken die Managementautonomie des 

Unternehmens (gegenüber der Trägerkommune) 

 

Der Social-Exchange-Ansatz hat bei der Konzeption eines Analyserahmens weitergehol-

fen und es konnten wichtige, relationale Variablen im Umfeld der Organisationen identi-

fiziert werden. Die Grundüberlegungen der Social-Exchange-Theorie von Homans 

(1961; 1974), die sich aus Utilitarismus und Verhaltenstheorie speisen, wurden bis dato 

allerdings mehrfach argumentativ angezweifelt (Emerson 1976; Cook und Rice 2001; 

Zafirovski 2005; Cropanzano und Mitchell 2005).  

 

Ein wichtiger Kritikpunkt betrifft die Überprüfbarkeit der Aussagen (Cropanzano und 

Mitchell 2005: 875). Kernideen seien nicht gut genug integriert und kommuniziert wor-

den (Cropanzano und Mitchell 2005: 875). Einige wichtige Konstrukte seien nicht spezi-

fiziert worden und viele Formulierungen seien sehr schwammig (Cropanzano und Mit-

chell 2005: 875). Allein der Begriff der Reziprozität könne auf die unterschiedlichsten 

Arten interpretiert werden, beispielsweise als interdependenter Austausch (Homans 

1961; Blau 1964), als Volksglaube (Gouldner 1960) oder als eine individuelle Norm mit 
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Soll-Charakter, die sich von Kultur zu Kultur und von Individuum zu Individuum unter-

scheidet (Mauss 1990; Rousseau und Schalk 2000).  

 

Darüber hinaus bleiben Begriff und Wirkungsweise verschiedener Ressourcen relativ 

unspezifisch (Cropanzano und Mitchell 2005: 881). Es ist gut möglich, dass sich die 

Exchange Regeln unterscheiden, je nachdem welche Ressource (Geld, Güter, Dienstleis-

tungen, Liebe, Status oder Information) ausgetauscht wird (Cropanzano und Mitchell 

2005: 881). Möglicherweise bestehen andere soziale Austauschnormen wie Altruismus, 

Wettbewerb oder Gruppenerfolg (Meeker 1971). 

 

Problematisch sei auch der Begriff der Beziehung. So könne man Beziehungen einer-

seits als eine Serie von unabhängigen Tauschs begreifen, andererseits aber auch als in-

terpersonelle Anziehung, die durch den Austausch erst entstanden sei (Cropanzano und 

Mitchell 2005: 886). Ebenso bestehe Unklarheit darüber, ob es einen begrifflichen Un-

terschied zwischen der Form des Austauschs und der Beziehung der Akteure zueinan-

der gibt (Cropanzano und Mitchell 2005: 888). Man könne beispielsweise ökonomische 

Transaktionen im Rahmen einer sozialen Austauschbeziehung von sozialen Transaktio-

nen im Rahmen eines ökonomischen Handels unterscheiden (Cropanzano und Mitchell 

2005: 887). 

 

Ein besonders essenzieller Vorwurf lautet, dass Homans (1961) ursprüngliche Argu-

mente und Verhaltensannahmen hochgradig tautologisch seien (Emerson 1976: 342ff.). 

Keine der Annahmen könne falsifiziert oder bewiesen werden (Emerson 1976: 342). 

Emerson (1976: 342) nennt in diesem Zusammenhang ein Experiment, bei dem Studie-

rende ein Notebook erhalten, wenn sie kooperieren. Er behauptet, dass kein solches 

Experiment je die Erfolgsproposition und die Wertproposition bestätigen oder falsifi-

zieren könne, denn das einzige Ergebnis einer solchen Studie sei, dass Individuen den 

Wert des Notebooks in dieser Situation als höher einschätzten als den Wert der Nicht-

kooperation (Emerson 1976: 342f.). Somit können wir nicht von empirisch bewiesenen 

Verhaltensannehmen sprechen, sondern von Tautologien, die uns hilfreiche Hinweise 

zur Analyse von Situationen geben (Emerson 1976: 343).  
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Ebenfalls wird kritisiert, dass nicht jegliches soziale Handeln auf der Basis von Nutzen-

kalkülen vollzogen werde (Emerson 1976: 340f.). Diese Kritik sei verständlich, denn 

viele Menschen richten ihr Handeln eher an der Gewohnheit oder ihrer Gefühlslage aus 

(Emerson 1976: 341). Der springende Punkt sei aber, dass jegliches Handeln eine rezip-

roke Konsequenz des Gegenübers hervorrufe (Emerson 1976: 341). Selbst wenn wir die 

Annahme einer Nutzenkalkulation fallen lassen, bestehe dennoch operantes soziales 

Verhalten, denn soziale Aktivitäten werden höchstwahrscheinlich über die Zeit hinweg 

erwidert und belohnt (Emerson 1976: 341).  

 

 

2.4 Fazit 

Im vorangehenden Kapitel wurde eine Definition von Managementautonomie erörtert, 

die spezifische Forschungslücke identifiziert und ein Analysemodell aus der Theorie zu 

interorganisationalen Steuerungsbeziehungen abgeleitet. Auf Basis bisheriger Untersu-

chungen wurde vermutet, dass erklärende Variablen aus der Transaktionskostentheo-

rie nicht ausreichen, um die kommunale Einflussnahme empirisch erklären zu können. 

Daher wurden diese Variablen um weitere Faktoren aus der Social-Exchange-Theorie 

ergänzt. Insgesamt konnten neun Hypothesen aus der Transaktionskostentheorie und 

zehn Hypothesen aus der Social-Exchange-Theorie abgeleitet werden. Im zweiten Teil 

der Arbeit werden diese Hypothesen einer kritischen Überprüfung durch die Empirie 

unterzogen. Es folgen je ein Abschnitt zu Methodik und Datenanalyse.   
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3 Datenerhebung und Methodische Vorgehensweise 
 

In diesem Kapitel wird beschrieben, wie die empirische Datenerhebung durchgeführt 

wurde. Es wird ausführlich diskutiert, wie der Autor bei der statistischen Studie vorge-

gangen ist, welche Konstrukte in der Erhebung verwendet wurden und wie die Reprä-

sentativität der Studie insgesamt einzuschätzen ist. Es wird vor allem auf das methodi-

sche Instrument, die Fallauswahl, die Identifikation der Grundgesamtheit, den Prozess 

der Erhebung und die Beschaffenheit der Stichprobe sowie Fragebogendesign und Pre-

test Bezug genommen. Letztlich werden auch die statistischen Verfahren und Analyse-

methoden diskutiert, die vom Autor angewandt wurden, um zu den Ergebnissen zu ge-

langen.  

 
 
3.1 Methodisches Instrument 

In der vorliegenden Untersuchung greifen wir auf eine Methodik zurück, die für ver-

selbstständigte Behörden auf Bundesebene angewandt wurde. Das COBRA Forschungs-

netzwerk (Comparative Public Organization Data Base for Research and Analysis) ent-

wickelte einen gemeinsamen Fragenkatalog und untersuchte seit Mitte der 2000er Jah-

re die De-facto-Autonomie von strukturell verselbstständigten Behörden im Länderver-

gleich (Verhoest et al. 2010: 45f.). Die grundlegende Idee war, dass sich tatsächliche und 

formale Autonomie dieser Agenturen stark voneinander unterscheiden können (Bach 

2014: 57). Daher wurden die Behördenleiter betreffend der Handlungsspielräume ihrer 

Behörden befragt. Mit dieser Methode, so hoffte man, könne man die De-facto-

Handlungsspielräume der Agenturen besser abbilden, als mit einer Analyse von struk-

turellen Faktoren.  

 

Es handelt sich bei der COBRA Studie um einen sogenannten „Elite Survey“, da pro Be-

hörde nur eine Person auf der Führungsebene befragt wurde (Walker und Enticott 

2004: 420f.). Diesen Personen wird aufgrund ihrer Position eine höhere Reliabilität in 

den Aussagen und ein besseres Wissen über die Gesamtzusammenhänge um die Orga-

nisationen zugeschrieben (Hammerschmid et al. 2013: 15). Elite Surveys besitzen im 

Public-Administration-Bereich eine lange Tradition und werden häufig eingesetzt (Put-

nam 1976; Aberbach et al. 1981; Trondal 2010).  
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Die Erhebungsmethode bringt allerdings einige Probleme mit sich und wird oftmals 

kritisiert (Moyser und Wagstaffe 1987; Walker und Enticott 2004). Da die Führungs-

kräfte nicht nur zu persönlichen Einstellungen oder Verhaltensweisen, sondern auch 

und vor allem zur Gesamtorganisation befragt werden, kann es zu einem Key Infor-

mant-Bias kommen (Hurrle und Kieser 2005: 585). Die Reliabilität und Validität von 

Daten zu objektiven Sachverhalten wird durch systematische Verzerrungen einge-

schränkt (Anderson 1985; Bagozzi et al. 1991; Kumar et al. 1993). Subjektive Verzer-

rungen spielen vor allem dann eine Rolle, wenn bei organisationsübergreifenden Ein-

schätzungen das Verhalten anderer beurteilt werden soll (Schwarz und Wellens 1997). 

Aber auch bei vergleichsweise einfachen Auskünften über objektive Tatbestände 

kommt es häufig zu Fehlerquoten (Bommer et al. 1995).  

 

Besonders Leistungsdaten und Daten zum Unternehmenserfolg unterliegen einer höhe-

ren Fehlerquote als andere Auskünfte (Comer et al. 1999; Wall et al. 2004). Ein wichti-

ger Kritikpunkt ist, dass Führungspersonen geneigt sein könnten, ihre Organisationen 

in einem besonders positiven Licht darzustellen (Walker und Enticott 2004: 420). Meier 

und O’Toole (2013: 2ff.) weisen auf eine Reihe von Studien hin, in denen sich wahrge-

nommene und tatsächliche Werte von organisationaler Performanz stark voneinander 

unterscheiden. Man spricht von Impression-Management und Self-Serving-Attributions, 

die den Probanden und seine Aktivitäten gut aussehen lassen (Hurrle und Kieser 2005: 

589f.). Ein solcher Social-Desirability-Effekt in den Antworten könnte ebenfalls eintre-

ten, wenn es sich um die eigene Bewertung des Führungsstils oder des Problemlö-

sungsverhaltens handelt (Meier und O’Toole 2013: 18). Deshalb sei es vorzuziehen, 

mehrere Informanten einer Organisation bezüglich des gleichen Themas zu befragen 

(Viswesvaran et al., 1993: 551ff.; Wright et al., 2001: 875ff.; Walker und Enticott 2004: 

420f.).  

 

Drei Argumente entkräften diese Position für unsere Fragestellung ein wenig: Zum ei-

nen ist es fast unmöglich, Informanten mit gleichem Einblick zu den gewählten The-

menbereichen auf unteren Hierarchieebenen auszumachen (Bach 2014: 100f.). Deren 

Aussagen zur Autonomie der jeweiligen Organisation würden sich allein deshalb schon 

erheblich unterscheiden. Zum anderen könnte eine Befragung mehrerer Personen in 

den Organisationen dazu führen, dass die betreffenden Personen ihre Fragebögen auf-
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einander abstimmen (Bach 2014: 101). Zuletzt ist eine Befragung zur persönlichen In-

terpretation und Wahrnehmung der kommunalen Steuerungseingriffe und Akteure ent-

schuldbar, da es sich um Führungskräfte handelt, deren Identitätsverständnis und Ent-

scheidungen die Organisation als Ganzes entscheidend mitprägen (Weick 1995: 76ff.).  

 

Zur Reduktion des Key-Informant Bias wird dazu geraten, einen ausführlichen Pretest 

durchzuführen, die Hierarchieebene der Informanten beizubehalten, subjektive Fragen 

nach der Performanz zu vermeiden und die Datenbasis durch weitere, objektive Sekun-

därquellen zu untermauern (Hurrle und Kieser 2005: 593ff.). Fragen sollten möglichst 

spezifisch formuliert werden, die Erhebung sollte sich auf beobachtbare Daten be-

schränken und mögliche Fehlerquellen sind als Kontrollvariablen in das Modell aufzu-

nehmen (Hurrle und Kieser 2005: 598). Vollständig vermieden werden kann ein Key-

Informant Bias allerdings nicht und stellt daher eine wichtige Limitation der vorliegen-

den Studie dar.  

 

Des Weiteren sind typische Probleme von Survey Designs anzuführen. Beispielsweise 

bilden Survey Studien immer nur einen gewissen Zeitpunkt ab. Dadurch ist es nicht 

möglich, historische Muster über die Zeit hinweg zu erfassen, denn hierfür wären Panel 

Studien notwendig.  

 

Favero und Bullock (2015: 285ff.) führen an, dass die meisten Survey Studien unter ei-

nem Common-Method Bias leiden. Das bedeutet, dass Zusammenhänge zwischen Vari-

ablen durch Messfehler verzerrt werden, weil eine gemeinsame Methode, bspw. ein 

gemeinsamer Fragebogen, genutzt wurde, um die Variablen abzufragen (Favero und 

Bullock 2015: 285). Der Common-Method Bias tritt vor allem dann auf, wenn unabhän-

gige und abhängige Variablen einer Studie aus dem gleichen Fragebogen stammen (Fa

vero und Bullock 2015: 285). Um einem inflationären Anstieg von Zusammenhängen 

vorzubeugen, wurden bereits einige methodischen Kniffe entwickelt (Podsakoff et al. 

2012). Dennoch wird eher empfohlen, weitere externe Datenquellen heranzuziehen 

(Favero und Bullock 2015: 304).  

 

Die vorliegende Studie zur wahrgenommenen Autonomie stützt sich trotz dieser Fall-

stricke vorwiegend auf eine schriftliche und online gestützte Befragung der Eliten, al-
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lerdings wurde versucht, weitere externe Datenquellen hinzuzuziehen, um Verzerrun-

gen vorzubeugen. Die kaufmännischen Geschäftsführer von kommunalen Unternehmen 

stehen im Mittelpunkt der Untersuchung, denn sie besetzen die Schlüsselpositionen in 

den Organisationen und stehen mit den wichtigsten Steuerungsakteuren in mehr oder 

weniger häufigem Kontakt. Sie besitzen darüber hinaus, anders als die Steuernden in 

der Kernverwaltung, kein besonderes Interesse, die Steuerungsmaßnahmen der Kom-

mune in einem besonders positiven Licht darzustellen. Dadurch fällt ein Impression-

Management Effekt für die abhängige Variable „De-facto-Managementautonomie“ ge-

ringer aus als bei eigenen Einschätzungen zum Unternehmenserfolg. Die direkte und 

anonymisierte Befragung der Verantwortlichen ist das einzige Hilfsmittel, das nicht nur 

formelle sondern auch informelle Elemente der Steuerung abbilden kann und gleichzei-

tig Aussagen zum Handlungsspielraum der Organisationen über eine größere Grundge-

samtheit hinweg zulässt. Als wesentlicher Vorteil gegenüber der vergleichenden Fall-

studie ist zu nennen, dass sich Zusammenhänge zwischen den Variablen auf Basis von 

statistischen Methoden aufdecken lassen. Darüber hinaus ließe sich aufgrund der Stan-

dardisierung des Fragebogens potenziell eine Vergleichbarkeit mit weiteren Länderstu-

dien herstellen.  

 

3.2  Fallauswahl 

Im Mittelpunkt dieses Abschnittes steht die Identifikation der Analyseobjekte für die 

Studie. Die Auswahl stützt sich primär auf die Definition öffentlicher Unternehmen als 

„enterprises where the state has significant control, through full, majority, or significant 

minority ownership“ (Gnan et al. 2010: 720). Damit unterstehen kommunale Unterneh-

men dem direkten Einflussbereich der Kommune. Wie im ersten Kapitel beschrieben, 

fallen unter diesen Begriff sowohl privatrechtliche als auch öffentlich-rechtliche Organi-

sationsformen, die (mit Ausnahme des Regiebetriebs) separat von den Kernhaushalten 

geführt werden (Statistisches Bundesamt 2013b: 108). Als wichtigste Rechtsformen in 

Deutschland unterscheiden wir Regiebetriebe, Eigenbetriebe, Anstalten, Stiftungen, Ak-

tiengesellschaften, GmbHs und Vereine (Lasar et al. 2011: 226). Dezernate, Ämter und 

Fachbereiche wurden aufgrund der obigen Definition aus der Untersuchung ausge-

schlossen.   
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Im Fokus der Untersuchung stehen die Beteiligungen der größten deutschen Städte. 

Deutschlandweit ist anzunehmen, dass große Städte und Metropolen über ein weitaus 

differenzierteres Instrumentarium verfügen, um auf Beteiligungen Einfluss zu nehmen. 

Bei einer großen Stadt können bessere Steuerungskapazitäten und ein höherer Reife-

grad der Messinstrumente angenommen werden als bei kleineren und mittelgroßen 

Städten (Papenfuß und Aufenacker 2011: 26). Auch die Einführung von Modernisie-

rungsmaßnahmen wie Konzernabschluss und Corporate Governance Kodex ist bei 

Großstädten bereits weiter vorangeschritten als bei kleineren Städten (Jantz et al. 2009: 

13ff.; KPMG 2014: 11).  

Daher wurden auf Basis des Gemeindeverzeichnis-Informationssystems des statisti-

schen Bundesamtes in einem ersten Schritt alle deutschen Städte mit mindestens 

200.000 Einwohnern identifiziert (Statistische Ämter des Bundes und der Länder 

2013). Wir kommen damit auf eine Stichprobe in 39 Städten: Aachen, Augsburg, Berlin, 

Bielefeld, Bochum, Bonn, Braunschweig, Bremen, Chemnitz, Dortmund, Dresden, Düs-

seldorf, Duisburg, Erfurt, Essen, Frankfurt am Main, Freiburg, Gelsenkirchen, Halle (Saa-

le), Hamburg, Hannover, Karlsruhe, Kiel, Köln, Krefeld, Leipzig, Lübeck, Magdeburg, 

Mainz, Mannheim, Mönchengladbach, München, Münster, Nürnberg, Oberhausen, 

Rostock, Stuttgart, Wiesbaden und Wuppertal. Einige dieser Städte sind gleichzeitig 

Kreisstädte oder Bundesländer. Die Studie sollte vor allem die jeweils stadteigenen Be-

teiligungen fokussieren, eine nähere Analyse der Beteiligungen der Kreise und Länder 

wurde nicht vorgenommen.  

Bei der Identifikation der Grundgesamtheit der Studie stellte sich allerdings ein beson-

deres, deutschlandtypisches Problem: Alle befragten Städte haben ihre Beteiligungen in 

Form von Konzernen strukturiert (Linhos 2006: 10ff.). Es ist daher besonders schwie-

rig, die verschiedensten Kapitalverflechtungen auf den unteren Stufen der Konzernpy-

ramiden zu durchdringen. Da uns die zentralen Beteiligungen der Städte interessieren 

sollen, wurden lediglich solche Unternehmen in die Grundgesamtheit einbezogen, die 

sich auf der ersten und zweiten Stufe der gesamtstädtischen Konzernstruktur befanden. 

Durch dieses Auswahlverfahren wurde die Grundgesamtheit auf ein überschaubares 

Maß verkleinert. 

Zur Identifikation der Grundgesamtheit wurden die Beteiligungsberichte der Städte 

ausgewertet. Zielgruppe der Befragung sollten der Einfachheit halber alle Beteiligungen 
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sein, in denen die Kommune direkt oder indirekt über mehr als 50% der Verfügungs-

rechte besaß. Als Gradmesser für die Verfügungsrechte wurde der Kapitalanteil der 

Kommune gewählt. Zwar verteilen sich Stimmrechte und Kapitalanteil nicht immer de-

ckungsgleich, jedoch ist dies ein praktikabler und zeitsparender Ansatz, wenn man Kos-

ten und Nutzen alternativer Vorgehen gegeneinander abwägt. Die Spannweite der be-

trachteten Branchen auf erster und zweiter Konzernebene reicht von traditionellen 

Versorgungs- und Verkehrsbetrieben über Dienstleister in der Krankenversorgung bis 

hin zu Kunst-, Theater und IT-Betrieben. Bank- und Finanzdienstleister wurden auf-

grund der besonderen Rahmenbedingungen in diesen Wirtschaftsfeldern ausgeschlos-

sen.  

Unter den ausgewählten Unternehmen befinden sich auch einige Mehrheitsbeteiligun-

gen, die zwar auf der obersten Ebene angesiedelt waren, aber gemeinhin eher als „un-

wichtig“ bezeichnet werden könnten. Um Vergleichbarkeit mit etwaigen anderen Stu-

dien zu gewährleisten und Willkür in der Fallauswahl vorzubeugen, wurden diese Or-

ganisationen nicht aus dem Sample entfernt. Es bleibt anzumerken, dass sich der örtli-

che Standort und die Eigentümerkommune der Unternehmen in einigen Fällen unter-

scheiden. So sind auch einige Beteiligungen aus kleineren Kommunen in die Stichprobe 

eingegangen, die sich zum Eigentum der identifizierten Großstädte zählen lassen. Es 

wurden beispielsweise auch Unternehmen in den Städten Bergisch Gladbach, Adenau 

und Pullach in die Grundgesamtheit mit einbezogen. 

 

3.3 Identifikation der Grundgesamtheit 

Die Grundgesamtheit für die Studie wurde auf Basis der verfügbaren kommunalen Be-

teiligungsberichte16 im Zeitraum September 2012 bis Juni 2013 von zwei Mitarbeite-

rinnen des Lehrstuhls und dem Autor selbst recherchiert. Städte sind aufgrund der Ge-

meindeordnungen der Bundesländer dazu verpflichtet, einen Beteiligungsbericht öf-

fentlich zugänglich bereitzustellen (Papenfuß und Schaefer 2011: 380). Zumindest alle 

Mehrheitsbeteiligungen sollen in den Beteiligungsberichten aufgeführt sein (Papenfuß 

und Schäfer 2011: 380). Im Bestfall werden die Beteiligungsberichte jährlich zur Verfü-

                                                             
16 „Der kommunale Beteiligungsbericht bietet die einzige Möglichkeit, sich einen umfassenden Überblick über 
die Beteiligungsstruktur einer Stadt zu verschaffen“ (Papenfuß und Schaefer 2011: 381). Darüber hinaus bietet 
ein Beteiligungsbericht weitere Informationen über die Geschäftslage der Unternehmen, deren Größe und 
Kapitalstruktur (Papenfuß und Schäfer 2011: 380f.).  
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gung gestellt und sind online über die Homepage der jeweiligen Kommune für jeden 

interessierten Bürger abrufbar (Papenfuß und Schaefer 2011: 380ff.).  

 

Aufgrund des Vorgehens stellte sich ein weiterführendes Problem: Einige Beteiligungs-

berichte (bspw. für Berlin, Rostock oder Düsseldorf) befanden sich zum Zeitpunkt der 

Untersuchung nicht mehr auf dem neuesten Stand und selbst bei den aktuelleren Betei-

ligungsberichten der anderen Städte handelte es sich um die Berichte für das Vorjahr 

2012. Kapitalbewegungen im Folgejahr 2013 konnten daher in der Recherche nicht be-

rücksichtigt werden. Sobald aktuellere Berichte vorlagen, wurden die neuen Informati-

onen noch bis Juni 2013 in das Sample eingeflochten.  

 

Für das weitere Vorgehen war es notwendig, die Kontaktdaten der kaufmännischen 

Geschäftsführer zu identifizieren. Da viele der Mailadressen für die geplante Online Um-

frage nicht frei verfügbar waren, wurden auch postalische Adressdaten der Unterneh-

men in die Datenbank aufgenommen. Auf Basis der ersten Recherche ergaben sich 176 

nicht verfügbare oder falsche Mailadressen, die durch postalische Anschreiben ersetzt 

werden mussten. Anfangs wurden zusätzlich 358 Doppelzählungen zugelassen, sodass 

pro Unternehmen bis zu vier Ansprechpartner und Kontaktadressen recherchiert wur-

den, wenn das Unternehmen beispielsweise durch Doppel- oder Dreifachspitze geführt 

wurde. Diese Doppelzählungen wurden im späteren Verlauf der Studie wieder entfernt 

und herausgerechnet, da sich die einzelnen, teilnehmenden Unternehmen auf einen An-

sprechpartner (in allen Fällen den kaufmännischen Geschäftsführer) einigten, der auch 

den Bogen ausfüllte. Das Herausrechnen der Doppelzählungen war leicht möglich, da in 

der Vorbereitung jedem Fragebogen ein gesonderter Code zugeteilt wurde.  

Letztendlich wurden alle Doppelzählungen aus der Grundgesamtheit entfernt. Jede Ein-

heit in der 1079 Fälle umfassenden Grundgesamtheit stellt nun eine gesonderte Organi-

sation dar, Mehrfachbesetzungen des Geschäftsführerpostens wurden herausgerechnet. 

Die Vorabrecherche mit 39 Beteiligungsberichten aus den Jahren 2009 bis 2012 konnte 

folgendes Sample als Grundgesamtheit der Studie identifizieren: 
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Verteilung in der Grundgesamtheit Branchen 

40 (3,71%) Stadtwerke Holding 

31 (2,87%) Wasserversorgung und Abwasser 

65 (6,02%) Abfallentsorgung und Stadtreinigung 

84 (7,78%) Öffentlicher Personennahverkehr 

77 (7,14%) Transportwirtschaft (Flughäfen, Häfen) 

101 (9,36%) Kulturbetriebe und Sportstätten 

122 (11,3%) Elektrizität- und Gasversorger 

69 (6,4%) Medizinische Versorgung und Krankenhäuser 

167 (15,5%) Wirtschaftliche Beratung und Stadtentwicklung  

113 (10,47%) Wohnungsbau 

51 (4,73%) IT-Branche 

27 (8,78%) Soziale Pflege und Sozialunternehmen 

132 (12,23%) Andere Branchen (Zoos, Qualifizierungsmaßnahmen, 

Bildung, Allgemeine Verwaltung, Wissenschaft, Tou-

rismus, Bäderbetriebe, Friedhöfe, …) 

1079 Summe (N) 

Tabelle 1 Zusammensetzung der Grundgesamtheit nach Primärbranche (Eigene Darstellung 
auf Basis der Recherche) 

Eine Liste der verwendeten Unternehmen in der Grundgesamtheit kann auf Nachfrage 

beim Autor eingeholt werden. Laut Beteiligungsbericht handelt es sich bei allen identifi-

zierten Unternehmen um sogenannte Mehrheitsbeteiligungen, in der die jeweilige Stadt 

einen Eigenkapitalanteil von mehr als 50% am Unternehmen besaß. In der Nachrecher-

che zur späteren Stichprobe zeigte sich allerdings, dass aufgrund von Änderungen der 

Beteiligungsportfolios auch einige Minderheitsbeteiligungen in die Studie miteinbezo-

gen wurden. Diese Änderungen waren aus den Beteiligungsberichten ursprünglich nicht 

ersichtlich und wurden in der späteren Auswertung der Fragebögen berücksichtigt.   



             Teil II Empirie   103 

 
 

Ein wichtiger Angriffspunkt der Studie war es, ein möglichst großes Spektrum an ver-

schiedenen Rechtsformen und Branchen abzudecken. Dieses Vorgehen ermöglicht es, 

verallgemeinernde Aussagen treffen zu können, die über die rein juristische Perspekti-

ve und die Branchenperspektive hinausgehen. Nach Angaben des statistischen Bundes-

amtes waren Ende des Jahres 2011 von den 15127 öffentlichen Unternehmen auf Bun-

des-, Länder und Kommunalebene insgesamt 1842 im Wohnungs- und Bauwesen und 

1451 im Energiebereich tätig (Statistisches Bundesamt 2014: 265ff.). Die identifizierte 

Grundgesamtheit spiegelt damit die deutschlandweite Verteilung in den Bereichen 

Wohnungsbau und Energieversorgung anteilig relativ gut wider. Die Branchen Unter-

nehmensberatung, Abfallentsorgung und Transport dagegen sind in der Grundgesamt-

heit leicht überrepräsentiert. Beispielsweise finden wir deutschlandweit nur 1045 Un-

ternehmen in der Unternehmensverwaltung und -beratung, 834 Dienstleister im Ge-

sundheitswesen, 560 in der Abfallentsorgung und lediglich 502 Beteiligungen im Be-

reich Landverkehr und Transport (Statistisches Bundesamt 2014: 265f.). Die deutsch-

landweit starken Branchen Wasserversorgung (11,8%) und Abwasser (9,2%) dagegen 

werden von der identifizierten Grundgesamtheit nur wenig abgebildet (Statistisches 

Bundesamt 2014: 265). Dies liegt wahrscheinlich daran, dass diese Branchen verstärkt 

auf interkommunale Kooperationen und Partnerschaften zwischen verschiedenen Städ-

ten setzen und wir daher nur selten Mehrheitsbeteiligungen einzelner Städte finden 

(Lieberherr et al. 2014: 12f.).   

In Bezug auf die Rechtsformen finden sich ebenfalls Diskrepanzen zwischen der identi-

fizierten Grundgesamtheit und der deutschlandweiten Verteilung. Es wurden im Vor-

hinein keine Rechtsformen ausgeschlossen, sodass alle möglichen privatrechtlichen und 

öffentlich-rechtlichen Organisationsformen in der Grundgesamtheit auftauchen können. 

Deutschlandweit findet man lediglich 64,7% privatrechtliche und 35,3% öffentlich- 

rechtliche Gesellschaftsformen (Statistisches Bundesamt 2014: 267), in der Grundge-

samtheit machen privatrechtliche Gesellschaftsformen allerdings bereits 87,2% aller 

Unternehmen aus. Der Autor führt diesen Tatbestand darauf zurück, dass es sich um 

größere Städte handelt, bei denen ein höherer Anteil an privatrechtlichen Gesellschafts-

formen zu vermuten ist als bei mittelgroßen und kleineren Kommunen (Trapp 2006: 

85ff.). Trapp und Bolay (2003: 26) beispielsweise entdeckten in 2003 einen Anteil von 

91,9% privatrechtlich organisierten Beteiligungen in 30 Großstädten. Papenfuß (2010: 

105) findet auf Basis von Beteiligungsberichten für unmittelbare Beteiligungen einen 
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Anteil von 86% für Städte mit über 400.000 Einwohnern und 74% für unmittelbare Be-

teiligungen von Städten mit 200.000 bis 400.000 Einwohnern. 

92,7% der privatrechtlichen Gesellschaften in der ermittelten Grundgesamtheit werden 

in der Form einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung (GmbH, gGmbH oder GmbH & 

Co KG) geführt. Dies kommt dem gesamtdeutschen Prozentsatz von 90% relativ nahe. 

Unterteilen wir die ermittelte Grundgesamtheit nach Rechtsformen, so erhalten wir fol-

gende Zusammensetzung: 

Verteilung in der Grundgesamtheit Rechtsformen 

869 Gesellschaft mit beschränkter Haftung, GmbH und Co 

KG, Gemeinnützige GmbH (gGmbH) 

62 Aktiengesellschaft 

106 Eigenbetrieb oder Eigenbetriebsähnliche Einrichtungen 

2 Regiebetrieb/Sonderrechnung 

21 Anstalt des öffentlichen Rechts (AöR) 

2 Zweckverband 

2 Eingetragener Verein (e.V.) 

4 Stiftung des öffentlichen Rechts  

6 Körperschaft des öffentlichen Rechts  

4 Andere privatrechtliche Rechtsformen (OHG, GbR, 

S.R.O.) 

1 Andere öffentlich-rechtliche Rechtsformen (Kommu-

nalunternehmen) 

1079 Summe (N) 

Tabelle 2   Zusammensetzung der ermittelten Grundgesamtheit nach Rechtsformen (Eigene 
Darstellung auf Basis der Recherche) 
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3.4  Vorgehen und Beschaffenheit der Stichprobe 

Die eigentliche Stichprobe wurde im Zeitraum von August 2013 bis Dezember 2013 

ermittelt. In einem ersten Durchgang sollten die identifizierten Geschäftsführer nament-

lich per Mail kontaktiert und auf die Umfrage aufmerksam gemacht werden. Jede Mail 

enthielt ein kurzes Anschreiben und einen weiterführenden Link zur Online Umfrage, 

die über das System UP Survey der Universität Potsdam bereitgestellt wurde. Für die 

Durchführung der Umfrage erhielt der Autor prominente Unterstützung durch die 

Kommunale Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsmanagement (KGSt), die Allianz der 

öffentlichen Wasserwirtschaft e.V. und den Bundesverband Öffentliche Dienstleistungen 

- Deutsche Sektion des CEEP e.V. In jeder E-Mail fanden sich im Anhang ein ausführli-

cheres Anschreiben des Autors und ein unterschriebenes Unterstützungsschreiben der 

Kommunalen Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsmanagement (KGSt). Außerdem 

wurden die Teilnehmer vom Autor gebeten, einen beigefügten vierstelligen Code anzu-

geben, um im Anschluss über den weiteren Fortlauf und die Auswertung der Umfrage 

zu informieren. Mit Hilfe der Codes konnten im Anschluss an die Umfrage weitere Se-

kundärvariablen recherchiert werden, sodass der Fragebogen auf eine geringe Anzahl 

von Fragen reduziert blieb. Der Originaltext des Anschreibens und der Originalfragebo-

gen wurden dieser Arbeit im Anhang beigefügt (Anhang 1-5).  

 

Bei der Durchführung der Umfrage stellte sich das Problem, dass viele der kaufmänni-

schen Geschäftsführer sogenannte Doppelfunktionen wahrnehmen. Ein großer Teil der 

Geschäftsführer hatte Positionen in mehr als einem Unternehmen inne und musste des-

halb mehrfach angeschrieben werden. Daher wurden neben den E-Mails in einem ers-

ten Durchgang auch gesondert Briefe mit einem leicht veränderten Anschreiben ver-

schickt, um die Ansprechpersonen nicht mit Spam zu überhäufen und somit zu einer 

mehrfachen Teilnahme zu motivieren.  

 

Anfang September wurde die Online Umfrage erstmals gestartet. Über einen Zeitraum 

von zwei Wochen wurden durch den Mailserver der Universität Potsdam 998 Mails ver-

sendet. Dieser erste Durchlauf ergab 161 falsche oder fehlerhaft recherchierte Email 

Adressen, die nachrecherchiert werden mussten. Der erste Durchlauf fand einen Rück-

lauf von 69 Teilnehmern. 20 Unternehmen hatten einen neuen Geschäftsführer und 

mussten neu angeschrieben werden. Sieben Unternehmen verweigerten ohne Angabe 
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von Gründen offiziell die Teilnahme an der Umfrage. Vier Unternehmen schieden aus 

der Grundgesamtheit aus, da es sich durch Zusammenschluss oder Privatisierung mitt-

lerweile nicht mehr um Mehrheitsbeteiligungen handelte.  

 

Nach Abschluss der Nachrecherche wurde am 24.09.2013 ein erstes Nachfassen der 

Online Umfrage gestartet. Hierfür wurden 790 Personen in einem Zeitraum von zwei 

Wochen angeschrieben und die Namen der neuen Geschäftsführer verwendet. In die-

sem Durchgang kamen 46 der versendeten Mails nicht mehr bei den Empfängern an, 

weil sie als Spam deklariert wurden. Sechs Angeschriebene verweigerten die Teilnah-

me. Zwei der neu recherchierten Mailadressen waren trotz Nachrecherche fehlerhaft 

und konnten nicht richtig ermittelt werden. 19 Teilnehmer befanden sich zum Zeit-

punkt des Versands im Urlaub. Sieben Geschäftsführer hatten gewechselt und mussten 

unter anderem Namen neu angeschrieben werden. 

Der Rücklauf beider Online Befragungen in den Monaten September und Oktober fiel 

mit 86 Antworten insgesamt nur sehr gering aus. Parallel wurden die 161 fehlerhaft 

recherchierten Mailadressen und die doppelt vertreten Geschäftsführer postalisch an-

geschrieben. Aus diesen 443 ersten postalischen Anschreiben vom 24.09.2013 ergaben 

sich weitere 40 vollständige Antworten.  Acht der ermittelten Postadressen waren feh-

lerhaft. Drei Unternehmen hatten einen neuen Geschäftsführer und mussten neu ange-

schrieben werden. Fünf Unternehmen verweigerten die Teilnahme ohne Angabe von 

Gründen.  

Nach Durchführung der ersten, relativ erfolglosen Phase der Umfrage wurde die Strate-

gie geändert. In einer zweiten Phase sollten die Geschäftsführer nun vollständig posta-

lisch angeschrieben werden. Die Fragebögen und ein beigefügtes Anschreiben wurden 

vom Autor unterschrieben und Anfang November 2013 an 592 Geschäftsführer gesen-

det. In den Monaten November und Dezember konnte die Rücklaufquote durch die zu-

sätzlichen, persönlichen Anschreiben signifikant gesteigert werden. Es konnten weitere 

117 Antworten akquiriert werden. Am 17. Januar 2014 endete der Umfragezeitraum.  

Die Zusammensetzung der Stichprobe insgesamt richtet sich nach der Anzahl derer, die 

den Fragebogen bis zum Ende ausfüllten, die also auch die Branche des Unternehmens 

angaben. Hier zählen wir insgesamt 243 ausgefüllte und abgesendete Fragebögen. Die 

Rücklaufquote im Vergleich zur Grundgesamtheit liegt damit bei 22,5%. Allerdings 
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verweigerten einige der Antwortenden einzelne Fragen aus den Bereichen Aufsichtsrat 

oder Managementautonomie, sodass die Stichprobe in den einzelnen Auswertungen 

geringer ausfällt. Darüber hinaus lagen 33 nicht vollständig ausgefüllte Online-

Fragebögen vor, die in die Auswertung mit aufgenommen wurden. Der gesamte Daten-

satz umfasst nach Bereinigung daher 276 Fälle. Da den Teilnehmenden vollständige 

Anonymität zugesichert wurde, können diese Unternehmen namentlich hier nicht auf-

geführt werden, eine solche Liste findet sich aus Datenschutzgründen auch nicht im An-

hang der Arbeit. 

Die Rücklaufquote der Befragung ist mit 22,5% insgesamt eher als gering einzuschät-

zen. Wir müssen jedoch berücksichtigen, dass es sich um eine Befragung der obersten 

Führungskräfte in den Organisationen handelt und eine Rücklaufquote von 22,5% hier 

durchaus noch als akzeptabel zu betrachten ist (Cycota und Harrison 2006: 133ff.). Eine 

Meta-Analyse von über 230 Studien bei Top-Level Führungskräften ergab eine mittlere 

Antwortrate von 28 bis 32% (Cycota und Harrison 2006: 145). Nicht zu vernachlässigen 

ist die Tatsache, dass Rücklaufquoten von Führungskräftebefragungen mit 17% eine 

sehr hohe Standardabweichung aufweisen (Cycota und Harrison 2006: 143).  

Eine zweite Begründung liegt in der Anzahl der angeschriebenen Organisationen. Im 

Gegensatz zu den COBRA Studien, die für Agenturen auf Bundesebene im Durchschnitt 

Rücklaufquoten von 55% erzielen konnten (Bach 2014: 102), handelt es sich um eine 

Befragung auf Kommunalebene mit einer weitaus größeren Grundgesamtheit von 1079 

Einheiten. Auf Basis von Praktikabilitäts- und Kostenüberlegungen war es nicht mög-

lich, eine vorherige, telefonische Kontaktaufnahme mit allen Geschäftsführern des 

Samples durchzuführen, um eine soziale Bindung zu den Probanden herzustellen 

(Gupta et al. 2000: 326; Cycota und Harrison 2006: 147). Zwar hätte die Rücklauquote 

durch ein vorheriges Screening der Grundgesamtheit signifikant gesteigert werden 

können, Cook und Campbell (1976) argumentieren allerdings, dass eine solche Voraus-

wahl unter vorheriger Kontaktaufnahme einer Verzerrung durch den Forscher unter-

liegt und somit die externe Validität17 der Studie beschneidet. Für eine Analyse der Da-

tenqualität einer Umfrage ist es notwendig, neben der gesamten Rücklauquote auch die 

Rücklaufquote in verschiedenen Bereichen gesondert zu betrachten (Bach 2014: 101ff.). 

                                                             
17 „Eine Untersuchung ist extern valide, wenn ihr Ergebnis über die besonderen Bedingungen der Untersu-
chungssituation und über die untersuchten Personen hinausgehend generalisierbar ist“ (Bortz 2005: 8). 
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Insgesamt zeigten sich deutliche Unterschiede im Rücklauf nach Branchenzugehörig-

keit:   

Verteilung der Antworten nach 

Primärbranche  

Branche Branchenrücklauf im Vergleich 

zur Grundgesamtheit 

16 Stadtwerke Holding 40% 

4 (+10) 

11 (+6) 

Wasserversorgung 

Abwasserentsorgung 

48,39% 

11 (+4) Abfallwirtschaft  16,92% 

19 (+6) ÖPNV 22,62% 

14 (+2) Transportwirtschaft  18,18% 

11 (+10) 

14 (+1) 

Kultur- und Sportstätten  

Theater 

24,75% 

7 (+14) Energie- und Gasversorgung 5,74% 

16 Krankenversorgung 23,19% 

23 (+7) 

18 (+14) 

Wirtschaftsförderung 

Stadtentwicklung 

24,55% 

21 (+7) Wohnungsbau 18,58% 

9 (+2) IT Dienstleistungen 17,65% 

7 (+3) Sozial- und Pflegeeinrichtungen 25,92% 

42  Sonstige (Zoos, Bildung, Bäderbe-

triebe, Friedhöfe, ..) 

31,81% 

243 Summe (n) 22,52% 

Tabelle 3 Zusammensetzung der Stichprobe im Vergleich zur Grundgesamtheit (Eigene Darstel-
lung) 

Wenn Unternehmen in mehreren Branchen tätig waren, wurden diese einem Primärbe-

reich zugeordnet. Die Doppelzählungen für weitere Branchen, in denen die Unterneh-

men laut Angabe zusätzlich tätig waren, wurden in Tabelle 3 in den Klammern aufge-

führt.  
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Während Stadtwerke (40%) und Abwasserver- und -entsorger (48,39%) im Vergleich 

zur Grundgesamtheit noch relativ gut vertreten sind, können wir in der Energiebranche 

nur einen sehr geringen Rücklauf von 5,74% verzeichnen. Auch die Bereiche Abfallwirt-

schaft, IT Dienstleistungen, Wohnungsbau und Transportwirtschaft sind mit Rücklauf-

quoten unterhalb der 20% Marke nicht repräsentativ abgebildet. Aus diesem und ande-

ren Gründen wird der Autor im folgenden Abschnitt nicht von einer repräsentativen 

Stichprobe sondern eher von einer Teilerhebung sprechen (Lioukas et al. 1993: 654).  

 

Die Verteilung der Erhebung bildet die Gesamtverteilung über die Branchen hinweg 

leider nur mäßig ab. Stadtwerke (6,58%) und Wasserwerke (6,17%) sind überreprä-

sentiert, Kulturbetriebe (10,28%), Transportwirtschaft (5,76%) und öffentlicher Perso-

nennahverkehr (7,82%) bewegen sich nah an der Verteilung in der Grundgesamtheit. 

Ebenso sind Wirtschaftsentwicklung, Stadtentwicklung (16,87%), Krankenhaussektor 

(6,58%), IT-Branche (3,7%), Abfallwirtschaft (4,53%) und Wohnungswirtschaft 

(8,64%) distributiv noch relativ gut abgebildet. Am schlechtesten repräsentiert sind der 

Pflegebereich (2,88%) und die Energieversorgung (2,88%).  

 

Für die Verteilung der kategorialen Variablen Rechtsform und Branchenzugehörigkeit 

der Beteiligungen wurden darüber hinaus χ² Goodness-of-fit Tests durchgeführt, um zu 

testen ob sich die Verteilung der erwarteten und tatsächlichen Merkmalsausprägungen 

signifikant voneinander unterscheiden (Garson 2012). Die Nullhypothese, dass sich 

Stichprobe und Grundgesamtheit bezüglich der Branchenzugehörigkeit signifikant von-

einander unterscheiden konnte leider nicht abgelehnt werden (χ²=38,507; p<0.0001; 

df=12). Sehr große Unterschiede zur Verteilung in der Grundgesamtheit bestehen für 

die Bereiche Energie- und Gasversorgung, die sich in der Stichprobe (abgesehen von 

den Stadtwerke Holdinggesellschaften) nur wenig bis gar nicht abbilden lassen. Größe-

re Abweichungen bestehen auch für die Branchen Stadtwerke sowie Wasserver- und -

entsorgung. Sie sind in der Stichprobe stark überrepräsentiert. 
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Verteilung der Antworten  Branche Prozentsatz der Antwortenden  

16 Stadtwerke Holding 6,58% 

4 (+10) 

11 (+6) 

Wasserversorgung 

Abwasserentsorgung 

6,17% 

11 (+4) Abfallwirtschaft  4,53% 

19 (+6) ÖPNV 7,82% 

14 (+2) Transportwirtschaft  5,76% 

11 (+10) 

14 (+1) 

Kultur und Sportstätten  

Theater 

10,29% 

7 (+14) Energie- und Gasversorgung 2,88% 

16 Krankenversorgung 6,58% 

23 (+7) 

18 (+14) 

Wirtschaftsförderung 

Stadtentwicklung 

16,87% 

21 (+7) Wohnungsbau 8,64% 

9 (+2) IT Dienstleistungen 3,70% 

7 (+3) Sozial- und Pflegeeinrichtungen 2,88% 

42  Sonstige (Zoos, Bildung, Bäder-

betriebe, Friedhöfe, ..) 

17,28% 

243 Summe (n) 99,98% 

Tabelle 4  Distributive Verteilung der Stichprobe nach Branchen (Eigene Darstellung) 

Betrachtet man die vertretenen Rechtsformen in der Erhebung, so erzielen wir leider 

ebenfalls keine besonders repräsentative Stichprobe. Ein Großteil der antwortenden 

Unternehmen ist wie in der Grundgesamtheit in der Rechtsform der GmbH notiert. Auch 

angrenzende Rechtsformen wie GmbH & Co KG und gGmbH sind stark vertreten. Insge-

samt machen GmbH und angrenzende Rechtsformen mit 71,2% der Stichprobe im Ver-

gleich zu 80,5% in der Grundgesamtheit aber einen geringeren Anteil aus. Eigenbetrie-
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be (13,2%), Aktiengesellschaften (7,8%) und Anstalten des öffentlichen Rechtes (4,9%) 

sind dagegen überaus häufig vertreten.  

 

Verteilung in der Stichprobe  Rechtsformen 

140 (57,6%) Gesellschaft mit beschränkter Haftung 

7 (2,9%) GmbH und Co KG 

26 (10,7%) Gemeinnützige GmbH 

32 (13,2%) Eigenbetrieb 

19 (7,8%)  Aktiengesellschaft 

12 (4,9%) Anstalt des öffentlichen Rechts 

2 (0,8%) Andere öffentlich-rechtliche  

5 (2,1%) Keine Angabe 

243 (100%) Summe (n) 

Tabelle 5  Zusammensetzung der Stichprobe nach Rechtsformen (Eigene Darstellung) 

Für die Rechtsformzugehörigkeit ergab sich im χ² Goodness-of-fit Test ein signifikanter 

Wert (χ²=19.5; p<0.001; df=5). Auch hier kann die Nullhypothese, dass sich Grundge-

samtheit und Stichprobe signifikant voneinander unterscheiden, leider nicht abgelehnt 

werden. Dies liegt vor allem daran, dass sich die Rechtsformen Anstalt des öffentlichen 

Rechtes und Eigenbetrieb unverhältnismäßig oft in der Stichprobe wiederfinden lassen. 

GmbHs und angrenzende Rechtsformen sind dagegen leicht unterrepräsentiert. Dies 

bietet allerdings auch den Vorteil, dass vergleichende Analysen von öffentlich-

rechtlichen und privatrechtlichen Rechtsformen leichter durchgeführt werden können. 

Man muss folglich davon ausgehen, dass sich die Verteilung der Merkmale Branchenzu-

gehörigkeit und Rechtsform in der Stichprobe signifikant von der Verteilung der identi-

fizierten Grundgesamtheit mit 1079 Einheiten unterscheidet. Dies schränkt die Aussa-

gekraft der vorliegenden Studie stark ein. Wir müssen mit der Interpretation der Er-

gebnisse sehr vorsichtig sein, denn wir können diese nicht auf die vorher identifizierte 

Grundgesamtheit übertragen. Trotzdem sind die Ergebnisse nicht unbedeutend, denn es 

handelt sich um die erste Befragung zur Managementautonomie in kommunalen Unter-
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nehmen, die über eine große Stichprobe hinweg und unter Berücksichtigung verschie-

denster Merkmale wie Branche, Größenklasse und Rechtsform durchgeführt wurde.  

 

Im Anschluss an die Untersuchung wurden von Januar bis Mai 2014 Sekundärvariablen 

für solche Beteiligungen recherchiert, die den beigefügten Unternehmenscode angege-

ben hatten. So konnten im Nachhinein Verschuldungsgrade, Eigentumsverhältnisse und 

Größenklassen abgeglichen und als Variablen berücksichtigt werden, was zur externen 

Validität der Studie beiträgt (Favero und Bullock 2015: 304). Wenn wir uns die Zusam-

mensetzung der Stichprobe nach Eigentumsverhältnissen anschauen, erkennen wir, 

dass in der Stichprobe viele 100% Beteiligungen vertreten sind. Dies ist größtenteils 

dem Untersuchungsdesign der Studie geschuldet. Gerade auf den obersten Konzern-

ebenen findet man besonders häufig diese Form der Eigentumsverteilung. Andere For-

men wie öffentlich-öffentliche Partnerschaften, Public-Private-Partnerschaften (PPPs) 

und Kooperationen auf Bund-Länder Ebene wurden für die spätere Analyse besonders 

gekennzeichnet und jeweils mit einer speziellen Variable versehen. Die wenigen NPO-

Partnerschaften im Sample wurden als Organisations-PPPs codiert.  

 

Wie bereits eingangs in Abschnitt 3.3 erwähnt, sind einige Minderheitsbeteiligungen in 

der Stichprobe vertreten, in denen die öffentliche Hand indirekt oder direkt weniger als 

50% der Anteile hält. Die Geschäftsführer dieser Beteiligungen riefen den Lehrstuhl an, 

hinterließen Kommentare auf dem Fragebogen oder klärten anderweitig über den 

Sachverhalt auf. Die Aufnahme in die Grundgesamtheit ist der Tatsache geschuldet, dass 

sich Eigentumsverhältnisse über die Zeit hinweg verändern können und sich somit die 

Beteiligungsberichte des Vorjahres nicht immer auf dem neuesten Stand befanden. Die 

sechs Minderheitsbeteiligungen wurden nicht aus der Stichprobe entfernt, sondern als 

Minderheitsbeteiligungen besonders gekennzeichnet und in die Analyse mitaufgenom-

men. Die folgende Tabelle verdeutlicht die ermittelten Eigentumsverhältnisse in der 

Stichprobe:  
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Verteilung in der Stichprobe Eigentumsverhältnisse 

179 100% Beteiligungen (direkt und indirekt) 

11 Public-Private-Partnerschaften  

27 

Öffentlich-Öffentliche Partnerschaft (z.B. Koopera-

tion mit dem Land oder anderen Kommunen) 

4 NPO Partnerschaft 

5 Öffentlich-öffentlich private Partnerschaft 

1 Partnerschaft mit NPO und Privaten 

3 Öffentlich Öffentliche-NPO Partnerschaft 

1 Öffentlich-Öffentliche-Private-NPO Partnerschaft 

3 Minderheitsbeteiligung mit öffentlichem Eigentümer 

1 Minderheitsbeteiligung mit privatem Eigentümer 

1 

Minderheitsbeteiligung mit NPOs und Öffentlichen 

Partnern 

1 

Minderheitsbeteiligung mit öffentlichem und pri-

vatem Partner 

6 Recherche nicht möglich/Keine Angabe 

243 Summe (n) 

Tabelle 6  Zusammensetzung der Stichprobe nach Eigentumsverhältnissen (Eigene Darstellung) 

Für Corporate-Governance-Aspekte ist über die Rechtsform hinaus die Größe des jewei-

ligen Unternehmens ein entscheidender Einflussfaktor (KPMG 2013: 7ff.; Ganske 2005: 

185f.). Bei Aktiengesellschaften ist die Einrichtung eines Aufsichtsrates ohnehin Pflicht 

(§30 AktG). Bei einer Mindestgröße von 500 Mitarbeitern verlangt das deutsche Mitbe-

stimmungsrecht auch für Gesellschaften mit beschränkter Haftung zwingend die Ein-

richtung eines Aufsichtsrates (§1.1.3 DrittelbG; §1.1 MitbestG). Ab einer Größe von 500 

Mitarbeitern muss dieser zu einem Drittel mit Arbeitnehmervertretern besetzt werden, 

ab 2000 Mitarbeitern ist sogar eine paritätische Besetzung vorgesehen (§ 84, 85 AktG; § 
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31.1 MitbestG). Auch die Maximalgrößen der Aufsichtsräte sind gesetzlich vorgeschrie-

ben. Beim fakultativen Aufsichtsrat richtet sich diese nach dem Gesamtkapital des Un-

ternehmens (§ 95 AktG). Für den obligatorischen Aufsichtsrat wird die Größe des Auf-

sichtsrates ab 2000 Mitarbeitern sogar exakt vorgegeben (§ 7 MitBestG).  

 

Über 75% der befragten Unternehmen in der Stichprobe liegen knapp oder deutlich 

unterhalb der Grenze von 500 Mitarbeitern. Die hierunter fallenden GmbHs besitzen, 

wenn vorhanden, einen fakultativen Aufsichtstrat und sind nicht an die genannten Mit-

bestimmungsgesetze gebunden. Der Vorteil einer solchen Stichprobe liegt darin, dass 

die Besetzung von fakultativen Aufsichtsräten einem starken Einfluss der Kommunalpo-

litik unterliegt. Insgesamt verfügen 202 der befragten Unternehmen über einen Auf-

sichtsrat oder ein ähnliches Aufsichtsgremium. Die Größenklassen der Organisationen 

verteilen sich wie folgt:  

 

Verteilung in der Stichprobe Größenklassen (Anzahl Mitarbeiter) 

32 Unter 10 Mitarbeiter 

61 10 bis 49 Mitarbeiter 

57 50 bis 249 Mitarbeiter 

34 250 bis 499 Mitarbeiter 

21 500 bis 999 Mitarbeiter 

34 1000 und mehr Mitarbeiter 

4 Keine Angabe 

243 Summe (n) 

Tabelle 7  Zusammensetzung der Stichprobe nach Mitarbeiteranzahl (Eigene Darstellung) 

Die Stichprobe berücksichtigt damit vor allem mittelgroße Unternehmen, auch wenn 

alle denkbaren Größenklassen vertreten sind. Dies zeigt sich auch in der Verteilung der 

Umsatzerlöse:  
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Verteilung in der Stichprobe Größenklassen (Höhe der Umsatzerlöse) 

35 Unter 2 Millionen Euro 

30 2 bis 5 Millionen Euro 

35 5 bis 10 Millionen Euro 

31 10 bis 20 Millionen Euro 

49 20 bis 100 Millionen Euro 

51 100 bis 1000 Millionen Euro 

6 Mehr als 1000 Millionen Euro 

6 Keine Angabe 

243 Summe (n) 

Tabelle 8  Zusammensetzung der Stichprobe nach Umsatzklassen (Eigene Darstellung) 

Letztendlich sollte auch die Verteilung nach Bundesländern von Interesse sein. Den 

größten Rücklauf konnte der Autor für Städte aus den Bundesländern Nordrhein-

Westfalen, Bayern, Baden-Württemberg und Sachsen verzeichnen. Diese Bundesländer 

stellen auch insgesamt die meisten Großstädte mit über 200.000 Einwohnern. Aufgrund 

ihrer wenigen, großen Städte schieden die Bundesländer Saarland und Brandenburg 

schon in der Vorauswahl der 39 Städte aus der Befragung aus. Der χ² Goodness-of-fit 

Test über alle Bundesländer ergab eine nicht signifikante Abweichung der Stichprobe 

von der Grundgesamtheit (χ²=22.3; p=0.1; df=15). Damit konnte die Verteilung der 

Bundesländer in der Grundgesamtheit annähernd repliziert werden. Die folgende Ta-

belle verdeutlicht die Verteilung der Stichprobe nach Bundesländern:  

 

 

 

 

 

 

 



             Teil II Empirie   116 

 
 

Verteilung in der Stichprobe Bundesland (Städte im Sample) 

15 Berlin (1) 

23 Baden-Württemberg (4) 

58 Nordrhein-Westfalen (15) 

25 Bayern (3) 

18 Sachsen-Anhalt (2) 

7 Rheinland-Pfalz (1) 

12 Hessen (2) 

18 Hamburg (1) 

6 Schleswig-Holstein (2) 

10 Niedersachsen (2) 

22 Sachsen (3) 

5 Thüringen (1) 

5 Bremen (1) 

8 Mecklenburg-Vorpommern (1) 

0 Brandenburg (0) 

0 Saarland (0) 

11 Keine Angabe 

243 Summe (n) 

Tabelle 9  Zusammensetzung der Stichprobe nach Bundesländern (Eigene Darstellung) 

 

3.5 Fragebogen und Pretest 

Der Fragebogen für die Untersuchung wurde vom Autor selbst entwickelt und baut auf 

gängigen, internationalen Konstrukten der Public-Management-Forschung auf. Eine 

vollständige Version des verwendeten Fragebogens mit Deckblatt findet sich im Anhang 

dieser Arbeit (Anhang 4 und 5). Die verwendeten Items im Fragebogen wurden, wenn 
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nicht anders vermerkt, mit einer fünfstufigen Likert-Skala gemessen, in der die fünf Ka-

tegorien mit 1 „stimme überhaupt nicht zu“, 2 „stimme eher nicht zu“, 3 „teils/teils“, 4 

„stimme eher zu“ und 5 „stimme stark zu“ codiert wurden (Schnell et al. 2013: 176ff.). 

Ähnliche Operationalisierungen lassen sich in vielen, gängigen internationalen Fachar-

tikeln finden (Moynihan und Pandey 2004; Moynihan und Pandey 2006). Die Likert-

Skala stellt die verbreitetste Skalierungsmethode der Sozialwissenschaften dar (Schnell 

et al. 2013: 180). 

 

Zu Beginn des Fragebogens wurden die Teilnehmer aufgefordert, einen vorher zuge-

wiesenen vierstelligen Code aus Buchstaben und Zahlen einzutragen, der es ermöglich-

te, nur eine Antwort pro Unternehmen zuzulassen. Mit Ausnahme dieser ersten Frage 

umfasst der Fragebogen insgesamt 33 Fragen, die sich in vier Teile aufteilen: Drei Fra-

gen zur Person, drei Fragen zur Steuerung und Autonomie der Organisation, 22 Fragen 

zum politischen und kommerziellen Umfeld der Organisation und vier Fragen zur Orga-

nisation im Allgemeinen. In der letzten, offenen Frage erhielten die Teilnehmenden 

noch einmal die Möglichkeit, Anmerkungen und Verbesserungsvorschläge zur Umfrage 

kundzutun. Diese Frage wurde als String-Variable codiert.   

 

Vor der Fertigstellung des Online Fragebogens wurde dieser im Rahmen eines Pretests 

an zehn Testprobanden aus größeren Städten gesendet, die als Beteiligungsmanager, als 

Rechnungsprüfer, Wissenschaftler oder als Geschäftsführer mit dem Thema Beteili-

gungssteuerung vertraut waren. Diese Testprobanden sollten den Fragebogen im Hin-

blick auf Verständlichkeit, Bearbeitungszeit und Vollständigkeit überprüfen. Alle Test-

probanden kommentierten den Fragebogen mit ihren freien Assoziationen und Anmer-

kungen. Der Autor erhielt dadurch hilfreiche Verbesserungsvorschläge, die in die finale 

Version des Fragebogens Eingang fanden. Beispielsweise wurden einige Fragen ent-

fernt, weil die insgesamt lange Bearbeitungsdauer kritisiert wurde. Bei der Frage zum 

gegenseitigen Vertrauen wurde eine stärkere Präzisierung des Partners als „Auftragge-

ber“ gefordert. Das Wort „unparteiisch“ wurde auf Anmerkung der Testprobanden 

durch das Wort „sachlich“ ersetzt. Eine Frage zu häufigem und weniger häufigem Kon-

takt in den letzten Monaten wurde wegen Verständnisproblemen und ungenauer Präzi-

sierung gestrichen. Die Frage zu den Akteuren wurde durch den Einbezug weiterer Ak-

teure präzisiert. Eine Frage zur persönlichen Entscheidungsfindung wurde wegen In-
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terpretationsproblemen entfernt. Fragen zur Expertise und Informationsbelastung des 

Aufsichtsrats wurden ebenfalls leicht abgeändert oder präzisiert, um höhere Verständ-

lichkeit zu erreichen. Darüber hinaus wurde der Fragebogen einer Expertenprüfung 

durch eine Fragebogenexpertin der Universität Potsdam unterzogen. Wiederum konn-

ten wertvolle Verbesserungsvorschläge zur Fertigstellung genutzt werden, die haupt-

sächlich die formalen Aspekte des Fragebogens sowie die elektronische Handhabe be-

trafen.  

 

Zur Operationalisierung der in Kapitel zwei aufgeworfenen Konstrukte wurden ver-

schiedenste Studien aus der Managementforschung herangezogen. Die zentrale, abhän-

gige Variable der Studie stellt die Managementautonomie dar, die in Frage sechs des 

Fragebogens abgefragt wurde (Anhang 6). Hier greift der Autor größtenteils auf einen 

Fragenkatalog zurück, der bereits von Lioukas et al. (1993: 651) für griechische Staats-

unternehmen entworfen wurde und verschiedenste Teilaspekte von Managementauto-

nomie berücksichtigt (Lioukas et al. 1993: 653). Mittels explorativen Fallstudien konn-

ten die drei Forscher die wichtigsten Aspekte der Steuerung in öffentlichen Unterneh-

men identifizieren: Strategische Steuerung (Investmententscheidungen, Einkaufspolitik, 

Marketing), Leistungsbezogene Steuerungsentscheidungen (Preise, Angebot an Leis-

tungen) sowie Steuerung von Ressourcen (Personal, Finanzen, Material) und deren Mo-

bilisierung (Lioukas et al. 1993: 653). Der Fragenkatalog bezieht sich daher vorwiegend 

auf diese Teilbereiche (Lioukas et al. 1993: 651). Für die Bereiche Personal und Finan-

zen wurden die Items des COBRA Fragenkataloges aus dem Jahr 2010 verwendet (Ver-

hoest 2010: 23ff.).  

 

Die eigentliche Frage zur Autonomie orientiert sich an den Überlegungen von Verhoest 

(2010) im Rahmen der COBRA Studie. Sie lautet: „Die folgende Frage bezieht sich auf 

Ihren persönlichen Eindruck: Besitzt Ihre Organisation im Hinblick auf die folgenden 

allgemeinen Managementangelegenheiten generelle Entscheidungs- und Regelungs-

kompetenzen, ohne dass die Zustimmung oder Beteiligung einer übergeordneten Stelle 

bzw. eines Gremiums der Trägerkommune erforderlich ist?“ (Anhang 6).  

 

Anders als in der COBRA Studie reicht die Antwortskala von 1 „immer Zustimmung er-

forderlich“ bis 5 „nie Zustimmung erforderlich“. Die mittleren Kategorien 2 bis 4 bleiben 
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bewusst ohne Bezeichnung. Eine solche Skala wird auch als endpunktbenannte Skala 

bezeichnet (Porst 2008: 77f.). Dadurch, dass keine verbalisierte Skala besteht, entsteht 

nicht das Problem, dass der mittlere Skalenpunkt formuliert werden muss (Porst 2008: 

79). Endpunktbenannte Skalen gelten deshalb durchgängig als intervallskaliert (Porst 

2008: 80). Als Nachteil der endpunktbenannten Skalen ist zu nennen, dass ein großer 

Interpretationsspielraum besteht, weil jede Person für sich entscheidet, wie sie die Ska-

len benennen möchte (Porst 2008: 80).  

 

Die endpunktbenannte Skala mit fünf Antwortkategorien bringt mehrere Vorteile im 

Vergleich zur COBRA Studie, die auf drei bis vier formalisierte Antwortkategorien zu-

rückgreift: Zum einen wird den Teilnehmern durch die Art der Fragestellung und die 

bewusste Nichtkennzeichnung der mittleren Kategorien ein Ermessensspielraum im 

Antwortverhalten gewährt, der sich zwar innerhalb der Gesetzesgrenzen bewegt, es 

aber dennoch ermöglicht, den persönlichen Eindruck der Probanden widerzuspiegeln. 

Zum anderen wird die Varianz im Antwortverhalten durch die fünf Antwortkategorien 

deutlich erhöht, was spätere statistische Analysen wie Faktorenanalyse und lineare Re-

gressionen stark vereinfacht.  

 

Nur wenn alle Fragen zur Autonomie vollständig beantwortet wurden, konnten diese 

für eine spätere Faktorenanalyse verwendet werden (n=168). Die folgende deskriptive 

Statistik zeigt die Mittelwerte und Standardabweichungen für die Autonomiefrage in 

der Stichprobe: 

 

 

Variable 

Mittelwert Standard-

abweichung 

Min  Max  

 

Generelles Management 

    

 Vertrieb 3,994 1,216 1 5 
 Produktion 3,863 1,266 1 5 

 Forschung und Entwicklung  4,131 1,024 1 5 

 Einkaufspolitik und Beschaffung 3,881 1,198 1 5 

 Diversifikationsentscheidungen 2,542 1,434 1 5 

 Wichtige Investmententscheidungen     1,601 1,073 1 5 

 Marketingentscheidungen 4,125 1,033 1 5 

 

Finanzmanagement 

    

Aufnahme von Krediten  1,750 1,217 1 5 

Festlegung von Gebühren und Abgaben 2,750 1,554 1 5 

Festlegung von Preisen 3,274 1,495 1 5 

Beteiligung an juristischen Personen des  
Privatrechts 

1,440 1,019 1 5 

Finanzmitteleinsatz für Personal- und  3,208 1,401 1 5 
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Sachmittel 

 

Personalmanagement 

    

Auswahl und Anzahl von Mitarbeiter/innen 3,905 1,209 1 5 

Höhe der Entlohnung des Personals 3,613 1,353 1 5 

Bedingungen für Beförderungen 4,095 1,239 1 5 

Mitarbeiterauswahl im Einzelfall 4,357 1,062 1 5 

Beurteilungskriterien für Mitarbeiter/innen 4,536 0,990 1 5 

Kündigung des Arbeitsverhältnisses im  

Einzelfall 

4,363 1,124 1 5 

Beförderung von Mitarbeiter/innen im  
Einzelfall 

4,274 1,146 1 5 
 

 

Tabelle 10  Summarische Statistik zur Managementautonomie (Eigene Darstellung); n=168 

Während die Managementautonomie im Bereich Personalmanagement von allen Unter-

nehmensleitern als relativ hoch eingeschätzt wird, zeigen sich einige Unterschiede im 

Hinblick auf Finanzmanagement und Generelles Management. Vor allem in den Berei-

chen Preissetzung, Aufnahme von Krediten, Diversifikation, Beteiligung an weiteren 

juristischen Personen und bei wichtigen Investmententscheidungen fühlen sich die Ge-

schäftsführer in ihren Entscheidungen stark eingeschränkt.  

 

Die weiteren, zentralen Konstrukte im Fragebogen wurden wie folgt gemessen: Um die 

Branchenzugehörigkeit abzufragen wurden Nominalskalen verwendet. Weil viele der 

Unternehmen in mehreren Branchen tätig sind, bekam jeder Geschäftsführer die Mög-

lichkeit, sein Unternehmen nicht nur einer Branche, sondern gleich mehreren Branchen 

zuzuordnen. Ein Grundkatalog der wichtigsten betroffenen Branchen konnte aus der 

identifizierten Grundgesamtheit abgeleitet werden. Frage 29 stellte daher eine Liste von 

17 verschiedenen Branchen bereit. Die Befragten wurden über die Möglichkeit von 

Mehrfachantworten aufgeklärt (Anhang 4-5). Solche Unternehmen, die sich keiner der 

17 ausgewählten Branchen zuordnen ließen, konnten ihre Branche unter „Sonstiges“ 

nennen.  

 

Zusammensetzung und Größe des Aufsichtsrats wurden jeweils mit einer eigenen, met-

rischen Skala gemessen. Zur Operationalisierung der wahrgenommenen Rolle des Auf-

sichtsrates als strategisch oder strategisch-politisch wurde eine abgespeckte Version 

des Board Self Assessment Questionnaire (BSAQ) genutzt (Jackson und Holland 1998). 

Zugehörige Items finden sich bei Chait et al. (1993), Emslie (2007: 14) sowie bei Ugboro 

und Obeng (2009: 253ff.). Weil lediglich die Geschäftsführer über ihre Aufsichtsräte 

befragt wurden, besteht die Gefahr einer systematischen Verzerrung durch diese Per-
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sonengruppe (Hurrle und Kieser 2005). Auf die Möglichkeit, weitere Aufsichtsräte di-

rekt zu befragen, musste wegen ihrer strikten Verschwiegenheitspflichten nach §§ 116 

und 93 AktG und dem hohen, zusätzlichen Erhebungsaufwand dennoch verzichtet wer-

den. Die erklärenden Variablen Wettbewerbsintensität, Komplexität der Leistungen und 

Informationsaustausch mit der Kernverwaltung basieren auf der Arbeit von van den 

Abeele (2006: 84ff.). Um gegenseitige Vertrauenswürdigkeit zwischen Kernverwaltung 

und Unternehmen abzubilden wurden Items von Zaheer et al. (1998: 147ff.) und Mayer 

und Davis (1999: 136) umformuliert. Die Fragen zur Zielsteuerung und zur Prozesskon-

trolle stammen von Dekker und van den Abeele (2010). Kulturelle Ähnlichkeit wurde 

mit einem Konstrukt von Lin und Germain (1998: 195) gemessen. Zur Operationalisie-

rung von Politik-Professions-Konflikten bzw. Rollenkonflikten wurden Items von Tum-

mers et al. (2012: 10) genutzt. Rollenambivalenzen wurden mit Konstrukten von Rizzo 

et al. (1970: 156) und Wright und Millesen (2008: 335f.) gemessen. Die Skalen zur Er-

fahrung in der Branche und der Kommunalpolitik orientieren sich an einem Artikel von 

Jacobsen (2006). Die Items zur Messbarkeit der Ziele finden wir bei Kirsch (1996: 18). 

Als Kontrollvariablen wurden die Größe des Unternehmens, die Fremdkapitalquote des 

Vorjahres (durch eine Sekundärrecherche des Autors) und die jeweilige Rechtsform der 

Unternehmen berücksichtigt. Einen Überblick über die zum Hypothesentest verwende-

ten Konstrukte und deren Konstruktvalidität findet sich im Anhang zur vorliegenden 

Arbeit (Anhang 6). 

 

Alle weiteren verwendeten Variablen basieren auf konventionellen Messungen. Ein 

Großteil der verwendeten Konstrukte spiegelt die subjektive Wahrnehmung der Befrag-

ten wieder. Dies ist als eine Einschränkung der Glaubwürdigkeit der Studie anzusehen. 

Um einem Common-Method-Bias bei strukturellen Variablen entgegenzuwirken, wur-

den die bereitgestellten Informationen zu Rechtsformen und Branchen der Organisatio-

nen einer Überprüfung durch den Autor unterzogen. Die Sekundärrecherche auf Basis 

der vergebenen Codes ergab eine Übereinstimmung von 100% mit den Antworten der 

Geschäftsführer.      
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3.6  Statistische Verfahren  

Die Auswertung der Studie erfolgte durch den Autor mit Hilfe des Statistikprogramms 

STATA Version 12.1 von StataCorp. Zur Überprüfung der Hypothesen wurden vorwie-

gend zwei statistische Methoden angewandt. Zum einen wurde die explorative Fakto-

renanalyse verwendet, um die Anzahl der Dimensionen von Managementautonomie zu 

bestimmen. Die Faktorenanalyse ist ein Verfahren, mit dem sich korrelative Beziehun-

gen zwischen verschiedenen Variablen in voneinander unabhängige Gruppen klassifi-

zieren lassen (Bortz 2005: 512). Die dadurch entstehenden Faktorladungen können 

Auskunft darüber geben, wie gut sich eine Variable einer Variablengruppe zuordnen 

lässt (Bortz 2005: 512). Die zugrundeliegende Vermutung der Faktorenanalyse lautet, 

dass eine Drittvariable die Informationen, die durch verschiedene Variablen im Frage-

bogen abgebildet werden, beeinflusst (Bortz 2005: 512). Diese theoretische Drittvariab-

le bezeichnen wir als Faktor (Bortz 2005: 512). Eine explorative Faktorenanalyse führt 

damit zu einer Reduktion der Zusammenhänge und ermöglicht es, viele, miteinander 

korrelierende Variablen durch wenige unabhängige Faktoren zu ersetzen (Bortz 2005: 

513).  

 

Sind die zu Grunde liegenden Faktoren noch weitgehend unbekannt, können wir mit 

der Hauptkomponentenanalyse (Principal-Component-Analyse) feststellen, mit wie vie-

len Faktoren sich die Merkmalskorrelationen darstellen lassen (Bortz 2005: 523). Zu-

sammenhänge zwischen den Variablen und den zu Grunde liegenden Faktoren werden 

dazu in Matrixschreibweise dargestellt (Bortz 2005: 516ff.). Aus den unendlich vielen 

Lösungen einer solchen Gleichung werden durch orthogonale Rotation entlang der Ach-

sen eines Koordinatensystems solche Faktoren abgeleitet, die wechselseitig voneinan-

der unabhängig sind (eine Korrelation von Null besitzen) und sukzessiv maximale Vari-

anz erklären (Bortz 2005: 518).  

 

Durch Anwendung einer Hauptkomponentenanalyse können wir Faktorwerte, Faktor-

ladungen und Eigenwerte der Faktoren identifizieren. „Der Faktorenwert kennzeichnet 

die Position auf dem Faktor“ (Bortz 2005: 519) während die Faktorladung der „Korrela-

tion zwischen einer Variablen und einem Faktor entspricht“ (Bortz 2005: 519). Letzt-

endlich sind noch die Eigenwerte der Faktoren von Bedeutung. „Der Eigenwert eines 

Faktors gibt an, wie viel von der Gesamtvarianz durch diesen Faktor erfasst wird. Der 
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Eigenwert des Faktors, der am meisten Varianz erklärt, ist umso größer, je höher die 

Variablen miteinander korrelieren. Liegt der Eigenwert eines Faktors kleiner als 1 (d.h. 

kleiner als die Varianz einer einzelnen Variablen), so wird dieser Faktor allgemein für 

unbedeutend gehalten“ (Bortz 2005: 520). Die Interpretation der sich ergebenden Fak-

toren als latent zu Grunde liegende Konstrukte lässt sich lediglich theoretisch begrün-

den (Bortz 2005: 517f.).   

 

Weil in der abhängigen Variable Managementautonomie durch die Faktorenanalyse 

eine große Anzahl von Fällen verloren ging, wurde mit dem „egen“ Befehl von STATA 

zusätzlich ein Index zur Managementautonomie gebildet, der als zusätzliche, abhängige 

Variable „Gesamtautonomie“ fungierte und dadurch einen Test über eine größere An-

zahl von Beobachtungen ermöglichte (Lioukas et al. 1993: 656). Dies entspricht aller-

dings nicht der Tradition der COBRA Forscher, die von einem strikt multidimensionalen 

Konstrukt der Autonomie ausgehen (Verhoest et al. 2004: 110ff.).   

 

In einem zweiten Schritt wurden Regressionsanalysen durchgeführt, um Zusammen-

hänge zwischen den erklärenden Variablen und den identifizierten Faktoren aufzude-

cken (Bortz 2005: 448). Als Schätzmethode wurde die Kleinste Quadrate-Methode (Or-

dinary Least Squares) angewandt. Bei dieser Methode wird versucht, die Summe der 

quadratischen Abweichungen von der zu Grunde liegenden Funktion zu minimieren 

(Bortz 2005: 98f.). Die Methode ist insbesondere für lineare Regressionsmodelle geeig-

net. Wenn mehrere Prädiktorvariablen genutzt werden, um eine Kriteriumsvariable 

vorherzusagen, spricht man von einer multiplen Regressionsanalyse (Bortz 2005: 

448ff.). Das Skalenniveau der Kriteriumsvariable ist in der Regel eine Intervallskala, 

Prädiktorvariablen können dichotom oder intervallskaliert sein (Bortz 2005: 448).  
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4 Datenanalyse und Ergebnisse 

 

Im folgenden Kapitel sollen die in Kapitel zwei aufgestellten Hypothesen einer empiri-

schen Überprüfung unterzogen werden. Darüber hinaus sollen einige interessante Zu-

sammenhänge zwischen den Variablen verdeutlicht werden, die nicht durch die bereits 

aufgestellten Hypothesen abgedeckt wurden. Das Kapitel beginnt mit dem Test der 

wichtigsten Hypothesen an einem Mittelwertindex der Managementautonomie. Zuerst 

wird eine Korrelationstabelle zwischen Index und allen Theorievariablen errechnet. 

Danach werden transaktionsbasierte Erklärungsfaktoren und Social-Exchange-Faktoren 

(jeweils ohne Aufsichtsratsvariablen) in vier Modellen gegenübergestellt. Es wurde für 

Branche, Rechtsform, Größe, Privatkapital, Subventionen der Kommune und Bundes-

landcluster kontrolliert. In einem Gesamtmodell werden dann noch einmal die relevan-

testen Variablen gemeinsam getestet.  

 

Es folgt die Identifikation der wesentlichen Dimensionen von Managementautonomie 

im Sample mittels explorativer Faktorenanalyse. Danach wird die Branche als spezifi-

scher Einflussfaktor berücksichtigt und interpretiert. Es soll außerdem analysiert wer-

den, welche Akteure in der Kommune die Dimensionen der Managementautonomie 

maßgeblich beeinflussen, wie häufig diese in Kontakt zu den Unternehmen stehen und 

inwiefern dieser häufigere Kontakt die Autonomie der Unternehmen zusätzlich ein-

schränkt. Daran anschließend wird festgestellt, welche Managementinstrumente in den 

Kommunen genutzt werden, um die Autonomie der Geschäftsführer effektiv einzu-

schränken. Ebenso sollen ermittelte Aufsichtsratsvariablen im Hinblick auf die Autono-

miedimensionen untersucht werden.  

 

Um diese Sachverhalte zu überprüfen, werden bivariate Zusammenhänge mittels Korre-

lationsanalyse nach Pearson identifiziert. Mittelwertunterschiede werden mit zweisei-

tigen t-Tests für unabhängige Stichproben auf Signifikanz überprüft. Unterscheiden sich 

die Parameter der zu Grunde liegenden Stichproben signifikant voneinander, so kann 

die Nullhypothese verworfen werden (Bortz 2005: 140f.). 

 

Im zweiten Teil der Analyse werden dann die theoriegeleiteten Hypothesen der Studie 

nochmals überprüft. Hierfür werden die Dimensionen von Managementautonomie ge-
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sondert betrachtet. Alle erklärenden Variablen einer Theorie werden anfangs in einer 

Korrelationstabelle bezüglich ihres Erklärungswertes überprüft und auf Ausreißer kon-

trolliert. Die weitere Untersuchung erfolgt dann in einem zweistufigen Verfahren. Der 

Erklärungsbeitrag einer Theorie wird in einem Theoriemodell getestet, dann wird für 

wichtige Kontrollvariablen (Branche, Private Rechtsform, Größe, Beteiligtes Privatkapi-

tal und Vorjahresgewinn) kontrolliert. Weitere, schrittweise Analysen können uns Auf-

schluss darüber geben, welche der einzelnen Variablen den höchsten Erklärungsbeitrag 

für die Varianz der abhängigen Variablen liefern und inwiefern die jeweilige Theorie zu 

einer Verbesserung der Erklärung der Gesamtvarianz beitragen kann.  

 

Für jede gesonderte Theorie erhalten wir bei vier Autonomiedimensionen je acht bis 

zehn multiple Regressionsmodelle (ein reines Theoriemodell und ein Modell mit Kon-

trollvariablen) und eine Korrelationstabelle mit den erklärenden Variablen. Es ist zu 

beachten, dass sich die Fallzahlen der verschiedenen Modelle unterscheiden können. 

Für die jeweiligen Regressionsmodelle werden die statistischen Voraussetzungen und 

Gütekriterien diskutiert und überprüft. Auf eine umfassende Interpretation der wich-

tigsten Ergebnisse wird vorerst verzichtet, diese erfolgt im fünften Kapitel der vorlie-

genden Arbeit.  

 

4.1 Managementautonomie als Index: Gesamtmodell 

Um alle ausgefüllten Fragebögen adäquat verwerten zu können, wurde im Vorhinein ein 

Gesamtindex für Managementautonomie generiert18, der nicht zwischen verschiedenen 

Dimensionen unterscheidet. Der Gesamtindex konnte für 241 Fälle generiert werden.   

 

Zunächst soll getestet werden, wie sich die bivariaten Korrelationen zum Index verhal-

ten. In der Korrelationstabelle erkennen wir vorerst, dass die Variablen Anzahl der 

Wettbewerber, Politische Konflikte im Gemeinderat, Messbarkeit der Leistung, Prozess-

kontrolle, Zielsteuerung, Rollenkonflikte und Rollenambivalenzen der Manager hoch 

signifikante Zusammenhänge zur Managementautonomie aufweisen.  

 

                                                             
18 Hierfür wurden mit dem „egen“ und dem „rowmean“ Befehl von STATA zuerst Mittelwerte für die zusam-
menzufassenden Dimensionen gebildet. Diese wurden dann wiederum mit dem „gen“ Befehl zu einem additi-
ven Mittelwertindex für alle Dimensionen zusammengefasst. Somit können wir eine unterschiedliche Gewich-
tung für Dimensionen, die durch weniger Items abgebildet wurden, verhindern.  
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VARIABLEN 
Index 

Autonomie 

 

VARIABLEN  
Index  

Autonomie 

Wettbewerber 0.30*** ° Gegens. Vertrauen 0.04 

(n=220) (0.00) (n=232) (0.59) 

Pol. Relevanz -0.05 Informationsaustausch -0.13* ° 

(n=229) (0.47) (n=229) (0.05) 

Komplexität 0.02 Kulturelle Ähnlichkeit 0.02 

(n=223) (0.78) (n=230) (0.73) 

Messbarkeit der Ziele 0.17** ° Pol.-Prof.- -0.35*** ° 

(n=229) (0.01) Konflikt (n=226) (0.00) 

Pol. Konflikt 0.14** ° Rollen- -0.16** ° 

(n=223) (0.04) ambivalenz (n=226) (0.01) 

Prozesskontrolle -0.35*** ° Reputation 0.10 

(n=227) (0.00) (n=230) (0.13) 

Zielsteuerung -0.31*** ° Erfahrung als CEO 0.00 

(n=227) (0.00) (n=236) (0.99) 

Expertise im Aufsichtsrat 0.07 Viele pol. Kontakte -0.09 

(n=192) (0.31) (n=240) (0.18) 

Politiker  -0.13* Politisch-  0.13* 

im Aufsichtsrat (in %) (0.08) Strategisches Board (0.09) 

(n=171)  (n=168)  

  Strategischer   0.02 

  Aufsichtsrat  (0.84) 

  (n=168)   

Tabelle 11  Paarweise Pearson Korrelationen zwischen den Theorievariablen und dem Autono-
mieindex; n=168-239; *** p<0.01 ** p<0.05 *p<0.1; ° 5% Signifikanzniveau bei robuster Regression 
nach Li (1985) 

Für die Variable Informationsaustausch besteht ein signifikanter Zusammenhang knapp 

über dem 5% Niveau. Die Hypothesen H1.1a, H1.2b, H1.2c, H1.3a, H1.3b, H2.1b, H2.2b 

und H2.2c lassen sich somit vorerst bestätigen. In den betreffenden Variablen treten die 

Zusammenhänge in den vorher postulierten Richtungen auf. Um die Verzerrung durch 

Ausreißer zu überprüfen, wurden die Zusammenhänge mit robuster Regression nach 

Li19 (1985: 281ff.) nachgerechnet. 

 

 

 

 

 

                                                             
19 Besonders bei sehr kleinen Stichproben können Ausreißer signifikante Verzerrungen der Ergebnisse provo-
zieren. Mit einer robusten Regression werden Ausreißer schwächer gewichtet und es kann eine konsistentere 
Schätzung erzielt werden (Li 1985). 
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Eine erste, multivariate Analyse soll nun mittels Gesamtindex untersuchen, welche der 

erklärenden Variablen aus der Theorie bei Berücksichtigung von Kontrollvariablen ei-

nen Erklärungsbeitrag leisten. Untersucht wurden ein Transaktionskostenmodell und 

ein Social-Exchange-Modell unter Kontrolle der Rechtsform, der Branche und unter Be-

rücksichtigung der Standardfehler für die Bundesländer. Als weitere Kontrollvariablen 

wurden Größe, Beteiligung von Privatkapital und Subventionierung durch die Kommu-

ne berücksichtigt. Der Shapiro-Wilk Test auf Normalverteilung der Residuen zeigt in 

beiden Modellen keine signifikanten Abweichungen von der Normalverteilung an. Die 

Varianz-Inflationsfaktoren (VIF) der Variablen bewegen sich in den zulässigen Grenzen.  

 

 Index Index   Index  Index 

VARIABLEN Autonomie Autonomie VARIABLEN Autonomie Autonomie 

      

Wettbewerber 0.430**  Gegenseitiges  -0.194  

 (0.190)  Vertrauen  (0.226)  

Politische Relevanz 0.0307  Informationsaustausch -0.287 -0.459*** 

 (0.13)   (0.243) (0.183) 

Komplexität 0.110  Kulturelle Ähnlichkeit -0.08  

 (0.118)   (0.202)  

Messbarkeit der 

Ziele 

0.267 

(0.186) 

0.435** 

(0.179) 

Politik-Professions- 

Konflikt 

-1.183*** 

(0.329) 

 

   Rollenambivalenz -0.645*  

Politischer Konflikt 0.235   (0.334)  

 (0.227)     

Prozesskontrolle -1.124***  Reputation -0.107  

 (0.187)   (0.293)  

(Sehr hohe Korrela-

tion mit  

  Erfahrung als Public 

CEO 

-0.00276 

(0.155) 

 

Zielsteuerung)      

   Viele politische Kon-

takte 

-0.241 

(0.181) 

 

      

Wasserversorgung 1.929* 2.316** Wasserversorgung 1.772** 2.036** 

 (0.953) (1.067)  (0.810) (0.896) 

Abwasser -1.761** -1.769** Abwasser -1.361 -1.920** 

 (0.609) (0.839)  (1.110) (0.873) 

Wohnungsbau 0.109 -0.346 Wohnungsbau -0.241 -0.456 

 (0.822) (0.924)  (0.745) (0.781) 

Stadtentwicklung -0.679 -0.965 Stadtentwicklung -0.883 -0.870 

 (0.632) (0.614)  (0.606) (0.525) 

ÖPNV -1.564* -2.181** ÖPNV -1.634* -1.972** 

 (0.776) (0.886)  (0.880) (0.894) 

Energie -0.392 -0.0474 Energie 0.0194 0.189 

 (0.869) (1.124)  (1.104) (0.947) 

Wirtsch. Entwick-

lung 

0.026 

(0.645) 

-0.461 

(0.529) 

Wirtsch. Entwicklung -0.397 

(0.563) 

-0.510 

(0.617) 

Krankenversorgung -0.771 -1.179 Krankenversorgung -0.843 -1.184 

 (0.764) (0.843)  (0.693) (0.887) 

Theater -0.037 0.111 Theater -0.224 0.0970 

 (0.683) (0.556)  (0.486) (0.470) 

Kultur -0.347 0.478 Kultur 0.518 -0.0359 

 (0.384) (0.531)  (0.410) (0.439) 

Abfallentsorgung -0.470 -1.157 Abfallentsorgung -0.792 -0.929 

 (1.222) (1.031)  (1.065) (1.030) 

Soziale Pflege 1.327 1.031 Soziale Pflege 1.274 0.843 

 (0.980) (0.988)  (0.864) (0.826) 

Transportwirtschaft 0.173 -0.201 Transportwirtschaft -0.378 -0.246 
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 (0.787) (0.506)  (0.566) (0.591) 

IT-Branche 1.417* 2.712*** IT-Branche 1.769** 2.437*** 

 (0.690) (0.619)  (0.719) (0.646) 

Private Rechtsform 1.679*** 2.463*** Private Rechtsform 2.593*** 2.526*** 

 (0.489) (0.488)  (0.621) (0.416) 

Großes Unterneh-

men 

0.643 

(0.709) 

0.822 

(0.708) 

Großes Unternehmen 0.554 

(0.715) 

0.582 

(0.751) 

Privater Anteilseig-

ner 

-0.755 

(0.621) 

-0.226 

(0.595) 

Privater Anteilseigner -0.706 

(0.733) 

-0.341 

(0.682) 

Komm. Subventio-

nen  

-0.144 

(0.126) 

-0.200** 

(0.0832) 

Komm. Subventionen  -0.124 

(0.0917) 

-0.247** 

(0.0864) 

Konstante 10.79*** 11.08*** Konstante 11.81*** 11.24*** 

 (0.568) (0.547)  (1.046) (0.621) 

Beobachtungen 171 198 Beobachtungen 179 191 

R-Quadrat 0.399 0.293 R-Quadrat 0.396 0.299 

Tabelle 12  Gesamtmodelle zur Managementautonomie: OLS-Regression zu Transaktionskosten 
und Social-Exchange (Eigene Darstellung); Es wurde für Standardfehler der Bundesländer korrigiert; 
Robuste Standardfehler in Klammern; n=171 bzw. 179; *** p<0.01 ** p<0.05 *p<0.1  

Um Heteroskedastizität zu vermeiden, wurde mit robusten Standardfehlern für Bundes- 

landcluster gerechnet.  

 

Alle Modelle erzielen hohe R-Quadrat-Werte. Es können jeweils zwischen 30% und 39% 

der Gesamtvarianz der abhängigen Variable Managementautonomie erklärt werden.  

 

Da für die private Rechtsform wie für den wahrgenommenen Wettbewerb ein signifi-

kanter Zusammenhang mit Managementautonomie nachgewiesen wurde, wird Corpo-

ratisation Prozessen ein faktischer Autonomisierungseffekt zugeschrieben. In den wei-

teren Kontrollvariablen spielen vor allem Quersubventionierung und Brancheneffekte 

eine Rolle. Die Variable für private Anteilseigner und die Größenvariable bleiben insig-

nifikant. Der nicht signifikante Effekt überrascht, denn vorherige Studien hatten Zu-

sammenhänge mit Größenvariablen aufdecken können (Lioukas et al. 1993; MacCa-

rthaigh 2009). Auch für private Anteilseigner hätte man auf Basis der Literaturrecher-

che eine stärkere Autonomisierung erwarten können (Sexty 1980).  

 

Besondere Signifikanz im Transaktionskostenmodell erzielen die Variablen Anzahl der 

Wettbewerber (H1.1a), Zielsteuerung (H1.3a) und Prozesskontrolle (H1.3b). Da Pro-

zesskontrolle und Zielsteuerung hoch miteinander korrelieren, wurde Zielsteuerung 

entfernt, um Multikollinearität im Modell zu vermeiden und die Ergebnisse nicht weiter 

zu verfälschen. Anders als in einigen Studien zur Agencification (Roness et al. 2008) 

kann im Modell ein negativer Zusammenhang zwischen Steuerungsmechanismen und 

Autonomie nachgewiesen werden.  



             Teil II Empirie   129 

 
 

 

Messbarkeit der Ziele (H1.2b) erlangt ebenfalls positive Signifikanz im Modell, so lange 

auf weitere Transaktionskostenvariablen verzichtet wird. Die Variablen für politische 

Konflikte und politische Relevanz des Unternehmens bleiben insignifikant.  

Brancheneffekte bestehen vor allem für Unternehmen in den Bereichen Abwasser, Was-

serversorgung, öffentlicher Personennahverkehr und Informationstechnologie. Dabei 

lässt sich annehmen, dass Unternehmen im Personennahverkehr und in der Abwasser-

entsorgung aufgrund der hohen Bürgernähe und der politischen Sichtbarkeit weniger 

Freiräume eingeräumt werden (Pollitt et al. 2004). Der Bereich Wasserversorgung ist 

durchaus lukrativ und die betreffenden Unternehmen stehen zunehmend in einem in-

ternationalen Wettbewerb zu Privaten. Dies könnte zusätzliche Flexibilisierungsten-

denzen verursachen (Lioukas et al. 1993; Lin und Germain 2003). Für den Bereich IT 

entsteht womöglich ein Steuerungsvakuum, denn die Leistung ist komplex und die Nähe 

zum Bürger ist geringer einzuschätzen als bei Versorungsleistungen (Verschuere 2007).  

 

Auf den ersten Blick scheinen die Social-Exchange-Variablen nicht besonders hilfreich 

zu sein, um Varianzunterschiede zu erklären. Von den acht angenommenen Einflussfak-

toren konnten lediglich zwei Signifikanz erlangen. Die Auswirkungen sind allerdings 

durchaus beachtlich. Im Gesamtmodell kann bis zu 39.6% der Varianz erklärt werden. 

Politik-Professions-Konflikte (H2.2b) ebenso wie kontinuierlicher Informationsaus-

tausch (H2.1b) spielen somit eine entscheidende Rolle in kommunalen Unternehmen 

und stehen in negativer Relation zur Managementautonomie.   

 

Die Effekte der Kontrollvariablen bleiben auch im Social-Exchange-Modell größtenteils 

erhalten. Vertrauen, Ähnlichkeit der Kultur und Geschäftsführererfahrung erlangen für 

sich genommen keine Signifikanz im Gesamtmodell. Für Informationsaustausch konnte 

dagegen ein signifikant negativer Einzeleffekt nachgewiesen werden, wenn auf andere 

Social-Exchange-Variablen verzichtet wurde. Dies bestätigt die Annahme, dass ein kon-

tinuierlicher Informationsaustausch in langfristigen Beziehungen eher als kontrollie-

rend wahrgenommen wird (van den Abeele 2006).  
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Bei zusätzlicher Berücksichtigung der Aufsichtsratsvariablen reduziert sich die Fallzahl 

der jeweiligen Modelle. Dadurch können andere Ergebnisse auftreten als in den vorhe-

rigen Modellen. Ein signifikanter Effekt im Gesamtmodell mit Kontrollvariablen für 

Branche und Rechtsform konnte für keine der Aufsichtsratsvariablen nachgewiesen 

werden. Die zugehörigen OLS-Regressionsmodelle können beim Autor eingeholt wer-

den und wurden aus Platzgründen entfernt.  

 

Im nächsten Schritt sollen relevante Variablen in einem Gesamtmodell als „Best Modell“ 

getestet werden. Mit diesem Modell in 185 Fällen lassen sich immerhin 47.9% der Ge-

samtvarianz im Autonomieindex erklären. Wiederum wurde mit Bundeslandclustern 

gerechtet. Alle Varianz-Inflations-Faktoren (VIF) liegen in den zulässigen Grenzen. Auf 

Basis des Shapiro-Wilk Test können wir von einer Normalverteilung der Residuen aus-

gehen. Zahl der Wettbewerber, Prozesskontrolle und Politik-Professions-Konflikte be-

halten ihren signifikanten Einfluss.  

 

 

VARIABLEN 
Index Autonomie 

  

Wettbewerber 0.451** 

 (0.197) 

Politik-Professions-Konflikte -0.997*** 

 (0.254) 

Prozesskontrollen -1.068*** 

 (0.193) 

Wasserversorgung 1.658* 

 (0.786) 

Abwasser -1.478* 
 (0.751) 

Wohnungsbau 0.0386 

 (0.746) 

Stadtentwicklung -0.720 

 (0.617) 

ÖPNV -1.456* 

 (0.763) 

Energie -0.102 

 (1.012) 

Ökonomische Entwicklung -0.588 

 (0.532) 

Medizinische Versorgung -0.673 
 (0.682) 

Theater -0.0435 

 (0.581) 

Kultur 0.0361 

 (0.489) 

Abfall -0.877 

 (1.187) 

Soziale Pflege 0.615 

 (0.877) 

Transportwirtschaft -0.215 
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 (0.428) 

IT-Branche 1.242 

 (0.730) 

Private Rechtsform 2.092*** 

 (0.398) 

Sehr großes Unternehmen 0.668 

 (0.643) 

Private Anteilseigner -0.624 

 (0.795) 

Kommunale Subventionen -0.146 

 (0.0851) 
Konstante 11.32*** 

 (0.401) 

  

Beobachtungen 185 

R-Quadrat 0.479 

Tabelle 13  Finales Modell Managementautonomie: OLS-Regression (Eigene Darstellung); Es 
wurde für Bundeslandcluster korrigiert; Robuste Standardfehler in Klammern; n=201; *** p<0.01 ** 
p<0.05 *p<0.1  

In den Kontrollvariablen ist es vor allem die private Rechtsform, die wir als signifikant 

ausmachen. Das Ergebnis zeigt, dass sich Corporatisation Prozesse direkt auf die Ge-

samtautonomie der Unternehmen auswirken. Weitere signifikante Zusammenhänge 

bestehen vor allem mit den Variablen Anzahl der Wettbewerber, Prozesskonstrolle und 

Rollenkonflikte.  

 

Die Analyse deutet darauf hin, dass Politik-Professions-Konflikte, wenn sie in der Ver-

gangenheit nicht vollständig aufgelöst werden konnten, als eine signifikante Einschrän-

kung der unternehmerischen Unabhängigkeit interpretiert werden. Der Zusammenhang 

betont das Problem der multiplen Ziele in öffentlichen Unternehmen (Ring und Perry 

1985; Hirshhorn 1989; Whincop 2005). Können die Konflikte nicht zufriedenstellend 

aufgelöst werden, so kann es zur strategischen Blockierung der Unternehmensführung 

kommen und der Corporatisation Effekt wird abgeschwächt. Eine Flexibilisierung wirkt 

in diesem Fall schwächer als angenommen. Im Extremfall kommt es zu Ineffizienzen in 

der Unternehmensführung (Zif 1981; Hirshhorn 1989). 

 

4.2 Dimensionen von Managementautonomie 

Im folgenden Abschnitt sollen, der Tradition der COBRA Forscher folgend, die verschie-

denen Dimensionen der Managementautonomie identifiziert werden. Als Erstes wurde 

eine Hauptkomponentenanalyse für die Variablen der Managementautonomie durchge-

führt. Um die Diskriminanzvalidität zu steigern, wurde die varianzmaximierende Rota-
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tionsmethode (VARIMAX) angewendet. Diese lässt keine Korrelationen zwischen den 

Faktoren zu. Die varianzmaximierende Rotationsmethode ergab vier voneinander un-

abhängige Faktoren, die wir im Folgenden als Personalautonomie, Generelle Manage-

mentautonomie, Preisautonomie und Strategische Entscheidungsautonomie bezeichnen 

wollen. Vier der fünf von Lioukas et al. (1993) identifizierten Faktoren liegen somit rela-

tiv deckungsgleich vor. Nach der Rotation zeigen die Faktorladungen ein klares Muster: 

Zusammen können die Faktoren 61.1% der zu Grunde liegenden Varianz in der Ma-

nagementautonomie abbilden. Leider mussten 75 Fälle aus der Analyse entfernt wer-

den, denn es wurden nicht alle Items zur Autonomie vollständig ausgefüllt.  

 

Es lässt sich erkennen, dass die Items unterschiedliche latente Konstrukte messen. Alle 

Fragen zum Personal laden auf ein gemeinsames Konstrukt, wir müssen daher nicht 

zwischen strategischen und operativen Personalfragen unterscheiden.  

 

Fragen zu Preisen und Gebühren laden ebenfalls auf ein gemeinsames, latentes Kon-

strukt Preisautonomie.  

 

Die Items „Wichtige Investmententscheidungen“, „Aufnahme von Krediten“ und „Betei-

ligung an juristischen Personen des Privatrechts“ bilden ein gemeinsames, latentes 

Konstrukt ab, das strategische Unternehmensentscheidungen in den Bereichen Investi-

tion und Finanzierung zusammenfasst.  

 

Die restlichen Items „Absatz“, „Produktion“, „Forschung und Entwicklung“, „Einkauf“, 

„Diversifikation“, „Marketing“ und „Finanzmitteleinsatz für Personal- und Sachmittel“ 

laden jeweils mehr oder weniger gut auf ein gemeinsames Konstrukt und wurden vom 

Autor unter dem Oberbegriff Generelle Managementautonomie zusammengefasst.  

 

Jeder Faktor besitzt einen zufriedenstellenden Eigenwert größer als 1 und leistet damit 

einen guten Beitrag zur Erklärung der Gesamtvarianz im Modell (Bortz 2005: 520). Die 

Kaiser-Meyer-Olkin Maße der Sampling Adequacy (MSA), die Aufschluss darüber geben, 

ob die Indikatoren in eine Faktoranalyse einfließen sollten, liegen zwischen 0.67 und 

0.91. Somit sind die Indikatoren gut für eine Faktorenanalyse geeignet. Die quadrierten, 

multiplen Korrelationen zwischen jeder Variable und dem Rest zeigen einen akzeptab-
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len Grad an Kommunalität (>0.45) mit Ausnahme der Variablen „Diversifikationsent-

scheidungen“ (smc= 0.2475), „Verkauf“ (smc = 0.3445), „Wichtige Investmententschei-

dungen“ (smc= 0.375) und „Beteiligung an juristischen Personen des Privatrechts“ 

(smc= 0.1532)20. Am besten funktioniert die explorative Faktorenanalyse für die Vari-

ablen „Beförderung von Mitarbeiter/innen im Einzelfall“ (smc= 0.892) und „Kündigung 

des Arbeitsverhältnisses im Einzelfall“ (smc= 0.7556).  Einige Variablen besitzen soge-

nannte „Crossloadings“ auf mehrere Faktoren. Beispielsweise die Variablen „Einkauf“ 

oder „Marketing“, die ebenfalls hoch auf die Faktoren Personal und Preise laden. Die 

Abbildung zeigt die Ergebnisse der explorativen Hauptkomponentenanalyse:  

 

VARIABLEN 

Faktor 1 

Personal 

 

Factor 2 

Generell 

Man. 

Factor 3 

Preise 

Factor 4 

Strategie 

 

 

Generelles Management 

    

  Absatz 0,2013 0,5198 0,3604 -0,0507 

  Produktion 0,1107 0,7454 0,2664 0,0998 

  Forschung und Entwicklung (FuE) 0,3129 0,6245 0,1263 0,0751 

  Einkauf 0,4530 0,4834 0,3014 -0,0775 

  Diversifikation -0,0452 0,6672 -0,0878 0,2307 

  Wichtige Investmententscheidungen 0,0125 0,1895 0,1986 0,7200 

  Marketing 0,3957 0,5390 0,3150 -0,0762 

Finanzmanagement     

Aufnahme von Krediten  0,1974 0,0593 0,0777 0,8040 

Festlegung von Gebühren und Abgaben 0,1446 0,1142 0,8363 0,1535 

Festlegung von Preisen 0,2201 0,1341 0,8481 0,0982 

Beteiligung an juristischen Personen des Privat-

rechts 

-0,0744 -0,0245 0,1362 0,6213 

Finanzmitteleinsatz für Personal- und Sachmittel 0,2872 0,5406 0,0797 0,2089 

Personal     
Auswahl und Anzahl von Mitarbeiter/innen 0,6014 0,3289 -0,0340 0,2076 

Höhe der Entlohnung des Personals 0,6071 0,3028 -0,0598 0,2925 

Bedingungen für Beförderungen 0,8646 0,0413 0,1508 0,1269 

Mitarbeiterauswahl im Einzelfall 0,7561 0,2325 0,1317 -0,0474 

Beurteilungskriterien für  

Mitarbeiter/innen 
0,7843 0,0333 0,1629 -0,0686 

Kündigung des Arbeitsverhältnisses im Einzel-

fall 
0,8547 0,1049 0,1529 0,0340 

Beförderung von Mitarbeiter/innen im Einzelfall 

 
0,8985 0,1104 0,1219 0,0616 

Eigenwerte 4,914 2,822 2,013 1,867 

 

Tabelle 14  Explorative Faktorenanalyse (PCF-Methode) für Managementautonomie (Eigene 
Darstellung); n=168 

Bei genauerem Blick werden einige Unterschiede zu den Ergebnissen von Lioukas et al. 

(1993) deutlich. Relativ deckungsgleich wurde ein spezieller Faktor für Preise und Ge-

                                                             
20 „Die Kommunalität einer Variablen gibt an, in welchem Ausmaß die Varianz dieser Variablen durch die Fak-
toren erfasst wird“ (Bortz 2005: 520).  
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bühren identifiziert, der im bisherigen COBRA Konstrukt keine Rolle spielt. Ebenfalls 

relativ deckungsgleich erhalten wir einen Faktor zu strategischen Finanzentscheidun-

gen. Wie bei Lioukas et al. (1993) sind wichtige Investmententscheidungen und Diversi-

fikationsentscheidungen enthalten. Zusätzlich ist auch die Aufnahme von Krediten in 

dieser Dimension zu verorten.  

 

Anders als bei den Agenturen laden Personalentscheidungen auf ein gemeinsames Kon-

strukt, unabhängig davon ob es sich um strategische oder operative Entscheidungen 

handelt. Wiederum erhalten wir einen relativ deckungsgleichen Faktor wie Lioukas et 

al. (1993). Letztlich laden alle weiteren Managemententscheidungen im Faktor Generel-

les. Dieser Faktor vereint die bei Lioukas et al. (1993) noch separaten Dimensionen Fi-

nanzressourcen und Einkauf. Da speziellere Unternehmensentscheidungen wie Marke-

ting oder Forschung und Entwicklung (FuE) ebenfalls Berücksichtigung finden, ist kein 

gleichwertiger Faktor in der Agenturforschung identifizierbar. Der Autor vermutet, dass 

es sich um vier speziell auf öffentliche Unternehmen zugeschnittene Dimensionen von 

Managementautonomie handelt, die in verschiedenen Kulturkreisen und Rechtssyste-

men unterschiedlich ausgeprägt sein werden.    

 
4.3 Brancheneffekte 

Im folgenden Abschnitt sollen die Brancheneffekte einer genaueren Analyse unterzogen 

werden.  

 

Bei der Branchenzugehörigkeit handelt es sich statistisch gesehen um mehrere, nomi-

nalskalierte Variablen. Wir analysieren eine punktbiseriale Korrelation zwischen den 

Variablen (Clauß und Ebner 1971: 267f.; Bortz 2005: 224ff.). Im vorliegenden Fall sind 

die dichotomen Variablen mit 0 (nicht der Branche zugehörig) und 1 (der Branche zu-

gehörig) codiert worden. Weil es sich um paarweise Korrelationen mit nominalen Vari-

ablen handelt, sind die jeweiligen Werte immer im Hinblick auf eine Referenzkategorie 

(„nicht der entsprechenden Branche zugehörig“) zu interpretieren. Annäherungsweise 

kann der Pearson Korrelationskoeffizient als bivariates Zusammenhangsmaß verwen-

det werden (Bortz 2005: 206ff.).  
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Einige Unternehmen sind laut Aussage der Befragten in mehreren Branchen tätig. Weil 

wir diese Branchen nicht eindeutig zuordnen können, werden Mehrfachcodierungen 

zugelassen (van Thiel und Yesilkagit 2014: 17). Für die bivariaten Zusammenhänge, die 

mittels Korrelationsanalyse ermittelt werden sollen, stellt dieses Vorgehen kein größe-

res Problem dar. Unternehmen in der Abfallentsorgung sind oftmals auch in der Abwas-

serentsorgung tätig. Wasser- und Energieversorgung werden häufig unter einem Dach 

bereitgestellt. Stadtwerke decken eine Vielzahl verschiedener Branchen zugleich ab.  

 

Wir erhalten folgende Zusammenhänge mit den vier Faktoren: 

VARIABLEN 
Faktor 1  

Personal 

Faktor 2 

Generelles 

Faktor 3 

Preise 

Faktor 4  

Strategie 

 

Wasserversorgung 0.19** ° 0.10 -0.09 0.18** ° 

 (0.02) (0.20) (0.23) (0.02) 

Abwasserentsorgung -0.18** ° 0.10 -0.33** ° -0.00 

 (0.02) (0.21) (0.00) (0.96) 

Energie- und Gasversorgung 0.07 0.01 0.02 0.20** ° 

 (0.40) (0.86) (0.78) (0.01) 

Wohnungsbau -0.09 -0.15* 0.02 0.16** ° 

 (0.25) (0.06) (0.75) (0.04) 

Stadtentwicklung -0.22** -0.11 0.06 0.04 

 (0.00) (0.15) (0.46) (0.63) 

ÖPNV 0.20** ° -0.29** ° -0.16** ° 0.01 

 (0.01) (0.00) (0.04) (0.86) 

Wirtsch. Entwicklung -0.13 -0.02 0.16** -0.24*** ° 

 (0.11) (0.84) (0.04) (0.00) 

Medizinische Versorgung -0.02 -0.14* 0.20** ° -0.03 

 (0.82) (0.08) (0.01) (0.69) 

Theater 0.049 0.18** ° -0.26*** ° -0.08 

 (0.52) (0.02) (0.00) (0.30) 

Kultur und Sport 0.08 -0.02 -0.03 -0.06 

 (0.29) (0.84) (0.69) (0.46) 

Abfall 0.07 -0.00 -0.10 0.07 

 (0.37) (1.00) (0.20) (0.41) 

Soziale Pflege -0.06 -0.05 0.28*** ° 0.01 

 (0.41) (0.55) (0.00) (0.92) 

Stadtwerke Mutter 0.16** 0.001 0.02 0.17** ° 

 (0.04) (0.98) (0.80) (0.02) 

Transportwirtschaft 0.03 -0.06 0.09 0.06 

 (0.69) (0.43) (0.26) (0.41) 

IT Branche 0.01 0.10 0.07 0.13* ° 

 (0.92) (0.19) (0.39) (0.09) 

Tabelle 15  Paarweise Korrelationen zwischen Autonomiefaktoren und Branchen (Eigene Darstel-
lung);  *** p<0.01 ** p<0.05 *p<0.1; n= 164-168; Signifikanzlevel in Klammern; ° Zusätzliche Absiche-
rung durch robuste Regression: Signifikanz auf 5% Niveau 
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Um die paarweisen Korrelationen zusätzlich gegen Ausreißer abzusichern wurden ro-

buste Regressionen mit den signifikanten Einzelvariablen durchgeführt (Li 1985; Ver-

ardi und Croux 2009). In den robusten Regressionen nach Li (1985) verlor die Variable 

Stadtentwicklung knapp an Signifikanz für Personalautonomie21, die Variable Stadtwer-

ke Muttergesellschaft verlor knapp an Signifikanz für Personalautonomie22. Für die Va-

riable IT führte eine schwächere Gewichtung von Ausreißern zu einer stärker signifi-

kanten Schätzung für strategische Autonomie23. Weitere Korrekturen mussten nicht 

vorgenommen werden.  

 

Die Ergebnisse können nun vorsichtig interpretiert werden: Wenig überraschend wird 

den Stadtwerke Muttergesellschaften im Sample eine größere strategische Manage-

mentautonomie eingeräumt. Meist handelt es sich um sehr große Unternehmen, die 

eine Vielzahl an verschiedenen Aufgabengebieten abdecken und in Form einer Holding 

strukturiert sind. Daher sind strategische Entscheidungen notwendig, die das gesamte 

Leistungsportfolio einer Kommune betreffen können. Ähnlich wie regulativ tätigen 

Agenturen wird den Stadtwerken ein mehr an strategischer Autonomie zugestanden, 

um ihre komplexen Aufgaben eigenständig wahrnehmen zu können (Verhoest et al. 

2014).     

 

Dagegen scheint der Bereich Abwasserentsorgung stark kommunal reglementiert zu 

sein. Hier sind es vor allem Preise und Personalentscheidungen, die von den Kommunen 

im Sample stark beeinflusst werden. Da es sich um eine kommunale Pflichtaufgabe han-

delt, greifen die Regelungen des Gebührenrechtes (Ronellenfitsch 2012: 33ff.). Viele 

Betriebe sind in der Form eines Eigenbetriebes notiert und unterliegen einer starken 

Inputsteuerung. Anders verhält es sich in den Bereichen Wasser- und Energieversor-

gung. Weil es sich um freiwillige Aufgaben handelt, besitzen Kommunen größere Gestal-

tungsspielräume in der Form und Art der Leistungserstellung. Die starke Spezialisie-

rung der Branchen sowie der internationale Wettbewerb treibt Autonomisierungspro-

zesse voran (Lioukas et al. 1993).  

 

                                                             
21 p=0.09 bei robuster Schätzung. 
22 P=0.078 bei robuster Schätzung. 
23 p=0.024 bei robuster Schätzung. 



             Teil II Empirie   137 

 
 

Weitere Gründe sind sicherlich in den politischen Rahmenbedingungen zu erkennen. 

Die Entflechtung im liberalisierten Energiemarkt hat dazu geführt, dass Energievertrieb, 

Energieproduktion und Netzbetrieb als gesonderte Sparten zu behandeln sind (EnWG 

2005). Die Netzbereitstellung wird staatlich durch die Bundesnetzagentur reguliert (§ 

54.2a EnWG). Seit der Liberalisierung des Marktes besteht ein Kontrahierungszwang 

(§36 EnWG), sowie ein Netzanschluss- (§18.1 EnWG), und ein Netzzugangsanspruch 

(§20.1 EnWG) für Endverbraucher. Für Lieferanten fallen anreizregulierte Netznut-

zungsentgelte nach der Anreizregulierungsverordnung (ARegV) an. Die Strompreise für 

Endverbraucher setzen sich im Wesentlichen aus den Erzeugungs- und Vertriebskosten, 

den Kosten für Übertragung und Verteilung, der Erneuerbaren Energien Umlage (EEG), 

Kosten durch Kraft-Wärme Kopplung, Stromsteuern, Mehrwertsteuer und Konzessions-

abgaben zusammen (Growitsch und Müsgens 2005: 384). Der Großhandelspreis für 

Strom bildet sich an den Strombörsen. Durch den großen Wettbewerbsdruck ist es sehr 

wahrscheinlich, dass viele Kommunen auf Einflussnahme verzichten, um die Unterneh-

men wettbewerbsfähig zu halten.  

 

Eine starke Regulierung durch die Kommunalebene findet der Analyse zu Folge im öf-

fentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) statt. Auch wenn größtenteils eine hohe Perso-

nalautonomie besteht, werden Preise und generelle Managemententscheidungen von 

den Kommunen im Sample überdurchschnittlich stark eingeschränkt. Die Gründe dafür 

könnten zum Teil darin liegen, dass der Bereich hohe öffentliche Aufmerksamkeit erregt 

und die Preise im öffentlichen Personennahverkehr heftige Debatten in der Bevölke-

rung auslösen können (Lioukas et al. 1993; Luke 2010). Zum anderen handelt es sich 

um einen äußerst unrentablen Bereich, der oft durch Quersubventionierung aufgefan-

gen werden muss. Dadurch entsteht eine größere Abhängigkeit zu den kommunalen 

Entscheidern und deren politischen Weichenstellungen.  

 

Unternehmen in der Wirtschaftsförderung werden in ihren Investitions- und Wachs-

tumsentscheidungen stärker beeinflusst als andere Branchen, genießen aber eine höhe-

re Preisautonomie. Da die Wirtschaftspolitik der Kommune eine der strategisch wichti-

gen Aufgaben darstellt und zu einer nachhaltigen Entwicklung der Gemeinde beiträgt, 

werden sicherlich viele angrenzende Entscheidungen direkt beim Bürgermeister getrof-
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fen oder im Gemeinderat entschieden. Hier spielt die politische Relevanz der Branche 

sicherlich eine außerordentlich wichtige Rolle.  

 

Im Bereich Stadtentwicklung dagegen genießt man geringere personelle Freiheiten24. 

Möglicherweise lässt sich das Argument anführen, dass es sich um eine interne Art der 

Leistungserbringung für die Verwaltung handelt und diese Branche dadurch eine grö-

ßere Nähe zur Kernverwaltung verspürt als andere Branchen. Vermutlich sind sogar 

einige ehemals als Fachbereich geführte Betriebe in Förderungsbetriebe umgewandelt 

worden.  

 

Theater scheinen in Bezug auf ihre generellen Managementtätigkeiten relativ unabhän-

gig handeln zu können. In der Theaterbranche werden Verluste einkalkuliert, um die 

Kultur der Städte zu fördern und den Theatereintritt erschwinglich zu halten. Die Preise 

unterliegen dadurch einer starken Regulierung durch die Kommune.  

 

Dagegen nehmen die betreffenden Kommunen nur wenig Einfluss auf Preisentschei-

dungen in Pflegeeinrichtungen, der Krankenversorgung und in Unternehmen der Wirt-

schaftsförderung. Im Krankenhausbereich werden die wichtigsten Regulierungen für 

Entgelte und Finanzierung bundesweit geregelt. Durch das Krankenhausfinanzierungs-

gesetz (KHG), die Fallpauschalenvereinbarung (FPV 2014) und das Krankenhausent-

geltgesetz (KHEntgG) bestehen auf Bundesebene klare Vorgaben für Entgelte in Kran-

kenhäusern. Im Pflegebereich richten sich die Pflegesätze nach den Vereinbarungen, die 

zwischen den Trägern des Pflegeheimes und den Pflegekassen bzw. Sozialhilfeträgern 

vereinbart werden. Die Zusammensetzung der Pflegesätze orientiert sich an den bun-

desweit geltenden Pflegesätzen der Pflegeversicherung und sind in SGB XI geregelt (§ 

84, § 85, § 86 SGB XI). 

 

Insgesamt hängt der Einfluss der Branche wohl stark von der Regulierung auf Länder- 

und auf Bundesebene ab. In einem letzten Schritt soll eine multivariate Analyse durch-

geführt werden, um die Effekte der Branche unter der Kontrolle anderer Branchen, der 

Wettbewerbsintensität, der Größe und der Rechtsform des betreffenden Unternehmens 

zu identifizieren. Dafür wurden die Standardfehler nach den Bundesländern geclustert. 

                                                             
24 Es ist anzumerken, dass die Berücksichtigung von Ausreißern in einer robusten Regression nach Li (1985) 
dazu führt, dass das Signifikanzniveau der Variable auf p=0.09 absinkt.   



             Teil II Empirie   139 

 
 

Die multivariate Analyse in Tabelle 16 zeigt für die Kontrollvariablen, dass die Rechts-

formänderung für verschiedene Branchen vor allem auf zwei Dimensionen der Ma-

nagementautonomie Einfluss nimmt: Preise und Personal. Somit wirkt sich Corporatisa-

tion hier stärker positiv aus als in den Bereichen Generelles und Strategisches. Auch der 

zunehmende Wettbewerb schlägt sich vornehmlich in autonomeren Personalentschei-

dungen der Organisationen nieder. Dies ist eine wichtige Erkenntnis, die sicherlich ver-

gleichender Analysen in anderen Kulturkreisen bedarf. Für die verschiedenen Branchen 

ergaben sich folgende Signifikanzen25:  

 Faktor 1  Faktor 2  Faktor 3 Faktor 4 

VARIABLEN Personal Generelles Preise Strategisches 

     

Wasserversorgung 0.763** 0.768 -0.0234 0.149 

 (0.318) (0.546) (0.171) (0.258) 

Abwasserentsorgung -0.444* -0.205 -0.688*** -0.0825 

 (0.244) (0.345) (0.170) (0.315) 

Energie und Gas -0.509 -0.259 0.106 0.599* 

 (0.404) (0.413) (0.375) (0.290) 

Wohnungsbau -0.0574 -0.394 -0.0534 0.682** 
 (0.285) (0.338) (0.230) (0.265) 

Stadtentwicklung -0.723 -0.119 0.116 0.174 

 (0.429) (0.233) (0.350) (0.219) 
ÖPNV 0.334 -0.945*** -0.615*** -0.351 

 (0.243) (0.202) (0.202) (0.338) 

Wirtschaftliche Entw. -0.300 -0.0306 0.481 -0.790** 

 (0.372) (0.230) (0.283) (0.293) 

Medizinische Versorgung -0.322 -0.597* 0.340 -0.343 

 (0.297) (0.318) (0.380) (0.341) 

Kultur und Sport 0.185 0.0665 -0.100 -0.583*** 

 (0.168) (0.296) (0.137) (0.176) 
Abfallentsorgung -0.185 -0.369 -0.0584 -0.0480 

 (0.272) (0.283) (0.143) (0.352) 

Pflege -0.569** -0.418 1.275*** 0.145 

 (0.208) (0.283) (0.377) (0.606) 

Transport -0.345** -0.387 0.259 0.141 

 (0.154) (0.431) (0.349) (0.292) 

IT Branche -0.0712 0.166 0.825** 0.741* 

 (0.308) (0.472) (0.293) (0.404) 

Wettbewerber 0.228** 0.0832 -0.0246 0.0627 

 (0.0771) (0.0780) (0.0787) (0.0730) 

Private Rechtsform 0.691** -0.431 0.646** 0.201 

 (0.277) (0.286) (0.255) (0.299) 
Großes Unternehmen 0.0659 -0.0309 0.214* 0.379 

 (0.188) (0.245) (0.107) (0.324) 

Konstante  -0.464** 0.630** -0.630** -0.254 

 (0.181) (0.232) (0.234) (0.236) 

     

Beobachtungen 149 149 149 149 

R-Quadrat 0.310 0.199 0.286 0.224 

Tabelle 16  OLS-Regressionen zwischen Autonomiefaktoren, Rechtsform, Wettbewerb, Größe 
und Branchen (Eigene Darstellung); es wurde für Bundesland-Cluster kontrolliert; Robuste Standard-
fehler in Klammern; *** p<0.01 ** p<0.05 *p<0.1; n= 149 

                                                             
25 Stadtwerke Muttergesellschaften wurden aufgrund der Multikollinearität mit Branchenvariablen entfernt. 
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In den vier Regressionen der Tabelle besteht kein Problem der Multikollinearität. Die 

Varianzinflationsfaktoren (VIF) liegen im akzeptablen Bereich zwischen 1.07 und 1.85. 

Weil mit robusten Standardfehlern für Bundeslandcluster gearbeitet wurde, ist der Test 

auf Heteroskedastizität nicht notwendig (White 1980: 817ff.). Der Shapiro-Wilk Test 

der Residuen ergab p-Werte kleiner als 0.05. Die Hypothese, dass die Fehlerterme im 

ersten und vierten Modell normalverteilt sind, muss daher leider abgelehnt werden. In 

beiden Dimensionen müssen wir von einer schiefen Verteilung und nicht normalverteil-

ten Residuen ausgehen. Der Autor vermutet, dass einige Effekte dieser Verzerrung un-

terliegen. Daher können die Ergebnisse für Personal- und strategische Autonomie nur 

mit äußerster Vorsicht begutachtet werden. Insbesondere wenn es sich um solche Ef-

fekte handelt, die in den paarweisen Korrelationen aus der vorherigen Tabelle nicht 

auftreten (beispielsweise im Hinblick auf Kultur-, Transport- und Pflegebetriebe). Dar-

über hinaus ist die betrachtete Fallzahl gesunken.  

 

Aus diesem Grund wurde das Bootstrapping-Verfahren eingesetzt, um die Ergebnisse 

mit 10.000 Replikationen der Verteilung zu testen (Efron 1979). Das Bootstrapping Ver-

fahren ist eine nicht-parametrische Methode des Resampling und wird genutzt, wenn 

die Stichprobe zu klein ist oder statistische Tests aufgrund der Verletzung von Vertei-

lungsannahmen nicht durchgeführt werden können (Mooney und Duval 1993; Efron 

und Tibshirani 1994). Aufgrund der komplexen Methode musste auf eine Korrektur für 

Bundeslandcluster verzichtet werden. Wie erwartet ließen sich multivariate Effekte 

mittels Bootstrapping-Methode nur bestätigen, wenn bereits bivariate Pearson Korrela-

tionen vorlagen. Nicht verifizieren ließen sich alle Signifikanzen für Transportwirt-

schaft. Die Pflegebranche erhielt ihre Signifikanz lediglich für die Dimension Preisauto-

nomie.  

 

Zwei der Kontrollvariablen haben auch nach Anwendung des Bootstrapping-Verfahrens 

einen hoch signifikanten Einfluss auf die Ergebnisse: Bei Privater Rechtsform erhöhen 

sich Personal- und Preisautonomie im Vergleich zu nichtprivaten Rechtsformen. Es be-

steht ein Zusammenhang zwischen der Anzahl der Wettbewerber und einer erhöhten 

Personalautonomie.  
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Die multivariate Analyse zeigt, dass einige der bivariaten Zusammenhänge zwischen 

Branche und Autonomiefaktor auch unter Berücksichtigung von Kontrollvariablen wie 

Größe und Rechtsform bestehen bleiben. Leider lassen sich alle als Dummy codierten 

Variablen nur im Hinblick auf eine neue Referenzkategorie interpretieren (Bortz 2005: 

484). In Fall der Branche handelt es sich bei der neuen Referenzkategorie nun um alle 

Branchen, die nicht unter den hier aufgeführten vertreten sind (bspw. Friedhöfe, Zoos, 

Theater und andere).  

 

Vergleicht man mit den bivariaten Zusammenhängen aus der vorhergehenden Tabelle, 

so stellt man fest, dass Signifikanzen für die Branchen Öffentlicher Personennahverkehr 

(ÖPNV), Wohnungsbau und Wirtschaftsförderung erhalten bleiben. Wir können also 

auch im Vergleich zur Referenzkategorie „Sonstige Branchen“ und unter der Kontrolle 

anderer Variablen wie Rechtsform oder Größe davon ausgehen, dass Unternehmen im 

Personennahverkehr den Steuerungsmaßnahmen der Kommunen stärker unterliegen. 

Dieser Effekt für Preise und generelle Managemententscheidungen lässt sich mögli-

cherweise auf die hohe politische Sichtbarkeit der Branche zurückführen (Pollitt et al. 

2004; Verhoest et al. 2010).  

 

Für den Bereich Wohnungsbau gilt eine größere strategische Investitionsautonomie als 

in anderen Bereichen. Der gleiche Zusammenhang zeigt sich bei Anwendung des 

Bootstrapping-Verfahrens. Da gerade der Bereich Wohnungsbau mit einer Reihe von 

Investitionsentscheidungen verbunden ist und große Projekte an der Tagesordnung 

stehen, ist es durchaus denkbar, dass strategische Aufgaben an die Unternehmenslei-

tung übertragen werden. Vermutlich gelingt es Wohnungbaugesellschaften auch eher, 

auf externe Finanzierungsquellen zurückzugreifen, um damit die Abhängigkeit zur 

Kernverwaltung zusätzlich zu reduzieren (Lioukas et al. 1993).  

 

Im Bereich wirtschaftliche Entwicklung ist ein gegenteiliger Effekt zu beobachten. Wie-

derum bleibt der Zusammenhang auch bei Anwendung des Bootstrapping-Verfahrens 

erhalten. Es lässt sich argumentieren, dass Gesellschaften im Bereich wirtschaftliche 

Entwicklung vorwiegend regional tätig sind und politische Programme dem direkten 

Einfluss der Kernverwaltung unterliegen. Dadurch ist der Internationalisierungsgrad im 

Bereich sehr gering (Lioukas et al. 1993). Aufgrund der vorwiegend politischen Zielset-
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zungen entsteht für die wirtschaftsfördernden Betriebe selbst kein besonderer Wett-

bewerbsdruck, der diese Abhängigkeitsverhältnisse auflösen könnte.  

 

Für Unternehmen, die in der Abwasserentsorgung tätig sind, werden Preisentscheidun-

gen und Tarifbestimmungen stärker eingeschränkt als in der Referenzkategorie. Für die 

Energieversorgung und den medizinischen Bereich gehen alle signifikanten Branchenef-

fekte im Vergleich zur neuen Referenzkategorie verloren, wenn für Bundeslandcluster 

kontrolliert wird. Eine signifikant höhere Personalautonomie als in der Referenzkatego-

rie scheint für den Bereich Wasserversorgung vorzuliegen.  

 

Kultur- und Sportbetriebe unterliegen einer starken Einflussnahme auf strategische 

Finanzentscheidungen. Dies ist sicherlich darauf zurückzuführen, dass gerade im Kul-

turbereich besondere finanzielle Abhängigkeiten bestehen und viele Kulturbetriebe 

gewissermaßen am Tropf der Kommune hängen. Es ist zu berücksichtigen, dass Theater 

nicht gesondert aufgeführt wurden, um Multikollinearität mit den Kulturbetrieben zu 

vermeiden. Weitere Analysen zu Theatern zeigen, dass alle vorherigen Signifikanzen 

gegenüber einer neuen Referenzkategorie „Sonstige Unternehmen“ auch im multivaria-

ten Modell vorliegen. Somit bleiben Theater relativ frei in ihren generellen Managemen-

tentscheidungen, die Preise unterliegen allerdings einer starken kommunalen Regulie-

rung. Die zusätzlichen Regressionen zur Theaterbranche können auf Anfrage vom Autor 

eingeholt werden.  

 

4.4 Steuerungsakteure 

Es lässt sich vermuten, dass einzelne Autonomiebereiche von unterschiedlichen Akteu-

ren unterschiedlich beeinflusst werden. Bei generellen Managemententscheidungen 

üben der Fachbereich oder die Verwaltungsspitze eventuell einen gewichtigeren Ein-

fluss aus. Preisentscheidungen hängen zum Teil von der lokalen, politischen Linie ab. Da 

es aber an empirischen Erkenntnissen mangelt, versuchen wir im Folgenden, die Akteu-

re und deren Einfluss aus Sicht der Geschäftsführer aufzudecken.   

 

Für den Einfluss verschiedener Akteure spielt sicherlich auch die Rechtsform der Betei-

ligungen eine Rolle. Wichtige strategische Entscheidungen in privatrechtlichen Beteili-

gungen müssen in jedem Fall vom Aufsichtsrat (wenn vorhanden) und in einigen Fällen 
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zusätzlich von der Gesellschafterversammlung abgesegnet werden. Je nach Rechtsform 

bestehen zusätzliche Gremien auch für öffentlich-rechtliche Gesellschaften, wie bei-

spielsweise ein fakultativer Betriebsausschuss beim Eigenbetrieb oder ein Verwal-

tungsrat bei der Anstalt des öffentlichen Rechts (Fabry 2011: 39ff.).  

 

Aufgrund der Vielzahl verschiedener Rechtsformen und damit verbundener Organe und 

um zusätzliche Verwirrung zu vermeiden, beschränkt sich die Analyse auf die maßgeb-

lichen kommunalen Akteure für privatrechtlich geführte Beteiligungen, die den Kern 

der Untersuchung ausmachen.  

 

Um den Einfluss verschiedener Akteure genauer zu untersuchen und somit einen tiefe-

ren Einblick zu gewinnen, wurde in einem ersten Schritt nach den maßgeblichen Steue-

rungsakteuren gefragt. In einem zweiten Schritt sollte dann die Häufigkeit der Kontakte 

mit verschiedenen Akteuren eingeschätzt werden.  

 

Paarweise Korrelationen wurden aufgrund der niedrigen Fallzahl zusätzlich mit robus-

ten Regressionen nach Li (1985) validiert, um Verzerrungen durch Ausreißer zu relati-

vieren. Dadurch ergaben sich stärkere Signifikanzen zwischen Kundeneinfluss und Per-

sonalautonomie26 und zwischen Beratereinfluss und Preisautonomie27. Ein signifikanter 

Zusammenhang zwischen Einfluss des Gemeinderates und strategischer Autonomie 

musste leider abgelehnt werden28.  

 

Die Zahl der privaten Partner liegt für das Sample ungewöhnlich hoch. Eine Sekundär-

analyse ergab, dass die Geschäftsführer Anteilseigner aus privatrechtliche Beteiligungen 

in öffentlichem Eigentum ebenfalls als Private deklarierten. Nichtsdestotrotz finden sich 

in den Partialkorrelationen starke Hinweise darauf, dass parlamentarische Akteure eine 

zentrale Stellung in der Steuerung einnehmen, während externe Stakeholder, die nicht 

aus Politik oder Verwaltung stammen, als weniger wichtig wahrgenommen werden 

(Yesilkagit und van Thiel 2008: 149).  

 

 

                                                             
26 p=0.047 
27 p=0.047 
28 p=0.6 
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VARIABLE 

Faktor 1 

Personal 

Faktor 2 

Generelles 

Faktor 3 

Preise 

Faktor 4 

Strategie  

     

Oberbürgermeister -0.13* -0.21** ° -0.35 -0.10 

(n=167) (0.09) (0.01) (0.00) (0.22) 

Beteiligungsmanagement -0.18** ° -0.24** ° -0.13* ° -0.15* 

(n=166) (0.02) (0.00) (0.09) (0.06) 

Fachbereich -0.02 -0.16** -0.09 -0.12 

(n=165) (0.81) (0.04) (0.25) (0.14) 

Gemeinderat -0.16** ° -0.21** ° -0.33** ° -0.16** 

(n=166) (0.04) (0.01) (0.00) (0.04) 

Aufsichtsrat 0.02 -0.21** ° -0.05 0.14* ° 

(n=166) (0.80) (0.01) (0.55) (0.08) 

Gesellschafterversammlung -0.02 -0.19** ° 0.06 0.04 

(n=159) (0.77) (0.02) (0.48) (0.58) 

Personalrat -0.02 -0.03 -0.23** ° 0.03 

(n=165) (0.81) (0.66) (0.00) (0.74) 

Medien -0.10 -0.10 -0.12 -0.11 

(n=167) (0.21) (0.20) (0.12) (0.15) 

Bürger 0.03 -0.10 -0.13* -0.07 

(n=167) (0.68) (0.18) (0.09) (0.34) 

Kunden 0.15* ° -0.02 0.19** ° -0.05 

(n=167) (0.05) (0.84) (0.02) (0.53) 

Private Partner -0.07 0.01 0.11 -0.16 

(n=107) (0.48) (0.93) (0.27) (0.11) 

Berater -0.06 -0.12 -0.15* ° -0.01 

(n=163) (0.46) (0.13) (0.05) (0.93) 

     

Tabelle 17  Bivariate Korrelationen zum Einfluss der Steuerungsakteure (Eigene Darstellung); 
**p<0.05 *p<0.1; n=107-168; ° Zusätzliche Absicherung durch robuste Regression: Signifikanz auf 5% 
Niveau  

Die Pearson Korrelationen zeigen, dass je nach Autonomiedimension unterschiedliche 

Akteure Bedeutung erlangen. Im Bereich Personalautonomie sind es vor allem das Be-

teiligungsmanagement und der Gemeinderat, die einen Steuerungseinfluss ausüben. 

Erstaunlicherweise scheinen Presonalräte und Aufsichtsratsvertreter nach Wahrneh-

mung der Geschäftsführer in den betrachteten Organisationen keinen signifikanten Ein-

fluss auf die Kommunen auszuüben oder dieser wird von den Geschäftsführern nur 

marginal wahrgenommen.  

 

Ein differenzierteres Bild ergibt sich für die generelle Managementautonomie in den 

Bereichen Vertrieb, Produktion, Einkauf, Absatz, Diversifikation, Marketing, Finanzmit-

teleinsatz und Forschung. Hier sind es sehr viele verschiedene Akteure, die ihren Ein-
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fluss auf die Unternehmen geltend machen. Neben dem Beteiligungsmanager und dem 

Gemeinderat wirken der jeweilige Fachbereich, der Aufsichtsrat, die Gesellschafterver-

sammlung (wenn vorhanden) sowie die Bürgermeister signifikant auf Unternehmens-

entscheidungen ein. Für den Bereich Preise und Entgelte sind es die Personalräte und 

der Gemeinderat, die in den Augen der Geschäftsführer eine gewichtige Rolle spielen.  

 

Wir können davon ausgehen, dass in diesem hochsensiblen Bereich eine starke Politi-

sierung der Entscheidungen vorliegt. Dementgegen steht die Macht der Verbraucher 

und Endkunden, die Druck auf die politischen Entscheidungsträger aufbauen können. 

Die Empirie stärkt damit die Argumentation Sextys (1980), der davon ausgeht, dass 

Marktmechanismen Autonomisierungsprozesse in Gang setzen können (Sexty 1980: 

373). Es finden sich auch Hinweise darauf, dass starke Aufsichtsräte gewichtige, strate-

gische Entscheidungen der Manager vor der Politik verteidigen (Sexty 1980: 380). Al-

lerdings besteht ein negativer Zusammenhang im Faktor Generelle Managementent-

scheidungen. Mittels t-Tests wurde untersucht, inwiefern sich der Einfluss und die Häu-

figkeit der Kontakte bei öffentlich-rechtlichen von privatrechtlichen Organisationen 

unterscheiden: 

 

 

VARIABLE 
Öffentlich- 

rechtlich 

Private 

Rechtsform 

Signifikanz 

t-Test  

    

Oberbürgermeister 3.3 3.01 0.1259 

 (1.11; n=46) (1.15; n=186) Pr(|T|>|t|) 

Beteiligungsmanagement 2.76 3.2 0.0067** 

 (0.79; n=46) (1.02; n=189) Pr(|T|>|t|) 

Fachbereich 2.72 2.73 0.972 

 (1.06; n=44) (1.1; n=184) Pr(|T|>|t|) 

Gemeinderat o.ä. 3.18 2.62 0.003** 

 (1.21; n=45) (1.11; n=183) Pr(|T|>|t|) 

Aufsichtsrat o.ä. 3.6 3.97 0.028** 

 (1.12; n=43) (0.97; n=186) Pr(|T|>|t|) 

Gesellschafterversammlung o.ä. 2.93 3.82 0.0002** 

 (1.46; n=30) (1.13; n=188) Pr(|T|>|t|) 

Personalrat 2.93 2.36 0.001** 

 (0.75; n=45) (1.08; n=181) Pr(|T|>|t|) 

Medien 2.43 2.32 0.445 

 (1.05; n=46) (0.92; n=190) Pr(|T|>|t|) 

Bürger 2.54 2.27 0.1057 

 (0.89; n=46) (1.04; n=190) Pr(|T|>|t|) 

Kunden 3.24 3.58 0.038** 

 (0.82; n=46) (1.03; n=188) Pr(|T|>|t|) 
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Private Partner 1.68 2.15 0.126 

 (0.20; n=19) (0.12; n=110) Pr(|T|>|t|) 

Berater 1.88 2.10 0.126 

 (0.79; n=43) (0.84; n=178) Pr(|T|>|t|) 

    

Tabelle 18  Mittelwertvergleiche zum Einfluss der Steuerungsakteure für Öffentlich-rechtliche 
versus Private Rechtsform; Standardabweichung und Fallzahl in Klammern (Eigene Darstellung); 
**p<0.05 *p<0.1; n=181-236; Skala: 1=überhaupt nicht 2=eher wenig Einfluss  3=teils/teils 4=eher 
großer Einfluss 5=sehr großer Einfluss 

Zweistichproben-t-Tests zur Ungleichheit der Mittelwerte ergaben signifikante Unter-

schiede zwischen privatrechtlichen und öffentlich-rechtlichen Gesellschaften. Gemein-

derat und Personalrat üben einen signifikant stärkeren Einfluss auf öffentlich-rechtliche 

Gesellschaften aus. Bei den Privatrechtlichen nehmen der Aufsichtsrat, die Gesellschaf-

terversammlung, das Beteiligungsmanagement und die Kunden eine zentrale Position 

ein.  

 

Neben den offensichtlichen, rechtlichen Gegebenheiten ist hervorzuheben, dass die Rol-

le der Personalräte und des Parlaments aus Sicht der Geschäftsführer in den privat-

rechtlichen Gesellschaften gegenüber den traditionell öffentlich-rechtlichen an Bedeu-

tung verliert. Dagegen rückt eine stärkere Kundenperspektive in den Vordergrund. 

Überraschend ist auch, dass das Beteiligungsmanagement für privatrechtliche Gesell-

schaften eine zentralere Rolle als Steuerungsgremium einnimmt als für öffentlich-

rechtliche Organisationen. Die folgende Tabelle verdeutlicht anhand von bivariaten 

Pearson Korrelationen, wie sich häufiger Kontakt zu einigen Gremien in der Autonomie 

der Unternehmen niederschlägt: 
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 Faktor 1 Faktor 2 Faktor 3 Faktor 4 

 Personal Generelles Preise Strategisches 

Kontakt zum Oberbürgermeister 0.00 0.06 -0.09 -0.06 

 (0.99) (0.48) (0.25) (0.46) 

Kontakt zur Kämmerei 0.02 -0.05 -0.15* -0.07 

 (0.82) (0.52) (0.07) (0.37) 

Kontakt zum Beteiligungsmanagement 0.03 -0.21** ° -0.12 -0.12 

 (0.69) (0.01) (0.15) (0.13) 

Kontakt zu einem Fachbereich -0.05 -0.19** ° -0.05 -0.13 

 (0.50) (0.02) (0.53) (0.11) 

Kontakt zum Gemeinderat -0.01 -0.05 -0.22** ° -0.13 

 (0.95) (0.54) (0.01) (0.10) 

Kontakt zum Aufsichtsrats- 0.21** -0.05 0.03 0.10 

Vorsitzenden (0.01) (0.54) (0.74) (0.21) 

     

Kontakt zu einem politischen  -0.16* ° -0.09 -0.25** ° -0.06 

Ausschuss (0.05) (0.27) (0.00) (0.48) 

Tabelle 19  Paarweise Korrelationen zwischen Gremienkontakt und Autonomiedimensionen (Ei-
gene Darstellung); **p<0.05 *p<0.1; n=154-159; ° Zusätzliche Absicherung durch robuste Regression: 
Signifikanz auf 5% Niveau  

Gemeinderat und politische Ausschüsse scheinen sich bei Kontakten hauptsächlich mit 

der Preispolitik der Unternehmen auseinanderzusetzen. Häufige Kontakte zu einem 

Fachbereich oder zum Beteiligungsmanagement wirken sich eher negativ auf die gene-

relle Managementautonomie aus. Bestehen häufige Kontakte mit dem Aufsichtsratsvor-

sitzenden, so schützt dies insbesondere vor personalpolitischen Eingriffen. Allerdings 

entfällt der Zusammenhang vollständig, wenn Ausreißer in einer robusten Regression 

unterschiedlich gewichtet werden.   

 

In der Häufigkeit der Kontakte zu kommunalen Steuerungsgremien unterscheiden sich 

privatrechtliche stark von öffentlich-rechtlichen Gesellschaften. Es fällt auf, dass vor 

allem bei den öffentlich-rechtlichen Gesellschaften quartalsweise Kontakte zur Kämme-

rei und zu politischen Ausschüssen bestehen. In den privatrechtlichen Gesellschaften 

finden diese Kontakte im Mittel lediglich jährlich statt und damit signifikant weniger 

häufig. Die folgende Tabelle verdeutlicht die Ergebnisse der Mittelwertvergleiche an-

hand von t-Tests: 
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 Öffentlich- Private  Signifikanz 

 rechtlich Rechtsform t-Test 

Kontakt zum Oberbürgermeister 2.44 2.28 0.432 

 (1.24; n=45) (1.22; n=183) Pr(|T|>|t|) 

Kontakt zur Kämmerei 2.64 2.25 0.0278** 

 (1.05; n=45) (1.06; n=181) Pr(|T|>|t|) 

Kontakt zum Beteiligungsman. 2.74 2.86 0.471 

 (0.91; n=42) (1.03; n=182) Pr(|T|>|t|) 

Kontakt zum Fachbereich 3.56 3.2 0.084* 

 (1.02; n=39) (1.22; n=175) Pr(|T|>|t|) 

Kontakt zum Gemeinderat 2.68 2.14 0.011** 

 (1.23; n=41) (1.22; n=172) Pr(|T|>|t|) 

Kontakt zum Aufsichtsrats- 3.13 3.49 0.048** 

Vorsitzenden (0.99; n=40) (1.07; n=174) Pr(|T|>|t|) 

    

Kontakt zu politischem  2.57 1.72 0.000** 

Ausschuss (1.07; n=44) (0.97; n=170) Pr(|T|>|t|)  

Tabelle 20  Mittelwertvergleiche zur Häufigkeit der Kontakte für Öffentlich-rechtliche versus 
Private Rechtsform; Standardabweichung und Fallzahl in Klammern (Eigene Darstellung); **p<0.05 
*p<0.1; n=213-228; Skala: 1=nie 2=jährlich 3=quartalsweise 4=monatlich 5=wöchentlich 6=täglich 

Insgesamt bestätigt sich der Eindruck, dass die politische Ebene einen stärkeren Druck 

auf die Unternehmensentscheidungen der öffentlich-rechtlichen Gesellschaften ausübt. 

Dies sollte sich auf Basis der vorgenommenen Analyse vor allem in der Preispolitik, 

aber auch zu einem gewissen Grad in der Personalpolitik der Unternehmen nieder-

schlagen. Die Einrichtung eines Aufsichtsrats, wie es in vielen privatrechtlichen Unter-

nehmen der Fall ist, kann dagegen eine Art Pufferfunktion gegenüber politischen Ent-

scheidern bewirken. Vor allem Finanzierungs- und Wachstumsentscheidungen können 

so vor äußeren, politischen Eingriffen abgeschirmt werden.  

 

4.5 Steuerungsinstrumente 

In der deutschen Diskussion um kommunale Unternehmen wird oftmals darauf hinge-

wiesen, dass in den Kommunen noch erhebliche Defizite im Beteiligungscontrolling auf-

treten (Günther und Niepel 2006: 331ff.; Littkemann et al. 2014: 392ff.). Ein großes 

Problem besteht darin, Zielgrößen für die Beteiligungen zu definieren und zu evaluieren 

(Littkemann et al. 2014: 395ff.). Von zentraler Bedeutung ist es, ein organisationsüber-

greifendes Steuerungsinstrumentarium zu entwickeln und einzurichten. Man spricht im 

Fachjargon von sogenannten „Management Control Systems“ (Merchant und van der 

Stede 2012: xii).  
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Auf Basis privatwirtschaftlicher Forschung können Instrumente des Controllings nach 

verschiedenen Kriterien kategorisiert werden (Ouchi 1979; Hood 1991; Simons 1995; 

Merchant und van der Stede 2012). Eine relativ weitläufige Definition unterteilt Input-, 

Prozess- und Wirkungssteuerung. Hood (1991) beispielsweise beschreibt einen Wandel 

von der Input- zur Output-Orientierung, der mit der New Public Management-

Bewegung einherging und mittlerweile auch in vielen deutschen Kommunen mehr oder 

weniger stark Einzug gehalten hat (Hood 1991: 11ff.; Reichard 2003: 350ff.).  

    

Input Controls repräsentieren dabei die klassische Budgetkontrolle in der Verwaltung 

(Wildavsky 1964). Die Steuerung durch Inputs bedeutet, dass die Allokation von Res-

sourcen zweckgebunden erfolgt und es vorher festgelegte Vorgaben für deren Verwen-

dung gibt, die eingehalten werden müssen (Wirth 1986: 605). Prozesskontrollen mes-

sen lediglich Throughputs und geben klar vor, wie ein Prozess strukturiert und definiert 

wird (Wirth 1986: 603). Auch Outputs und Wirkungen werden auf Basis der angebote-

nen Produkte und Dienstleistungen ermittelt, die Fach- und Ressourcenverantwortung 

liegt im Idealfall aber beim jeweiligen Fachverantwortlichen (Schedler und Proeller 

2011: 78f.). Die Kategorisierung nach Ouchi (1979: 843) unterscheidet zusätzlich ver-

trauensbasierte Steuerung. Hier sind vor allem die schwer beobachtbaren informellen 

Aspekte der Steuerung gemeint, über die nur die Gesteuerten selbst Auskunft geben 

können (Ditillo et al. 2014: 14). Weiterführende Typologien der Mechanismen finden 

sich bei Simons (1995) oder Merchant und van der Stede (2012).  

 

Ergänzend zur Management Control System-Perspektive kann auch eine Corporate- 

Governance-Perspektive eingenommen werden, die sich vor allem mit dem Verhalten 

der Manager und der Rolle der Aufsichtsräte auseinandersetzt (Merchant und van der 

Stede 2012: 553ff.). „Die Idee eines Governance Kodex ist es, kommunenübergreifende 

Grundsätze der verantwortungsvollen Steuerung und Leitung öffentlicher Unternehmen 

zusammenzustellen, die sich bereits nach wissenschaftlichen Kriterien bewährt haben“ 

(Papenfuß 2013b: 304). Ein kommunales Unternehmen verpflichtet sich, eine jährliche 

Entsprechenserklärung zum Kodex nach dem „comply or explain“ Prinzip (§161 AktG) 

abzugeben und diese öffentlich zugänglich zu machen (Papenfuß 2013b: 304). In einer 
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solchen Erklärung soll sich auch eine Abweichungsbegründung wiederfinden (Papenfuß 

2013a: 124).  

 

Der Begriff der Beteiligungsrichtlinie wird oftmals synonym verwendet (Burth und 

Gnädinger 2013). Beteiligungsrichtlinien adressieren jedoch vor allem die Organisati-

onseinheit Beteiligungsmanagement in der Kernverwaltung und sehen kein „comply or 

explain“ Prinzip für die Unternehmen vor (Papenfuß 2013a: 109). Beide Instrumente 

werden inhaltlich genutzt, um Grundsätze für die Steuerung und die Zusammenarbeit 

der Steuerungsakteure zu formulieren (Burth und Gnädinger 2013).  

 

Die Steuerungswirkung und Nützlichkeit der bisherigen Public-Corporate-Governance- 

Kodizes für Kommunen wurde gleichermaßen in Abrede gestellt (Leixnering und 

Bramböck 2013: 170ff.), wie auch als positiv hervorgehoben (Papenfuß 2013b: 302ff.). 

Befürworter betonen die Transparenz- und Steuerungswirkung der Kodizes (Papenfuß 

2013b: 302ff.), Kritiker glauben, dass sie lediglich symbolischen Charakter besitzen und 

keine tatsächliche Verhaltenswirkung entfalten (Leixnering und Bramböck 2013: 

170ff.). Gefragt wurde daher, wie stark der kommunale Träger über die folgenden In-

strumente steuert. Die summarische Statistik zeigt die Mittelwerte und Standardabwei-

chungen für die häufigsten Steuerungsinstrumente der Kommunen: 

 

   Steuerungsinstrument 

 

Mittelwert Standardabw. Min Max  Fälle  

        

Besetzung von Schlüsselpositionen 
(Geschäftsführung, Aufsichtsrat) 

im Unternehmen 

4.1 1.213 1 5  250  

        
Inputsteuerung über das Budget 

oder einen Stellenplan 

2.853 1.206 1 5  245  

        
Regelmäßige Sitzungen zwischen 

Kommunalvertretern und der Un-

ternehmensführung 

3.08 1.182 1 5  249  

        
Intensiver Telefonkontakt bzw. In-

formelle Treffen zwischen Kom-

munalvertretern und der Unterneh-
mensführung 

2.876 1.167 1 5  250  

        

Anwendung eines Corporate 

Governance Kodex oder einer Be-
teiligungsrichtlinie  

3.458 1.282 1 5  249  
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Regelmäßige Qualitätsüber-

prüfungen 

2.812 1.203 1 5  250  

        
Anreizpläne und variable Vergü-

tungselemente für das Top-

Management 

2.81 1.406 1 5  248  

        

Unterjähriges Berichtswesen über 

nichtfinanzielle Kennzahlen 
 

3.177 1.184 1 5  248  

Tabelle 21 Summarische Statistik zu den eingesetzten Steuerungsinstrumenten (Eigene Darstel-
lung); n=245-250; Skala: 1=überhaupt nicht 2=eher wenig 3=teils/teils 4=eher stark 5=sehr stark   

 

114 der 168 Geschäftsführer, die in Kommunen mit einem formal eingerichteten Corpo-

rate-Governance-Kodex oder einer Beteiligungsrichtlinie tätig waren, nannten diese als 

wichtige Instrumente, die von den Kommunen stark angewendet werden. Noch wichti-

ger erscheint den Befragten lediglich die Besetzung von Schlüsselpositionen im Unter-

nehmen durch Kommunalvertreter. Mittelwertvergleiche mittels t-Tests verdeutlichen 

darüber hinaus die Bedeutung der Rechtsform für die angewandten Steuerungsinstru-

mente:  

   Steuerungsinstrument 

 

Öffentlich- 

rechtlich 

Private 

Rechtsform 

 t-Test 

Signifikanz 

 

      

Besetzung von Schlüsselpositionen (Ge-

schäftsführung, Aufsichtsrat) im Unter-
nehmen 

3.93 

(1.37; n=46) 

4.19 

(1.12; n=191) 

 0.17 

Pr(|T|>|t|) 

 

      

Inputsteuerung über das Budget oder ei-

nen Stellenplan 

3.29 

(1.12; n=45) 

2.78 

(1.21; n=187) 

 0.01** 

Pr(|T|>|t|) 

 

      

Regelmäßige Sitzungen zwischen Kom-

munalvertretern und der Unternehmens-
führung 

3.3 

(0.16; n=46) 

3.04 

(0.09; n=191) 

 0.1744 

Pr(|T|>|t|) 

 

      

Intensiver Telefonkontakt bzw. Informel-
le Treffen zwischen Kommunalvertretern 

und der Unternehmensführung 

2.98 
(0.13; n=46) 

2.87 
(0.09; n=191) 

 0.588 
Pr(|T|>|t|) 

 

      

Anwendung eines Corporate Governance 
Kodex oder einer Beteiligungsrichtlinie  

3.33 
(0.18; n=46) 

3.54 
(0.09; n=190) 

 0.3 
Pr(|T|>|t|) 

 

      

Regelmäßige Qualitätsüberprüfungen 2.91 
(0.14; n=46) 

2.82 
(0.09; n=191) 

 0.62 
Pr(|T|>|t|) 

 

      

Anreizpläne und variable Vergütungs-
elemente für das Top-Management 

2.15 
(0.21; n=46) 

2.97 
(0.098; n=190) 

 0.0004** 
Pr(|T|>|t|) 
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Unterjähriges Berichtswesen über nicht-

finanzielle Kennzahlen 

 

3.13 

(0.17; n=46) 

3.22 

(0.09; n=190) 

 0.659 

Pr(|T|>|t|) 

 

Tabelle 22  Mittelwertvergleiche zum Einsatz der Steuerungsinstrumente für Öffentlich-
rechtliche versus Private Rechtsform; Standardabweichung und Fallzahl in Klammern (Eigene Darstel-
lung); **p<0.05 *p<0.1; n=232-237; Skala: 1=überhaupt nicht 2=wenig 3=teils/teils 4=eher stark 
5=sehr stark 

Ein wesentlicher Unterschied offenbart sich in der stärkeren Inputsteuerung der öffent-

lich-rechtlichen Betriebe. Aufgrund der formellen Privatisierung und Ausgliederung 

vieler Organisationen scheinen immer weniger Unternehmen über das Budget oder ei-

nen Stellenplan gesteuert zu werden. Bei privatrechtlich geführten Unternehmen wird 

stärker auf variable Vergütungselemente und Top-Management Anreize gesetzt. Auf 

den ersten Blick scheint sich in der unterjährigen Arbeit mit Kennzahlen nur sehr wenig 

getan zu haben. Werden diese erhoben, so finden sie nur teilweise Niederschlag in un-

terjährigen Steuerungsmaßnahmen der Kommune. Weiterführende Fragen zur Ziel-

steuerung spiegeln allerdings ein deutlich differenzierteres Bild wieder:  

 

   Steuerungsinstrument 

 

Mittelwert Standardabw. Min Max  Fälle  

        

Es bestehen klare Leistungs- 

und/oder Wirkungsziele von Seiten 

des kommunalen Trägers 

3.4 1.12 1 5  250  

        

Der kommunale Träger überprüft 

die Erfüllung der Leistungs- 
und/oder Wirkungsziele 

3.426 1.109 1 5  249  

        

Wenn wir die Leistungsvorgaben 
des kommunalen Trägers nicht er-

füllen können, werden wir gebeten, 

dies zu erklären 

3.606 1.1097 1 5  249  

        
Die Prozesse, die vom Unterneh-

men angewandt werden, um eine 

Aufgabe zu erfüllen, werden vom 
kommunalen Träger überprüft 

2.436 1.118 1 5  250  

        

Der kommunale Träger versucht, 
nicht funktionierende Prozesse im 

Unternehmen zu modifizieren 

 

2.136 1.078 1 5  250  

Tabelle 23 Summarische Statistik zu den eingesetzten Mechanismen Prozesskontrolle und Ziel-
steuerung (Eigene Darstellung); n=249-250; Skala: 1=stimme überhaupt nicht zu 2=stimme eher nicht 
zu 3=teils/teils 4=stimme eher zu 5=stimme stark zu   
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So stimmten mehr als die Hälfte der befragten Organisationen der Aussage zu, dass der 

Träger Leistungs- und/oder Wirkungsziele definiere und eine Überprüfung der Leis-

tungs- und/oder Wirkungsziele vornehme. 147 Unternehmensvertreter erklärten, dass 

sie bei schwachen Leistungen um eine Stellungnahme gebeten werden. Auch von einer 

Übersteuerung der Prozesse kann in der vorliegenden Empirie nicht gesprochen wer-

den. Die klassische Budgetsteuerung tritt damit tendenziell für den Großteil der privat-

rechtlichen Beteiligungen zu Gunsten einer Output-Perspektive in den Hintergrund. 

Was genau die befragten Manager unter Leistungs- und Wirkungszielen verstehen, lässt 

allerdings einen gewissen Interpretationsspielraum zu und bedarf weiterführender 

Studien.   

 

Untersucht man die Anwendung der Instrumente im Hinblick auf die Dimensionen der 

Managementautonomie, so zeigt sich deutlich, dass unterschiedliche Instrumente ge-

nutzt werden, um auf die verschiedenen Autonomiebereiche einzuwirken. Die folgende 

Tabelle illustriert die Partialkorrelationen für die verschiedenen Steuerungsinstrumen-

te: 

 

VARIABLEN 
Faktor 1 

Personal 

Faktor 2  

Generelles 

Faktor 3 

Preise 

Faktor 4 

Strategie 

 
Besetzung von Schlüsselpositionen (Aufsichts-

rat; Geschäftsführung) 

 
0.04 

(0.63) 

 
-0.18** ° 

(0.02) 

 
-0.01 

(0.93) 

 
-0.03 

(0.69) 

Inputsteuerung über das Budget oder einen 

Stellenplan  

-0.24** ° -0.20** ° -0.17** ° -0.23** ° 

(0.00) (0.01) (0.03) (0.00) 

 

Regelmäßige Sitzungen zwischen Kommunal-

vertretern und der Unternehmensführung 

 

-0.19** ° 

(0.01) 

 

-0.12 

(0.12) 

 

-0.08 

(0.32) 

 

-0.10 

(0.19) 

     

Telefonkontakt bzw. Informelle  

Treffen zwischen Kommunalvertretern und der 

Unternehmensführung 

-0.19** ° 

(0.01) 

-0.18** ° 

(0.02) 

-0.07 

(0.36) 

-0.01 

(0.86) 

     

Corporate Governance Code oder Beteiligungs-

richtlinie  

 

0.00 

(0.95) 

-0.04 

(0.58) 

0.18** ° 

(0.02) 

0.13 

(0.11) 

Regelmäßige Qualitätsüberprüfungen -0.13* ° 

(0.09) 

-0.13* ° 

(0.08) 

-0.09 

(0.23) 

0.05 

(0.48) 

 

Anreizpläne oder variable Vergütung für das 

Top Management 

 

0.14* 

(0.07) 

 

-0.24** ° 

(0.00) 

 

-0.02 

(0.76) 

 

0.19** 

(0.01) 

 

Unterjähriges Berichtswesen nicht fin. Ziele 

 

-0.06 

(0.46) 

 

-0.13* ° 

(0.08) 

 

-0.10 

(0.18) 

 

0.01 

(0.90) 
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Kommunaler Konzernabschluss  

(Dummy aus Sekundärrecherche) 

 

-0.063 

(0.42) 

 

0.0516 

(0.52) 

 

-0.005 

(0.95) 

 

0.195** 

(0.013) 

     

Tabelle 24  Paarweise Korrelationen zwischen Autonomiefaktoren und Steuerungsinstrumenten 
(Eigene Darstellung);  ** p<0.05 *p<0.1; n=167-168; ° Zusätzliche Absicherung durch robuste Regres-
sion: Signifikanz auf 5% Niveau 

Während für die traditionelle Inputsteuerung wie angenommen ein durchweg negativer 

Zusammenhang mit allen Autonomiebereichen besteht, scheint die externe Besetzung 

der Schlüsselpositionen vor allem auf generelle Managemententscheidungen einzuwir-

ken. Dies steht im Einklang mit den gewonnenen Erkenntnissen zu den wichtigsten 

Steuerungsakteuren aus dem vorherigen Abschnitt.  

 

Auch die Effekte von Qualitätsüberprüfungen durch die Kommune sind nachvollziehbar, 

denn diese scheinen einen negativen Effekt auf die Autonomie bei generellen Manage-

mentpraktiken ausüben. Ebenso verhält es sich mit der Überprüfung nichtfinanzieller 

Zielgrößen, die zwar keinen Effekt auf Personal- oder Preisentscheidungen ausüben, 

sich jedoch in der generellen Managementautonomie der Organisation niederschlägt. 

Rechnet man mit robusten Regressionsgleichungen nach Li (1985), um den Einfluss von 

Ausreißern zu begrenzen, so verstärken sich diese Zusammenhänge und zeigen Signifi-

kanz auf 5% Niveau. Bei Anwendung robuster Regressionsgleichungen entfallen dar-

über hinaus alle positiven Signifikanzen für die variable Vergütung. Erhalten bleibt le-

diglich der signifikante, negative Zusammenhang zur generellen Managementautono-

mie.  

 

Die Einführung des kommunalen Konzernabschlusses bei den Kommunen wurde im 

Rahmen einer Sekundärrecherche als Dummy-Variable hinzugefügt. Wir stellen fest, 

dass ein signifikant positiver Zusammenhang zur strategischen Autonomie der Unter-

nehmen besteht. Es lässt sich spekulieren, dass der Konzernabschluss die Kommunen 

davon abhält, unnötige Finanzierungsgeschäfte über die Unternehmen abzuwickeln. Es 

handelt sich allerdings um eine voreilige Schlussfolgerung. Rechnen wir mit einer ro-

busten Regressionsgleichung nach Li (1985), so entfällt der signifikante Effekt vollstän-

dig, weil vier Ausreißer in den Beobachtungen die Ergebnisse stark verzerren.   
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Die informelle Steuerung, die in Studien zur Accountability als ein zentraler Steue-

rungsmechanismus im öffentlichen Sektor identifiziert wurde (Romzek et al. 2014: 

813ff.), steht in einem signifikanten Zusammenhang mit Personalentscheidungen. In-

formelle Mechanismen wie Treffen oder Telefongespräche werden von der Kommunal-

verwaltung auch genutzt, um generelle Managemententscheidungen zu lenken. Letzt-

endlich ist die Steuerungswirkung der Governance Kodizes zu untersuchen. Nach Mei-

nung der OECD sollen Governance Kodizes dazu beitragen, dass den einzelnen Unter-

nehmen mehr operative Freiheiten zugestanden werden (OECD 2014a: 15). Interessan-

terweise scheinen sich diese Freiheiten in den Kommunen der Stichprobe vor allem in 

der Preissetzung der Unternehmen niederzuschlagen. Stärker operative Management-

bereiche wie Personal, Vertrieb oder Produktion sind von der Einführung eines Kodex 

oder einer Beteiligungsstrategie nicht direkt betroffen.  

 

In Anbetracht der zurückliegenden Diskussionen um die tatsächliche Steuerungswir-

kung der Kodizes überrascht diese erste Erkenntnis stark (Leixnering und Bramböck 

2013: 170ff.; Papenfuß 2013b: 302ff.). Um das Ergebnis stärker zu validieren, wurde die 

Variable „Governance Kodex oder Beteiligungsstrategie“ zusammen mit Branchenvari-

ablen und Kontrollvariablen zu Rechtsform, Eigentum und Größe in einer OLS-

Regression auf Preisautonomie getestet. Für eine bessere Übersichtlichkeit wurden 

Brancheneffekte aus der Tabelle entfernt, diese können allerdings vom Autor eingefor-

dert werden. Der signifikante Effekt bleibt erhalten, selbst wenn für Standardfehler kor-

rigiert wird, die durch die Abweichungen aus den Bundesländern entstehen. Eine voll-

ständige Regression mit allen Kontrollvariablen lässt sich vom Autor einfordern, der 

Übersicht halber werden hier nur die wichtigsten Variablen aufgeführt: 
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 Preis- 

VARIABLEN autonomie 

  

Public-Corporate-Governance-Kodex 0.178** 

 (0.0596) 
Private Rechtsform 0.334** 

 (0.145) 

Großes Unternehmen -0.0193 

 (0.0512) 

Private Anteilseigner -0.390 

 (0.281) 

Kommunale Subventionen -0.0265 

 (0.0294) 

Konstante -0.712** 

 (0.321) 

  

Beobachtungen 141 
R-Quadrat 0.412 

Tabelle 25  OLS-Regression Corporate-Governance-Kodex (Eigene Darstellung); *** p<0.01 ** 
p< 0.05 *p<0.1; Robuste Standardfehler in Klammern; Hinweis: Es wurde für die Brancheneffekte, 
Größe, Rechtsform, Privatkapital und Subventionen kontrolliert; Es wurde für die Standardfehler der 
Bundesländer korrigiert 

Es lässt sich auch unter Hinzuziehung der Kontrollvariablen ein Zusammenhang zwi-

schen Preisautonomie und Einsatz der Governance Kodizes ausmachen. Ersetzt man die 

subjektive Einschätzung der Befragten zum Instrument Kodex durch die Dummy Vari-

able „Kodex“, die aus einer Sekundärrecherche für alle Kommunen mit verabschiedetem 

Kodex gewonnen werden konnte, stellt man in der Replikation einen ähnlich starken, 

signifikanten Effekt in die gleiche Richtung fest (p<0.05). Ein potenzieller Common-

Method-Bias kann dadurch relativ gut ausgeschlossen werden.  

 

Wie aber lässt sich dieser unerwartete Zusammenhang erklären? Der Governance Ko-

dex ist streng genommen kein Controlling-Instrument. Vielmehr besitzt er das Potenzi-

al, alle politischen Akteure der Kommune miteinzubeziehen und deren Handlungen zu 

ordnen (Papenfuß 2013b: 304ff.). Ein Kodex trägt von seiner Konzeption her dazu bei,  

Kompetenz und Expertise der Aufsichtsräte zu verbessern und Interessenkonflikte zwi-

schen Steuerungsgremien zu vermeiden (OECD 2014a). Dadurch kann er vertrauensbil-

dend wirken. Sekundäranalysen zeigen darüber hinaus, dass sich der durchschnittliche, 

prozentuale Anteil an Politikern im Aufsichtsrat mit Verabschiedung eines Governance 

Kodex signifikant reduziert:  
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 Politiker im  

VARIABLEN Aufsichtsrat (in %) 

  

Kommune mit Governance Kodex  -0.1725** 

(n=167) (0.0258) 
 

Tabelle 26 Bivariater Zusammenhang zwischen Vorhandensein eines Corporate-Governance- 
Kodex und durchschnittlicher Anzahl der Politiker im Aufsichtsrat; n=167 (Eigene Darstellung); ** 
p<0.05 

Eine erste, plausible Interpretationsmöglichkeit für den Analysebefund zur Preisauto-

nomie wäre, dass mit Verabschiedung eines Corporate-Governance-Kodex der Einfluss 

des Gemeinderates faktisch vermindert wird. Möglicherweise stärkt die intensive An-

wendung der Kodizes zusätzlich die Planungssicherheit der Geschäftsführer. Dies för-

dert dann wiederum die Unabhängigkeit der Unternehmen für Preisentscheidungen 

und mündet in einer vertrauensvolleren Zusammenarbeit. Eventuell wirkt die größere 

Unabhängigkeit und Expertise der Aufsichtsratsmitglieder auch als zusätzlicher Puffer 

gegenüber unwirtschaftlichen Regulierungsentscheidungen. Weitere Analysen bewei-

sen, dass eine verstärkte Anwendung von Kodizes die Einschätzung der Fachexpertise 

für die Aufsichtsräte erhöht und die von den Geschäftsführern empfundene Informa-

tionsüberlastung der Aufsichtsräte vermindert: 

 

 Anwendung Fachexpertise Informationsüberlastung 

VARIABLEN  Kodex im AR im AR 

    

Fachexpertise des AR  0.25*** 1.00  

 (0.0005)   

Informationsüberlastung des AR -0.17** -0.46*** 1.00 

 (0.02) (0.000)  

Tabelle 27 Bivariater Zusammenhang zwischen Anwendung der Kodizes, Expertise und Informa-
tionsüberlastung im Aufsichtsrat; n=192-197 (Eigene Darstellung); *** p<0.01 ** p< 0.05  

Beide Interpretationen sind lediglich Vermutungen und bedürfen weiterführender Ana-

lysen. Festzuhalten bleibt, dass das Instrument Corporate-Governance-Kodex in der 

Stichprobe Steuerungswirkungen entfaltet und das Potenzial besitzt, die Expertise der 

Aufsichtsräte zu steigern oder deren Informationsüberlastung zu vermindern. Durch 

die gezieltere Vermeidung von Interessenkonflikten zwischen den Gremien stellen sich 

also einige positive Effekte ein. Die Anwendung eines Kodex kann dazu führen, dass die 

Preisautonomie der Unternehmen im Verhältnis zur Kommune steigt. Preise ergeben 
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sich dann weniger durch lokale, politische Prioritäten und richten sich eher nach der 

Gesetzeslage in der jeweiligen Branche.  

 
4.6  Aufsichtsratsvariablen 

Nach den Steuerungsinstrumenten sollen in diesem Analyseabschnitt nun insbesondere 

die Public-Corporate-Governance-Variablen betrachtet werden, die das Verhältnis zum 

Aufsichtsrat der Organisationen beschreiben. Besonders die Zusammensetzung des 

Aufsichtsrates, Dynamiken im Aufsichtstrat und die Rolle, die ein Aufsichtsrat effektiv 

wahrnimmt, gelten als wichtig für Unternehmenserfolg und Konformität (Cornforth und 

Chambers 2010: 99ff.).  

Die Analyse soll den Schwerpunkt daher auf die von den Geschäftsführern empfundene 

Rolle der Aufsichtsräte legen. Ebenso wurden metrische Variablen zur Zusammenset-

zung der Aufsichtsräte abgefragt. Insbesondere die Besetzung des Gremiums mit Politi-

kern wird immer wieder kritisch aufgegriffen (Whincop 2005: 78ff.). Prozesse und Dy-

namiken im Aufsichtsrat konnten aufgrund des begrenzten Fragebogenumfangs nicht 

mitabgefragt werden.  

In den strukturellen Variablen sind auf den ersten Blick drei interessante Zusammen-

hänge zu erkennen. Zunächst scheint es so, als verfügen solche Unternehmen, die viele 

Personalvertreter in ihrem Aufsichtsrat haben, über eine signifikant höhere Personalau-

tonomie. Dieser Zusammenhang ist in umgekehrter Richtung durchaus plausibel, denn 

gerade bei sehr großen, privatrechtlichen Unternehmen mit höherer Personalautono-

mie ist der Anteil Arbeitnehmervertreter in den Aufsichtsräten verpflichtend vorge-

schrieben (§1.1.3 DrittelbG; §1.1 MitBestG).  

 
Faktor 1 

Personal 

Faktor 2 

Generelles 

Faktor 3 

Preise 

Faktor 4 

Strategie 

Anzahl Verwaltungsmitarbeiter 

im Aufsichtsgremium (n=113) 

 

0.02 0.07 -0.06 -0.01 

(0.85) (0.46) (0.54) (0.94) 

     

Größe des Aufsichtsrates (n=147) 0.11 0.07 -0.19** ° 0.03 

 (0.19) (0.39) (0.02) (0.73) 

 

Anzahl Politiker im  
Aufsichtsgremium (n=125) 

 

-0.08 0.09 -0.16* -0.19** 

(0.36) (0.32) (0.07) (0.04) 

     

Anzahl Personalvertreter im  

Aufsichtsgremium (n=84) 

0.28** ° -0.05 0.00 -0.01 

(0.01) (0.67) (0.97) (0.94) 
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Anzahl Externe im 

Aufsichtsgremium (n=69) 

-0.15 0.08 -0.13 0.07 

(0.21) (0.51) (0.27) (0.55) 

     

Anzahl der Frauen im  

Aufsichtsgremium (n=121) 

0.03 0.16* ° -0.13 0.01 

(0.78) (0.07) (0.15) (0.88) 

Tabelle 28 Korrelationstabelle zur Struktur der Aufsichtsräte (Eigene Darstellung); *** p<0.01 ** 
p<0.05 *p<0.1; n= 69-125; Signifikanzlevel in Klammern: Skalenniveau: metrisch; ; ° Zusätzliche Absi-
cherung durch robuste Regression nach Li (1985): Signifikanz auf 5% Niveau  

Zum anderen stellen wir fest, dass bei Aufsichtsräten mit sehr vielen Politikern ein sig-

nifikanter, negativer Zusammenhang zur strategischen Autonomie des Unternehmens 

besteht. Die Interessekonflikte bei Politikern könnten dazu führen, dass sie ihre Rolle 

anders als vom politischen Erfolg unabhängige Aufsichtsratsmitglieder interpretieren 

(Papenfuß 2013: 78f.). In der robusten Regression unter Berücksichtigung von Ausrei-

ßern konnte dieser Zusammenhang allerdings nicht validiert werden29. Drittens wirkt 

sich die Größe der Aufsichtsräte negativ auf die Preisautonomie der Unternehmen aus. 

Der Verfasser vermutet, dass sehr große Aufsichtsräte eine heterogenere Struktur auf-

weisen, was den Prozess der Entscheidungsfindung schwieriger und langwieriger 

macht (Papenfuß 2013a: 226). Dadurch könnte sich die Machtposition bei großen, stra-

tegisch wichtigen Unternehmen in Richtung des Gemeinderates verschieben. Politische 

Preisentscheidungen wären leichter durchzusetzen.  

In einem zweiten Schritt sollen die strukturellen Variablen mit der fachlichen Einschät-

zung der Geschäftsführer verknüpft werden. In der Debatte um effektivere Aufsichtsrä-

te wird oft auf eine mangelnde, fachliche Eignung der entsendeten Politiker hingewie-

sen (Papenfuß 2013a: 73). Vielfach bestehen keine oder nur schwache Vorkenntnisse 

im betriebswirtschaftlich-technischen Bereich. Ein weiterer, populärer Kritikpunkt be-

trifft die zeitliche Überbelastung der Mitglieder (Papenfuß 2013a: 71ff.). Die Annahmen 

lassen sich vorerst mit folgender Korrelationstabelle zur empfundenen Expertise und 

Informationsüberlastung der Aufsichtsräte überprüfen: 

 

 

                                                             
29 p=0.697 bei Anwendung der robusten Regression, die Ausreißer in den Beobachtungen schwächer gewich-
tet. 
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 Durchschn.  Durchschn. 

VARIABLEN Fachkenntnis Informationsüberlastung 

 

Informationsüberlastung -0.46*** ° 1.00 

(n=193) (0.00) (0.00) 

Dauer der Amtszeit 0.13* 0.05 

(n=197) (0.067) (0.51) 

Mehrfachpositionen 0.07 0.20** ° 

(n=193) (0.34) (0.0046) 

Größe des AR -0.27*** ° 0.25*** ° 

(n=198) (0.0002) (0.0005) 

Anzahl Verwaltungsmitarbeiter -0.06 0.03 

(n=155) (0.49) (0.337) 

Politiker im AR (in %) -0.30*** ° 0.23*** ° 

(n=169) (0.0001) (0.0031) 

Personalvertreter im AR (in %) -0.09 -0.23** ° 

(n=107) (0.33) (0.0166) 

Tabelle 29 Korrelationstabelle zu Struktur und wahrgenommener Fachlichkeit der Aufsichtsräte 
(Eigene Darstellung); *** p<0.01 ** p<0.05 *p<0.1; Signifikanzlevel in Klammern; ° Zusätzliche Absi-
cherung durch robuste Regression nach Li (1985): Signifikanz auf 5% Niveau   

Nach Ansicht der Geschäftsführer scheinen Aufsichtsräte mit sehr hohem Politikeranteil 

tatsächlich unter einem fachlichen Defizit zu leiden. Außerdem glauben die Geschäfts-

führer, dass stark politisch besetzte Aufsichtsräte mit der Menge der Informationen 

überfordert sind. Da viele Ratsmitglieder lediglich ehrenamtlich tätig sind, haben sie ein 

niedrigeres Zeitkontingent und können ihren Aufgaben nur in geringerem Maße gerecht 

werden als Hauptamtliche (Papenfuß 2013a: 81f.). Dies ist ebenfalls der Fall, wenn es 

sich um ein größeres Aufsichtsgremium handelt oder die Mitglieder in der Wahrneh-

mung der Geschäftsführer besonders viele Mehrfachpositionen innehaben.  

Wie aber verhalten sich diese fachlichen Variablen zur Managementautonomie? Entge-

gen der Erwartungen nimmt die wahrgenommene Expertise des Aufsichtsrates in unse-

rem Sample keinen signifikanten Einfluss auf die Managementautonomie. Möglicher-

weise schlägt sich die Fachkenntnis der Aufsichtsräte aber stark in den Entscheidungen 

der Unternehmen und im letztendlichen Unternehmenserfolg nieder. Hier bedarf es 

sicherlich weiterführender, empirischer Forschung.  
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Faktor 1 

Personal 

Faktor 2 

Generelles 

Faktor 3 

Preise 

Faktor 4 

Strategie 

Fachkenntnis 

des Aufsichtsrates (n=140) 

0.07 -0.15* 0.10 0.04 

(0.43) (0.07) (0.22) (0.63) 

Durchschnittliche Amtszeit 

des Aufsichtsrates (n=140) 

0.13 -0.07 0.07 0.12 

(0.14) (0.41) (0.43) (0.16) 

Viele Mehrfachpositionen  

der Mitglieder (n=137) 

-0.10 0.10 -0.13 0.11 

(0.24) (0.24) (0.13) (0.20) 

Informationsüberlastung der  

Aufsichtsräte (n=139) 

-0.16* 0.18** -0.19** ° -0.02 

(0.06) (0.03) (0.03) (0.81) 

Rolle als Kontrollgremium 

(n=140) 

-0.15* -0.18** ° -0.08 0.17** ° 

(0.08) (0.03) (0.37) (0.04) 

Rolle als Partner und Berater 

(n=139) 

0.02 -0.08 0.07 0.07 

(0.78) (0.36) (0.40) (0.38) 

Rolle als Ressource  

(n=140) 

-0.18** -0.16* 0.03 0.12 

(0.03) (0.05) (0.74) (0.15) 

Rolle als Strategischer Impulsgeber 

(n=140) 

0.02 -0.15* 0.21** ° 0.13 

(0.80) (0.08) (0.01) (0.13) 

Tabelle 30 Korrelationstabelle zu Rolle und Belastung der Aufsichtsräte (Eigene Darstellung); 
*** p<0.01 ** p<0.05 *p<0.1; n= 137-140; Signifikanzlevel in Klammern; ° 5% Signifikanzniveau bei 
robuster Regression nach Li (1985) 

Besteht eine hohe Informationsüberlastung im Aufsichtsrat, so nehmen die Geschäfts-

führer eine signifikant größere, generelle Entscheidungsfreiheit für ihr Unternehmen 

wahr. Der Grund liegt vermutlich darin, dass sich auch politisch motivierte Aufsichtsrä-

te nicht intensiv genug mit den Unternehmensberichten beschäftigen können. Die In-

formationsüberlastung steht gleichzeitig in einem negativen Zusammenhang zur jewei-

ligen Preisautonomie. Wir können vermuten, dass überlastete Aufsichtsräte politische 

Preiseingriffe aufgrund der begrenzten Informationsverarbeitung stärker tolerieren.    

Die weitere Analyse betrifft die Interpretation der Rolle des Aufsichtsrates. Nach dem 

Gesetz ist der Aufsichtsrat als ein Kontroll- und Aufsichtsgremium anzusehen. Die Auf-

gaben erstrecken sich auf die Überwachung der Geschäftsführung und die Absegnung 

von zustimmungspflichtigen Geschäften (Ganske 2005: 52ff.). Darüber hinaus soll das 

Gremium eine Beratungsfunktion übernehmen (KPMG 2013: 8).  

Interpretiert das Gremium seine Rolle stark gesetzeskonform und kommt seinen Auf-

sichtspflichten nach, so wirkt sich dies negativ auf die generelle Managementautonomie 

des Unternehmens aus, denn mit der Kommune vereinbarte Ziele des Unternehmens 

werden evaluiert und hinterfragt. Eine strategische Interpretation der Rolle des Auf-

sichtsrates bringt dagegen wichtige Freiheiten für die Unternehmen mit sich. Wenn die 
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Aufsichtsratsmitglieder aktiv Impulse geben und Prioritäten für die Unternehmensfüh-

rung mittragen oder betonen, kann dies eine positive Auswirkung auf die Preisautono-

mie der Unternehmen entfalten und den Einflussbereich des Gemeinderates begrenzen. 

Nur in Unternehmen mit geringer Personalautonomie begreifen Geschäftsführer den 

Aufsichtsrat als eine wichtige Ressource (Pfeffer und Salancik 1978). Die Partner- und 

Beraterrolle (Donaldson und Davis 1991) bringt keine zusätzlichen Flexibilisierungen 

der Unternehmen mit sich.  

Weiterführend zur Rolle des Aufsichtsrats lässt sich der Board Self Assessement Questi-

onnaire (BSAQ) betrachten, der oftmals zitiert wird, wenn es um die Beurteilung der 

Effektivität von Steuerungsgremien geht (Chait et al. 1993; Emslie 2007; Ugboro und 

Obeng 2009). Erzielen die Aufsichtsräte hohe Werte in allen Dimensionen, so gelten sie 

als relativ kompetent und effektiv. Fragebogen Items wurden in den Dimensionen Stra-

tegie, Politik, Reflexion und Analyse abgefragt, weil diese Aufgaben denen eines deut-

schen Aufsichtsrates noch am nächsten stehen. Die ersten drei Fragen beziehen sich auf 

die strategische Funktion von Aufsichtsräten, danach folgen zwei Fragen zur politischen 

Funktion, zwei zur Reflexion und zwei Fragen zur analytischen Perspektive. Alle Fragen 

wurden von den verantwortlichen Geschäftsführern in Bezug auf ihren Aufsichtsrat be-

antwortet und unterliegen damit einem Key-Informant-Bias, wir müssen die Interpreta-

tion daher mit äußerster Vorsicht betrachten:  

 

Der Aufsichtsrat… 
Faktor 1 

Personal 

Faktor 2 

Generelles 

Faktor 3 

Preise 

Faktor 4 

Strategie 

Fach- 

Kenntnis 

…konzentriert sich auf Prozesse,  

die die organisationalen  

Prioritäten schärfen  

 

-0.09 -0.22** -0.05 0.29*** 0.398*** 

(0.28) (0.01) (0.52) (0.00) (0.00) 

     

      

…lenkt die Aufmerksamkeit auf  

Prioritäten und Entscheidungen   

von strategischer Bedeutung  

-0.00 -0.13 0.12 0.11 0.439*** 

(1.00) (0.13) (0.17) (0.19) (0.000) 

     

      

…antizipiert potenzielle Probleme, 

bevor es dringlich wird  

-0.02 -0.17* 0.01 0.11 0.48*** 

(0.85) (0.05) (0.93) (0.18) (0.00) 

      

…respektiert die legitimen Rollen 
und Verantwortlichkeiten der 

Stakeholder  

0.03 -0.11 0.01 0.29*** 0.376*** 

(0.74) (0.20) (0.94) (0.00) (0.00) 
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…berät sich oft mit wichtigen  
Stakeholdern  

0.09 -0.16* 0.12 0.14 0.41*** 

(0.32) (0.06) (0.16) (0.10) (0.00) 

      

…sucht regelmäßig nach  

Informationen und Feedback zur 
eigenen Effektivität  

0.02 -0.27*** -0.09 0.10 0.44*** 

(0.80) (0.00) (0.29) (0.24) (0.00) 

     

      

… nimmt sich Zeit zur Selbstreflexion  

und zur Einschätzung der eigenen Stärken,  
Fehler und Schwächen  

-0.02 -0.17** 0.02 0.04 0.43*** 

(0.85) (0.04) (0.83) (0.66) (0.00) 

     

      

…sucht stark und aktiv nach  

konkreten Informationen  

0.03 -0.27*** 0.07 0.00 0.45*** 

(0.70) (0.00) (0.42) (0.99) (0.00) 

      

…erkennt, dass komplexe Probleme 

selten perfekte Lösungen aufweisen  

 

0.13 -0.08 -0.06 0.05 0.43*** 

(0.14) (0.35) (0.51) (0.58) (0.00) 

     

Tabelle 31 Korrelationstabelle zur Effektivität der Aufsichtsräte (Eigene Darstellung); *** p<0.01 
** p<0.05 *p<0.1; n= 134-140 für Autonomie; n=181-196 für Fachkenntnis; Signifikanzlevel in Klam-
mern  

Alle Items stehen, wie angenommen, in positivem Zusammenhang zur wahrgenomme-

nen Expertise im Aufsichtsrat. Der BSAQ-Index ist für die vier verwendeten Dimensio-

nen relativ gut geeignet, die Performance der Aufsichtsräte abzufragen. Weitere Analy-

sen zeigen, dass alle Variablen gleichzeitig in einem signifikant negativen Zusammen-

hang zur Informationsüberlastung der Räte stehen. Dies ermöglicht es uns, einige Aus-

sagen zur Managementautonomie zu treffen.  

Die Ergebnisse legen nahe, dass ein effektiver Aufsichtsrat, der sich stark mit der Ziel-

bildung auseinandersetzt die enpfundene, generelle Managementunabhängigkeit der 

Organisationen begrenzt. Im Hinblick auf strategische Entscheidungen kann eine Schär-

fung der Prioritäten durch den Aufsichtsrat mit einer größeren Unabhängigkeit der Un-

ternehmensentscheidungen einhergehen. Agiert das Gremium so, dass die Wünsche 

verschiedener, wichtiger Stakeholder berücksichtigt werden, so wird dem Unterneh-

men aber eine größere strategische Autonomie zugestanden. Dies bestätigt die Annah-

men von Thomasson (2009), die auf Basis von Fallstudien annimmt, dass es gerade bei 

öffentlichen Unternehmen eine wichtige Aufgabe der Gremien darstellt, eine Mediator-

rolle zwischen verschiedenen Stakeholdern einzunehmen, um die Handlungsfähigkeit 

der Organisation sicherzustellen (Thomasson 2009: 149ff.). Ist ein Aufsichtsrat darüber 
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hinaus sehr kritisch gegenüber seinem eigenen Verhalten, versucht es zu verbessern 

und neigt zur Selbstreflexion, so wirkt sich dies signifikant negativ auf die generelle 

Entscheidungsfreiheit der Geschäftsführer aus. Ein ähnliches Bild zeigt sich, wenn der 

Aufsichtsrat aktiv nach konkreten Informationen sucht. Wir können vermuten, dass 

insbesondere kritisch-analytische Aufsichtsräte die zur Verfügung stehenden Daten 

stark hinterfragen, die Geschäftsführer damit konfrontieren und die Zielerreichung, an-

ders als angenommen, auch im Hinblick auf Gemeinwohl und Kommune beurteilen. 

Nun werden die signifikanten Zusammenhänge mit den strukturellen Aufsichtsratsvari-

ablen Anzahl Politiker (in %) und Größe des Aufsichtsrates in einem gemeinsamen OLS-

Regressionsmodell untersucht, um deren Erklärungsbeitrag zu überprüfen. Hierfür 

wurde die Anzahl der Politiker im Aufsichtsrat zur Größe ins Verhältnis gesetzt. Als 

Kontrollvariablen fungieren Branche, Rechtsform, Größe, Beteiligtes Privatkapital, Vor-

jahresgewinn und Verschuldungsgrad. Darüber hinaus wurde für Standardfehler durch 

die Bundesländerunterschiede kontrolliert. Weitere Modelle für die Variablen Perso-

nalvertreter und Verwaltungsmitarbeiter ergaben keine signifikanten Zusammenhänge.  

 Faktor 1 Faktor 2 Faktor 3 Faktor 4 

VARIABLEN Personal Generelles Preise Strategie 

     

Anzahl Politiker im AR  0.454 0.256 -0.343 -1.012** 

(in %) (0.418) (0.665) (0.398) (0.466) 

Größe AR 0.0381 0.0378 0.000935 -0.0374** 

 (0.0371) (0.0285) (0.0298) (0.0172) 

Private Rechtsform 0.462 0.116 0.600 -0.153 
 (0.396) (0.339) (0.373) (0.476) 

Großes Unternehmen -0.00172 0.142 0.406* 0.632 

 (0.224) (0.299) (0.195) (0.388) 

Gewinn in 2012 -2.12e-09 -9.01e-10 1.20e-09 4.23e-09** 

 (1.57e-09) (3.19e-09) (3.39e-09) (1.43e-09) 

Verschuldungsgrad  -0.000928 0.000758 -0.000534* 0.000586 

 (0.000745) (0.000556) (0.000297) (0.00122) 

Privates Eigentum 0.259 -0.641 -0.757 0.0413 

 (0.476) (0.721) (0.457) (0.237) 

Konstante -0.929 -0.471 -0.468 0.962* 

 (0.525) (0.551) (0.343) (0.485) 
     

Beobachtungen 90 90 90 90 

R-Quadrat 0.383 0.246 0.391 0.425 

Tabelle 32 OLS-Regression Aufsichtsrat (Eigene Darstellung); *** p<0.01 ** p< 0.05 *p<0.1; 
Robuste Standardfehler in Klammern; Es wurde für die Brancheneffekte, Größe, Rechtsform, Privat-
kapital, Vorjahresgewinn und Verschuldungsgrade kontrolliert; Es wurde für die Standardfehler der 
Bundesländer korrigiert 
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Die Modelle mit Brancheneffekten sind auf Anfrage beim Autor erhältlich, aus Illustrati-

onsgründen wurde auf eine vollständige Präsentation verzichtet. Aufgrund der geringen 

Fallzahl von lediglich 90 Beobachtungen sollte man keine voreiligen Schlüsse aus den 

Ergebnissen ziehen. Weil mittels Drittvariablen für Größenunterschiede und den wirt-

schaftlichen Erfolg der Unternehmen kontrolliert wurde, lässt sich zumindest ein Com-

mon-Method-Bias ausschließen (Favero und Bullock 2015). Der Erklärungsgehalt der 

verschiedenen Modelle liegt relativ hoch und alle Modelle zeigen signifikante F-Tests. 

Die Varianz-Inflations-Faktoren (VIF) liegen in den zulässigen Grenzen. Im Besonderen 

ist darauf hinzuweisen, dass die Annahme normalverteilter Residuen in Modell vier laut 

Shapiro-Wilk Test verletzt wurde. Um die Ergebnisse abzusichern, wurde die 

Bootstrapping-Methode angewandt. 10.000 Replikationen mit der Bootstrapping-

Methode ergaben ebenfalls einen signifikanten Wert für den Anteil der Politiker im Auf-

sichtsrat. Das Signifikanzniveau für die Größenvariable konnte nicht validiert werden.  

Unter Kontrolle von Drittvariablen zeigt sich, dass die durchschnittliche Anzahl der Po-

litiker im Aufsichtsrat eine signifikant negative Wirkung auf die strategische Manage-

mentautonomie der Unternehmen ausübt. Andere Zusammenhänge lassen sich nicht 

validieren. Durch die Kontrolle für Aufsichtsratsvariablen verlieren die Effekte der pri-

vaten Rechtsform an Signifikanz. Weiterführende Brancheneffekte treten in den ange-

nommenen Richtungen auf. In einem letzten Modell sollen die Zusammenhänge mit 

Aufsichtsratsvariablen getestet werden, die auf Basis der verwendeten Theorien aufge-

stellt wurden. Dabei werden vor allem die Items des BSAQ berücksichtigt (Ugboro und 

Obeng 2009: 247). Items zur Reflexionsfähigkeit wurden mittels Konfirmatorischer 

Faktorenanalyse (CFA) zu einem gemeinsamen Faktor „Reflektierendes Board“ zusam-

mengefasst, solche zur Strategiefähigkeit zum Faktor „Strategisches Board“, Fragen zur 

Berücksichtigung der Stakeholder als „Politisch-strategisches Board“ und solche zur 

Analysefähigkeit als „Analytisches Board“: 

 

 

 

 

 



             Teil II Empirie   166 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abbildung 9 CFA-Faktorladungen zur Effektivität der Aufsichtsräte nach BSAQ; *** p<0.01; n=173  

„Das Grundprinzip der CFA beruht auf der Maximum-Likelihood-Methode“ (Bortz 2005: 

560). Dieser Ansatz sucht nach gemeinsamen Varianzparametern im Sample und spezi-

fischen Varianzparametern von Variablen, die ein Zustandekommen der postulierten 

Korrelationsmatrix maximieren (Bortz 2005: 560). Bei der konfirmatorischen Analyse 

werden im Vorhinein Hypothesen bezüglich der Anzahl der Faktoren aufgestellt (Bortz 

2005: 561). Mit besonderen Anpassungstests kann dann überprüft werden, inwiefern 

eine signifikante Abweichung der empirisch ermittelten Matrix von den postulierten 

Hypothesen vorliegt (Bortz 2005: 561). “Mittels Fit-Indizes wird überprüft, ob die Ab-

Strategisches 

Board 

Politisch-

strategisches Board 

 

 

 
Reflektierendes 

Board 

 

Analytisches 

Board 

Prioritäten schärfen 

Aufmerksamkeit lenken 

Probleme antizipieren 

Stakeholder akzeptieren 

Mit Stakeholdern beraten 

Effektivität reflektieren 

Zeit zur Selbstreflexion 

Suche nach Informationen 

Komplexe Probleme  

erkennen 

0.66*** 

 

 
0.67*** 

 

0.81*** 

* 

0.63*** 

 

0.81*** 

0.92*** 

 

0.86*** 

0.79*** 

0.65*** 
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weichung der empirisch ermittelten Ladungsmatrix von der hypothetisch angenomme-

nen Ladungsmatrix zufällig oder statistisch bedeutsam ist“ (Bortz 2005: 561). Alle Fak-

toren erzielen relativ gute Faktorladungen in den angenommenen Richtungen. Die 

Goodness of Fit-Indizes für das Modell liegen wie folgt vor:  

FIT STATISTIK 

 

Wert 

Likelihood Ratio  

Chi-Quadrat Statistik (ms21) 

 
 

 

31.176 

 p>Chi-Quadrat 0.071 

Chi-Quadrat Statistik (bs36) 

p>Chi-Quadrat 

676.95 

0.000 

  

Population Error 

RMSEA (Approximationsdiskrepanzwurzel) 

 

0.053 

90% CI, lower bound 
upper bound 

0.000 
0.09 

Pclose 0.415 

Baseline Comparison 
Comparative Fit Index 

 
0.984 

Tucker-Lewis Index 0.973 

Tabelle 33 Goodness of Fit-Indizes für das CFA-Modell zu BSAQ-Variablen  

Indizes wie der CFI geben an, ob die Güte eines Modells näher an einem Unabhängig-

keitsmodell liegt, in welchem alle manifesten Variablen als unkorreliert angenommen 

wurden oder ob sie sich einem saturierten Modell annähert, welches einen perfekten Fit 

von 1 aufweist (Backhaus et al. 2006: 381). Der Comparative Fit Index (CFI) berücksich-

tigt zusätzlich die Zahl der Freiheitsgrade (Backhaus et al. 2006: 381). Der Tucker-

Lewis-Index (TLI) erweist sich als relativ robust gegen Größenveränderungen des 

Samples (Marsh et al. 1988: 391). Zusätzlich kann man die Approximationsdiskre-

panzwurzel (RMSEA) eines Modells ermitteln. „Mit dem RMSEA wird geprüft, ob das 

Modell die Realität hinreichend gut approximiert“ (Backhaus et al. 2006: 381). Bei Wer-

ten unterhalb von 0.08 spricht man von einem akzeptablen Modellfit (Backhaus et al. 

2006: 382).  
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Eine Evaluation anhand der Fit-Indizes zeigt, dass das Modell zwar insgesamt noch ver-

besserungswürdig ist, allerdings bereits sehr gute Fit-Indizes erzielt. Zwar ist die Chi-

Quadrat-Statistik knapp im 10%-Niveau signifikant, McDonald und Marsh (1990: 247) 

bezweifeln aber die Güte dieses Tests, denn ab einer bestimmten Samplegröße kann 

kein restriktives Modell mehr die Population vollständig abbilden. Das Modell erzielt 

gute Upper Bound-Werte für den RMSEA-Wert (Marsh et al. 1988; Brown und Cudeck 

1992), und sehr gute Werte für den CFI und den TLI (Marsh et al. 1988; McDonald und 

Marsh 1990; Bentler 1990). Insgesamt können wir von einem durchaus zufriedenstel-

lenden Modellfit ausgehen.  

 

Um die Social-Exchange-Hypothesen in Bezug auf den Aufsichtsrat zu überprüfen, soll 

in der letzten Analyse dieses Abschnittes getestet werden, wie sich die CFA-basierten 

Aufsichtsratsfaktoren zur Managementautonomie verhalten. Die folgende Tabelle zeigt 

das Ergebnis der bivariaten Korrelationsanalysen: 

 

FAKTOREN 
Faktor 1 

Personal 

Faktor2 

Generelles 

Faktor 3 

Preise 

Faktor 4 

Strategie 

Strategisches Board -0.02 -0.26*** ° 0.01 0.18** 

 (0.84) (0.00) (0.94) (0.04) 
 

Politisch- 0.06 -0.23** ° 0.08 0.19** 

Strategisches Board (0.47) (0.01) (0.35) (0.03) 

 

Reflektierendes Board 0.01 -0.25*** ° -0.02 0.10 ° 

 (0.89) (0.00) (0.86) (0.24) 

 

Analytisches Board 0.06 -0.26*** ° 0.06 0.12 

 (0.53) (0.00) (0.50) (0.18) 

Tabelle 34 Korrelationstabelle zum CFA-Modell Aufsichtsrat (Eigene Darstellung); *** p<0.01 ** 
p<0.05 *p<0.1; n= 131; ° Zusätzliche Absicherung durch robuste Regression: Signifikanz auf 5% Ni-
veau 

In den Ergebnissen verdeutlicht sich der negative Einfluss der Faktoren auf generelle 

Managementautonomie. Auf Basis der bisherigen Analysen führt der Autor den Effekt 

auf die bessere Expertise der Aufsichtsräte und die damit einhergehende, größere Auf-

merksamkeit für Unternehmensspezifika zurück. Politisch-strategisch agierende Auf-

sichtsräte scheinen positiv auf die strategische Autonomie der Unternehmen einzuwir-

ken, bei Berücksichtigung von Ausreißern allerdings nur auf 10%-Signifikanzniveau.  
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In einem letzten Schritt werden OLS-Regressionen wie zuvor unter Berücksichtigung 

der Kontrollvariablen Branche, Rechtsform, Größe, Beteiligtes Privatkapital und Vorjah-

resgewinn ermittelt. Weil die Faktoren stark miteinander korrelieren wurden separate 

Regressionsmodelle mit den Autonomiefaktoren errechnet. In den Modellen zur gene-

rellen Managementautonomie ergaben sich folgende signifikante Zusammenhänge: 

 

 Faktor 2 Faktor 2 Faktor 2 Faktor 2  

VARIABLEN Generelles Generelles Generelles Generelles 

     

Strategisches Board -0.416*    
(CFA-Faktor) (0.227)    

     

Politisch-Strategisches  -0.376**   
Board (CFA-Faktor)  (0.162)   

     

Reflektierendes    -0.323**  

Board (CFA-Faktor)   (0.132)  
     

Analytisches     -0.330* 

Board (CFA-Faktor)    (0.172) 
     

Private Rechtsform  -0.307 -0.322 -0.298 -0.369 

 (0.276) (0.276) (0.266) (0.263) 
Großes Unternehmen 0.292 0.278 0.302 0.278 

 (0.237) (0.250) (0.241) (0.240) 

Privater Anteilseigner -0.295 -0.504 -0.322 -0.467 

 (0.429) (0.405) (0.411) (0.395) 
Gewinn in 2012 -1.47e-09 -1.21e-09 -4.52e-10 -1.13e-09 

 (2.34e-09) (2.44e-09) (2.23e-09) (2.57e-09) 

Konstante 0.438 0.473 0.419 0.487 
 (0.305) (0.330) (0.301) (0.311) 

     

Beobachtungen 105 105 105 105 
R-Quadrat 0.288 0.263 0.293 0.273 

Tabelle 35 OLS-Regression BSAQ (Eigene Darstellung); *** p<0.01 ** p< 0.05 *p<0.1; Robuste 
Standardfehler in Klammern; Hinweis: es wurde für die Brancheneffekte, Größe, Rechtsform, Privat-
kapital und Vorjahresgewinn kontrolliert; es wurde für die Standardfehler der Bundesländer korrigiert 

Damit lässt sich bestätigen, dass die generelle Managementautonomie in öffentlichen 

Unternehmen stark von der Arbeitsweise des Aufsichtsrates beeinflusst wird. Der Autor 

vermutet auf Basis der Datenlage, dass die höhere Effektivität der Aufsichtsräte dazu 

führt, dass diese aufmerksamer bleiben, besser miteinander kooperieren und unter ge-

ringerer Informationsüberlastung leiden. Ein starker und effektiver Aufsichtsrat provo-

ziert möglicherweise politische Eingriffe in das Unternehmensgeschehen, weil Macht-

verhältnisse ausgeglichen werden müssen. Die zweite, wohl plausiblere Möglichkeit, 
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wäre, dass die Aufsichtsräte selbst bereits gemeinwohlorientierte Ziele in ihren Überle-

gungen berücksichtigen und somit auch die Strategien der Eigner antizipieren. Dies gilt 

insbesondere für reflektierende und politisch-strategische Aufsichtsräte, die die Inte-

ressen verschiedener Stakeholder in ihre Überlegungen miteinbeziehen.  

 

4.7 Die Transaktionskosten Perspektive 

Im nun folgenden Abschnitt sollen die Hypothesen zur Transaktionskostentheorie aus 

dem vorigen Kapitel untersucht werden. Die Faktorwerte für Prozesskontrollen und 

Zielsteuerung wurden mit der konfirmatorischen Faktorenanalyse ermittelt, weil sich 

zwei zu Grunde liegende, latente Konstrukte erwarten lassen (van den Abeele 2006: 

84ff.). Die Fit-Indizes CFI, TLI und RMSEA liegen im zufriedenstellenden Bereich30 

(Marsh et al. 1988; Bentler 1990). Politische Relevanz der Einzelunternehmen und Poli-

tischer Konflikt sind Single-Item Maße. Die Items zur Messbarkeit der Ziele, zur Kom-

plexität und zur Anzahl der Wettbewerber wurden jeweils mittels Hauptkomponen-

tenanalyse zu Faktoren zusammengefasst. Alle zugehörigen Faktorladungen finden sich 

im Anhang (Anhang 6). Die zu betrachtenden Variablen wurden vorerst auf bivariate 

Zusammenhänge mit den Autonomiefaktoren getestet. Die Korrelationsmatrix verdeut-

licht die Zusammenhänge:  

VARIABLEN 

Faktor 1 

Personal 

Faktor 2 

Generelles 

Faktor 3 

Preise 

Faktor 4 

Strategisches 

Politische Relevanz (n=161) -0.06 

(0.46) 

-0.09 

(0.27) 

-0.03 

(0.69) 

-0.01 

(0.94) 

Prozesskontrollen (n=163) -0.27*** 

(0.00) 

-0.32*** 

(0.00) 

-0.17** 

(0.03) 

-0.05 

(0.51) 

Zielsteuerung (n=163) -0.16** 

(0.04) 

-0.29*** 

(0.00) 

-0.15* 

(0.06) 

-0.09 

(0.28) 

Messbarkeit der Ziele (n=160) 0.13* 

(0.09) 

0.08 

(0.32) 

0.05 

(0.56) 

0.11 

(0.15) 

Komplexität (n=158) -0.04 
(0.61) 

0.10 
(0.21) 

-0.06 
(0.46) 

0.13 
(0.10) 

Politischer Konflikt (n=158) 0.19** 

(0.01) 

-0.02 

(0.76) 

0.02 

(0.84) 

0.05 

(0.52) 

Wettbewerber (n=160) 0.28*** 

(0.00) 

0.05 

(0.55) 

0.17** 

(0.03) 

0.13* 

(0.09) 

Tabelle 36  Paarweise Korrelationen zwischen Autonomiefaktoren und Transaktionskosten Vari-
ablen (Eigene Darstellung);  *** p<0.01 ** p<0.05 *p<0.1; n= 158-163; Signifikanzlevel in Klammern 

                                                             
30 CFI=0.988; TLI=0.969; RMSEA=0.089. 
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Ein Zusammenhang mit Personalautonomie besteht für die Variablen Prozesskontrol-

len, Zielsteuerung, Politischer Konflikt und Wettbewerber. Bivariate Zusammenhänge 

mit genereller Managementautonomie finden sich wiederum für Prozesskontrollen und 

Zielsteuerung. Prozesskontrollen wirken darüber hinaus negativ auf die Preisautono-

mie ein. Die Hypothesen H1.1a, H1.2c, H1.3a und H1.3b lassen sich somit vorerst bestä-

tigen. Allerdings deutet der Zusammenhang zwischen Zielsteuerung und Personalauto-

nomie darauf hin, dass mit Hilfe der Zielsteuerung auch Eingriffe in das operative Un-

ternehmensgeschehen gerechtfertigt werden. Es bestehen keine bivariaten Zusammen-

hänge für die Hypothesen H1.1b, H1.2a und H1.2b zur Komplexität der Aufgabe, zur 

politischen Relevanz der Einzelunternehmen und zur Messbarkeit der Ziele.  

 

Alle signifikanten Variablen wirken in einer vorher angenommenen Richtung. Politische 

Konflikte im Gemeinderat stärken die Personalautonomie. Prozesskontrollen scheinen 

sich im Besonderen auf Personal-, Preis- und generelle Managementautonomie auszu-

wirken. Die Anwendung von Zielsteuerung nimmt der Unternehmensleitung Personal-

autonomie und schränkt (wie angenommen) die generellen Managemententscheidun-

gen ein. Wichtigster Flexibilisierungstreiber aus Sicht der Geschäftsführer ist die Anzahl 

der Wettbewerber, die sich in der Personal- und Preisautonomie der Unternehmen nie-

derschlägt. In einer Regressionsanalyse soll nun der Erklärungsbeitrag der transakti-

onskostenbasierten Variablen insgesamt erfasst werden.  

 

 Faktor 1 Faktor 2  Faktor 3 Faktor 4 

VARIABLEN Personal Generelles Preise Strategisches 

     

Wettbewerber 0.271*** ° -0.0392 0.154* 0.0992 

 (0.0778) (0.0916) (0.0898) (0.0858) 

Politische Relevanz 0.00171 -0.0443 -0.0115 0.0250 ° 

 (0.0636) (0.0712) (0.0757) (0.0825) 

Komplexität -0.0744 0.0990 -0.0491 0.121 

 (0.0807) (0.0744) (0.0774) (0.0870) 

Messbarkeit der Ziele 0.0814 0.0670 0.00219 0.0923 

 (0.0754) (0.0753) (0.0753) (0.0840) 

Politischer Konflikt 0.191** -0.0810 -0.0456 0.0871 

 (0.0734) (0.0891) (0.102) (0.0976) 

Prozesskontrolle -0.295*** ° -0.393*** ° -0.197* ° -0.0321 

 (0.0936) (0.102) (0.111) (0.105) 

     

     

Konstante -0.512 0.363 0.134 -0.323 

 (0.332) (0.391) (0.421) (0.417) 
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Beobachtungen 149 149 149 149 

R-Quadrat 0.199 0.130 0.055 0.045 

Tabelle 37 OLS-Regression zu den Hypothesen H1.1a-H1.3b (Eigene Darstellung); Robuste Stan-
dardfehler in Klammern; *** p<0.01 ** p<0.05 *p<0.1; n= 149; ° Zusätzliche Absicherung durch ro-
buste Regression: Signifikanz auf 5% Niveau  

Weil Zielsteuerung und Prozesskontrollen sehr hoch miteinander korrelieren, wurde 

nur die Variable Prozesskontrolle berücksichtigt, um Multikollinearität zu vermeiden. 

Für keines der vier Modelle besteht die Gefahr der Multikollinearität, denn die Varianz-

Inflations-Faktoren liegen innerhalb der zugelassenen Grenzen. Die F-Tests für die ers-

ten beiden Modelle liegen über dem kritischen Wert, damit können wir ein Be-

stimmtheitsmaß von Null ablehnen (Bortz 2005: 148ff., 450f.). Die Modelle besitzen 

somit Gesamtsignifikanz und Erklärungsgehalt (Bortz 2005: 450). Im vierten Modell 

liegt die Signifikanz des F-Tests lediglich auf 30% Niveau, im dritten Modell lediglich bei 

25%. Die Nullhypothese, dass die erklärenden Variablen zusammengenommen keinen 

signifikanten Erklärungsgehalt besitzen, kann für die Modelle drei und vier daher nicht 

abgelehnt werden.    

 

Der Erklärungsbeitrag der unabhängigen Variablen ist besonders hoch für die Faktoren 

Personal- und generelle Managementautonomie. Hier können mit den sechs Variablen 

bereits 19.9% bzw. 13% der Gesamtvarianz erklärt werden. Für Preisautonomie und 

Strategische Investitionsentscheidungen fällt der Erklärungsgehalt mit 5.5% und 4.5% 

deutlich geringer aus. Mit Ausnahme der Preisautonomie bleiben die signifikanten Zu-

sammenhänge erhalten. Ersetzt man den Faktor Prozesskontrolle durch Zielsteuerung, 

so geht der Zusammenhang zur Personalautonomie verloren. Die Anwendung von Ziel-

steuerung wirkt sich somit vor allem auf die generelle Managementautonomie aus. Die-

ser Zusammenhang lässt folgende Schlussfolgerung zu: Ersetzt man Prozess- und Input- 

durch Outputsteuerung, so sollte dies im Idealfall zu Flexibilisierungen in den Bereichen 

Personal, Preise und Strategisches führen. Hohe Korrelationen zwischen verschiedenen 

Steuerungsmechanismen deuten allerdings darauf hin, dass Steuerungsmechanismen 

wie Prozesskontrolle, Input- und Outputsteuerung meist nebeneinander existieren und 

nicht eine dominante Form der Steuerung alle anderen Formen vollständig substituiert.  
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Es ist anzumerken, dass für die Variable Politischer Konflikt kein signifikanter Zusam-

menhang mit Personalautonomie gefunden wurde, wenn mit einer robusten Regression 

nach Li (1985) gerechnet wird. Der Shapiro-Wilk Test auf Normalverteilung der Resi-

duen ergab signifikante z-Werte für die Modelle Personalautonomie und Strategische 

Entscheidungen. Wir können in diesen beiden Modellen nicht von einer Normalvertei-

lung der Residuen ausgehen und müssen daher sehr vorsichtig mit den Ergebnissen 

umgehen. Die beiden kritischen Modelle wurden zusätzlich mit der Bootstrapping-

Methode auf Robustheit überprüft. 10.000 Replikationen der Regressionsmodelle erga-

ben ähnliche Signifikanzen für die unabhängigen Variablen.  

 

Als Kontrollvariablen verwendet der Autor in einem zweiten Schritt Rechtsform, Bran-

che, Vorjahresgewinn, beteiligtes Privatkapital und die Größe der Unternehmen. Dar-

über hinaus wird für Bundeslandcluster kontrolliert. Dadurch sinkt die Fallzahl von erst 

149 auf nur noch 117 Unternehmen, für die der Autor alle Variablen recherchieren 

konnte. Die Gewinne aus dem Vorjahr 2012 konnten in einer Sekundärrecherche mit 

Hilfe der Jahresabschlüsse der Unternehmen recherchiert werden. Brancheneffekte 

wurden der Übersicht halber aus der Tabelle entfernt und können bei besonderem Inte-

resse vom Autor angefordert werden. Die Regressionsanalyse ergab folgende Zusam-

menhänge:  

 

 Faktor 1 Faktor 2 Faktor 3 Faktor 4 

VARIABLEN Personal Generelles Preise Strategisches 

     
Wettbewerber 0.239** ° -0.0768 -0.101 -0.0467 

 (0.109) (0.107) (0.0851) (0.123) 

Politische Relevanz -0.0308 0.000532 0.0108 -0.0404 
 (0.0499) (0.0938) (0.0600) (0.103) 

Komplexität -0.125 0.0663 0.0940 0.185 

 (0.0953) (0.0742) (0.0765) (0.107) 
Messbarkeit der Ziele 0.151 ° 0.139* 0.0160 0.135 

 (0.0964) (0.0761) (0.0633) (0.0884) 

Politischer Konflikt 0.180* 0.0344 -0.0747 0.0307 

 (0.0957) (0.0916) (0.149) (0.0978) 
Prozesskontrolle -0.277*** -0.423*** ° -0.0963 0.0227 

 (0.0768) (0.0635) (0.108) (0.136) 

Private Rechtsform 0.396 -0.190 0.831*** ° 0.273 
 (0.321) (0.347) (0.245) (0.432) 

Großes Unternehmen -0.146 0.0346 0.418** 0.396 

 (0.198) (0.218) (0.182) (0.447) 

Private Anteilseigner -0.301 -1.152*** ° -1.030*** -0.515 
 (0.457) (0.340) (0.308) (0.295) 

Vorjahresgewinn 4.28e-10 6.39e-10 7.32e-10 7.97e-09** ° 



             Teil II Empirie   174 

 
 

 (2.14e-09) (1.98e-09) (3.01e-09) (3.11e-09) 

Konstante -0.530 0.336 -0.628 -0.207 

 (0.366) (0.608) (0.523) (0.380) 

     
Beobachtungen 117 117 117 117 

R-Quadrat 0.428 0.365 0.412 0.333 

Tabelle 38 OLS-Regression zu den Hypothesen H1.1a-H1.3b mit Kontrollvariablen (Eigene Dar-
stellung); Standardfehler in Klammern; Es wurde für Bundeslandcluster und Brancheneffekte kontrol-
liert; *** p<0.01 ** p<0.05 *p<0.1; n=106; Zusätzliche Absicherung durch robuste Regression: Signifi-
kanz auf 5% Niveau     

Zuallererst ist anzumerken, dass die Fallzahl mit nur noch 117 Beobachtungen relativ 

niedrig liegt und somit keine direkte Vergleichbarkeit zur vorherigen Tabelle vorliegt. 

Die Ergebnisse sind daher vorsichtig zu interpretieren. Bei nicht signifikanter Konstante 

und einem sehr hohen R-Quadrat von 42.8% konnte mit der ersten Regressionsglei-

chung ein großer Teil der Varianz der abhängigen Variable Personalautonomie erklärt 

werden. Der positive Effekt des Faktors Wettbewerb auf die Personalautonomie bleibt 

erhalten, wenn für Rechtsform, Bundesland und Branche kontrolliert wird. Prozesskon-

trollen stehen weiterhin in einem stark negativen Zusammenhang. Ersetzt man die Va-

riable Prozesskontrolle durch Zielsteuerung, so bleibt nur der signifikant, negative Ef-

fekt auf die generelle Managementautonomie erhalten. Das betreffende Modell kann bei 

Interesse vom Autor eingeholt werden. Allerdings verliert die Variable Politischer Kon-

flikt in beiden Varianten ihren signifikanten Einfluss auf Personalautonomie.  

 

Im Faktor allgemeine Managementautonomie konnte wiederum ein guter Erklärungs-

gehalt von 36.5% erklärter Varianz erzielt werden. Der Faktor Prozesskontrolle behält 

weiterhin Signifikanz. Sind private Anteilseigner an den Unternehmen beteiligt, so wird 

den Organisationen deutlich weniger generelle Managementautonomie zugestanden. 

Dies spricht für einen geringeren Vertrauensvorschuss der Kommunen gegenüber pri-

vaten Anteilseignern.  

 

Im Faktor Preisautonomie entdecken wir einen deutlichen, positiven Zusammenhang 

zur privaten Rechtsform und Größe der Unternehmen und einen deutlich negativen 

Zusammenhang mit der Beteiligung von Privatkapital. Womöglich werden die Preise 

von Seiten der Kommunen stärker reguliert, wenn Private am Unternehmen beteiligt 

sind. Für die transaktionskostenbasierten Variablen liegen wie in den vorigen Modellen 

keine signifikanten Zusammenhänge vor.  
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Für den Faktor Strategische Entscheidungen lässt sich feststellen, dass die erklärte Va-

rianz mit 33.3% geringer als für die anderen Faktoren ausfällt. Man erkennt, dass der 

Vorjahresgewinn im Modell einen positiven Einfluss ausübt. Der positive Effekt des Vor-

jahresgewinns leuchtet intuitiv ein: Hat ein Unternehmen sehr gute Gewinne erzielt, so 

werden aufgrund der positiven Erfahrungen weitere, strategische Freiheiten von politi-

scher Seite gewährt (Lioukas et al. 1993).  

 

Ziehen wir ein kurzes Fazit: Im zweiten Kapitel wurde angenommen, dass die Steuerung 

von kommunalen Unternehmen im Wesentlichen durch die anfallenden Transaktions-

kosten beeinflusst wird (Ouchi 1979; Williamson 1985; Van der Meer-Kooistra und 

Vosselman 2000; Langfield-Smith und Smith 2003). In diesem Zusammenhang wurden 

in den letzten beiden Abschnitten neun unterschiedliche Hypothesen getestet. Bestäti-

gen ließen sich mindestens bivariate Zusammenhänge in den Hypothesen H1.1a, H1.2c, 

H1.3a und H1.3b:  

 

Hypothese 

 

Personal Generelles Preise Strategisches Gesamt 

H1.1a Anzahl 

der (potenziel-

len) Wettbewer-

ber  

 

++ 

Bestätigt  

x + 

Bivariat  

Bestätigt 

x ++ 

Bestätigt 

H1.1b Politi-

sche Relevanz 

der Einzelun-

ternehmen  

 

x x x x x 

H1.2a Komple-

xität der Leis-

tungserstellung  

 

x x x x x 

H1.2b Hohe 

Messbarkeit der 

Ziele 
 

x  x 

 

 

x x ++ 

Bestätigt 

H1.2c Politi-
scher Konflikt 

im Gemeinderat 

+ 
Bivariat  

bestätigt 

x x x + 
Bivariat  

bestätigt 

H1.3a Zielsteu-

erung  

 

- 

Nur bivariater 

Zusammenhang 

-- 

Bestätigt 

x x -- 

Bestätigt 

H1.3b Prozess-

steuerung 

-- 

Bestätigt 

-- 

Bestätigt 

- 

Bivariat  

Bestätigt 

x -- 

Bestätigt 
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H1.4a Expertise 
im Aufsichtsrat  

x x x x x 

H1.4b Anzahl  

Politiker im 

Aufsichtsrat  

(in %) 

x x x -- 

Bestätigt 

x 

Tabelle 39  Ergebnisse der Hypothesentests zur Transaktionskosten Perspektive in Bezug auf 
verschiedene Dimensionen der Managementautonomie (eigene Darstellung); + positiv signifikant; - 
negativ signifikant; x kein Zusammenhang 

In den latenten Variablen Prozesss- und Zielsteuerung offenbaren sich die vermuteten 

Zusammenhänge zur generellen Managementautonomie. Zusätzlich wirkt Prozesssteu-

erung auch in der multivariaten Analyse auf operative Personalautonomie. Ähnlich ver-

hält es sich mit dem Faktor Wettbewerb. Je intensiver der Wettbewerbsdruck in der 

Branche eingeschätzt wird, desto eher wird den betreffenden Unternehmen auch grö-

ßere Autonomie in Personalentscheidungen gewährt. Darüber hinaus besteht ein biva-

riater Zusammenhang zum politischen Konflikt im Gemeinderat. Im Sample eignen sich 

Hypothesen zur Beschaffenheit der Transaktionen besonders dazu, Autonomie in Bezug 

auf Personal- und generelle Managemententscheidungen zu erklären. Der Erklärungs-

gehalt der Theorie ist für die identifizierten Variablen als eher mäßig einzuschätzen.  

 

4.8 Die Social-Exchange-Perspektive 

Im folgenden Abschnitt sollen solche Hypothesen an den kommunalen Unternehmen im 

Sample getestet werden, die sich aus der Social-Exchange-Theorie ableiten liessen 

(Homans 1958, 1961; Blau 1964, 1968; Emerson 1976). Da der Analyse eine Quer-

schnittsstudie zu Grunde liegt und sich dadurch keine Veränderungen über die Zeit 

hinweg abbilden lassen, werden lediglich die Attribute der Austauschbeziehungen als 

Variablen betrachtet (Emerson, 1976: 348). Hierunter zählen wir Kontakte, gegenseiti-

ges Vertrauen, geteilte Werte und gemeinsame Ziele sowie Erfahrungen im Austausch 

von Informationen (Leana und Pil 2006: 353ff.). Die Grundannahme lautet:  

P2 De-facto-Managementautonomie in öffentlichen Unternehmen wird durch die Attribu-

te der sozialen Beziehungen zwischen den Kontraktpartnern beeinflusst   

Das wichtigste betrachtete Attribut stellt die Vertrauenswürdigkeit des Kontraktpart-

ners dar. Nach Mayer und Davis (1999: 136) lässt sich die Vertrauenswürdigkeit eines 

Kontraktpartners unterteilen als Vertrauen in die Fähigkeiten, die Integrität und das 
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Wohlwollen des Gegenübers. In der zu Grunde liegenden Umfrage wurden die wahrge-

nommenen Kompetenzen und die Integrität der Kontaktperson, die den Auftraggeber 

vertritt, beurteilt und als „Kompetenzvertrauen“ bzw. „Kooperatives Vertrauen“ be-

zeichnet. Die zugehörigen Items wurden mittels konfirmatorischer Faktorenanalyse zu 

Faktoren verdichtet31. Alle Faktorladungen sind signifikant und liegen >0.8. Der CF-

Index zeigt einen zufriedenstellenden Wert oberhalb der 0.95-Schwelle. Der Modell-Fit 

mittels RMSEA und TLI kann aber lediglich als schwach interpretiert werden (Browne 

und Cudeck 1993: 136ff.; Backhaus et al. 2006: 379ff.). Das Faktorenmodell bildet die zu 

Grunde liegende Datenstruktur daher nicht besonders gut ab. Der Autor verzichtete 

daher auf die Faktorwerte der CFA und führte eine zusätzliche, explorative Faktoren-

analyse durch, in der alle Items gut auf einen einzigen Faktor laden. Dieser wurde zum 

gemeinsamen Faktor „Vertrauenswürdigkeit“ zusammengefasst. Faktorladungen und 

Mittelwerte finden sich im Anhang der Studie (Anhang 6-7).  

Rollenkonflikte und Rollenambivalenz stellen ebenfalls zentrale, latente Konstrukte dar, 

die sich mittels konfirmatorischer Faktorenanalyse abbilden lassen. Das Strukturglei-

chungsmodell weist für die fünf zu Grunde liegenden Items Faktorladungen von 0.66 bis 

0.86 auf (Anhang 6). Alle Fit-Indizes deuten auf einen sehr guten Modellfit hin32 (Marsh 

et al. 1988; Brown und Cudeck 1993; Backhaus et al. 2006: 379ff.). Die weiteren Variab-

len Kulturelle Ähnlichkeit, Informationsaustausch und Reputation wurden mittels 

Hauptkomponentenanalyse zusammengefasst (Anhang 6). Erfahrung und Kontakte der 

CEOs wurden jeweils mit einem Single-Item gemessen.  

 
Faktor 1 

Personal 

Faktor 2 

Generelles 

Faktor 3 

Preise 

Faktor 4 

Strategie 

Gegenseitiges Vertrauen -0.043 -0.13* 0.239*** ° -0.12 

(n=164) (0.588) (0.088) (0.002) (0.12) 

Erfahrung als Public CEO  0.01 -0.09 -0.00 0.19** ° 

(n=165) (0.85) (0.24) (0.99) (0.02) 

Sehr viele Kontakte in der  -0.07 -0.09 -0.06 -0.07 

Politik (n=167) (0.35) (0.23) (0.45) (0.38) 

Kulturelle Ähnlichkeit  -0.09 -0.02 0.15* 0.00 

(n=164) (0.23) (0.84) (0.06) (1.00) 

Informationsaustausch  0.03 -0.19** ° 0.03 -0.096 

(n=164) (0.69) (0.02) (0.69) (0.22) 

CFA-Faktor Politik-Professions- -0.05 -0.14* ° -0.27*** ° -0.15* 

Konflikt (n=160) (0.51) (0.07) (0.0005) (0.0542) 

                                                             
31 CFI=0.97; TLI=0.819; RMSEA=0.281 (upper bound= 0.395; lower bound=0.182; pclose=0.000). 
32 CFI=0.99; TLI=0.982; RMSEA=0.054 (upper bound=0.103; lower bound=0.000; pclose=0.394). 
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CFA-Faktor Rollenambivalenz  -0.08 -0.01 0.02 -0.17** ° 

(n=160) (0.27) (0.86) (0.81) (0.039) 

Reputation 0.03 0.10 0.06 0.05 

(n=163) (0.72) (0.19) (0.47) (0.54) 

Tabelle 40 Paarweise Korrelationen zwischen Autonomiefaktoren und Social-Exchange-
Ressourcen (Eigene Darstellung); *** p<0.01 ** p<0.05 *p<0.1; n= 160-167; Signifikanzlevel in 
Klammern;  ° Zusätzliche Absicherung durch robuste Regression: Signifikanz auf 5% Niveau   

In der Korrelationsanalyse zeigen sich folgende Zusammenhänge: Gegenseitiges Ver-

trauen zwischen kommunalen Auftraggebern und Unternehmen scheint sich vor allem 

positiv auf die Preisautonomie auszuwirken. Möglicherweise führt die gegenseitige Ak-

zeptanz dazu, dass den Geschäftsführern weitere Unabhängigkeiten in der Preissetzung 

gewährt werden und von zusätzlichen Regulierungsmaßnahmen abgesehen wird. Wenn 

sich die Geschäftsführer ihrer Rolle aber nicht bewusst sind, weil die Vorgaben der Poli-

tik den ökonomischen Anforderungen an die Leitung des Unternehmens entgegenste-

hen, so fällt dies mit einer Einschränkung der Preisautonomie zusammen.  

Eine Rollenambivalenz steht in einem negativen Zusammenhang zur De-facto-

Autonomie bei strategischen Entscheidungen. Der Autor vermutet, dass vage Ziele dazu 

führen, dass die strategische Priorisierung leidet und die Geschäftsführer ihre Rolle im 

Gesamtzusammenhang nicht mehr klar definieren können (Whincop 2005).  

Langjährige Erfahrung als Geschäftsführer eines oder mehrerer öffentlicher Unterneh-

men wirkt sich dagegen positiv auf die strategische Autonomie der Unternehmen aus. 

Möglicherweise hat sich bereits eine gemeinsame Form der Zusammenarbeit herausge-

bildet oder diese Manager sind aufgrund ihrer Erfahrung schneller in der Lage, die 

Wünsche und Anforderungen der Stakeholder zu antizipieren und für sich zu nutzen.  

Ähnlich verhält es sich mit der kulturellen Ähnlichkeit, die nur knapp unterhalb der Sig-

nifikanzgrenze für Preisautonomie liegt. Bei großer kultureller Ähnlichkeit zwischen 

Kernverwaltung und der Ausgliederung manifestieren sich ähnliche Werte und Normen, 

die dazu führen können, dass den Unternehmen größere Handlungsfreiheiten zuge-

standen werden. Eine mögliche Begründung wäre, dass zukünftige Handlungen dadurch 

vorhersehbarer und berechenbarer werden (Allaire und Firsirotu 1984: 198). Können 

sich diese Normen allerdings nicht herausbilden oder stehen sich diametral entgegen, 

so kommt es zu einer gegenseitigen Abgrenzung (Blau 1964: 104ff.).  
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Der kontinuierliche formelle und informelle Informationsaustausch zwischen Kernver-

waltung und Unternehmen wirkt sich vertrauensförderlich aus, obwohl damit wesentli-

che Einschränkungen der Managementautonomie verbunden sind (van Thiel und Yesil-

kagit 2011). Der Austausch wirkt sogar vertrauensförderlich und nicht kontrollierend, 

dennoch bestätigt sich Hypothese H2.1b.  

Auf Basis der bisherigen, bivariaten Analyse können wir die Hypothesen H2.3a und 

H2.3c ablehnen. Für die Hypothese H2.2a zur kulturellen Ähnlichkeit findet sich nur ein 

schwacher Zusammenhang. Alle anderen Hypothesen wurden in den bisher durchge-

führten, bivariaten Zusammenhängen bestätigt. In einem zweiten Schritt soll der ge-

meinsame Erklärungsbeitrag der betrachteten Social-Exchange-Variablen untersucht 

werden. Die Regressionsanalyse ohne Drittvariablen verdeutlicht folgende Zusammen-

hänge:  

 Faktor 1 Faktor 2 Faktor 3 Faktor 4 

VARIABLEN Personal Generelles Preise Strategisches 

     

Gegenseitiges Vertrauen -0.0587 -0.176** 0.162 -0.197** 

 (0.100) (0.0834) (0.102) (0.0904) 

Informationsaustausch 0.120 -0.200** -0.0287 0.00533 

 (0.0917) (0.0968) (0.102) (0.0906) 

Kulturelle Ähnlichkeit -0.199* 0.000444 -0.0415 0.0324 

 (0.101) (0.0969) (0.0964) (0.0973) 

CFA-Faktor Politik-Professions- -0.195* -0.256** ° -0.334*** ° -0.249** 

Konflikt (0.106) (0.105) (0.111) (0.125) 
     

CFA-Faktor Rollenambivalenz -0.136 0.135 0.0796 -0.258** 

 (0.139) (0.143) (0.122) (0.106) 

Reputation -0.0422 0.0411 -0.0807 -0.0582 

 (0.0808) (0.0740) (0.0776) (0.0915) 

Erfahrung als Public CEO 0.0111 -0.0777 0.0614 0.210*** ° 

 (0.0646) (0.0770) (0.0695) (0.0682) 

Sehr viele Kontakte in  -0.111 0.0101 -0.0612 -0.190** 

der Politik (0.0694) (0.0700) (0.0779) (0.0858) 

     

Konstante 0.342 0.319 -0.00237 -0.122 
 (0.255) (0.388) (0.327) (0.278) 

     

Beobachtungen 151 151 151 151 

R-Quadrat 0.057 0.131 0.112 0.152 

Tabelle 41 OLS-Regressionen zur Social-Exchange-Theorie; es wurde mit robusten Standardfeh-
lern gerechnet (Eigene Darstellung); *** p<0.01 ** p<0.05 *p<0.1; n= 151; Standardfehler in Klam-
mern; ° Zusätzliche Absicherung durch robuste Regression: Signifikanz auf 5% Niveau   

Nur für die Modelle zwei, drei und vier liegen die F-Tests im signifikanten Bereich. Ein 

signifikanter Erklärungsbeitrag der betrachteten Social-Exchange-Variablen zeigt sich 

somit allein in Bezug auf Generelles Management, Preisautonomie und Strategische 
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Entscheidungen. Die erklärte Varianz der drei nicht verworfenen Modelle liegt jeweils 

bei über 11%. Im letzten Modell können 15.2% der zu Grunde liegenden Varianz allein 

mit den Social-Exchange-Variablen erklärt werden.  

Der Shapiro-Wilk Test der Residuen ergab, dass für das vierte Regressionsmodell keine 

Normalverteilung vorliegt und es daher zu Verzerrungen kommen kann. Die Signifikan-

zen wurden mit 10.000 Replikationen nach der Bootstrapping-Methode zusätzlich auf 

Robustheit überprüft. In den Ergebnissen der Regressionsmodelle zeigten sich keinerlei 

Unterschiede. Dennoch sollten die Analysen zur strategischen Managementautonomie 

mit äußerster Vorsicht beurteilt werden.  

Wie lassen sich die Ergebnisse nun interpretieren?  

Im Modell zur generellen Managementautonomie zeigen sich erstmals gleichermaßen 

signifikante, negative Zusammenhänge mit Vertrauenswürdigkeit, Informationsaus-

tausch und Rollenkonflikten. Vor allem der Austausch von Informationen auf informel-

lem und formellem Weg scheint eine Einschränkung der generellen Managementauto-

nomie zu bedingen oder diese zu befördern. Dieses komplementäre Verhältnis zwischen 

Vertrauen und Informationsaustausch wurde bereits von van Thiel und Yesilkagit 

(2011) im Umfeld niederländischer Agenturen entdeckt. Intensiver Informationsaus-

tausch gibt den Steuernden die Möglichkeit, Sachverhalte zu überprüfen und weitere 

Schritte gemeinsam mit den Gesteuerten abzustimmen. Dadurch verringern sich die 

Transaktionskosten und Informationsasymmetrien können reduziert werden (van den 

Abeele 2006). Somit stehen sich Steuerung und Vertrauen in diesem Fall sehr nahe und 

es lässt sich eher von Proximität als von Kontrolle sprechen (van Thiel und Yesilkagit 

2011).  

Ähnlich der vorhergehenden Erkenntnis ist auch der negative Zusammenhang zwischen 

Vertrauen und Strategischer Autonomie als Proximität zur Kernverwaltung zu interpre-

tieren (van Thiel und Yesilkagit 2011). Nur im Faktor Preisautonomie entsteht durch 

gegenseitiges Vertrauen eine größere Unabhängigkeit der Gesteuerten.  

Kommt es zur kommunalen Einflussnahme auf Preise oder strategische Entscheidun-

gen, so erhöhen sich laut der vorliegenden Analyse die Politik-Professions-Konflikte. 

Durch den Einbezug der Variable Politik-Professions-Konflikte mindert sich die Signifi-

kanz der Variable Vertrauenswürdigkeit. Der beidseitige Vertrauensverlust kann zur 
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Abspaltung und Isolation von der Kultur der Kernverwaltung führen (Hafsi und Koenig 

1988; Schein 2004). Eingriffe der Steuernden werden dann als stärker kontrollierend 

empfunden und die vorherige Proximität der Vertragspartner wird zum Distanzver-

hältnis.  

Die folgende Korrelationstabelle verdeutlicht diese Zusammenhänge:  

VARIABLEN 
Politik-Professions- 

Konflikt 

Rollenambivalenz Kulturelle  

Ähnlichkeit 

Vertrauen 

     

Politik-Professions- 1.00    

Konflikt     

Rollenambivalenz -0.00 

(1.00) 

1.00   

    

Kulturelle Ähnlichkeit -0.27*** 

(0.00) 

0.00 

(0.95) 

1.00  

   

Vertrauen -0.27*** 0.03 0.45*** 1.00 

 (0.00) (0.67) (0.00)  

Tabelle 42 Paarweise Korrelationen zwischen den Variablen Reputation, Rollenkonflikt, Rollen-
ambivalenz, Kulturelle Ähnlichkeit und Vertrauen (Eigene Darstellung); n=228-238; *** p<0.01 ** 
p<0.05 *p<0.1   

 

In einem letzten Schritt sollen Private Rechtsform, Gewinn im Vorjahr, Branche, Privat-

kapital und Größe der Unternehmen als Kontrollvariablen miteinbezogen werden, um 

die Validität der Ergebnisse zu überprüfen:  

 

 Faktor 1 Faktor 2 Faktor 3 Faktor 4 

VARIABLEN Personal Generelles Preise Strategisches 

     

Gegenseitiges Vertrauen 0.0886 0.0294 0.198*** ° -0.159 

 (0.0744) (0.0763) (0.0606) (0.106) 

Informationsaustausch 0.0807* -0.219** ° -0.0345 0.0857 

 (0.0446) (0.0921) (0.0652) (0.0860) 

Reputation 0.0868 -0.0353 0.119** 0.0498 ° 

 (0.114) (0.0876) (0.0550) (0.0493) 

Erfahrung als Public CEO -0.00553 -0.124* -0.0239 0.155** ° 

 (0.0984) (0.0607) (0.0295) (0.0578) 

Sehr viele Kontakte -0.140 0.0825 -0.112* ° -0.135* ° 

in der Politik (0.116) (0.102) (0.0618) (0.0699) 
     

Private Rechtsform 0.842** ° 0.138 0.839** ° 0.150 

 (0.378) (0.243) (0.301) (0.308) 

Sehr großes Unternehmen 0.133 0.208 0.408***  0.454 ° 

 (0.101) (0.235) (0.112) (0.309) 

Vorjahresgewinn -3.09e-09 -1.58e-09 -1.33e-09 7.68e-09* ° 

 (2.01e-09) (1.81e-09) (4.27e-09) (4.06e-09) 

Privates Kapital -0.220 -0.604 -1.118*** ° -0.307 

 (0.399) (0.517) (0.208) (0.305) 
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Konstante 0.0651 0.401 -0.232 -0.243 

 (0.712) (0.535) (0.344) (0.581) 

     

Beobachtungen 120 120 120 120 

R-Quadrat 0.285 0.334 0.504 0.334 

Tabelle 43 OLS-Regressionen zur Social-Exchange-Theorie inkl. Kontrollvariablen Rechtsform, 
Größe, Vorjahresgewinn und Branche (Eigene Darstellung); *** p<0.01 ** p<0.05 *p<0.1; n= 120; 
Standardfehler in Klammern; ° Zusätzliche Absicherung durch robuste Regression: Signifikanz auf 5% 
Niveau 

Brancheneffekte wurden aus Illustrationsgründen entfernt, können aber auf Anfrage 

vom Autor eingeholt werden. Da insbesondere der Effekt der Variable Vertrauen inte-

ressieren soll, wurde auf den Einbezug weiterer Variablen vorerst verzichtet, denn es 

besteht die Gefahr der Multikollinearität. Die erklärte Varianz der Modelle drei und vier 

liegt auf relativ hohem Niveau. Im Faktor Preisautonomie konnten 50.4% der Varianz 

durch die verwendeten Variablen erklärt werden, in Modell Strategische Autonomie 

33.4%. In den Kontrollvariablen sind es zum einen die private Rechtsform und zum an-

deren die Größe und die Beteiligung von Privatkapital, die besondere Bedeutung erlan-

gen. Bei privaten Rechtsformen liegt im Sample eine größere Personal- und Preisauto-

nomie vor. Sehr großen Unternehmen wird höhere Preisautonomie gestattet, so lange 

keine privaten Anteilseigener beteiligt sind.  

 

Bei den originären Social-Exchange-Variablen lassen sich folgende Effekte ausmachen: 

Ein starker, gegenseitiger Informationsaustausch verringert signifikant die wahrge-

nommene generelle Managementautonomie, wenn für Rechtsform, Vorjahresgewinn 

und Branche kontrolliert wird. Im Analyserahmen wurde angenommen, dass zuneh-

mender Informationsaustausch in langfristigen Beziehungen eher als kontrollierend 

empfunden wird. Jedoch kann eine hohe Korrelation zwischen gegenseitigem Vertrauen 

und Informationsaustausch festgestellt werden. Es ist durchaus denkbar, dass sich 

Kommunaleinfluss und gegenseitiges Vertrauen in diesem speziellen Fall komplemen-

tär und ergänzend gegenüberstehen (van Thiel und Yesilkagit 2011; Carpenter und 

Krause 2014).   

 

Geschäftsführererfahrung in anderen öffentlichen Unternehmen zahlt sich als höhere 

strategische Entscheidungsautonomie aus. Einerseits besitzen erfahrene Manager auf-

grund ihrer Biographie das notwendige Wissen, um im Umgang mit kommunalen Akt-
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euren zu bestehen. Andererseits haben sie sich auf Basis vorangehender Führungser-

fahrungen bereits eine gewisse Reputation im Steuerungsumfeld erarbeitet.     

 

Der positive Einfluss von gegenseitiger Vertrauenswürdigkeit offenbart sich vor allem 

im Modell der Preisautonomie. Ebenso wirkt sich eine gute Reputation des Unterneh-

mens positiv auf die Preisautonomie aus, sobald für Rechtsform und Branche kontrol-

liert wird. Weitere Regressionsanalysen zeigen, dass ein Politik-Professions-Konflikt für 

sich genommen Signifikanz für Preisautonomie erzielt, auch wenn alle Kontrollvariab-

len (inklusive Vorjahresgewinn) in die Analyse miteinbezogen werden. Wird zusätzlich 

für Vertrauenswürdigkeit kontrolliert, so heben sich die Signifikanzen gegenseitig auf.  

 

Die Variable Rollenambivalenz kann für sich genommen die strategische Manage-

mentautonomie vermindern, erlangt aber lediglich ein 10%-Signifikanzniveau unter 

Kontrolle von Branche, Vorjahresgewinn und Privatkapital. Für die Variable Kulturelle 

Ähnlichkeit bestehen keine signifikanten Zusammenhänge.  

 

Die wichtigsten Ergebnisse der vorangehenden Analyse zur Social-Exchange-Theorie 

finden sich in der vorliegenden Tabelle: 

 

Hypothese 

 

Personal 

 

Generelles Preis Strategisches Gesamt 

H2.1a Vertrauenswürdigkeit 

der kommunalen Kontakt-

person  

 

x x 

 

++ 

Bestätigt 

x x 

 

H2.1b Häufiger Informati-

onsaustausch zwischen den 

Geschäftsführern und der 

Kernverwaltung 

 

x -- 

Bestätigt 

x x -- 

Bestätigt 

H2.2a Kulturelle Ähnlich-

keit zwischen den Einstel-

lungen der Geschäftsführer 
und der Kernverwaltung  

 

x x x x x 

 

H2.2b Politik-Professions-

Konflikt des Geschäftsfüh-

rers 

 

x - 

Bivariat 

bestätigt 

-- 

Bestätigt 

- 

Bivariat 

bestätigt 

-- 

Bestätigt 

H2.2c Rollenambivalenz des 

Geschäftsführers  

x x x - 

Bivariat  

bestätigt 

- 

Bivariat 

Bestätigt 
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H2.3a Eine gute Reputation 
des Unternehmens  

x x ++ 
Bestätigt 

( Unter 

Kontrolle für 

Branche und 

Rechtsform) 

 

x x 

H2.3b Geschäftsführungser-

fahrung im öffentlichen 

Sektor 

 

x x x ++ 

Bestätigt 

x 

 

H2.3c Anzahl politischer 

Kontakte 

 

x x x x x 

 

H2.4a Politisch- strategi-

sche Aktivitäten des Auf-

sichtsrates  

 

x -- 

Bestätigt 

x + 

Bivariat  

bestätigt  

x 

H2.4b Strategische Aktivitä-

ten des Aufsichtsrates  

x - 

Bivariat  

bestätigt 

x 

 

+ 

Bivariat  

bestätigt 

x 

 

Tabelle 44 Hypothesentests zu den Social-Exchange-Variablen (Eigene Darstellung); + positiv 
signifikant; - negativ signifikant; x kein Zusammenhang 

Ziehen wir ein kurzes Fazit: In Kapitel zwei wurde angenommen, dass die Steuerung 

von kommunalen Unternehmen durch die unterhaltenen sozialen Beziehungen der 

maßgeblichen Akteure beeinflusst wird. Im sozialen Austausch können Individuen auf 

bestimmte Attribute wie Vertrauenswürdigkeit, gegenseitigen Respekt oder Erfah-

rungen zurückgreifen. Im vorangehenden Abschnitt wurde untersucht, welchen dieser 

Attribute eine besondere Relevanz zugeschrieben werden kann.   

 

Es wurden zehn unterschiedliche Hypothesen auf Signifikanz überprüft. Auch wenn wir 

viele der Hypothesen verwerfen müssen, ist der Beitrag der Social-Exchange-Theorie 

zur Erklärung der interorganisationalen Beziehungen im Sample insgesamt als relativ 

hoch einzuschätzen und verdeutlicht sich vor allem in Bezug auf Preisautonomie und 

strategische Managementfragen. Besonders die Variablen Vertrauen und Geschäftsfüh-

rererfahrung im öffentlichen Sektor besitzen eine große Bedeutung für die Preisauto-

nomie bzw. die strategische Autonomie der Unternehmen. Politik-Professions-Konflikte 

können den Effekt des gegenseitigen Vertrauens zwischen den Kontraktpartnern auf-

heben oder zumindest vermindern.  

 

Der intensive formelle und informelle Informationsaustausch zwischen Kernverwaltung 

und Ausgliederung besitzt (wie vermutet) eine einschränkende Wirkung auf generelle 
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Managementautonomie und kann daher als eine Art Steuerungsmechanismus verortet 

werden. Womöglich ergänzen sich in diesem Fall Steuerung und Vertrauen auf eine so 

spezielle Weise, dass sie sich komplementär gegenüber stehen. Somit liesse sich von 

sozialer bzw. kultureller Steuerung im Sinne von Ouchi (1979) sprechen. Dieser Aspekt 

wurde insbesondere im kommunalen Kontext bereits besonders hervorgehoben (Ditillo 

et al. 2015). Leider konnten noch keine Faktoren identifziert werden, um soziale Steue-

rung in Kommunen zu erklären.   

 

Für einige Variablen wurden keine signifikanten Effekte festgestellt: Kulturelle Ähnlich-

keit wie auch die Anzahl an politischen Kontakten scheinen nur wenig Einfluss auf die 

vier Dimensionen der Managementautonomie zu nehmen.  

 

Bei den Aufsichtsratsvariablen ist herauszustellen, dass politisch-strategische Auf-

sichtsräte, die die wichtigsten Stakeholder in ihre Überlegungen miteinbeziehen, größe-

re strategische Freiheiten provozieren können. Ein solcher Zusammenhang konnte zu-

mindest bivariat nachgewiesen werden. Nimmt ein Aufsichtsrat seine Rolle als poli-

tisch-strategisch wahr und reflektiert sein eigenes Handeln, so schränkt dies die gene-

relle Managementautonomie der Unternehmen gegenüber der Trägerkommune ein. Es 

lässt sich daher vermuten, dass auch effektive Aufsichtsräte in öffentlichen Unterneh-

men ihre Rolle stärker gemeinwohlorientiert interpretieren als in Privatunternehmen.  
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5 Diskussion der Ergebnisse und Limitationen der Studie 
 
In diesem Kapitel sollen die wichtigsten Ergebnisse der vorliegenden Studie vorsichtig 

interpretiert und zusammenfassend diskutiert werden. In einem zweiten Schritt wer-

den die Limitationen der Studie aufgezeigt. Im letzten Teil des Kapitels werden Implika-

tionen für Wissenschaft und Praxis abgeleitet.  

 

5.1  Interpretation und Zusammenfassung der wesentlichen Ergebnisse 

Im vorhergehenden Abschnitt wurden auf Basis der Überlegungen der COBRA For-

schungsgruppe (Verhoest et al. 2010; Bach 2014) vier grundlegende Faktoren der Ma-

nagementautonomie identifiziert, die auf unterschiedliche Entscheidungsbereiche in 

öffentlichen Unternehmen Bezug nehmen. Der Autor hat diese wie folgt bezeichnet: 

Personalautonomie, Generelle Entscheidungsautonomie, Preisautonomie und Strategi-

sche Autonomie. Während Personalautonomie sich auf alle Personalentscheidungen in 

den Unternehmen bezieht, vereint die generelle Managementautonomie organisations-

umfassende Entscheidungsbereiche wie Produktion, Forschung, Marketing, Einkauf, 

Diversifikation und Finanzmitteleinsatz. Strategische Entscheidungen beziehen sich vor 

allem auf Fragen der Investition und Finanzierung wie wichtige Investmententschei-

dungen, Kreditaufnahme und Beteiligung an weiteren juristischen Personen des Privat-

rechts. Preisentscheidungen betreffen Preise, Gebühren und Abgaben an das Unter-

nehmen. Darüber hinaus wurde ein Gesamtindex entwickelt, der stellvertretend für die 

Managementautonomie als zusätzliche abhängige Variable genutzt wurde (Lioukas et al. 

1993).  

 

Im erklärenden Analysemodell wurden zwei Perspektiven auf die Steuerungsproblema-

tik in kommunalen Unternehmen eingenommen: eine transaktionskostenbasierte Per-

spektive und eine Social-Exchange-Perspektive. In der Literatur wird auch von instru-

mentellen und relationalen Erklärungsfaktoren in Steuerungsbeziehungen gesprochen 

(Krause 2014: 322ff.). Beide Perspektiven wurden auf Basis der im zweiten Kapitel aus-

gewählten Hypothesen untersucht und anhand der identifizierten Dimensionen der 

Managementautonomie getestet. Erstmals wurde dabei simultan für die Kontrollvariab-

len Rechtsform, Eigentum, Bundesland, Vorjahresgewinn und Branche kontrolliert. Ne-

ben den theoriebezogenen Variablen wurde der wahrgenommene Steuerungseinfluss 
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für Branche, Steuerungsakteure, Steuerungsinstrumente und Aufsichtsräte in gesonder-

ten Abschnitten untersucht. Nach Kenntnisstand des Autors handelt es sich um die 

deutschlandweit erste Studie, die hierzu ein größeres Sample von Geschäftsführern öf-

fentlicher Unternehmen befragen konnte.  

 

Im ersten Analyseschritt wurde die Wirkung von relationalen und transaktionsbasier-

ten Faktoren auf einen Gesamtindex der Managementautonomie untersucht. Für die 

Erklärung der Managementautonomie als Gesamtindex haben sich folgende Variablen 

als besonders hilfreich herauskristallisiert: die private Rechtsform des Unternehmens, 

die Branche in der die Unternehmen tätig sind, formelle Steuerungsmechanismen der 

Kommune wie Prozesskontrolle oder Zielsteuerung, Politik-Professions-Konflikte der 

Geschäftsführer, die Messbarkeit der Ziele, der Informationsaustausch zwischen Unter-

nehmen und Kernverwaltung sowie die Anzahl der Wettbewerber.  

 

In den transaktionskostenbasierten Variablen sind zwei Zusammenhänge besonders 

hervorzuheben: Einerseits spielt die Faktorspezifizität eine wichtige Rolle für Autono-

misierungsprozesse. Besteht eine große Anzahl an potenziellen Wettbewerbern oder 

alternativen Angeboten, so ist mit einer stärkeren Autonomisierung der Unternehmen 

zu rechnen. Der Wettbewerbsdruck erfordert ein weniger restriktives Verhalten der 

Kommunen, um die Unternehmen konkurrenzfähig zu halten (Rainey und Jung 2014: 

7f.). Dieser Zusammenhang bei öffentlichen Unternehmen konnte bereits in anderen 

Studien nachgewiesen werden (Sexty 1980; Vernon 1984; Lioukas et al. 1993).  

 

Erhöht sich die Messbarkeit der Ziele, so ist ebenfalls mit einer stärkeren Autonomisie-

rung zu rechnen. Der Autor vermutet, dass bürokratische Inputsteuerung in diesem Fall 

leichter durch Ziel- und Wirkungssteuerung zu ersetzen ist (Wilson 2000: 158ff.). Dar-

über hinaus kann auf die Einrichtung weiterer Prozesskontrollen verzichtet werden. 

Dies führt dazu, dass Manager mehr Freiraum für ihre originären Tätigkeiten gewinnen 

können (Schedler und Proeller 2011: 133ff.). Darüber hinaus lassen sich einige Bran-

cheneffekte für ÖPNV und Abwasserentsorgung feststellen, die sich unter anderem auf 

die politische Wichtigkeit der Branchen zurückführen lassen.  
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Betrachtet man die Social-Exchange-Variablen, so lassen sich zwei weitere Relationen 

postulieren: Kontinuierlicher Informationsaustausch zwischen Unternehmen und Kern-

verwaltung reduziert die generelle Managementautonomie der Gesamtorganisation. 

Dies ist auch dann der Fall, wenn wichtige Kontrollvariablen mitberücksichtigt werden. 

In Hypothese H2.1b wurde angenommen, dass Informationsaustausch in bereits lang-

fristig angelegten Beziehungen (wie kommunalen Unternehmen) eher als kontrollie-

rend empfunden werde als in noch jungen interorganisationalen Beziehungen, weil die 

Transaktionskosten über die Zeit hinweg sinken (van den Abeele 2006). Die Partner 

haben bereits in der Vergangenheit gemeinsames Sozialkapital aufbauen können und 

erwarten mittlerweile einen Vertrauensvorschuss (Tomkins 2001).  

 

Hohe positive Korrelationen zwischen den Variablen Informationsaustausch und Ver-

trauen sprechen für eine alternative Interpretationsweise: Es besteht eine Kohärenz 

von Vertrauen und Informationsaustausch in langfristig angelegten Beziehungen. Ein 

ähnlicher Zusammenhang wurde bereits von van Thiel und Yesilkagit (2011) im Umfeld 

von Agenturen auf Bundesebene nachgewiesen. Sie folgern, dass kontinuierlicher In-

formationsaustausch auch in langfristigen Beziehungen vertrauensförderlich wirken 

kann (van den Abeele 2006: 84ff.; Cristofoli et al. 2010: 361ff.; Ditillo et al. 2014: 14ff.). 

In diesem Fall stehen sich Vertrauen und Steuerung komplementär gegenüber (Bijlsma-

Frankema und Costa 2005; van Slyke 2006). Der Sachverhalt lässt sich als Form der so-

zialen Steuerung interpretieren (Ouchi 1979). Soziale Steuerung appeliert an das lang-

fristige Commitment der Gesteuerten auf Basis gemeinsamer Werte und Normen (Ouchi 

1979: 843f.). 

 

Zum anderen lässt sich erkennen, dass spezielle Politik-Professions-Konflikte entstehen 

können, die mit einer Verminderung der Managementautonomie einhergehen. Rollen-

konflikte der Geschäftsführer sind im Besonderen Ausdruck der Governance-

Singularitäten, die in öffentlichen Unternehmen mit hybrider Orientierung entstehen 

(Aharoni 1981: 1343; Hafsi et al. 1988: 715ff.; Whincop 2005: 5ff.; OECD 2005: 187f.; 

Schedler 2012: 364ff.). 
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Auch in der Agenturforschung hat man diese Problematik erkannt und es gibt einige 

Studien, die sich explizit mit Zielambivalenzen und deren negativen Wirkungen ausei-

nandersetzen (Chun und Rainey 2005a; Chun und Rainey 2005b; Rainey und Jung 2014;

Jung 2014). Rainey und Jung (2014) gehen auf Basis einer umfassenden Literatur-

recherche davon aus, dass Zielambivalenzen auf Organisationsebene entstehen, wenn 

keine Autonomie der Zielsetzung besteht, es an validen Leistungs- und Qualitätsindika-

toren mangelt, die Führungskraft nicht durchsetzungsfähig ist und eine große Gruppe 

von Akteuren mit unterschiedlichen Präferenzen Einfluss auf die Organisation ausüben 

kann (Rainey und Jung 2014: 8ff.).  

 

Da wir lediglich eine Querschnittsstudie betrachten, ist eine Beziehung zwischen Rol-

lenkonflikten und Autonomie in mehrere Richtungen interpretierbar: Vermutlich ent-

stehen die Politik-Professions-Konflikte erst durch die Einschränkung der Managemen-

tentscheidungen. Man könnte sie somit als eine Art Folgeerscheinung politischer Ein-

griffe in das Unternehmenshandeln begreifen. Oder aber die Rollenkonflikte sind keine 

direkte Folge der Autonomisierungsprozesse sondern Folge der hybriden Zielsetzun-

gen, die ursprünglich zur Gründung des Unternehmens geführt haben und nicht richtig 

aufgelöst werden konnten (Whincop 2005: 5). Durch die Unvereinbarkeit von unter-

nehmerischen und politischen Zielsetzungen geraten die Geschäftsführer in einen Kon-

flikt und es entstehen Entscheidungshemmnisse, die nur durch stärkere Steuerungsein-

griffe der Kommunen aufgelöst werden können. Auch in Unruhephasen mit hoher me-

dialer Aufmerksamkeit können sich Einschränkungen von operativen Managementent-

scheidungen häufen (ter Bogt 2003; Rainey und Jung 2014: 8f.).  

 

Beide Argumentationslinien sind durchaus denkbar. Mittelwertvergleiche zeigen für die 

Stichprobe keine signifikanten Unterschiede zwischen Politik-Professions-Konflikten 

bei öffentlich-rechtlichen und privatrechtlichen Unternehmen33. Paarweise Korrelati-

onsanalysen zwischen der Variable „Public-Corporate-Governance-Kodex“ und dem 

Faktor „Politik-Professions-Konflikt“ verdeutlichen, dass die bisherigen Corporate- 

Governance-Kodizes noch nicht signifikant zu einer Verringerung der Rollenkonflikte 

beitragen konnten34. Für weiterführende Analysen zum Instrument bietet sich eine dif-

                                                             
33 Pr(|T| > |t|) = 0.9667 (nicht signifikant). 
34 Korrelationskoeffizient= -0.18; p-Wert=0.118 (nicht signifikant). 
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ferenziertere Betrachtung der Kodizes im Hinblick auf die Auflösung von Rollenkonflik-

ten an35.  

 

In den Branchenvariablen erkennt man einen positiven Zusammenhang zwischen Bran-

che und Autonomie für IT-Unternehmen und solchen Unternehmen, die in der Wasser-

versorgung tätig sind. Die Bereiche Abwasserentsorgung und öffentlicher Personen-

nahverkehr (ÖPNV) dagegen unterliegen einer strengeren, kommunalen Regulierung. 

Der Autor vermutet, dass IT-Dienstleistungen eine geringere, strategische Bedeutung 

zukommt. Da kein direkter Bürgerbezug besteht und es sich oft um verwaltungsinterne 

Dienstleistungen handelt, ist das öffentliche Interesse niedriger als bei direkten Versor-

gungsleistungen (Verschuere 2007).  

 

Anders verhält es sich für den Bereich Abwasserbeseitigung. Weil es sich bei der Ab-

wasserbeseitigung juristisch gesehen um eine nicht-wirtschaftliche, gesetzliche Pflicht-

aufgabe handelt, greifen die Regelungen des Gebührenrechtes und es wird stärker über 

Inputs gesteuert (Ronellenfitsch 2012: 47ff; Hellermann 2012: 149). Aus diesem Grund 

werden Betriebe oft als kostenrechnende Einrichtungen oder öffentlich-rechtliche An-

stalten geführt (Hellermann 2012: 149). Dadurch verringern sich Personal- und Preis-

autonomie der betreffenden Organisationen (siehe Abschnitt 4.3).  

 

Beim öffentlichen Personennahverkehr kann man aufgrund der geringen Lukrativität 

der Branche von Quersubventionierungen durch andere Versorgungsunternehmen aus-

gehen. Die größere finanzielle Abhängigkeit der Unternehmen führt vermutlich dazu, 

dass die generelle Entscheidungsfreiheit der Ausgliederungen beschnitten wird (Pfeffer 

und Salancik 1978; Lioukas et al. 1993). Darüber hinaus handelt es sich beim öffentli-

chen Personennahverkehr um einen politisch sichtbaren Bereich mit einer hohen An-

zahl von Endnutzern, der große Aufmerksamkeit bei den Wählern hervorrufen kann 

(Lioukas et al. 1993; ter Bogt 2003). Dies betrifft insbesondere die Preispolitik der 

Kommunen.  

 

 

                                                             
35 Eine erste, dahingehende Untersuchung findet sich bei Papenfuß (2013a). 
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Das Gegenteil gilt im Sample für den Bereich der Wasserversorgung, der starken Auto-

nomisierungstendenzen unterliegt. In den meisten Fällen handelt es sich bei den Orga-

nisationsformen um große Holding-Gesellschaften oder Multifunktionseinheiten. Oft-

mals werden zusätzlich private Anteilseigner beteiligt oder es bestehen Zusammen-

schlüsse mehrerer Kommunen (Lieberherr et al. 2014: 12ff.; Kuhlmann und Wollmann 

2014: 187). Ebenso befinden sich kommunale Wasserversorger vermehrt in einem in-

ternationalen Wettbewerb mit privaten Anbietern (Lioukas et al. 1993; Lieberherr et al. 

2014). Dadurch kommt es zu einer unabhängigeren Personalpolitik und die strategische 

Handlungsfreiheit der Unternehmen ist signifikant höher als in anderen Branchen. Über 

weitere Brancheneffekte in den Bereichen Kultur, Wirtschaftsförderung, Theater, Kran-

kenversorgung oder Pflege wurden ebenfalls Vermutungen geäußert (siehe Abschnitt 

4.3), diese sind aber eher spekulativer Natur und bedürfen weiterführender Analysen in 

Bezug auf die jeweiligen, juristischen Gegebenheiten.  

 

Wie bereits einleitend vermutet besteht eine Relation zwischen privaten Rechtsformen 

und den Flexibilisierungen im Management der Organisationen (Braadbaart et al. 2007; 

MacCarthaigh 2009; Nelson und Nikolakis 2012). Auch in der multivariaten Analyse ist 

ein positiver Zusammenhang nachweisbar. Die Anwendung des Privatrechts führt dazu, 

dass der direkte Einfluss der Kernverwaltung begrenzt wird. Dieser Effekt schlägt sich 

vor allem in der Personal- und Preisdimension der Managementautonomie nieder. Dar-

über hinaus verdeutlicht die weiterführende Analyse in Abschnitt 4.5, dass mit dem 

Rechtsformwechsel ein Wandel von der Input- zur Outputorientierung vollzogen wird, 

der sich in autonomeren Unternehmensentscheidungen der formell Privatisierten mani-

festiert. Prozesskontrollen und Inputsteuerung wirken sich vor allem in den Dimensio-

nen Personal-, Preis- und strategische Autonomie stärker negativ aus als Zielsteuerung, 

es bestehen aber hohe Korrelationen zwischen den drei Steuerungsmechanismen.  

 

Dies zeigt zum einen, dass Steuerungsmaßnahmen der Kommunen nicht versanden, 

sondern faktische Wirkung auf Unternehmensentscheidungen entfalten. Zum anderen 

wird klar, dass Kommunen auch in der übergreifenden Beteiligungssteuerung eher auf 

ein Konglomerat aus verschiedenen Steuerungsmechanismen zurückgreifen (Cristofoli 

et al. 2010: 361ff.). Für Steuerungsverbesserungen ist es notwendig, das Zusammen-

wirken dieser Mechanismen in den Blick zu nehmen. Gerade die Substitution verschie-
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dener Steuerungsmaßnahmen wie Prozess- gegen Zielsteuerung fördert die operative 

Autonomie der Unternehmen ohne generelle Entscheidungsspielräume der Kommune 

aufzugeben.  

 

Nicht nur die angewandten Steuerungsmechanismen, auch die maßgeblichen Hand-

lungsakteure differieren stark zwischen Öffentlich-Rechtlichen und Privatrechtlichen. 

Gemeinderat und Personalrat verlieren an Einfluss. Im Gegensatz dazu etabliert sich 

eine stärkere Kundenorientierung in privatrechtlichen Unternehmen. Aufsichtsrat, Ge-

sellschafterversammlung und Beteiligungsmanagement der Kommune werden als wich-

tigste Steuerungsakteure wahrgenommen. Kontakte zur Kämmerei, zu politischen 

Ausschüssen, zu einem Fachbereich und zum Gemeinderat werden für privatrechtliche 

Unternehmen seltener. Dagegen erlangen die Aufsichtsratsvorsitzenden zentrale Be-

deutung in der unterjährigen Kommunikation.  

 

Im Abschnitt 4.4 konnte identifiziert werden, auf welche Unternehmensbereiche bzw. 

Autonomiefaktoren sich die Aktivität der Akteure im Speziellen auswirkt. Wenig über-

raschend ist, dass verwaltungsinterne und politische Steuerungsgremien einen signifi-

kant negativen Einfluss auf den Faktor „Generelle Managementautonomie“ der Beteili-

gungen ausüben. Bei den externen Akteuren sind es vor allem Personalrat und Kunden, 

die ihren Einfluss auf das Unternehmensgeschehen geltend machen. Personalräte ver-

ringern die Preisautonomie der Unternehmen durch ihr Handeln. Möglicherweise wird 

Personalratsforderungen nach höheren Löhnen nachgekommen, indem von politischer 

Seite aus die Preise oder Gebühren der Unternehmen angepasst werden. Ein stärkerer 

Einfluss der Kunden wirkt sich dagegen äußerst positiv auf die Autonomie der Preisent-

scheidungen aus. Da die Kunden hauptsächlich in funktionierenden Märkten mit kon-

kurrierenden Anbietern an Bedeutung gewinnen, wertet der Autor den Sachverhalt als 

einen indirekten Wettbewerbseffekt. Je stärker der Wettbewerb in der Branche, desto 

weniger sieht sich die betreffende Kommune genötigt, zusätzliche Eingriffe in das Un-

ternehmensgeschehen vorzunehmen. Allem Anschein nach verhalten sich Wettbe-

werbslogik und Politische Handlungsrationalität in diesem Fall diametral zueinander.  

 

Bezüglich der internen Steuerungsakteure lassen sich Gemeinderat, Verwaltungsakteu-

re und Unternehmensorgane unterscheiden. Als zentrales, politisches Gremium nimmt 
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der Gemeinderat Einfluss auf Personal-, Preis- und generelle Managemententscheidun-

gen. Wesentliche politische Entscheidungen nehmen ihren Ursprung im Gemeinderat 

und wirken sich dann wiederum auf das Handeln der Unternehmensorgane und Ver-

waltungsakteure aus.  

 

Bei den Verwaltungsakteuren ist es zum einen die Organisationseinheit Beteiligungs-

controlling, die generelle Managemententscheidungen und Personalentscheidungen 

aufgrund der ihr übertragenen Aufgaben im Blick behält. Zum anderen übt der jeweilige 

Fachbereich durch Qualitäts- und Leistungsbestimmungen Einfluss auf generelle Ma-

nagemententscheidungen aus. Auch das Handeln der Verwaltungsführung kann sich 

direkt im Faktor „Generelle Managemententscheidungen“ niederschlagen. Nach Wahr-

nehmung der Geschäftsführer verstärken die Unternehmensorgane Aufsichtsrat und 

Gesellschafterversammlung den politischen Einfluss im Faktor „Generelle Manage-

mentautonomie“. Der Autor vermutet, dass die Aufsichtsräte sich nicht auf die finanziel-

len Sachverhalte beschränken, sondern auch gemeinwohlorientierte, kommunale Ziele 

in den Blick nehmen. Auch postulierte Autonomisierungstendenzen werden deutlich: 

Aufsichtsräte vermindern tendenziell den Einfluss der Trägerkommune in Bezug auf 

strategische Entscheidungen.  

 

Die einflussreichen Verwaltungsakteure machen sich auch in den Kontakten der Unter-

nehmen bemerkbar. Das Beteiligungsmanagement nimmt für privatrechtliche Unter-

nehmen eine zentrale Steuerungsfunktion wahr. Häufige Kontakte zum Beteiligungs-

management oder zu einem Fachbereich mindern vor allem die „Generelle Manage-

mentautonomie“.  

 

Politische Gremien stehen mit öffentlich-rechtlichen Organisationen in häufigerem Kon-

takt. Das Handeln von politischen Ausschüssen vermindert dadurch die Preis- und Per-

sonalautonomie der Unternehmen. Möglicherweise lässt sich in diesem Zusammenhang 

von einer Übersteuerung der Beteiligungen sprechen, denn Personalautonomie ist die 

einzige Autonomiedimension, für die eine negative Relation zur Bürokratisierung der 

Organisation nachgewiesen werden konnte36.  

 

                                                             
36 p=0.02 Signifikanzniveau für einen negativen Zusammenhang mit „Red Tape“ (Rainey et al. 1995). 



              Teil III Diskussion der Ergebnisse und Limitationen der Studie  195 

 
 

In Abschnitt 4.5 wurden die Flexibilisierungswirkungen verschiedener Steuerungsin-

strumente untersucht. Als wichtigste Steuerungsinstrumente bei Beteiligungen konnten 

die Besetzung von Schlüsselpositionen, das Berichtswesen und die Anwendung von 

Public-Corporate-Governance-Kodizes identifiziert werden. Anreizpläne und variable 

Vergütung werden signifikant häufiger in privatrechtlichen Unternehmen genutzt, wäh-

rend die Inputsteuerung über das Budget eher ein Merkmal der öffentlich-rechtlichen 

Organisationen darstellt.  

 

Die Wirkungen der Steuerungsinstrumente sind unterschiedlich. So entfaltet die Input-

steuerung über das Budget eine signifikant negative Wirkung auf alle Autonomiedimen-

sionen. Informelle Elemente wie Telefonkontakte oder häufige, unterjährige Treffen 

wirken sich vor allem in der Personaldimension aus und sind damit vermutlich als Aus-

druck von Übersteuerung und Mikromanagement zu deklarieren. Qualitätsüberprüfun-

gen, Berichtswesen, Telefonkontakte, variable Vergütung und Anreizpläne sowie die 

Besetzung von Schlüsselpositionen stehen in negativem Zusammenhang zum Faktor 

„Generelle Managementautonomie“.  

 

Ein unerwarteter Effekt stellt sich vor allem für die Public-Corporate-Governance-

Kodizes ein. Durch Anwendung der Kodizes kann sich die Preisautonomie gegenüber 

der Kommune signifikant erhöhen. Dieser Effekt bleibt im Sample erhalten, auch wenn 

für Variablen wie Branche, Bundesland, Gewinn oder Größe kontrolliert wird. Der Autor 

führt den Zusammenhang zum einen auf ein höheres gegenseitiges Vertrauen zwischen 

Unternehmen und Kernverwaltung zurück, denn eine intensive Anwendung der Kodizes 

verstärkt die Planungssicherheit der Geschäftsführer. Man könnte zusätzlich argumen-

tieren, dass unterjährige Preiseingriffe nur notwendig werden, wenn Probleme auftre-

ten und das Vertrauensverhältnis zwischen Unternehmen und Kernverwaltung bereits 

nachhaltig geschädigt wurde. In diesem Fall wäre die zusätzliche Preisautonomie als ein 

positives Signal für die gute Zusammenarbeit zwischen Unternehmen und Kommune zu 

werten. 

 

Zum anderen lässt sich annehmen, dass sich mit Verabschiedung und Anwendung eines 

Corporate-Governance-Kodex der indirekte Einfluss des Gemeinderates auf die Auf-

sichtsräte vermindert. Die Studie konnte belegen, dass kommunale Corporate-
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Governance-Kodizes die wahrgenommene Effektivität der Aufsichtsräte verbessern 

können und dass Kodizes zu einer Verringerung der Informationsüberlastung in den 

Aufsichtsräten beitragen. Zusätzlich reduzieren die Kodizes den prozentualen Anteil der 

Politiker in den Aufsichtsräten. Eventuell wirken Unabhängigkeit und Expertise der 

Aufsichtsratsmitglieder als zusätzliche Puffer gegenüber unwirtschaftlichen Regulie-

rungsentscheidungen und steigern dadurch die Preisautonomie der Unternehmen.  

 

Abschnitt 4.6 befasste sich ausführlich mit der Besetzung und Rolle der Aufsichtsräte. 

Zusammenfassend sind folgende Ergebnisse zu nennen: Viele Aufsichtsräte sind haupt-

sächlich mit Politikvertretern besetzt. So liegt der Anteil der Politikvertreter in den Auf-

sichtsräten durchschnittlich bei 58.5%. Dies wirkt sich negativ auf deren wahrgenom-

mene Effektivität aus und steigert die Informationsüberlastung in den Gremien. Beson-

ders große Aufsichtsräte leiden laut Aussage der Geschäftsführer tendenziell unter hö

herer Informationsüberlastung als kleinere. Da sich die Größe des Aufsichtsrates auch 

nach der Anzahl der Mitarbeiter richtet, ist dies durchaus verständlich, denn die Auf-

sichtsräte sind bei Problemstellungen mit einem höheren Komplexitätsgrad und einer 

größeren Vielfalt von unterschiedlichen Meinungen konfrontiert.  

 

Die Größe der Aufsichtsräte steht darüber hinaus in einem negativen Zusammenhang 

zur wahrgenommenen Preis- und Personalautonomie in den Organisationen. Der Anteil 

der Politiker steht in negativem Bezug zum Faktor „Strategische Autonomie“ bei Finan-

zierungs- und Wachstumsentscheidungen. Robuste Regressionsanalysen nach Li (1985) 

lassen aber vermuten, dass die signifikante Relation auf wenige Ausreißer37 zurückzu-

führen ist. Die Auswirkungen der Ausreißer sind sogar stark genug, dass auch die mul-

tivariate Analyse unter Kontrolle von Drittvariablen auf eine signifikante Verbindung 

schließen lässt.   

 

Auf Basis der weiteren Analysen kann angenommen werden, dass Informationsüberlas-

tung und Überforderung einiger Aufsichtsräte dazu führen, dass die betreffenden Auf-

sichtsräte das Gesamtgeschehen nicht adäquat einschätzen können und mit den Finan-

zierungsentscheidungen überfordert sind. Dadurch vermehren sich die Eingriffe durch 

                                                             
37 Die robuste Regressionsanalyse nach Li (1985) gewichtet solche Fälle, die potenziell einen sehr hohen Ein-
fluss auf das geschätzte Regressionsmodell entfalten können, niedriger als andere Beobachtungen. 
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kommunale Steuerungsakteure und mindern den Faktor „Strategische Autonomie“. Der 

Faktor „Generelle Managementautonomie“ bleibt unberührt.  

 

Auch die Rolle der Aufsichtsräte wurde im Hinblick auf die Autonomiedimensionen un-

tersucht. Agierte der Aufsichtsrat bisher als Kontroll- und Aufsichtsgremium im Sinne 

der gesetzlichen Vorgaben, so mindert dies im Gesamtvergleich die wahrgenommene 

„Generelle Managementautonomie“ der Organisationen. Im Gegensatz dazu fördern 

kontrollierende Aufsichtsräte die „Strategische Entscheidungsautonomie“ der Organisa-

tionen. Es lässt sich vermuten, dass ein starkes Aufsichtsgremium bei zustimmungs-

pflichtigen Geschäften die finanziellen und politischen Vorgaben der Kommune berück-

sichtigt und dadurch die generelle Managementautonomie gegenüber den Kommunen 

mindert. Kann sich die Kommune auf ein Aufsichtsgremium mit starker Kontrollfunkti-

on verlassen, so werden auch schwierigere und komplexe Finanzgeschäfte unabhängi-

ger getroffen.  

 

Betrachtet wurde weiterhin die Rolle der Aufsichtsräte auf Basis des BSAQ-Index. Die 

Zusammenhänge zeigen, dass solche Aufsichtsräte, die nach Einschätzung der Ge-

schäftsführer hohe Werte im Index erzielen konnten, auch als besonders effektiv wahr-

genommen wurden. Eine konfirmatorische Faktorenanalyse ergab vier BSAQ-Faktoren, 

die dann im multivariaten Zusammenhang getestet wurden. In der multivariaten Analy-

se verdeutlicht sich eine negative Relation zur generellen Managementautonomie der 

Unternehmen. Für reflektierende wie auch politisch-strategisch agierende Aufsichtsräte 

konnte ein signifikant negativer Zusammenhang auf 5% Niveau nachgewiesen werden. 

Es besteht allerdings keine Kohärenz mit anderen Autonomiedimensionen wie Perso-

nal-, Preis- und Strategische Autonomie. Auf Basis der Analysedaten kristallisierte sich 

heraus, dass sich die Performanz der Aufsichtsräte vor allem im Faktor „Generelle Ma-

nagementautonomie“ niederschlägt. Anders ausgedrückt bedeutet dies, dass solche Un-

ternehmenschefs, deren Unternehmen über eine geringere, generelle Managementau-

tonomie verfügen, ihre Aufsichtsräte auch unter Kontrolle von Drittvariablen besser 

bewerten. Dieses Ergebnis bedarf sicherlich weiterführender, erklärender Fallanalysen. 

Der Autor vermutet, dass Aufsichtsräte, die eine besonders aktive und effektive Rolle 

wahrnehmen anders als in der Privatwirtschaft auch gemeinnützige Ziele in ihren Über-
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legungen berücksichtigen und dadurch die generelle Managementautonomie beschnei-

den.  

 

In Abschnitt 4.7 und 4.8 wurden letztendlich die transaktionskostenbasierten und die 

Social-Exchange-Variablen im Hinblick auf die vier Faktoren der Managementautono-

mie untersucht. In den Ergebnissen der Studie zeigt sich, dass beiden theoretischen 

Modellen ein begrenzter Erklärungsbeitrag zugeschrieben werden kann. Der Erklä-

rungsgehalt der jeweiligen Perspektive unterscheidet sich allerdings stark, je nachdem 

welche Dimension der Managementautonomie genauer betrachtet wird.  

 

Preis- und Personalautonomie beispielsweise lassen sich im Sample vor allem mit 

strukturellen Variablen wie der Branche, dem wahrgenommenen Wettbewerb in der 

Branche, der Rechtsform und der Anwendung von Prozess- und Inputsteuerung erklä-

ren. Zwar lassen sich die Hypothesen zu Steuerungsmechanismen und Wettbewerb be-

stätigen, es sind aber keine überraschenden Zusammenhänge eingetreten. Auch ein Ef-

fekt der wahrgenommenen politischen Konflikte lässt sich im multivariaten Gesamtmo-

dell nicht validieren. Social-Exchange-Variablen sind als Erklärungsfaktoren für Perso-

nalautonomie nicht hilfreich, denn keine der Variablen konnte für sich genommen Signi-

fikanz erlangen.  

 

Für den Faktor „Generelle Managementautonomie“ stellen wir fest, dass es vor allem die 

eingesetzten Instrumente Zielsteuerung und Prozesskontrolle sind, die die Autonomie 

negativ beeinflussen. Dieser Effekt war zu erwarteten, denn sowohl Zielsteuerung als 

auch Prozesskontrolle können als politische Instrumente der Kommunen verwendet 

werden, um direkt Einfluss auf die Unternehmen auszuüben. Es lässt sich annehmen, 

dass formulierte Ziele nicht lediglich auf dem Papier, sondern auch in der Praxis Steue-

rungswirkung entfalten. Weil keine weiteren, mutlivariaten Zusammenhänge zwischen 

Zielsteuerung und Autonomiefaktoren bestehen, kann eine Subsitution von Input- und 

Prozesskontrollen gegen Zielsteuerung die Gesamtautonomie der Organisationen aber 

fördern.  
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In den Social-Exchange-Variablen sind es die Variablen Informationsaustausch, Politik-

Professions-Konflikte und Aufsichtscharakteristika, die auf einen Zusammenhang mit 

dem Faktor „Generelle Managementautonomie“ hindeuten. Im Analyserahmen wurde 

angenommen, dass ein stärkerer Austausch von strategischen Informationen zwischen 

Kernverwaltung und Unternehmen in langfristigen Beziehungen als kontrollierend 

empfunden wird (Tomkins 2001; van den Abeele 2006). Die Ergebnisse zeigen aber, 

dass der Austausch von Informationen nicht zwangsläufig mit einem Vertrauensverlust 

einhergehen muss, sondern dass sich Vertrauen, Steuerungsintensität und Informati-

onsaustausch komplementär zu einander verhalten.  

 

Auch für Politik-Professions-Konflikte lässt sich ein negativer Zusammenhang zum Fak-

tor „Generelle Managementautonomie“ ausmachen. Der Autor interpretiert diese Kon-

flikte als ein Resultat der ungelösten, konkurrierenden Rationalitäten in öffentlichen 

Unternehmen (Schedler 2012). Diese Konflikte stehen dem Aufbau von gegenseitigem 

Vertrauen diametral entgegen und können dadurch vermutlich motivationshemmende 

Wirkungen entfalten (Davis et al. 1997: 27ff.).  

 

In den Aufsichtsratsvariablen bestehen ebenfalls signifikante Zusammenhänge zum 

Faktor „Generelle Managementautonomie“. Sobald Kontrollvariablen miteinbezogen 

werden, verlieren diese Zusammenhänge ihre Signifikanz. Einige interessante Effekte 

müssen allerdings weiterhin herausgestellt werden: Zum einen steht die Informations-

überlastung der Aufsichtsräte hier in einem positiven Zusammenhang zum Autono-

miefaktor. Zum anderen sind es die besonders kritischen Aufsichtsräte, die stark und 

aktiv Informationen einfordern, eine Kontrollfunktion ernst nehmen und sich selbst 

kontinuierlich reflektieren, die einen negativen Einfluss auf die generelle Manage-

mentautonomie ausüben. Besonders effektive Aufsichtsräte in öffentlichen Unterneh-

men scheinen die Prioritäten der Stakeholder im Blick zu behalten und gemeinwohlori-

entierte Ziele zu berücksichtigen. Im Faktor „Generelle Managementautonomie“ scheint 

die Überforderung der Aufsichtsräte eher zu kommunaler Unter- als zu Übersteuerung 

zu führen.  
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Den größten Erklärungsgehalt erzielen die Social-Exchange-Variablen im Faktor Preis-

autonomie. Hier ist es zum einen die Vertrauenswürdigkeit der kommunalen Kontakt-

person, zum anderen die Reputation des Unternehmens die autonomieförderlich wir-

ken (Blau 1964). In diesem speziellen Fall lässt sich von transaktionaler Autorität spre-

chen, denn beide Parteien begeben sich auf eine gemeinsame Basis aus Respekt und 

Entgegenkommen und akzeptieren die besondere Autorität des jeweils anderen Ak-

teurs (Carpenter und Krause 2014: 9ff.). Wie in der vorherigen Analyse besteht ein ne-

gativer Zusammenhang mit Rollenkonflikten der Manager. Dieser konnte auch im Ge-

samtmodell bestätigt werden. Politik-Professions-Konflikte können das Vertrauen zwi-

schen den Vertragspartnern torpedieren und die Preisautonomie der Einzelunterneh-

men vermindern. Für die transaktionskostenbasierte Variablen Wettbewerb und Pro-

zesskontrolle bestehen lediglich bivariate Zusammenhänge in den bereits bekannten 

Richtungen.    

 

Im Faktor „Strategische Autonomie“ lässt sich ebenfalls ein guter Erklärungsgehalt der 

relationalen Faktoren ausmachen. Kommunen scheinen sich in ihren strategischen 

Steuerungsüberlegungen nicht oder nur selten an den Transaktionskosten und deren 

Determinanten zu orientieren. Lediglich für den Anteil der Politiker im Aufsichtsrat be-

steht ein negativer Zusammenhang. Hier können wir allerdings annehmen, dass Ausrei-

ßer den Zusammenhang verfälschen. Bei den Social-Exchange-Variablen bestehen biva-

riate Zusammenhänge mit Rollenkonflikten, Aufsichtsratsvariablen, Rollenambivalen-

zen und mit der Geschäftsführungserfahrung der Manager im öffentlichen Sektor. Im 

multivariaten Modell lässt sich nur der Zusammenhang zur Geschäftsführererfahrung 

im öffentlichen Sektor bestätigen. Der Biographie des Managers kommt somit eine ent-

scheidende Rolle zu, wenn es um die strategische Autonomie des Unternehmens geht. 

Wir vermuten zwei Gründe für den signifikant positiven Zusammenhang: Einerseits 

bestehen gefestigtere Kontakte im politischen Umfeld. Andererseits weiß ein erfahrener 

Geschäftsführer, wie mit den verschiedenen Akteuren im politischen Raum umzugehen 

ist und wie er diese als Ressourcen nutzen kann (Emerson 1976; Thomasson 2009).    

 

Zusammenfassend lässt sich folgendes konstatieren: Einige transaktionskostenbasierte 

Variablen wie die Faktorspezifizität oder die Messbarkeit der Ziele eignen sich gut dazu, 

die Gesamtautonomie der Organisationen vorherzusagen. Betrachten wir aber unter-
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schiedliche Dimensionen von Managementautonomie, so können sie nur einen Teilaus-

schnitt der Realität abbilden. Auch eine instrumentelle Sichtweise, die die angewandten 

Steuerungsmechanismen wie Prozesskontrolle oder Zielsteuerung berücksichtigt, kann 

lediglich in zwei Faktoren, wir haben diese als „Personalautonomie“ und „Generelle Ma-

nagementautonomie“ bezeichnet, beachtliche, signifikante Ergebnisse erzielen.  

 

Selbst unter Berücksichtigung von strukturellen und ressourcenorientierten Faktoren 

wie Rechtsform, Branche, Eigentümer, Vorjahresgewinn, Bundesland oder Größe der 

Unternehmen kann eine ergänzende, relationale Perspektive zusätzliche Erklärungs-

muster liefern. Der Variable Informationsaustausch kommt ein großer Erklärungsgehalt 

für „Generelle Managementautonomie“ zu. Politik-Professions-Konflikte, die Reputation 

der Unternehmen und die gegenseitige Vertrauenswürdigkeit der Kontraktpartner ha-

ben sich als bedeutende Erklärungsfaktoren für die Preisautonomie der Unternehmen 

herausgebildet. Zusätzlich konnte mit der biographischen Variable Geschäftsführungs-

erfahrung im öffentlichen Sektor ein erheblicher Anteil der Varianz im Faktor „Strategi-

sche Autonomie“ erklärt werden.  

 

Letztendlich lässt sich feststellen, dass die Social-Exchange-Theorie sicher nicht als all-

umfassende Theorie begriffen werden kann. Sie erklärt uns lediglich einen Teilaus-

schnitt der Realität, der bilaterale Beziehungen zwischen sozialen Akteuren als Unter-

suchungseinheit begreift (Emerson 1976: 345). Die Theorie lässt sich aber als eine 

wichtige, erweiternde Perspektive auf Governance Probleme begreifen. Es sind nicht 

nur die institutionellen Faktoren, die die Entscheidungen und Handlungsspielräume der 

Akteure effektiv begrenzen, es sind ebenfalls die informellen, sozialen Beziehungen, die 

zwischen den Akteuren in und um Organisationen bestehen (Blau 1964; Emerson 1976; 

Cook und Rice 2006). Ökonomische Handlungen in Märkten und Institutionen sind in 

solche sozialen Strukturen gewissermaßen „eingebettet“ (Granovetter 1985: 482f.) und 

es ist Aufgabe der weiteren Forschung, diese Strukturen zu identifizieren und deren 

Konsequenzen aufzuzeigen.    
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5.2  Limitationen der Studie 

Im folgenden Abschnitt sollen noch einmal die wesentlichen Schwächen der vorliegen-

den Studie und des verwendeten Untersuchungsdesigns diskutiert werden. Hier ist zwi-

schen methodischen Einschränkungen und solchen, die auf die verwendete Datenbasis 

zurückzuführen sind, zu unterscheiden. Die Einschränkungen betreffen vor allem die 

externe und interne Validität38 der Studie und können daher die Generalisierbarkeit 

und Konsistenz der Ergebnisse belasten.  

 

Zuerst ist anzumerken, dass sich die vorliegende Studie nur auf die Mehrheitsbeteili-

gungen in deutschen Großstädten bezieht. Kommunale Minderheitsbeteiligungen, Joint-

Ventures, Zweckverbände und mehrheitliche Nonprofit-Unternehmen finden aufgrund 

dieses Untersuchungsdesigns keine Berücksichtigung und wurden von vorne herein 

ausgeschlossen. Im Rahmen der angewandten Definition für Beteiligungen wurden De-

zernate, Ämter und Fachbereiche ebenfalls aus der Untersuchung entfernt, denn diese 

Organisationstypen können wir zur unmittelbaren Kernverwaltung zählen (Lasar et al. 

2011: 226). Weil man sich auf deutsche Großstädte konzentrierte, wurden Kommunen 

mit geringerer Bevölkerungszahl als 200.000 Einwohner aus der Untersuchung ausge-

schlossen. Alle identifizierten Mehrheitsbeteiligungen sind auf der obersten oder der 

zweiten Konzernebene angesiedelt. Somit beschränkt sich die Aussagekraft der Studie 

vor allem auf die vermeintlich wichtigsten Mehrheitsbeteiligungen der Städte. Für Be-

teiligungen auf niedrigeren Ebenen können keine generellen Aussagen getroffen wer-

den.    

Bei Überlegungen zur Wiederholbarkeit der Studie ist darauf hinzuweisen, dass die 

Grundgesamtheit der einbezogenen Mehrheitsbeteiligungen auf Basis der vorliegenden 

Beteiligungsberichte im Zeitraum der Recherche identifiziert wurde. Der Autor war da-

her auf die zusammengetragenen Daten der Kommunen angewiesen. Einige Beteili-

gungsberichte (bspw. für Berlin, Rostock oder Düsseldorf) befanden sich zu Beginn der 

Untersuchung leider nicht mehr auf dem neuesten Stand, bei allen anderen Beteili-

gungsberichten handelte es sich um die Berichte für das Vorjahr 2012. Im Fall eines 

nicht aktuellen Berichtes wurde darauf geachtet, neuere Beteiligungsberichte bis Ende 

Juni 2013 in die Datenbasis einfließen zu lassen. Aktuellere Kapitalbewegungen konn-

                                                             
38 Siehe Bortz (2005: 8) 
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ten aus Praktikabilitätsgründen keine Berücksichtigung mehr in der identifizierten 

Grundgesamtheitfinden.   

 

Aufgrund dieser Einschränkungen bildet die durch Vorauswahl identifizierte Grundge-

samtheit die deutschlandweite Verteilung der Mehrheitsbeteiligungen nur bedingt ab 

(Statistisches Bundesamt 2014: 256). Die Branchen Unternehmensberatung, Abfallent-

sorgung und Transport sind in der identifizierten Grundgesamtheit leicht überreprä-

sentiert. Die deutschlandweit starken Branchen Wasserversorgung und Abwasserent-

sorgung dagegen sind unterrepräsentiert. Auch die deutschlandweite Verteilung der 

Rechtsformen konnte nicht repliziert werden. So sind privatrechtliche Beteiligungen 

mit einem 87.2%igen Anteil in der identifizierten Grundgesamtheit überaus stark ver-

treten. Der Anteil privater Rechtsformen deckt sich aber mit Untersuchungen zu den 

unmittelbaren Beteiligungen der deutschen Großstädte (Richter et al. 2006: 115; Pa-

penfuß 2010: 105).  

 

In Bezug zur eigentlichen Stichprobe kann der Gesamtrücklauf von 22.52% als durch-

aus akzeptabel für Top-Level Führungskräftebefragungen gewertet werden (Cycota und 

Harrison 2006: 133ff.). Dies ist im Speziellen der Fall, weil es sich bei den gestellten 

Fragen um besonders vertrauliche Angaben zu den Aufsichtsräten und den Machtkons-

tellationen im Umfeld der Organisationen handelt. Die wesentlichsten Einschränkungen 

der Generalisierbarkeit betreffen vor allem die Branchenverteilung innerhalb der Stich-

probe und den Branchenrücklauf im Vergleich zur Grundgesamtheit.  

 

Ein Vergleich mit der Verteilung der Grundgesamtheit ergab, dass einige Branchen in 

der Stichprobe stark überrepräsentiert sind. Dies betrifft vor allem die Abwasserent-

sorgung und Stadtwerke Holding Gesellschaften. Unterrepräsentiert sind Unternehmen 

in der Energie- und Gasversorgung, der Transportwirtschaft und der Krankenversor-

gung. Χ²-Goodness-of-fit-Tests zur Verteilung von Branche und Rechtsformen zeigen, 

dass die Stichprobe für beide Kategorien keine gute Annäherung an die Verteilung der 

identifizierten Grundgesamtheit bietet. Dieser Befund stellt eine Limitation für die Stu-

dienergebnisse dar und wirkt sich negativ auf die externe Validität und Verallgemeiner-

barkeit der Untersuchung aus. 
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Der Vorteil des gewählten Studiendesigns liegt in der theoretischen Ausrichtung. Ein 

gewisses Maß an externer Validität besteht vor allem deshalb, weil alle Hypothesen auf 

theoretischen Annahmen und Argumenten basieren. Am Beispiel von Mehrheitsbeteili-

gungen deutscher Großstädte wurde erstmals getestet, ob sich Transaktionskostende-

terminanten und Social-Exchange-Attribute in der „De-facto“-Managementautonomie 

von öffentlichen Unternehmen niederschlagen. Etwaige Schwächen der gewählten, the-

oretischen Ansätze wurden für beide Theorien in Kapitel drei separat ausgeführt und 

diskutiert.  

 

Bei der Untersuchung von wahrgenommener Autonomie handelt es sich um einen neu-

artigen Ansatz in der Tradition der Agenturforschung, der nicht zwischen den diskreten 

Alternativen der Leistungserstellung wie Eigenproduktion und Auslagerung unter-

scheidet, sondern die noch weitgehend unbekannten, internen Konsequenzen der Cor-

poratisation in den Fokus rückt. Der große Nachteil des Untersuchungsdesigns besteht 

in der Subjektivität der Antworten.  

 

Nur mittels Befragung der Geschäftsführer war es möglich, die relationalen Beziehun-

gen zu den verschiedenen Steuerungsakteuren im Unternehmensumfeld zu identifizie-

ren. Der selbstständig erstellte Fragebogen richtet sich darum explizit an die gesteuer-

ten Organisationseinheiten in den Kommunen. Es ist anzunehmen, dass die steuernden 

Fachbereiche, das Beteiligungsmanagement oder die Mitglieder des Gemeinderates eine 

andere Haltung zu den befragten Themenblöcken einnehmen. Um diese unterschiedli-

chen Interpretationen zu berücksichtigen, hätten alle möglichen Steuerungsakteure 

separat befragt werden müssen. Dies hätte den Rahmen der Untersuchung aus wirt-

schaftlichen und zeitlichen Überlegungen heraus gesprengt. Für die Zukunft besteht 

Spielraum für weitere Untersuchungen, die die Perspektive der Steuernden ergänzen 

oder in den Mittelpunkt der Betrachtung stellen.    

 

Das lediglich einseitige Bild aus Sicht der Gesteuerten mindert allerdings die interne 

Validität der Studienergebnisse. Es lässt sich aus konstruktivistischer Sicht zwar argu-

mentieren, dass die Geschäftsführer wesentliche Führungsentscheidungen selbst tref-

fen, beeinflussen oder zumindest beurteilen können und daher ihrer subjektiven Wahr-

nehmung und Rolle eine besondere Bedeutung für das gesamte Unternehmensgesche-
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hen zukommt (Weick 1995: 76ff.). Da die Führungskräfte aber nicht nur zu persönli-

chen Einstellungen oder Verhaltensweisen, sondern vor allem zur Gesamtorganisation 

befragt wurden, steht die Untersuchung in der Tradition von Elite-Surveys und unter-

liegt den damit verbundenen Problemen (Moyser and Wagstaffe 1987; Hurrle und Kie-

ser 2005; Walker und Enticott 2004; Bach 2014). Diese wurden bereits in Kapitel drei 

ausführlich diskutiert und sollen lediglich noch einmal abschließend zusammengefasst 

werden:  

 

Die Aussagen könnten einem Key-Informant-Bias unterliegen (Hurrle und Kieser 2005: 

585). Führungspersonen könnten geneigt sein, ihre Organisationen in einem besonders 

positiven Licht darzustellen (Walker und Enticott 2004: 420). Besonders Leistungsda-

ten und Daten zum Unternehmenserfolg unterliegen einer höheren Fehlerquote als an-

dere Auskünfte (Wall et al. 2004; Meier und O`Toole 2013). Man spricht von Impressi-

on-Management und Self-Serving Attributions, die den Probanden und seine Aktivitäten 

gut aussehen lassen (Hurrle und Kieser 2005: 589f.).  

 

Die Reliabilität und Validität von Daten zu objektiven Sachverhalten kann zusätzlich 

durch weitere, systematische Verzerrungen eingeschränkt sein (Anderson 1985; Bagoz-

zi et al. 1991; Kumar et al. 1993). Dies gilt insbesondere dann, wenn bei organisations-

übergreifenden Einschätzungen das Verhalten anderer beurteilt werden soll (Schwarz 

und Wellens 1997). Aber auch bei vergleichsweise einfachen Auskünften über objektive 

Tatbestände kommt es häufig zu Fehlerquoten (Bommer et al. 1995). Bach (2014: 100f.) 

argumentiert, dass insbesondere auf Organisationsebene keine Alternativen auf unte-

ren Unternehmensebenen bereitstehen, um an die gleichen Informationen zu gelangen. 

In der vorliegenden Untersuchung wurde deshalb versucht, die Fehlerquellen durch 

einen Pretest des Fragebogens auf ein Minimum zu reduzieren.  

 

Darüber hinaus unterliegt die Untersuchung den typischen Problemen von Survey-

Designs. Beispielsweise konnten nur Querschnittsdaten über einen gewissen Zeitpunkt 

gewonnen werden. Langzeitveränderungen und deren Auswirkungen auf die wahrge-

nommene Managementautonomie wurden somit nicht abgebildet. Wie andere Survey-

Studien leidet das fragebogengestützte Vorgehen unter einem Common-Method-Bias, 
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weil einige unabhängige Variablen und die abhängige Variable Managementautonomie 

aus dem gleichen Fragebogen stammen (Favero und Bullock 2015: 285). Da einem 

Common-Method-Bias mit statistischen Analyseverfahren kaum nachzukommen ist, 

wurde für erklärende Variablen wie Branche, Rechtsform, Corporate-Governance-

Kodex, Unternehmensgröße oder Vorjahresgewinn zusätzlich auf Sekundärdaten zu-

rückgegriffen (Favero und Bullock 2015: 304). Theoriegeleitete Konstrukte wie gegen-

seitiges Vertrauen, Reputation oder kulturelle Ähnlichkeit ließen sich allerdings nicht 

aus Sekundärdaten gewinnen.   

 

Weitere Schwächen der Untersuchung sind auf die zugrunde liegende Datenstruktur in 

der Stichprobe zurückzuführen. Aufgrund der sehr geringen Fallzahl in allen Regressi-

onsanalysen können Ausreißer einen starken Effekt auf die Schätzparameter ausüben. 

Um den Einfluss von Extremwerten zu vermindern, wurden zusätzlich robuste Regres-

sionsanalysen nach Li (1985) durchgeführt. In den linearen Regressionsanalysen wurde 

mit robusten Standardfehlern für die Bundesländer gearbeitet, die eine geringere Anfäl-

ligkeit gegenüber Heteroskedastizität39 aufweisen (Hayes und Cai 2007). Traten unter-

schiedliche Signifikanzen in den Schätzparametern der Modelle auf, so wurden lediglich 

solche Ergebnisse berücksichtigt, die sich auch in den robusten Analysen bei unter-

schiedlicher Gewichtung der Extremwerte bestätigen ließen.  

 

Die Regressionsdiagnostik ergab für alle linearen Regressionen in den Faktoren Perso-

nalautonomie und Strategische Autonomie eine schiefe Verteilung der Residuen. 

Dadurch ist die Normalverteilungsannahme in diesen Modellen verletzt. Dies kann zu 

systematischen Verzerrungen der Schätzparameter führen (Bortz 2005: 216). Mit An-

wendung von nichtlinearen Verfahren wie der Bootstrapping-Methode (Efron und 

Tibshirani 1993; Mooney und Duval 1993), die keine normalverteilten Residuen vo-

raussetzt, wurden die Ergebnisse zusätzlich überprüft und konnten größtenteils repli-

ziert werden. Abweichungen von den signifikanten Ergebnissen nach Anwendung der 

nichtlinearen Methode müssen wir mit äußerster Vorsicht gegenübertreten.  

 

 

 

                                                             
39 Die Ungleichheit der Streuung der Residuen kann dazu führen, dass die Nullhypothese zu Unrecht abgelehnt 
wird (Hayes und Cai 2007: 710).  
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5.3  Implikationen für Wissenschaft und Praxis 

Ziel der vorliegenden Untersuchung war es, Flexibilisierungstendenzen im Rahmen von 

Corporatisation Prozessen besser verstehen zu lernen. Dabei stellte sich heraus, dass 

sich Flexibilisierungstendenzen nicht nur in einem Gesamtindex als Managementauto-

nomie, sondern zusätzlich dimensional darstellen lassen. Eine explorative Faktorenana-

lyse konnte im Verhältnis zur steuernden Gebietskörperschaft vier voneinander unab-

hängige Faktoren der Managementautonomie identifizieren: Personalautonomie, Gene-

relle Entscheidungsautonomie, Preisautonomie und Strategische Entscheidungsauto-

nomie.  

 

Da sich diese Faktoren branchen- und kommunenübergreifend feststellen lassen, neh-

men wir an, dass es sich um allgemeine Dimensionen der Managementautonomie von 

öffentlichen Unternehmen handelt, die in verschiedenen Kontexten funktionieren und 

sich auf Staats-, Landes- oder Kommunalebene übertragen lassen. Diese Steuerungsas-

pekte sind von allgemeinen Branchenregulierungen zu unterscheiden (Thynne 2011; 

Farazmand 2013), denn sie fokussieren vor allem den Einfluss der betreffenden Ge-

bietskörperschaft. Vermutlich können uns die Autonomiefaktoren einen Hinweis auf die 

generelle Funktionsweise von öffentlichen Unternehmen liefern. Die Faktoren werden 

uns in Zukunft dabei helfen, die Wirkungsweise der strukturellen Merkmale, Steue-

rungsmechanismen und informellen Aspekte im Umfeld der Einzelunternehmen be-

schreiben und einschätzen zu lernen.  

 

Forschungsbedarf besteht vor allem für das Zusammenwirken von Autonomie und Per-

formanz in öffentlichen Unternehmen. Für diese Gretchenfrage der Public-Management- 

Forschung werden lang angelegte Panelstudien und internationale Vergleiche notwen-

dig sein, die die Veränderungsprozesse über die Zeit hinweg betrachten. Eine Berück-

sichtigung der vier identifizierten Formen der Managementautonomie könnte in der 

Konzeption solcher internationalen Studien einen ersten Ansatzpunkt liefern. Derzeit 

mangelt es noch an Datensätzen und Vergleichsstudien zum Thema.    

 

Weiterer Forschungsbedarf sollte bei den identifizierten, erklärenden Variablen anset-

zen. Wie vermutet konnte die Untersuchung zeigen, dass eine Rechtsformänderung und 

die Platzierung der Organisationen in einem stärker wettbewerbsorientierten Umfeld 



              Teil III Diskussion der Ergebnisse und Limitationen der Studie  208 

 
 

mit einer höheren Managementautonomie der Unternehmen einhergehen. Der positive 

Zusammenhang schlägt sich nach Ansicht der Geschäftsführer vor allem in den Berei-

chen Personal- und Preisautonomie nieder. Stehen die Unternehmen in einem stärkeren 

Wettbewerb, so wirkt sich dies ebenfalls stark positiv auf die ihnen zugestandene Per-

sonal- und Preisautonomie aus. Auch die Budgetierungsmethode übt einen wesentli-

chen Effekt auf die Unabhängigkeit der Unternehmensentscheidungen aus. So steht die 

Inputsteuerung über Stellenpläne und Budgets in einem durchweg negativen Zusam-

menhang mit wahrgenommener Managementautonomie.  

 

Diese Zusammenhänge decken sich stark mit vorherigen Erkenntnissen zur Steuerung 

von teilautonomen Einheiten und bestätigen unsere Eingangsvermutung, dass die Plat-

zierung in einem wettbewerbsorientierteren Umfeld zu Flexibilisierungstendenzen 

führt (Lioukas et al. 1993; Nelson und Nikolakis 2012; Beecher 2013). Interessant ist 

vor allem, dass sich die positiven Effekte einer Rechtsformänderung nicht in jeder Teil-

dimension von Autonomie niederschlagen. Beispielsweise strategische Finanzentschei-

dungen und generelle Managementoperationen unterliegen auch bei Corporatisation 

dem Eingriff der Gebietskörperschaften. Weitere Untersuchungen zu diesem Sachver-

halt werden Aufschluss darüber geben, ob es sich um eine zufällige Beobachtung im 

kleinen Sample oder einen allgemeineren Aspekt handelt, der auch in größeren Daten-

sätzen Bestand hat.    

 

In den organisationsübergreifenden Steuerungsmechanismen zeigt sich, dass die An-

wendung von Prozesskontrolle oder Zielsteuerung die Managementautonomie insge-

samt signifikant vermindern. Allerdings wirkt sich Inputsteuerung stärker negativ aus 

als andere Steuerungsmechanismen. Auch der intensive formelle und informelle Aus-

tausch von Informationen zwischen Kernverwaltung und Beteiligungen ist nach Ansicht 

der Befragten als eine wesentliche Autonomieeinschränkung zu begreifen. Dies betrifft 

vorwiegend den Faktor „Generelle Managementautonomie“. Im Gegensatz dazu kann 

eine bessere Messbarkeit der Leistungen dazu beitragen, dass die „Generelle Manage-

mentautonomie“ ansteigt. Dieser positive Zusammenhang besteht auch für den Gesamt-

index.  
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Der Autor vermutet in diesem Fall, dass Input- und Prozessteuerung leichter durch Ziel-

steuerung zu ersetzen sind und daher insgesamt weniger Steuerungsmechanismen An-

wendung finden müssen. Bisherige Untersuchungen zur Steuerung kommunaler Leis-

tungserbringung haben gezeigt, dass verschiedene Mechanismen nebeneinander exis-

tieren können und dass die Charakteristika der Services vor allem den Einsatz von Pro-

zess- und Zielsteuerung begünstigen (Caglio und Ditillo 2008; Cristofoli et al. 2010; 

Ditillo et al. 2014). Weitere qualitative Untersuchungen können möglicherweise Auf-

schluss darüber geben, wie sich das Zusammenspiel der Steuerungsmechanismen über 

die Zeit hinweg verändert.  

 

Die vorliegende Untersuchung sollte allerdings nicht nur formelle, sondern auch infor-

melle, beziehungsorientierte Aspekte von Kontraktsteuerung berücksichtigen (Ditillo et 

al. 2014: 4ff.). Die Ergebnisse zeigen, dass sich gegenseitiges Vertrauen zwischen den 

Kontraktpartnern und eine gute Reputation der Unternehmen in einer größeren Preis-

autonomie der betreffenden Unternehmen niederschlägt. Negative Zusammenhänge 

zwischen gegenseitigem Vertrauen und anderen Autonomiedimensionen verschwinden, 

wenn für Vorjahresgewinn und Beteiligung von Privatkapital kontrolliert wird. Interes-

santerweise wirkt sich auch die Anwendung eines Public-Corporate-Governance-Kodex 

positiv auf die Preisautonomie der Einzelunternehmen aus. Gleichermaßen fördert ein 

Kodex das gegenseitige Vertrauen zwischen Kernverwaltung und Beteiligungen und 

stärkt aus Sicht der Geschäftsführer die wahrgenommene Effektivität der Aufsichtsräte. 

Diese Zusammenhänge konnten im Rahmen der Untersuchung erstmals für ein größe-

res Sample nachgewiesen werden.  

 

Zukünftige qualitative Untersuchungen könnten die Frage klären, inwiefern und warum 

derzeitige Public-Corporate-Governance-Kodizes das Vertrauen zwischen Unternehmen 

und kommunalen Vertragspartnern fördern. Dafür ist es notwendig, die genauen For-

mulierungen der Kodizes Stadt für Stadt durchzugehen und intensive Befragungen und 

Netzwerkstudien zu den informellen Beziehungen der Akteure durchzuführen. Um die 

Verbindung zur Preisautonomie zu schlagen, wäre es wichtig, die Vertragswerke und 

Satzungen der Unternehmen einer genaueren Untersuchung zu unterziehen. Neben der 

wahrgenommenen Preisautonomie der Geschäftsführer könnte es ein wichtiger An-

satzpunkt weiterer Analysen sein, die tatsächliche Preisentwicklung von Branchen in 
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Städten mit Kodizes über die Zeit hinweg nachzuverfolgen und mit anderen Städten zu 

vergleichen, die noch keine Kodizes verabschiedet haben. 

 

Derzeit lassen sich lediglich Vermutungen anstellen, warum die bisherigen Corporate- 

Governance-Kodizes die Preisautonomie der Unternehmen im Sample steigern. Verglei-

chende Fallstudien und qualitative Analysen können sicherlich Aufschluss darüber ge-

ben, ob sich diese Verbindung auch in weiteren Analysen bestätigen lässt. Die bisheri-

gen Vermutungen richten sich vor allem auf eine Verbesserung des ordnungspolitischen 

Rahmens, die größere Klarheit der Verantwortlichkeiten in den Gremien und einen ver-

trauensvolleren Umgang in der Zusammenarbeit.  

 

Man kann davon ausgehen, dass nicht nur formale Kennzahlen in der Steuerung An-

wendung finden, sondern im Speziellen auch nichtroutinierte, mündliche ad-hoc Infor-

mationen gesammelt und weitergegeben werden, die sich in der Autonomie der Unter-

nehmen niederschlagen (Kroll 2013: 266ff.). Luke (2010) erkennt, dass für öffentliche 

Unternehmen auch informelle Verbindungen zu externen und internen Akteuren beste-

hen, die das Unternehmensgeschehen und die Verantwortlichkeiten der Unternehmen 

verändern (Luke 2010: 155ff.). Nach Romzek et al. (2014) kann es in netzwerkbasierten 

Arrangements zu starken Spannungen zwischen formellen und informellen Steuerungs-

elementen kommen (Romzek et al. 2014: 832ff.). 

 

Die Untersuchung konnte aufzeigen, dass informelle Steuerung über Telefonkontakte 

oder gemeinsame Treffen vermehrt eingesetzt wird, um direkten Einfluss auf das Un-

ternehmensgeschehen auszuüben. Dies betrifft vor allem die Personalentscheidungen 

der kommunalen Unternehmen. Außerdem schlägt sich die informelle Steuerung im 

größeren gegenseitigen Vertrauen zwischen den Akteuren nieder und fördert den In-

formationsaustausch zwischen Unternehmen und Kernverwaltung. Informelle Mecha-

nismen scheinen ein probates Mittel zu sein, um Personaleinfluss zu nehmen. Weitere 

Fallstudienuntersuchungen können uns möglicherweise erklären, wie es dazu kommt 

und warum sich durch die vertrauensfördernde Wirkung keine positiven Zusammen-

hänge zu den Autonomiedimensionen einstellen.  

 



              Teil III Diskussion der Ergebnisse und Limitationen der Studie  211 

 
 

Weitere Ergebnisse verdeutlichen, dass Politik-Professions-Konflikte die Manage-

mentautonomie der Unternehmen insgesamt stark einschränken bzw. eine geringere 

Autonomie der Geschäftsführer Politik-Professions-Konflikte hervorrufen kann. Dies 

offenbart sich vor allem im Bereich der Preisautonomie und für Rollenambivalenzen im 

Faktor „Strategische Autonomie“. Die Analyse zeigt, dass bisherige Corporate-

Governance-Kodizes noch nicht dazu beitragen konnten, diese Rollenkonflikte signifi-

kant zu vermindern.  

 

Es muss das Ziel weiterer Forschung sein, Erklärungsfaktoren für Rollenkonflikte in 

spezifisch öffentlichen Unternehmen zu identifizieren. So können Handlungsempfeh-

lungen für die Praxis der Governance gegeben werden, die die Kodizes in wesentlichen 

Punkten verbessern. In einem kürzlich erschienenen Literaturüberblick zu Zielambiva-

lenzen öffentlicher Organisationen identifizieren Rainey und Jung (2014: 15f.) ver-

schiedene Prädiktoren. Hier unterscheiden sie solche Variablen, die sich auf die Organi-

sation selbst beziehen und solche, die vor allem das Umfeld der Organisationen betref-

fen. Unter den organisatorischen Variablen finden sich: Die Größe und das Alter einer 

Agentur, regulatorische versus nicht regulatorische Aufgaben, Komplexität der Aufga-

ben und die finanzielle Abhängigkeit der Organisation (Rainey und Jung 2014: 15f.). Bei 

den Variablen, die sich auf das Umfeld der Organisationen beziehen, gelten die politi-

sche Wichtigkeit der Agentur, die Anzahl an externen Anspruchsgruppen und die Ma-

nagementkapazität der Agenturen als wichtige Einflussfaktoren (Rainey und Jung 2014: 

15f.).  

 

Nicht alle dieser Faktoren lassen sich direkt auf öffentliche Unternehmen übertragen, 

die in einen sehr spezifischen Kontext eingebettet sind (Pollitt 2013; O’Toole und Meier 

2014). Insbesondere gemeinwohlorientierte Organisationen können in ein Spannungs-

feld zwischen verschiedenen Rationalitäten geraten (Thomasson 2009; Schedler 2012; 

Grossi und Thomasson 2015). Schedler (2012) spricht in diesem Zusammenhang von 

multirationalem Management, weil er glaubt, dass Rollenkonflikte auf parallel nebenei-

nander existierende Rationalitäten und Sinnbilder in den hybriden Unternehmensfor-

men zurückzuführen sind (Schedler 2012: 366ff.). Folgt ein Unternehmen nur einer ein-

zigen, dominanten Handlungsrationalität, so entstehen blinde Flecken in der Unter-

nehmensorganisation, die zur Missachtung wichtiger Anspruchsgruppen führen können 
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und dadurch die Legitimität der Gesamtorganisation schwächen (Schedler 2012: 370). 

Akzeptiert die Organisation dagegen die inhärenten Widersprüche, die aufgrund der 

verschiedenen Anspruchsgruppen und Sinnzusammenhänge entstehen, so bringt dies 

strategische Handlungsvorteile mit sich und kann wichtige Spielräume eröffnen (Sched-

ler 2012: 373f.). Rainey und Jung (2014) unterschieden drei verschiedene Formen von 

Zielambivalenzen: Vage Ziele, Zielkonflikte und die Vielzahl von Zielen (Rainey und Jung 

2014: 9). Es bleibt die Aufgabe weiterer Untersuchungen, die Determinanten der ver-

schiedenen Zielambivalenzen in öffentlichen Unternehmen zu untersuchen. 

 

Die vorliegende Untersuchung zeigt im Besonderen, dass solche Geschäftsführer, die 

eine besonders große Führungserfahrung im öffentlichen Sektor mitbringen, die strate-

gische Handlungsfähigkeit der Organisationen vergrößern. Bernier (2014) glaubt in 

diesem Zusammenhang an die Wichtigkeit von „Public Entrepreneurs“ (Bernier 2014: 

253ff.). Neben einer gesteigerten Autonomie (Beecher 2013: 160) erkennt er in Unter-

nehmertum und Innovationskraft die wichtigsten Faktoren, um die Performanz der Un-

ternehmen zu steigern (Bernier 2014: 254). Um erfolgreich zu sein, müssen Public Ent-

repreneurs Verhandlungsgeschick und Motivation besitzen, aber auch bürokratische 

Wege kennen, um ihre Vorhaben durchzusetzen (Currie et al. 2008: 1003). In diesem 

Fall sollte sich die Geschäftsführungserfahrung im Sektor auszahlen. Weitere Forschung 

zum Thema könnte sich den spezifisch biographischen Faktoren widmen, die Public 

Entrepreneurship in öffentlichen Unternehmen begünstigen und Handlungsstrategien 

aufzeigen, mit denen Public Entrepreneurs ihre Ziele erreichen (Bernier 2014: 263).  

 

In den Unterzielen der vorliegenden Untersuchung wurden die aktuelle Steuerungspra-

xis und die Intensität untersucht, mit der die lokalen Verwaltungsakteure und Politiker 

auf die Geschäftstätigkeiten von kommunalen Unternehmen wahrnehmbar Einfluss 

nehmen. Es hat sich gezeigt, dass die primären Steuerungsakteure sich stark verschie-

ben, je nachdem, ob es sich um ein öffentlich-rechtliches oder ein privatrechtliches Un-

ternehmen handelt. Corporatisation führt dazu, dass der Einfluss des Gemeinderates 

und der Fachbereiche vermindert wird und dass dem Beteiligungscontrolling, den Kun-

den, der Gesellschafterversammlung und den Aufsichtsräten eine jeweils starke Steue-

rungsrolle zukommt. Eine höhere Effektivität der Aufsichtsräte steht in diesem Fall in 

einem negativen Zusammenhang zum Faktor „Generelle Managementautonomie“. Diese 
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Erkenntnis ist äußerst überraschend und bedarf weiterer quantitativer und qualitativer 

Studien. Es lässt sich vermuten, dass besonders effektive Aufsichtsräte in öffentlichen 

Unternehmen die gemeinwohlorientierten Ziele der Stakeholder mitberücksichtigen.  

 

Noch wissen wir sehr wenig über Entscheidungsprozesse in Aufsichtsräten von öffentli-

chen Unternehmen. Da die Mitglieder besonderen Interessenkonflikten unterliegen 

können, besteht hier sicherlich weiterer Forschungsbedarf im Rahmen von Fallstudien 

oder Experimenten. Weiterführende Studien könnten uns Aufschluss darüber geben, 

nach welchen Kriterien die Aufsichtsräte beurteilen und wie genau sie mit den Verwal-

tungsakteuren innerhalb der Kommune in Verbindung stehen.  

 

Letztendlich sollen die gewonnenen Erkenntnisse auch genutzt werden, um einige prak-

tische Handlungsempfehlungen für die Beteiligungssteuerung in Kommunen zu geben. 

Die Untersuchung konnte zeigen, dass die Inputsteuerung die Flexibilität und Wettbe-

werbsfähigkeit der Unternehmen stark einschränkt. Ebenfalls tragen vermehrte, infor-

melle Eingriffe in das Unternehmensgeschehen meist zu einer Verminderung der Per-

sonalautonomie bei. Die Anwendung dieser beiden Mechanismen sollte daher für alle 

Branchen auf ein Mindestmaß beschränkt werden. Andernfalls gehen die positiven Ef-

fekte der Rechtsformänderung schnell verloren.  

 

Eine wichtige, weitere praktische Erkenntnis der Umfrage ist, dass ein hoher Anteil Poli-

tiker in den Aufsichtsräten aus Sicht der Manager mit geringerer Expertise und einer 

höheren Informationsüberlastung der Ratsmitglieder einhergehen kann. Aus Sicht der 

Geschäftsführer kommen effektive Aufsichtsräte in öffentlichen Unternehmen ihrer 

Funktion als Kontroll- und Aufsichtsgremium nach, sind mit den bereitgestellten Infor-

mationen weniger überfordert und behalten die Ziele der Stakeholder aus Politik und 

Verwaltung im Blick. Da aber nicht gänzlich auf Politiker in den Räten verzichtet wer-

den kann, sollte zumindest festgehalten werden, dass bisherige Corporate-Governance- 

Kodizes die Qualität der Aufsichtsräte bereits merklich verbessern konnten. Dennoch 

wird auf Basis der Erkenntnisse empfohlen, die Größe der Aufsichtsräte auf ein Min-

destmaß zu reduzieren und solche Politiker auszuwählen, die bereits Fachkenntnis in 

der jeweiligen Branche besitzen.  
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Darüber hinaus ist es eine wichtige Erkenntnis der Umfrage, dass Umstrukturierungen 

der Beteiligungen nicht aus kurzfristigen, rein finanziellen Überlegungen heraus getrof-

fen werden sollten. Interne Umstrukturierungen haben implizite Auswirkungen auf die 

Handlungsfähigkeit der betreffenden Kommunen. Entgegen der bisherigen Vermutun-

gen versuchen Kommunen besonders bei hoher Fachkenntnis der Aufsichtsräte stärker 

auf die generelle Managementautonomie der Unternehmen Einfluss zu nehmen. Starke 

Aufsichtsräte haben einige Möglichkeiten, politisch-strategische Vorhaben zu blockie-

ren oder abzuschwächen.  

 

Ein „aus dem Auge, aus dem Sinn“-Denken löst also auch bei Anwendung der Kodizes 

keine Kosten- und Qualitätsprobleme, solange es an maßgeblichen Handlungszielen, 

Qualitätskriterien und Kontraktformulierungen mangelt. Die Umfrage zeigt aber, dass 

nicht allein eine Fokussierung auf die Outputs gefragt ist, sondern eine Kombination aus 

mehreren Steuerungsmechanismen Notwendigkeit besitzt. Diese müssen auf die spezi-

elle Situation der Unternehmen und deren Branchen abgestimmt werden. Um Rollen-

konflikte in den Organisationen einzudämmen, plädiert der Autor für ein ausgefeiltes 

Kontraktmanagement, das politisch gewollte, wettbewerbsfremde Eingriffe in das Un-

ternehmensgeschehen einkalkuliert und die Unternehmen für die dadurch entstande-

nen Kosten entlastet (Whincop 2005: 8ff.; Vagliasindi 2008: 5ff.). Für solche Leistungs-

vereinbarungen ist es notwendig, Eigentümerstrategien zu entwickeln, die Kosten der 

politischen Vorhaben zu schätzen und die strategische Planung mit den maßgeblichen 

Akteuren aus Politik, Verwaltung und Unternehmen im Rahmen von Szenario- und Risi-

koanalysen abzustimmen.  

 

Auch bei vollständiger Privatisierung der Organisationen werden Großstädte nur mit 

einem gut aufgestellten Steuerungsinstrumentarium in der Lage sein, auf zukünftige 

Herausforderungen adäquat und schnell zu reagieren ohne die eigenen Unternehmen 

mit Mikropolitik zu überfordern. Daher sollte in die notwendigen Kapazitäten und tech-

nischen Voraussetzungen für ein kommunenübergreifendes Management-Control-

System investiert werden. Die noch laufende Umstellung auf den kommunalen Kon-

zernabschluss und damit verbundene Neuinvestitionen könnte für viele Kommunen ein 

Handlungsfenster eröffnen, um neben den buchhalterischen auch die notwendigen per-

sonellen und technischen Kapazitäten im Kontraktmanagement zu schaffen.  
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Anhang 1: Online Anschreiben 
 

Liebe Geschäftsführerinnen und Geschäftsführer, 
 

 
in den letzten Jahren hat das Thema der „Steuerung und Autonomie kommunaler Beteiligungen“ vor 
allem in Deutschland an Bedeutung gewonnen. Schätzungsweise 50 % aller kommunalen Beschäftigten 

sind bei öffentlichen Unternehmen angestellt. Um ein effizientes Wirtschaften zu ermöglichen, fordert 
die OECD, den einzelnen Unternehmen von Seiten der Politik den notwendigen unternehmerischen 
Freiraum zu gewähren. 

 
Mit dem Ziel einer ersten deutschlandweiten Bestandsaufnahme führen wir, der Lehrstuhl für Public 

& Nonprofit Management der Universität Potsdam, eine Online Befragung unter Führungskräften 
durch. Nur Sie als Geschäftsführer sind in der Lage, den kommunalen Einfluss, sowie den 
unternehmerischen Spielraum der jeweiligen Beteiligung en Detail zu beurteilen.  

 
Wir möchten Sie daher bitten, an dieser anonymen Umfrage teilzunehmen. Es wird keinen Rückschluss 

darüber geben, welche Führungskraft die Fragen wie beantwortet hat, und dies ist für uns auch nicht 
von Interesse.  
 

Die Umfrage wird von Seiten des bvöd, Bundesverband Öffentliche Dienstleistungen-Deutsche 
Sektion des CEEP e.V., der KGSt (Kommunale Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsmanagement)  und 
der Allianz der öffentlichen Wasserwirtschaft e.V. unterstützt.  

 

 
 
Ihren Befragungslink und Code finden Sie in der angehängten PDF. Damit Sie sich den Fragebogen vor 
dem Online Ausfüllen anschauen können, haben wir ein Ansichtsexemplar beigefügt.  

 
Nach Abschluss der Befragung werden wir Ihnen gerne die wesentlichen Ergebnisse per Email 

zukommen lassen. Bisherige Testdurchläufe kamen zu dem Ergebnis, dass die Bearbeitung des 
Fragebogens in etwa 10 Minuten dauert. Es ist möglich, die Befragung zu beginnen und zu einem 
späteren Zeitpunkt fortzusetzen. 

 
Im Voraus möchten wir uns ganz herzlich für Ihre Teilnahme an der Befragung bedanken!  
 

Mit freundlichen Grüßen, 
 

Prof. Dr. Isabella Proeller 
Prof. em Dr. Christoph Reichard 
Dipl.-Kfm. Tobias Krause 

 
Lehrstuhl für Public & Nonprofit Management  

Universität Potsdam  
August-Bebel-Str. 89, 14482 Potsdam 
Tel: +49 331 977 3202 

tobias.krause@uni-potsdam.de 
 

mailto:tobias.krause@uni-potsdam.de


Anhang 2: Zweites Anschreiben (Online) 

Sehr geehrter Herr/Frau xy, 

wir möchten Sie noch einmal einladen, an unserer anonymen Führungskräftebefragung zum Thema 

„Autonomie und Steuerung von kommunalen Unternehmen“ teilzunehmen. Diese empirische 

Umfrage soll erstmals die Wahrnehmung der verantwortlichen Geschäftsführer von öffentlichen 

Unternehmen untersuchen. Sie besitzt eine außergewöhnlich hohe Bedeutung für die Praxis der 

Unternehmensführung. Ihre Erfahrung und Teilnahme ist daher für uns äußerst wichtig. 

Klicken Sie einfach auf folgenden Link oder kopieren Sie diesen in Ihren Internet Explorer: 

http://survey.uni-potsdam.de/survey/c5fb4dd6/b28b20ac/de.html 

Ihr Eingabecode lautet:  

XY00 

Viele Ihrer Kolleginnen und Kollegen haben bereits an der Befragung teilgenommen. An alle 

bisherigen Teilnehmer/innen senden wir ein großes Dankeschön! 

Die Umfrage wird von Seiten des bvöd, Bundesverband Öffentliche Dienstleistungen-Deutsche 
Sektion des CEEP e.V., der KGSt (Kommunale Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsmanagement) und 
der Allianz der öffentlichen Wasserwirtschaft e.V. ideell unterstützt. Die Auswertungen der Umfrage 

werden im Anschluss in Form eines Ergebnisberichtes kostenlos an die teilnehmenden Unternehmen 
versendet. 

 

 
 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Prof. Dr. Isabella Proeller 

Prof. Dr. em. Christoph Reichard 

Dipl.-Kfm. Tobias Krause 

Lehrstuhl für Public & Nonprofit Management  
Universität Potsdam  

August-Bebel-Str. 89, 14482 Potsdam 
Tel: +49 331 977 3202 

tobias.krause@uni-potsdam.de 
 

http://survey.uni-potsdam.de/survey/c5fb4dd6/b28b20ac/de.html
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Anhang 3: Postalisches Anschreiben und Unterstützungsschreiben 
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BIC/Swift: WELADEDDXXX  http://www.uni-potsdam.de/u/ls_puma/ 
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Universität Potsdam  August-Bebel-Str. 89  14482 Potsdam  Wirtschafts- und 

  Sozialwissenschaftliche Fakultät 

 
«Unternehmen» 

«Anrede»n «Titel» «Vorname» «Name» 

«Straße» 

«PLZ» «Ort» 

 Professur für  
Public und Nonprofit Management 

 Prof. Dr. Isabella Proeller 

 

 Dipl.-Kfm. Tobias Krause  

 Tobias.Krause@uni-potsdam.de 

Telefon:      (0331) 977-3202 

 Fax:            (0331) 977-3288 

  Datum:       xxx 

   

Sehr geehrter «Anrede» «Titel» «Vorname» «Name», 

 
in den letzten Jahren hat das Thema der „Steuerung und Autonomie kommunaler Beteiligungen“ vor 
allem in Deutschland an Bedeutung gewonnen:  
 
Schätzungsweise 50% aller kommunalen Beschäftigten sind bei öffentlichen Unternehmen angestellt 
und das Kreditvolumen, das in Beteiligungen ausgelagert ist, entspricht ungefähr dem der kommunalen 

Kernhaushalte.  
 
Um ein effizientes Wirtschaften zu ermöglichen, fordert die OECD, den einzelnen Unternehmen von 
Seiten der Politik den notwendigen unternehmerischen Freiraum zu gewähren. Dieser Spielraum kann 
sich auch unabhängig von Branche und Rechtsform mitunter deutlich unterscheiden.  
 

Mit dem Ziel einer ersten deutschlandweiten Bestandsaufnahme führen wir, der Lehrstuhl für Public & 
Nonprofit Management der Universität Potsdam, eine Befragung unter Führungskräften zum Thema 
„Steuerung und Autonomie kommunaler Beteiligungen“ durch. Nur Sie als Geschäftsführer sind in der 
Lage, den kommunalen Einfluss, sowie den unternehmerischen Spielraum der jeweiligen Beteiligung 
en Detail zu beurteilen.  
 

Die Umfrage wird von Seiten des bvöd, Bundesverband Öffentliche Dienstleistungen-Deutsche Sektion 
des CEEP e.V., der KGSt (Kommunale Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsmanagement)  und der 
Allianz der öffentlichen Wasserwirtschaft e.V. unterstützt. Ein ausführliches Unterstützungsschreiben 
der KGSt finden Sie anbei. 
 

   
 
Der beigefügte schriftliche Fragebogen richtet sich ausdrücklich an die oberste Führungsebene 
kommunaler Unternehmen. Wir bitten Sie als Geschäftsführer darum, sich etwas Zeit zu nehmen und 
Ihre Erfahrungen in der kommunalen Zusammenarbeit zu reflektieren. Bitte senden Sie den Fragebogen 

mit dem rückfrankierten Umschlag per Post an unseren Lehrstuhl zurück.  
 
Die Umfrage wird anonymisiert ausgewertet. Es wird keinen Rückschluss darüber geben, welche 
Führungskraft die Fragen wie beantwortet hat, und dies ist für uns auch nicht von Interesse.  
 
 

 



 

 Seite 2  

 

 
 
Nach Abschluss der Befragung werden wir Ihnen gerne die wesentlichen Ergebnisse per Email 
zukommen lassen. Die Bearbeitung des Fragebogens nimmt in etwa 10 Minuten in Anspruch. Ihr 
persönlicher Eingabecode lautet: «Code» 
 

Im Voraus möchten wir uns ganz herzlich für Ihre Teilnahme an der Befragung bedanken!  
 
 
Mit freundlichen Grüßen, 
 
 

 
Prof. Dr. Isabella Proeller 
Prof. em Dr. Christoph Reichard 
Dipl.-Kfm. Tobias Krause 
 
Lehrstuhl für Public & Nonprofit Management 

Universität Potsdam 
August-Bebel-Str. 89, 14482 Potsdam 
Tel: +49 331 977 3202 
tobias.krause@uni-potsdam.de 
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KGSt 
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für Verwaltungs- 
management 
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50670 Köln 

Fon 0221 37689-44 
Fax 0221 37689-7444 
kgst@kgst.de 
www.kgst.de 

Bankverbindung 
Sparkasse KölnBonn 
Konto 1 202 159 
BLZ 370 501 98 

USt-IdNr.: 
DE 123049001 

DER VORSTAND 

KGSt · Gereonstraße 18-32 · 50670 Köln 
 

 

 
 
 
Sehr geehrter Herr Krause, 
 
in den letzten Jahren hat das Thema der „Steuerung und Autonomie kommuna-
ler Beteiligungen“ vor allem in Deutschland an Bedeutung gewonnen: Schät-
zungsweise 50 % aller kommunalen Beschäftigten sind bei öffentlichen Unter-
nehmen angestellt und das Kreditvolumen, das in Beteiligungen ausgelagert ist, 
entspricht ungefähr dem der kommunalen Kernhaushalte. Daher ist für uns das 
Thema „Beteiligungen“ und „Beteiligungssteuerung“ von besonderem Interesse.  
Mit Interesse haben wir die Führungskräftebefragung des Lehrstuhls für Public & 
Nonprofit Management der Universität Potsdam zur Kenntnis genommen. Sie 
ergänzt aus unserer Sicht die Ansätze der KGSt, die sich um eine Verbesserung 
der kommunalen Gesamtsteuerung bemühen. Gerade eine effiziente Zusam-
menarbeit der verschiedenen Gremien im Sinne einer guten Organisationspolitik 
spielt in unseren Berichten eine große Rolle. Leider gibt es derzeit keine 
deutschlandweite Bestandsaufnahme der tatsächlich verwendeten Steuerungs-
instrumente in den Trägerkommunen. Ebenso ist unklar, wie und inwiefern die 
Autonomie der Einzelbeteiligungen durch fehlgeleitete Einflussnahme belastet 
wird.  
Da gerade das Thema „Beteiligungssteuerung“ für die strategische Steuerung 
der Kommunen in Deutschland immer wichtiger wird und bereits erste praktische 
Erfahrungen vorliegen, finden wir es sehr wichtig, diese zu dokumentieren und 
wissenschaftlich auszuwerten. Auch die breite Anlage der Befragung halten wir 
für zielführend, da sie es ermöglicht, die Besonderheiten im vielfältigen Bran-
chenumfeld zu berücksichtigen. Die Kommunale Gemeinschaftsstelle für Verwal-
tungsmanagement (KGSt) unterstützt daher ausdrücklich diese Untersuchung.  
Bislang mangelt es in Deutschland an einschlägigen wissenschaftlichen Ergeb-
nissen, die auf einer systematischen Analyse der Erfahrungen von Führungs-
kräften aus der Unternehmenspraxis basieren. Deshalb möchten wir Sie als 
Praktiker, die zur Teilnahme an der Befragung eingeladen wurden, dazu ermuti-
gen, Ihre Erfahrungen und Einschätzungen einzubringen. 
 
Mit freundlichen Grüßen  

 
Dr. Alfred Reichwein 
Vertreter des Vorstands 

Herrn Tobias Krause 
Lehrstuhl für Public & Nonprofit  
Management  
Universität Potsdam 
August-Bebel-Str. 89 
14482 Potsdam 

Köln, den 10.06.2013 



Anhang 4: Fragebogen (Online Version) 

 

 



Herzlichen Dank für Ihre Bereitschaft, an der Befragung zu öffentlichen Unternehmen teilzunehmen!

 

Thema der Befragung ist die Untersuchung der Steuerungsbeziehungen, die zwischen kommunalen Unternehmen und deren
Trägerkommunen bestehen. 

Bevor Sie beginnen, möchten wir Ihnen noch ein paar kurze Hinweise geben:

Zu Beginn des Fragebogens werden Sie aufgefordert, einen 4stelligen Code einzugeben, der eigens für Sie generiert wurde und
in der Ihnen zugesandten E-Mail zu finden ist. Die Eingabe des richtigen Codes verhindert, dass jemand Unberechtigtes an der
Umfrage teilnimmt. 

Wir versichern Ihnen, dass alle Angaben anonymisiert ausgewertet werden. Es wird demnach keinen Rückschluss darüber geben,
welche Führungskraft oder welches Unternehmen die Fragen wie beantwortet hat, und dies ist für uns auch nicht von Interesse.

Begriffe: Unter dem Begriff „Gemeinderat“ werden auch synonyme Bezeichnungen wie Stadtverordnetenversammlung,
Gemeindevertretung, Stadtrat, Stadtparlament und Magistrat verstanden.

Unter dem Begriff „Kommunaler Träger“ verstehen wir alle übergeordneten Stellen oder Gremien derjenigen Kommune, die auf
direktem oder indirektem Wege mehr als 50% der Unternehmensanteile besitzt.

Insgesamt besteht der Fragebogen aus vier Teilen:

Teil I Fragen zur Person

Teil II Steuerung und Autonomie

Teil III Politisches Umfeld

Teil IV Allgemeine Informationen

Aus wissenschaftlicher Sicht ist es für uns interessant zu untersuchen, inwieweit Zusammenhänge zwischen den Antworten der
verschiedenen Teile bestehen. Damit wir die Ergebnisse umfassend auswerten können, bitten wir Sie, alle Fragen zu beantworten.
Bei Unterbrechung der Sitzung können Sie die Befragung zu einem anderen Zeitpunkt fortführen. Bisherige Testdurchläufe kamen zu
dem Ergebnis, dass die Bearbeitung des Fragebogens in etwa 10 Minuten dauert. 

Für Rückfragen stehen wir natürlich gerne zur Verfügung:

Prof. Dr. Isabella Proeller (Universität Potsdam)

Tobias Krause (Universität Potsdam)   tobias.krause@uni-potsdam.de   Tel: 0331 977 3202

Bitte geben Sie den für Sie generierten 4stelligen Code (siehe E-Mail) ein:

Teil I Fragen zur Person

Im ersten Teil stellen wir Ihnen zum Einstieg einige Fragen zu Ihrer Person.

Führungskräftebefragung bei öffentlichen
Unternehmen: Kommunale Beteiligungssteuerung

http://www.uni-potsdam.de/index.html
http://www.uni-potsdam.de/index.html


Wo würden Sie Ihre Stärken als Geschäftsführer sehen? Inwiefern stimmen Sie den folgenden Aussagen zu?

(stimme überhaupt nicht zu/ stimme stark zu)

 
stimme

überhaupt
nicht zu

stimme
eher

nicht zu
teils/teils

stimme
eher zu

stimme
stark zu

Ich besitze Erfahrung in der Branche.

Ich besitze Erfahrung in der Privatwirtschaft.

Ich besitze Erfahrung als Geschäftsführer eines oder mehrerer Privatunternehmen.

Ich besitze Erfahrung als Geschäftsführer eines oder mehrerer öffentlicher Unternehmen.

Ich besitze viele Kontakte in der Kommunalpolitik.

Ich besitze viele branchenbezogene Kontakte.

Besetzen Sie weitere Geschäftsführerpositionen in kommunalen Unternehmen?

(1 Kreuz möglich)

Nein, keine weiteren Geschäftsführerpositionen.

In einem weiteren Unternehmen.

In zwei bis drei weiteren Unternehmen.

In mehr als drei weiteren Unternehmen.

Wie lange arbeiten Sie bereits in Ihrer jetzigen Position als Geschäftsführer?

(1 Kreuz möglich)

< 1 Jahr

1-2 Jahre

3-4 Jahre

5-6 Jahre

7-8 Jahre

> 8 Jahre

Teil II Steuerung und Autonomie

Der zweite Teil stellt den Kern der Umfrage dar. Hier stellen wir Ihnen einige Fragen zur Beteiligungssteuerung Ihrer Kommune sowie zur Managementautonomie
Ihres Unternehmens. Diese Fragen sollen Sie aus Ihrem persönlichen Eindruck heraus bewerten und einschätzen. Dieser persönliche Eindruck kann unter
Umständen stark von der rechtlich vorgegebenen Soll-Situation abweichen.

Wie stark steuert der kommunale Träger Ihr Unternehmen über folgende Mechanismen?

Hinweis: Im Folgenden verstehen wir unter dem Begriff "kommunaler Träger" alle übergeordneten Stellen oder Gremien derjenigen Kommune, die auf direktem oder
indirektem Wege mehr als 50% der Unternehmensanteile besitzt.

 
überhaupt

nicht
eher

wenig
teils/teils

eher
stark

sehr
stark

Besetzung von Schlüsselpositionen (Geschäftsführung, Aufsichtsrat) im Unternehmen

Inputsteuerung über das Budget oder einen Stellenplan

Regelmäßige Sitzungen zwischen Kommunalvertretern (bspw. Kämmerer, Oberbürgermeister) und der
Unternehmensführung

Intensiver Telefonkontakt bzw. informelle Treffen zwischen Kommunalvertretern (bspw. Kämmerer,
Oberbürgermeister) und der Unternehmensführung

Anwendung eines Corporate Governance Kodex oder einer Beteiligungsrichtlinie in der Kommune

Regelmäßige Qualitätsüberprüfungen

Anreizpläne und variable Vergütungselemente für das Top Management

Unterjähriges Berichtswesen über nichtfinanzielle Kennzahlen



Inwiefern stimmen Sie den folgenden Aussagen zu?

Hinweis: Im Folgenden verstehen wir unter dem Begriff "kommunaler Träger" alle übergeordneten Stellen oder Gremien derjenigen Kommune, die auf direktem oder
indirektem Wege mehr als 50% der Unternehmensanteile besitzt.

 
stimme

überhaupt
nicht zu

stimme
eher

nicht zu
teils/teils

stimme
eher zu

stimme
stark zu

Es bestehen klare Leistungs- und/oder Wirkungsziele von Seiten des kommunalen Trägers.

Der kommunale Träger überprüft die Erfüllung der Leistungs- und/oder Wirkungsziele.

Wenn wir die Leistungsvorgaben des kommunalen Trägers nicht erfüllen können, werden wir gebeten, dies zu
erklären.

Die Prozesse, die vom Unternehmen angewandt werden, um eine Aufgabe zu erfüllen, werden vom
kommunalen Träger überprüft.

Der kommunale Träger versucht, nicht funktionierende Prozesse im Unternehmen zu modifizieren.

Die folgende Frage bezieht sich auf Ihren persönlichen Eindruck: Besitzt Ihre Organisation im Hinblick auf die folgenden allgemeinen Managementangelegenheiten
generelle Entscheidungs- und Regelungskompetenzen, ohne dass die Zustimmung oder Beteiligung einer übergeordneten Stelle bzw. eines Gremiums der
Trägerkommune erforderlich ist?

(immer Zustimmung erforderlich/nie Zustimmung erforderlich)

 
immer

Zustimmung
erforderlich

- - -
nie

Zustimmung
erforderlich

Vertrieb

Produktion (Mengenveränderung und Mengenanpassung)

Forschung und Entwicklung (FuE)

Einkaufspolitik und Beschaffung

Entscheidungen, die die Bandbreite der Geschäftsaktivitäten betreffen ("Diversifikation")

Wichtige Investmententscheidungen und Großprojekte

Marketingentscheidungen

Aufnahme von Krediten für Investitionen

Festlegung und Anpassung der Höhe von Gebühren, Abgaben, Eigenanteilen

Festlegung und Anpassung von Preisen/Kostenersatz für Leistungen und Produkte

Beteiligung an juristischen Personen des Privatrechts

Finanzmitteleinsatz für Personal und Sachmittel

Auswahl und Anzahl von MitarbeiterInnen

Höhe der Entlohnung des Personals

Bedingungen für Beförderungen von MitarbeiterInnen

Mitarbeiterauswahl im Einzelfall

Beurteilungskriterien für MitarbeiterInnen

Kündigung des Arbeitsverhältnisses im Einzelfall

Beförderung von MitarbeiterInnen im Einzelfall

Teil III Politisches Umfeld

Im dritten Teil der Umfrage stellen wir Ihnen einige Fragen zum Austausch mit verschiedenen Gremien des kommunalen Trägers.

Die folgende Frage bezieht sich auf Ihren persönlichen Eindruck: Bitte beurteilen Sie Ihr Verhältnis zur kommunalen Kernverwaltung. Stimmen Sie den folgenden
Aussagen zu?

(stimme überhaupt nicht zu/ stimme stark zu)

 
stimme

überhaupt
nicht zu

stimme
eher

nicht zu
teils/teils

stimme
eher zu

stimme
stark zu

Die gegenseitige Abhängigkeit zwischen der Kernverwaltung und unserer Organisation ist hoch.

Wir (=Kernverwaltung und unsere Organisation) sind uns gemeinsam darüber einig, wie wir zusammen
arbeiten wollen.

Unsere Organisation teilt Informationen über eine Geschäftsausweitung auf neue Märkte oder Technologien
mit der kommunalen Kernverwaltung.



Die folgende Frage bezieht sich auf Ihren persönlichen Eindruck: In welchem Ausmaß beeinflussen die folgenden Akteure die Entscheidungen Ihrer Organisation?

(überhaupt nicht/ sehr großer Einfluss)

 
überhaupt

nicht

eher
wenig

Einfluss
teils/teils

eher
großer

Einfluss

sehr
großer

Einfluss

Kommunale Verwaltungsspitze

Beteiligungsontrolling der Kommune

Kommunaler Fachbereich mit Branchenbezug

Gemeinderat

Aufsichtsrat der Organisation

Gesellschafterversammlung

Personalrat

Medien

Bürger

Kunden

Externer, nichtöffentlicher Träger (falls vorhanden)

Externe Berater

Bitte beurteilen Sie die folgenden Aussagen bezogen auf den Akteur in der Kommunalverwaltung, der für Sie und Ihre Organisation den wichtigsten Kontakt als
Vertragspartner (Auftraggeberrolle) darstellt:

(stimme überhaupt nicht zu/ stimme stark zu)

 
stimme

überhaupt
nicht zu

stimme
eher

nicht zu

teils/
teils

stimme
eher zu

stimme
stark zu

Der betreffende Akteur besitzt das Wissen und die Fähigkeiten, um unsere Arbeitsweise zu verstehen.

Aufgrund der bisherigen Erfahrungen können wir uns vollständig auf die Versprechen dieses Akteurs
verlassen.

Der Akteur verhielt sich in Verhandlungen stets sachlich.

Der betreffende Akteur ist sehr qualifiziert.

Die folgenden Fragen beziehen sich auf den Aufsichtsrat in Ihrem Unternehmen. Sollte Ihr Unternehmen keinen Aufsichtsrat besitzen, können Sie diese Fragen
überspringen, indem Sie in der nächsten Frage "nein" ankreuzen.

Besteht in Ihrer Organisation ein Aufsichtsrat oder ein vergleichbares Gremium?

nein ja

Bitte beantworten Sie folgende Fragen betreffend den Aufsichtsrat Ihrer Organisation: Wie viele ständige Mitglieder zählt der Aufsichtsrat Ihres Unternehmens?

(Gesamte Anzahl der Mitglieder)

[bitte wählen]

Davon Verwaltungsmitarbeiter:

(Gesamte Anzahl der aktiven Verwaltungsmitarbeiter inkl. Verwaltungsspitze im Aufsichtsrat)

[bitte wählen]

Davon Politiker:

(Gesamte Anzahl der aktiven Politiker exkl. Verwaltungsspitze im Aufsichtsrat)

[bitte wählen]

Davon Personalvertreter:

(Gesamte Anzahl der Personalvertreter und Gewerkschaftsanhänger im Aufsichtsrat)

[bitte wählen]



Davon Externe:

(Anzahl externer Vertreter aus Wissenschaft und Praxis)

[bitte wählen]

Davon weibliche Mitglieder:

(Gesamte Anzahl der weiblichen Mitglieder im Aufsichtsrat)

[bitte wählen]

Inwiefern stimmen Sie den folgenden Aussagen zu? Der Aufsichtsrat...

(stimme überhaupt nicht zu/ stimme stark zu)

 
stimme

überhaupt
nicht zu

stimme
eher

nicht zu
teils/teils

stimme
eher zu

stimme
stark zu

...konzentriert sich auf Prozesse, die die organisationalen Prioritäten schärfen.

...lenkt die Aufmerksamkeit auf Prioritäten und Entscheidungen von strategischer oder symbolischer
Bedeutung für die Organisation.

...antizipiert potenzielle Probleme und agiert bevor es dringlich wird.

...respektiert die legitimen Rollen und Verantwortlichkeiten anderer Stakeholder.

...berät sich oft mit wichtigen Stakeholdern.

...sucht regelmäßig nach Informationen und Feedback über die eigene Effektivität.

...nimmt sich Zeit zur Selbstreflexion und zur Einschätzung der eigenen Stärken, Fehler und Schwächen.

...sucht stark und akltiv nach konkreten Informationen.

...erkennt, dass komplexe Phänomene selten perfekte Lösungen aufweisen.

Inwiefern stimmen Sie den folgenden Aussagen zu?

(stimme überhaupt nicht zu/ stimme stark zu)

 
stimme

überhaupt
nicht zu

stimme
eher

nicht zu

teils/
teils

stimme
eher zu

stimme
stark zu

Die Vertreter im Aufsichtsrat besitzen durchschnittlich eine sehr hohe fachliche Expertise (bspw.
Branchenerfahrung, betriebswirtschaftliche Kenntnisse).

Mindestens die Hälfte der Aufsichtsräte sitzt seit mehr als einer Legislaturperiode im Aufsichtsrat unserer
Organisation.

Die zeitliche Belastung der Kommunalvertreter (Politiker, Verwaltungsmitarbeiter) durch Positionen in weiteren
Aufsichtsräten (sog. Mehrfachmandate) ist sehr hoch.

Viele Vertreter im Aufsichtsrat sind mit der Menge der bereitgestellten Informationen überfordert.

Inwiefern stimmen Sie den folgenden Aussagen zu?

(stimme überhaupt nicht zu/ stimme stark zu)

Der derzeitige Aufsichtsrat wirkt in seiner Rolle vor allem...
stimme

überhaupt
nicht zu

stimme
eher

nicht zu
teils/teils

stimme
eher zu

stimme
stark zu

...als starkes Kontrollorgan.

...als Partner und Berater.

...als wichtiges Organ, um neue Ressourcen (wie bspw. politische Kontakte) zu erschließen.

...als strategischer Impulsgeber.

Inwiefern stimmen Sie den folgenden Aussagen zum Verhältnis zwischen dem Ober-Bürgermeister und anderen Akteuren zu?

(stimme überhaupt nicht zu/ stimme stark zu)

 
stimme

überhaupt
nicht zu

stimme
eher

nicht zu
teils/teils

stimme
eher zu

stimme
stark zu

Das Verhältnis zwischen Ober-Bürgermeister und Gemeinderat der Trägerkommune lässt sich als sehr
kooperativ beschreiben.

Unser Unternehmen besitzt für den Ober-Bürgermeister der Trägerkommune eine sehr hohe politische
Relevanz.



Führen Sie sich die Managementkultur (bspw. Entscheidungsverhalten, Führungsstil) in der kommunalen Kernverwaltung vor Augen. Vergleichen Sie diese mit der
in Ihrem Unternehmen. Wie beurteilen Sie die folgenden Aussagen?

(stimme überhaupt nicht zu/ stimme stark zu)

 
stimme

überhaupt
nicht zu

stimme
eher

nicht zu

teils/
teils

stimme
eher zu

stimme
stark zu

Führungskräfte in der Kernverwaltung nehmen Dinge so wahr wie wir in unserem Unternehmen.

Führungskräfte in der Kernverwaltung verhalten sich wie wir in unserem Unternehmen.

Inwiefern stimmen Sie den folgenden Aussagen betreffend der gewählten Volksvertretung zu?

(stimme überhaupt nicht zu/ stimme stark zu)

 
stimme

überhaupt
nicht zu

stimme
eher

nicht zu

teils/
teils

stimme
eher zu

stimme
stark zu

Die meisten Kommunalpolitiker glauben, dass unsere Organisation kompetent ist.

Die meisten Kommunalpolitiker glauben, dass unsere Organisation effektiv ist.

Die meisten Kommunalpolitiker sind sehr kritisch gegenüber unserer Organisation.

Die folgende Frage bezieht sich auf Ihren persönlichen Eindruck: Wie oft besprechen Sie Einzelentscheidungen gemeinsam mit folgenden Akteuren der
Kernverwaltung bzw. Politik?

 nie jährlich
quartals-

weise
monatlich wöchentlich täglich

dem Ober-Bürgermeister/der Verwaltungsspitze

der Kämmerei

dem Beteiligungsmanagement

dem Fachlich Zuständigen

Beigeordneten im Gemeinderat

dem Vorsitzenden des Aufsichtsrates

einem speziellen Ausschuss von Gemeindepolitikern

Ausgehend von Ihrem Professionsverständnis wie bewerten Sie die folgenden Aussagen?

(stimme überhaupt nicht zu/ stimme stark zu)

 
stimme

überhaupt
nicht zu

stimme
eher

nicht zu
teils/teils

stimme
eher zu

stimme
stark zu

Ich habe das Gefühl, dass ich mich manchmal zwischen meinen professionellen Werten als Manager und den
Vorgaben der Politik entscheiden muss.

Die Anwendung der politischen Vorgaben konkurriert mit meiner professionellen Vorstellung von
Management.

Ich muss oft Dinge tun, die anders getan werden sollten.

Ich arbeite unter unvereinbaren politischen Vorgaben und Richtlinien.

Ich weiss genau, was von mir in meinem Beruf erwartet wird.

Ich kenne meine Verantwortlichkeiten.

Teil III Politisches Umfeld und Unternehmenskontext

Vergleichen Sie Ihr Unternehmen mit Wettberbern und ähnlichen Firmen in Ihrer Branche. Wie beurteilen Sie den Erfolg Ihrer Organisation?

(liegt stark unter dem Durchschnitt/ liegt stark über dem Durchschnitt)

 
stark unter

dem
Durchschnitt

eher unter
dem

Durchschnitt

im
Branchen-

durchschnitt

eher über
dem

Durchschnitt

stark über
dem

Durchschnitt

Der Erfolg unserer Organisation liegt...



Wir verstehen “Bürokratisierung” als belastende, administrative Regeln und Prozesse, die einen negativen Einfluss auf die Effektivität der Gesamtorganisation
haben. Wie hoch ist insgesamt der Grad an „Bürokratisierung“ in Ihrer Organisation?

(überhaupt nicht bürokratisch/ höchst bürokratisch)

 
überhaupt

nicht
bürokratisch

- - - - - - - -
höchst

bürokratisch

Unsere Organisation ist insgesamt...

Über welche Einnahmequellen verfügte Ihre Organisation im letzten Jahr?

Bitte geben Sie zu jeder dieser Einnahmequellen eine ungefähre Einschätzung des prozentualen Anteils an den Gesamteinnahmen an:

 <10% 10-20% 21-30% 31-40%
Mehr als

40%

Pauschalierte Mittelzuweisung von der Kommune (Beiträge, Leistungsentgelte, Subventionen) oder
Quersubventionierung (Querverbund)

Zuweisung durch andere Verwaltungsebenen (Bund, Land, Europäische Union, internationale
Organisationen)

Eigene Einnahmen durch Gebühren, Zwangsabgaben, Verkauf von Leistungen, Marktentgelte etc.

Einnahmen durch Vergütung von Leistungen an kommunale Auftraggeber

Im Folgenden sollen Sie einige Aussagen zum Marktumfeld und den Unternehmenszielen Ihrer Organisation bewerten:

Wie stark stimmen Sie den folgenden Aussagen zu?

(stimme überhaupt nicht zu/ stimme stark zu)

 
stimme

überhaupt
nicht zu

stimme
eher

nicht zu
teils/teils

stimme
eher zu

stimme
stark zu

Wenn ich möchte, kann ich genau und verlässlich prüfen, inwieweit das jeweils festgelegte Unternehmensziel
erreicht wurde.

Es würde wenig Mühe kosten, festzustellen wie hoch der derzeitige Zielerreichungsgrad in einem bestimmten
Bereich ist.

Die Anzahl an potenziellen Wettbewerbern in unserem Sektor ist sehr hoch.

Es gibt eine hohe Anzahl an alternativen Leistungen, die auf dem Markt angeboten werden.

Die Komplexität unserer Leistungen ist sehr hoch in Bezug auf die eingesetzte Technologie.

Es ist einfach, Außenstehenden unsere Unternehmensziele präzise zu erklären.

Die Organisation besitzt klar definierte Ziele.

Die Komplexität unserer Leistungen ist sehr hoch in Bezug auf das branchenspezifische Know-How.

Teil IV Allgemeine Informationen

Zum Abschluss des Fragebogens benötigen wir noch einige allgemeine Informationen zu Ihrem Unternehmen.



In welcher Branche ist Ihr Unternehmen tätig?

Mehrfachnennungen sind möglich.

Wasserversorgung

Abwasserentsorgung

Wohnungsbau

Stadtentwicklung

Öffentlicher Personennahverkehr

Energieversorgung

Wirtschaftsförderung

Krankenversorgung

Theater

Kultur-, Sport- und Bäderbetriebe

Abfallwirtschaft

Banken und Finanzdienstleister

Altenpflege und Soziale Dienste

Bestattungsbetriebe und Friedhöfe

Transportwirtschaft (bspw. Hafen, Flughafen)

IT Dienstleistungen

Stadtwerke

Sonstige:

Wie lautet die Bezeichnung der Rechtsform Ihrer Organisation?

(1 Kreuz möglich)

GmbH

GmbH und Co KG

gGmbH

Aktiengesellschaft

KGaA

AöR

Eigenbetrieb

Andere öffentlich rechtliche Gesellschaftsform

Andere privatrechtliche Gesellschaftsform

Sonstige Rechtsform:

Wie viele Mitarbeiter (=Vollzeitäquivalente) beschäftigt Ihre Organisation insgesamt?

(1 Kreuz möglich)

[bitte wählen]

Wie hoch ist der Jahresumsatz (in Mio €), den Ihre Organisation durchschnittlich erzielt?

(1 Kreuz möglich)

[bitte wählen]

Sollten sie noch Anmerkungen und Verbesserungsvorschläge zu dieser Umfrage haben, so können Sie diese hier gerne kundtun:

(offene Frage)



Fragebogen absendenFragebogen absenden

Führungskräftebefragung bei öffentlichen Unternehmen: Kommunale Beteiligungssteuerung

Herzlichen Dank für Ihre Unterstützung! Die Auswertung der Online-Umfrage werden wir allen Teilnehmern im Anschluss in
Form eines Ergebnisberichts (PDF-Format) zukommen lassen. 

Befragung beendenBefragung beenden



Anhang 5: Fragebogen (schriftlich) 
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Führungskräftebefragung bei 

öffentlichen Unternehmen: 

Kommunale Beteiligungssteuerung 
 

 
 
 

 

Herzlichen Dank für Ihre Bereitschaft, an der Befragung zu öffentlichen Unternehmen teilzunehmen! 
 
 
 

 

 

 

Thema der Befragung ist die Untersuchung der Steuerungsbeziehungen, die zwischen kommunalen 

Unternehmen und deren Trägerkommunen bestehen. 
 
Bevor Sie beginnen, möchten wir Ihnen noch ein paar kurze Hinweise geben: 
 
Zu Beginn des Fragebogens werden Sie aufgefordert, einen 4stelligen Code einzutragen, der eigens für Sie 

generiert wurde und in dem Ihnen zugesandten Anschreiben zu finden ist. Das Eintragen des richtigen 

Codes verhindert, dass jemand Unberechtigtes an der Umfrage teilnimmt. 
 
Wir versichern Ihnen, dass alle Angaben anonymisiert ausgewertet werden. Es wird demnach keinen 

Rückschluss darüber geben, welche Führungskraft oder welches Unternehmen die Fragen wie beantwortet hat, und 

dies ist für uns auch nicht von Interesse. 
 
Begriffe: Unter dem Begriff „Gemeinderat“ werden auch synonyme Bezeichnungen wie 

Stadtverordnetenversammlung, Gemeindevertretung, Stadtrat, Stadtparlament und Magistrat 

verstanden. 
 
Unter dem Begriff „Kommunaler Träger“ verstehen wir alle übergeordneten Stellen oder Gremien derjenigen 

Kommune, die auf direktem oder indirektem Wege mehr als 50% der Unternehmensanteile besitzt. 
 
 
Insgesamt besteht der Fragebogen aus vier Teilen: 
 
 
Teil I Fragen zur Person 
 
Teil II Steuerung und 

Autonomie  

Teil III Politisches Umfeld 

Teil IV Allgemeine Informationen 

 

 

 



 
 2 

 

 

Aus wissenschaftlicher Sicht ist es für uns interessant zu untersuchen, inwieweit Zusammenhänge zwischen den 

Antworten der verschiedenen Teile bestehen. Damit wir die Ergebnisse umfassend auswerten können, bitten 

wir Sie, alle Fragen zu beantworten. Der Fragebogenteil umfasst insgesamt 17 Seiten. Bisherige Testdurchläufe 

kamen zu dem Ergebnis, dass die Bearbeitung des Fragebogens in etwa 10 Minuten dauert. Für Rückfragen 

stehen wir natürlich gerne zur Verfügung:  

 

Prof. Dr. Isabella Proeller  

(Universität Potsdam) 

 
Tobias Krause  

(Universität Potsdam)   

 
tobias.krause@uni-potsdam.de  Tel: 0331 977 3202 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

 

 

mailto:tobias.krause@uni-potsdam.de
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Fragebogen 

 

Führungskräftebefragung bei 

öffentlichen Unternehmen: 

Kommunale Beteiligungssteuerung 

 

 

 

Bitte tragen Sie den für Sie generierten 4stelligen Code (siehe Anschreiben) in das Feld ein: 

 

 

 

 

 

Teil I Fragen zur Person 
 

 

Im ersten Teil stellen wir Ihnen zum Einstieg einige Fragen zu Ihrer Person. 

 

 

Wo würden Sie Ihre Stärken als Geschäftsführer sehen? Inwiefern stimmen Sie den folgenden Aussagen 
zu? 

(stimme überhaupt nicht zu/ stimme stark zu) 
 

 

 

stimme 
über-
haupt 

nicht zu 

stimme 
eher 

nicht zu 
teils/ teils 

stimme 
eher zu 

stimme 
stark zu 

Ich besitze Erfahrung in der Branche.  □ □ □ □ □ 
Ich besitze Erfahrung in der Privatwirtschaft. □ □ □ □ □ 
Ich besitze Erfahrung als Geschäftsführer 

eines oder mehrerer Privatunternehmen. □ □ □ □ □ 
Ich besitze Erfahrung als Geschäftsführer 
eines oder mehrerer öffentlicher 
Unternehmen. 

□ □ □ □ □ 
Ich besitze viele Kontakte in der 

Kommunalpolitik. □ □ □ □ □ 
Ich besitze viele branchenbezogene Kontakte. □ □ □ □ □ 

 

 

Besitzen Sie weitere Geschäftsführerpositionen in kommunalen Unternehmen? 

(1 Kreuz möglich) 

 

□ Nein, keine weiteren Geschäftsführerpositionen. 

□ In einem weiteren Unternehmen. 

□ In zwei bis drei weiteren Unternehmen. 

□ In mehr als drei weiteren Unternehmen. 

 



 
 4 

Wie lange arbeiten Sie bereits in Ihrer jetzigen Position als Geschäftsführer? 

(1 Kreuz möglich) 

 

□ < 1 Jahr 

□ 1-2 Jahre 

□ 3-4 Jahre 

□ 5-6 Jahre 

□ 7-8 Jahre 

□ > 8 Jahre 

 

 

Teil II Steuerung und Autonomie 
 

 

Der zweite Teil stellt den Kern der Umfrage dar. Hier stellen wir Ihnen einige Fragen zur 

Beteiligungssteuerung Ihrer Kommune sowie zur Managementautonomie Ihres Unternehmens.  

 

Diese Fragen sollen Sie aus Ihrem persönlichen Eindruck heraus bewerten und einschätzen. Dieser 

persönliche Eindruck kann unter Umständen stark von der rechtlich vorgegebenen Soll-Situation 
abweichen. 

 

 

Wie stark steuert der kommunale Träger Ihr Unternehmen über folgende Mechanismen? 

 

Hinweis: Im Folgenden verstehen wir unter dem Begriff "kommunaler Träger" alle übergeordneten Stellen oder 

Gremien derjenigen Kommune, die auf direktem oder indirektem Wege mehr als 50% der Unternehmensanteile 
besitzt. 
 

 

über-
haupt 
nicht  

eher 
wenig  

teils/ teils 
eher 
stark 

sehr stark 

Besetzung von Schlüsselpositionen 
(Geschäftsführung, Aufsichtsrat) im 
Unternehmen 

□ □ □ □ □ 

Inputsteuerung über das Budget oder einen 
Stellenplan □ □ □ □ □ 
Regelmäßige Sitzungen zwischen 
Kommunalvertretern (bspw. Kämmerer, 
Oberbürgermeister) und der 

Unternehmensführung 

□ □ □ □ □ 

Intensiver Telefonkontakt bzw. informelle 
Treffen zwischen Kommunalvertretern  
(bspw. Kämmerer, Oberbürgermeister) und 
der Unternehmensführung 

□ □ □ □ □ 

Anwendung eines Corporate Governance 
Kodex oder einer Beteiligungsrichtlinie in der 
Kommune 

□ □ □ □ □ 

Regelmäßige Qualitätsüberprüfungen □ □ □ □ □ 
Anreizpläne und variable Vergütungselemente 

für das Top Management □ □ □ □ □ 
Unterjähriges Berichtswesen über 
nichtfinanzielle Kennzahlen □ □ □ □ □ 
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Inwiefern stimmen Sie den folgenden Aussagen zu? 
 

Hinweis: Im Folgenden verstehen wir unter dem Begriff "kommunaler Träger" alle übergeordneten Stellen oder 

Gremien derjenigen Kommune, die auf direktem oder indirektem Wege mehr als 50% der Unternehmensanteile 
besitzt. 
 

 

 

stimme 
über-
haupt 

nicht zu 

stimme 
eher 

nicht zu 
teils/ teils 

stimme 
eher zu 

stimme 
stark zu 

Es bestehen klare Leistungs- und/ oder 
Wirkungsziele von Seiten des kommunalen 
Trägers. 

 

□ □ □ □ □ 

Der kommunale Träger überprüft die 
Erfüllung der Leistungs- und/oder 
Wirkungsziele.  

 

□ □ □ □ □ 

Wenn wir die Leistungsvorgaben des 
kommunalen Trägers nicht erfüllen können, 
werden wir gebeten, dies zu erklären. 
 

□ □ □ □ □ 

Die Prozesse, die vom Unternehmen 

angewandt werden, um eine Aufgabe zu 
erfüllen, werden vom kommunalen Träger 
überprüft. 

 

□ □ □ □ □ 

Der kommunale Träger versucht, nicht 
funktionierende Prozesse im Unternehmen 
zu modifizieren.  
 

□ □ □ □ □ 

 

Die folgende Frage bezieht sich auf Ihren persönlichen Eindruck: Besitzt Ihre Organisation im Hinblick auf 
die folgenden allgemeinen Managementangelegenheiten generelle Entscheidungs- und Regelungs-
kompetenzen, ohne dass die Zustimmung oder Beteiligung einer übergeordneten Stelle bzw. eines 
Gremiums der Trägerkommune erforderlich ist? 

(immer Zustimmung erforderlich/nie Zustimmung erforderlich) 
 

 

immer 
Zustimmung 
erforderlich 

   
nie 

Zustimmung 
erforderlich 

Vertrieb □ □ □ □ □ 
Produktion (Mengenveränderung und 
Mengenanpassung) □ □ □ □ □ 
Forschung und Entwicklung (FuE) □ □ □ □ □ 
Einkaufspolitik und Beschaffung □ □ □ □ □ 
Entscheidungen, die die Bandbreite der 
Geschäftsaktivitäten betreffen 

(„Diversifikation“) 
□ □ □ □ □ 

Wichtige Investmententscheidungen und 
Großprojekte □ □ □ □ □ 
Marketingentscheidungen □ □ □ □ □ 
Aufnahme von Krediten für Investitionen □ □ □ □ □ 
Festlegung und Anpassung der Höhe von 
Gebühren, Abgaben, Eigenanteilen □ □ □ □ □ 
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immer 
Zustimmung 
erforderlich 

   
nie 

Zustimmung 
erforderlich 

Festlegung und Anpassung von 
Preisen/Kostenersatz für Leistungen und 

Produkte  
□ □ □ □ □ 

Beteiligung an juristischen Personen des 
Privatrechts □ □ □ □ □ 
Finanzmitteleinsatz für Personal und 
Sachmittel □ □ □ □ □ 
Auswahl und Anzahl von MitarbeiterInnen □ □ □ □ □ 
Höhe der Entlohnung des Personals □ □ □ □ □ 
Bedingungen für Beförderungen von 
MitarbeiterInnen □ □ □ □ □ 
Mitarbeiterauswahl im Einzelfall □ □ □ □ □ 
Beurteilungskriterien für MitarbeiterInnen □ □ □ □ □ 
Kündigung des Arbeitsverhältnisses im 
Einzelfall □ □ □ □ □ 
Beförderung von MitarbeiterInnen im 

Einzelfall □ □ □ □ □ 
 

 

Teil III Politisches Umfeld 
 
Im dritten Teil der Umfrage stellen wir Ihnen einige Fragen zum Austausch mit verschiedenen Gremien des 
kommunalen Trägers. 
 
 
Die folgende Frage bezieht sich auf Ihren persönlichen Eindruck: Bitte beurteilen Sie Ihr Verhältnis zur 

kommunalen Kernverwaltung. Stimmen Sie den folgenden Aussagen zu? 

(stimme überhaupt nicht zu/ stimme stark zu) 

 

 

stimme 
über-
haupt 

nicht zu 

stimme 
eher nicht 

zu 
teils/ teils 

stimme 
eher zu 

stimme 
stark zu 

Die gegenseitige Abhängigkeit zwischen der 
Kernverwaltung und unserer Organisation ist 
hoch. 

□ □ □ □ □ 
Wir (=Kernverwaltung und unsere 
Organisation) sind uns gemeinsam darüber 

einig, wie wir zusammen arbeiten wollen. 
□ □ □ □ □ 

Unsere Organisation teilt Informationen über 
eine Geschäftsausweitung auf neue Märkte 
oder Technologien mit der kommunalen 

Kernverwaltung. 

□ □ □ □ □ 
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Die folgende Frage bezieht sich auf Ihren persönlichen Eindruck: In welchem Ausmaß beeinflussen die 
folgenden Akteure die Entscheidungen Ihrer Organisation? 
 
(überhaupt nicht/ sehr großer Einfluss) 

 
überhaupt 

nicht 

eher 
wenig 

Einfluss 
teils/teils 

eher 
großer 
Einfluss 

sehr großer 
Einfluss 

Kommunale Verwaltungsspitze □ □ □ □ □ 
Beteiligungsontrolling der Kommune □ □ □ □ □ 
Kommunaler Fachbereich mit 
Branchenbezug □ □ □ □ □ 
Gemeinderat □ □ □ □ □ 
Aufsichtsrat der Organisation □ □ □ □ □ 
Gesellschafterversammlung □ □ □ □ □ 
Personalrat □ □ □ □ □ 
Medien □ □ □ □ □ 
Bürger □ □ □ □ □ 
Kunden □ □ □ □ □ 
Externer, nicht öffentlicher Träger (falls 

vorhanden) □ □ □ □ □ 
Externe Berater □ □ □ □ □ 

 
 
Bitte beurteilen Sie die folgenden Aussagen bezogen auf den Akteur in der Kommunalverwaltung, der für 
Sie und Ihre Organisation den wichtigsten Kontakt als Vertragspartner (Auftraggeberrolle) darstellt: 

 
(stimme überhaupt nicht zu/ stimme stark zu) 
 

 

stimme 
über-
haupt 

nicht zu 

stimme 
eher 

nicht zu 
teils/ teils 

stimme 
eher zu 

stimme 
stark zu 

Der betreffende Akteur besitzt das Wissen 

und die Fähigkeiten, um unsere Arbeitsweise 
zu verstehen. 
 

□ □ □ □ □ 

Aufgrund der bisherigen Erfahrungen 
können wir uns vollständig auf die 

Versprechen dieses Akteurs verlassen. 
 

□ □ □ □ □ 

Der Akteur verhielt sich in Verhandlungen 
stets sachlich.  

 
□ □ □ □ □ 

Der betreffende Akteur ist sehr qualifiziert. 
 
 

□ □ □ □ □ 
 
 

 
 
 
 



 
 8 

 

 

 

 

 

 

 
Die folgenden Fragen beziehen sich auf den Aufsichtsrat in Ihrem Unternehmen. Sollte Ihr Unternehmen 

keinen Aufsichtsrat besitzen, können Sie diese Fragen überspringen und in der nächsten Frage "nein" 
ankreuzen. 
 
Besteht in Ihrer Organisation einen Aufsichtsrat oder ein vergleichbares Gremium? 
 

□ nein □ ja 

 
 
Bitte beantworten Sie folgende Fragen betreffend den Aufsichtsrat Ihrer Organisation: Wie viele ständige 
Mitglieder zählt der Aufsichtsrat Ihres Unternehmens? 

 
Gesamte Anzahl der Mitglieder: 
 
 
 
 

 
Davon Verwaltungsmitarbeiter: 
(Gesamte Anzahl der aktiven Verwaltungsmitarbeiter inkl. Verwaltungsspitze im Aufsichtsrat) 
 
 
 

 
 
Davon Politiker: 
(Gesamte Anzahl der aktiven Politiker exkl. Verwaltungsspitze im Aufsichtsrat) 
 
 

 
 
 
Davon Personalvertreter: 
(Gesamte Anzahl der Personalvertreter und Gewerkschaftsanhänger im Aufsichtsrat)  
 

 
  
 
 
Davon Externe: 
(Anzahl externer Vertreter aus Wissenschaft und Praxis) 

 
 
  
 
 
Davon weibliche Mitglieder: 

(Gesamte Anzahl der weiblichen Mitglieder im Aufsichtsrat) 
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Inwiefern stimmen Sie den folgenden Aussagen zu? Der Aufsichtsrat...  
(stimme überhaupt nicht zu/ stimme stark zu) 

 

 

stimme 
über-
haupt 

nicht zu 

stimme 
eher 

nicht zu 
teils/ teils 

stimme 
eher zu 

stimme 
stark zu 

…konzentriert sich auf Prozesse, die die 
organisationalen Prioritäten schärfen. 

 
□ □ □ □ □ 

…lenkt die Aufmerksamkeit auf Prioritäten 
und Entscheidungen von strategischer oder 
symbolischer Bedeutung für die 
Organisation. 

 

□ □ □ □ □ 

…antizipiert potenzielle Probleme und agiert 
bevor es dringlich wird. 
 

□ □ □ □ □ 
…respektiert die legitimen Rollen und 

Verantwortlichkeiten anderer Stakeholder. 
 

□ □ □ □ □ 
…berät sich oft mit wichtigen Stakeholdern. 
 □ □ □ □ □ 
…sucht regelmäßig nach Informationen und 

Feedback über die eigene Effektivität. 
 

□ □ □ □ □ 

…nimmt sich Zeit zur Selbstreflexion und zur 
Einschätzung der eigenen Stärken, Fehler 
und Schwächen. 

 

□ □ □ □ □ 

…sucht stark und akltiv nach konkreten 
Informationen. 
 

□ □ □ □ □ 
…erkennt, dass komplexe Phänomene selten 

perfekte Lösungen aufweisen. 
 

□ □ □ □ □ 
 
Inwiefern stimmen Sie den folgenden Aussagen zu? 
 
(stimme überhaupt nicht zu/ stimme stark zu) 

 

 

stimme 
über-
haupt 

nicht zu 

stimme 
eher 

nicht zu 
teils/ teils 

stimme 
eher zu 

stimme 
stark zu 

Die Vertreter im Aufsichtsrat besitzen 
durchschnittlich eine sehr hohe fachliche 

Expertise (bspw. Branchenerfahrung, 
betriebswirtschaftliche Kenntnisse).  

□ □ □ □ □ 

Mindestens die Hälfte der Aufsichtsräte sitzt 
seit mehr als einer Legislaturperiode im 
Aufsichtsrat unserer Organisation. 

□ □ □ □ □ 
Die zeitliche Belastung der 

Kommunalvertreter (Politiker, 
Verwaltungsmitarbeiter) durch Positionen in 
weiteren Aufsichtsräten (sog. 
Mehrfachmandate) ist sehr hoch. 

□ □ □ □ □ 

Viele Vertreter im Aufsichtsrat sind mit der 
Menge der bereitgestellten Informationen 
überfordert.  

□ □ □ □ □ 
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Inwiefern stimmen Sie den folgenden Aussagen zu? Der derzeitige Aufsichtsrat wirkt in seiner Rolle vor 
allem… 

 
(stimme überhaupt nicht zu/ stimme stark zu) 
 

 

stimme 
über-
haupt 

nicht zu 

stimme 
eher 

nicht zu 
teils/ teils 

stimme 
eher zu 

stimme 
stark zu 

…als starkes Kontrollorgan. □ □ □ □ □ 
…als Partner und Berater. □ □ □ □ □ 
…als wichtiges Organ, um neue Ressourcen 
(wie bspw. politische Kontakte) zu 
erschließen. 

□ □ □ □ □ 

…als strategischer Impulsgeber. □ □ □ □ □ 
 
 
Inwiefern stimmen Sie den folgenden Aussagen zum Verhältnis zwischen dem Ober-Bürgermeister und 
anderen Akteuren zu? 

 

 

stimme 
über-
haupt 

nicht zu 

stimme 
eher 

nicht zu 
teils/ teils 

stimme 
eher zu 

stimme 
stark zu 

Das Verhältnis zwischen Ober-Bürgermeister 
und Gemeinderat der Trägerkommune lässt 
sich als sehr kooperativ beschreiben. 

□ □ □ □ □ 
Unser Unternehmen besitzt für den Ober-

Bürgermeister der Trägerkommune eine 
sehr hohe politische Relevanz. 

□ □ □ □ □ 
 
 
Führen Sie sich die Managementkultur (bspw. Entscheidungsverhalten, Führungsstil) in der kommunalen 

Kernverwaltung vor Augen. Vergleichen Sie diese mit der in Ihrem Unternehmen. Wie beurteilen Sie die 
folgenden Aussagen? 
 
(stimme überhaupt nicht zu/ stimme stark zu) 
 

 

stimme 
über-
haupt 

nicht zu 

stimme 
eher 

nicht zu 
teils/ teils 

stimme 
eher zu 

stimme 
stark zu 

Führungskräfte in der Kernverwaltung 
nehmen Dinge so wahr wie wir in unserem 
Unternehmen.  
 

□ □ □ □ □ 

Führungskräfte in der Kernverwaltung 

verhalten sich wie wir in unserem 
Unternehmen. 
 

□ □ □ □ □ 
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Inwiefern stimmen Sie den folgenden Aussagen betreffend der gewählten Volksvertretung zu? 
(stimme überhaupt nicht zu/ stimme stark zu) 
 

 

stimme 
über-
haupt 

nicht zu 

stimme 
eher 

nicht zu 
teils/ teils 

stimme 
eher zu 

stimme 
stark zu 

Die meisten Kommunalpolitiker glauben, 
dass unsere Organisation kompetent ist. 
 

□ □ □ □ □ 
Die meisten Kommunalpolitiker glauben, 
dass unsere Organisation effektiv ist. 

 
□ □ □ □ □ 

Die meisten Kommunalpolitiker sind sehr 
kritisch gegenüber unserer Organisation. 
 

□ □ □ □ □ 
 

 
Die folgende Frage bezieht sich auf Ihren persönlichen Eindruck: Wie oft besprechen Sie 
Einzelentscheidungen gemeinsam mit folgenden Akteuren der Kernverwaltung bzw. Politik? 
 

 nie 
jährlich quartals-

weise 
monat-

lich 
wöchent

-lich 
täglich 

dem Ober-Bürgermeister/der 
Verwaltungsspitze  
 

□ □ □ □ □ □ 
der Kämmerei 

 □ □ □ □ □ □ 
dem Beteiligungsmanagement 
 □ □ □ □ □ □ 
dem Fachlich Zuständigen 
 □ □ □ □ □ □ 
Beigeordneten im Gemeinderat 

 □ □ □ □ □ □ 
dem Vorsitzenden des Aufsichtsrates 
 □ □ □ □ □ □ 
einem speziellen Ausschuss von 
Gemeindepolitikern 

 
□ □ □ □ □ □ 
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Ausgehend von Ihrem Professionsverständnis wie bewerten Sie die folgenden Aussagen? 
 

 

stimme 
über-
haupt 

nicht zu 

stimme 
eher nicht 

zu 
teils/ teils 

stimme 
eher zu 

stimme 
stark zu 

Ich habe das Gefühl, dass ich mich 

manchmal zwischen meinen professionellen 
Werten als Manager und den Vorgaben der 
Politik entscheiden muss. 
 

□ □ □ □ □ 

Die Anwendung der politischen Vorgaben 

konkurriert mit meiner professionellen 
Vorstellung von Management. 
 

□ □ □ □ □ 

Ich muss oft Dinge tun, die anders getan 

werden sollten.  
 

□ □ □ □ □ 

Ich arbeite unter unvereinbaren politischen 
Vorgaben und Richtlinien.  
 

□ □ □ □ □ 

Ich weiss genau, was von mir in meinem 
Beruf erwartet wird.  
 

□ □ □ □ □ 

Ich kenne meine Verantwortlichkeiten.  
 □ □ □ □ □ 

 

 
Vergleichen Sie Ihr Unternehmen mit Wettberbern und ähnlichen Firmen in Ihrer Branche. Wie beurteilen 

Sie den Erfolg Ihrer Organisation? 
 
(liegt stark unter dem Durchschnitt/ liegt stark über dem Durchschnitt)  
 

 
stark unter dem 

Durchschnitt 
eher unter dem 

Durchschnitt 
im Branchen-
durchschnitt 

eher über dem 
Durchschnitt 

stark über dem 
Durchschnitt 

Der Erfolg 
unserer 
Organisation 

liegt… 
 

□ □ □ □ □ 
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Wir verstehen “Bürokratisierung” als belastende, administrative Regeln und Prozesse, die einen negativen 
Einfluss auf die Effektivität der Gesamtorganisation haben. Wie hoch ist insgesamt der Grad an 

„Bürokratisierung“ in Ihrer Organisation? Unsere Organisation ist insgesamt… 
 
(überhaupt nicht bürokratisch/ höchst bürokratisch)  
 

Über-
haupt 
nicht 
büro-

kratisch 

        
höchst 
büro-

kratisch 

□ □ □ □ □ □ □ □ □ □ 

 

 
Über welche Einnahmequellen verfügte Ihre Organisation im letzten Jahr? 
 
Bitte geben Sie zu jeder dieser Einnahmequellen eine ungefähre Einschätzung des prozentualen Anteils an 
den Gesamteinnahmen an: 
 

 < 10% 10-20% 21-30% 31-40% 
mehr als 

40% 

Pauschalierte Mittelzuweisung von der 
Kommune (Beiträge, Leistungsentgelte, 

Subventionen) oder Quersubventionierung 
(Querverbund) 
 

□ □ □ □ □ 

Zuweisung durch andere Verwaltungsebenen 

(Bund, Land, Europäische Union, 
internationale 
Organisationen) 
 

□ □ □ □ □ 

Eigene Einnahmen durch Gebühren, 

Zwangsabgaben, Verkauf von Leistungen, 
Marktentgelte etc. 
 

□ □ □ □ □ 

Einnahmen durch Vergütung von Leistungen 

an kommunale Auftraggeber 
 

□ □ □ □ □ 
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Im Folgenden sollen Sie einige Aussagen zum Marktumfeld und den Unternehmenszielen Ihrer 
Organisation bewerten: 
 
Wie stark stimmen Sie den folgenden Aussagen zu? 
 

 

stimme 
über-
haupt 

nicht zu 

stimme 
eher nicht 

zu 
teils/ teils 

stimme 
eher zu 

stimme 
stark zu 

Wenn ich möchte, kann ich genau und 
verlässlich prüfen, inwieweit das jeweils 
festgelegte Unternehmensziel erreicht 
wurde.  

□ □ □ □ □ 

Es würde wenig Mühe kosten, festzustellen 
wie hoch der derzeitige Zielerreichungsgrad 
in einem bestimmten Bereich ist. 

□ □ □ □ □ 
Die Anzahl an potenziellen Wettbewerbern in 
unserem Sektor ist sehr hoch.  □ □ □ □ □ 
Es gibt eine hohe Anzahl an alternativen 
Leistungen, die auf dem Markt angeboten 
werden.  

□ □ □ □ □ 
Die Komplexität unserer Leistungen ist sehr 
hoch in Bezug auf die eingesetzte 

Technologie.  
 

□ □ □ □ □ 

Es ist einfach, Außenstehenden unsere 
Unternehmensziele präzise zu erklären.  
 

□ □ □ □ □ 

Die Organisation besitzt klar definierte Ziele.  
 □ □ □ □ □ 
Die Komplexität unserer Leistungen ist sehr 
hoch in Bezug auf das branchenspezifische 
Know-How.  

 

□ □ □ □ □ 
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Teil IV Allgemeine Informationen 

 
Zum Abschluss des Fragebogens benötigen wir noch einige allgemeine Informationen zu Ihrem 
Unternehmen. 
 
In welcher Branche ist Ihr Unternehmen tätig? 
(Mehrfachnennungen sind möglich) 
 

□ Wasserversorgung 

□ Abwasserentsorgung 

□ Wohnungsbau 

□ Stadtentwicklung 

□ Öffentlicher Personennahverkehr 

□ Energieversorgung 

□ Wirtschaftsförderung 

□ Krankenversorgung 

□ Theater 

□ Kultur-, Sport- und Bäderbetriebe 

□ Abfallwirtschaft 

□ Banken und Finanzdienstleister 

□ Altenpflege und Soziale Dienste 

□ Bestattungsbetriebe und Friedhöfe 

□ Transportwirtschaft (bspw. Hafen, Flughafen) 

□ IT Dienstleistungen 

□ Stadtwerke 
□ Sonstige Branche: 
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Wie lautet die Bezeichnung der Rechtsform Ihrer Organisation? 
(1 Kreuz möglich) 
 

□ GmbH 

□ GmbH und Co KG 

□ gGmbH 

□ Aktiengesellschaft 

□ KGaA 

□ AöR 

□ Eigenbetrieb 

□ Andere öffentlich rechtliche Gesellschaftsform 

□ Andere privatrechtliche Gesellschaftsform 

□ Sonstige Rechtsform: 

 
 
 
 
  

 
Wie viele Mitarbeiter (=Vollzeitäquivalente) beschäftigt Ihre Organisation insgesamt? 
 
 
  
 

 
Wie hoch ist der Jahresumsatz (in Mio €), den Ihre Organisation durchschnittlich erzielt? 
 
 
  
 

 
Sollten sie noch Anmerkungen und Verbesserungsvorschläge zu dieser Umfrage haben, so können Sie 
diese hier gerne kundtun: 
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Herzlichen Dank für Ihre Unterstützung! 

 

Die Auswertung der Umfrage werden wir allen Teilnehmern im Anschluss in  

Form eines Ergebnisberichts (PDF-Format) zukommen lassen. 
 
 
 

 



Anhang 6: Operationalisierung der Variablen und Faktorladungen 

Abhängige Variable 

Variable Operationalisierung 
 

 
Managementautonomie 
(Lioukas et al. 1993; Verhoest et al. 2010) 

 
Die folgende Frage bezieht sich auf Ihren persönlichen 
Eindruck:  
 
Besitzt Ihre Organisation im Hinblick auf die folgenden 
allgemeinen Managementangelegenheiten generelle 
Entscheidungs- und Regelungskompetenzen, ohne dass die 
Zustimmung oder Beteiligung einer übergeordneten Stelle 
bzw. eines Gremiums der Trägerkommune erforderlich 
ist? (immer Zustimmung erforderlich/nie Zustimmung 
erforderlich) 

  
Vertrieb 
 
Produktion 
 
Forschung und Entwicklung (FuE) 
 
Einkaufspolitik und Beschaffung  
 
Entscheidungen, die die Bandbreite der 
Geschäftsaktivitäten betreffen (“Diversifikation”) 
 
Wichtige Investmententscheidungen und Großprojekte 
 
Marketingentscheidungen 
 
Aufnahme von Krediten für Investitionen 
 
Festlegung und Anpassung der Höhe von Gebühren, 
Abgaben, Eigenanteilen 
 
Festlegung und Anpassung von Preisen/Kostenersatz für 
Leistungen und Produkte 
 
Beteiligung an juristischen Personen des Privatrechts 
 
Finanzmitteleinsatz für Personal und Sachmittel   
 
Auswahl und Anzahl von MitarbeiterInnen 
 
Höhe der Entlohnung des Personals 
 
Bedingungen für Beförderungen von MitarbeiterInnen 
 
Mitarbeiterauswahl im Einzelfall 
 
Beurteilungskriterien für MitarbeiterInnen  
 
Kündigung des Arbeitsverhältnisses im Einzelfall  
 
Beförderung von MitarbeiterInnen im Einzelfall 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Unabhängige Variablen  

 

Variable Operationalisierung 
 
(Faktorladungen einer Hauptkomponentenanalyse finden 
sich in Klammern bei den Items, Cronbach`s Alpha-Werte 
direkt bei der Frage) 

 
Großes Unternehmen  
(Anzahl der MitarbeiterInnen) 

 
Wie viele Mitarbeiter (Vollzeitäquivalente) beschäftigt 
Ihre Organisation insgesamt? (1=mehr als 500 
Mitarbeiter; 0=bis zu 500 Mitarbeiter)  

 
Wettbewerb (van den Abeele 2006: 91) 

 
Wie stark stimmen Sie den folgenden Aussagen zu? 
(α=.874) 
 
Die Anzahl an potenziellen Wettbewerbern in unserem 
Sektor ist sehr hoch. (.9424) 
 
Es gibt eine hohe Anzahl an alternativen Leistungen, die 
auf dem Markt angeboten werden. (.9424) 
(1=stimme überhaupt nicht zu; 5=stimme stark zu)  
 
Wie lautet die Bezeichnung der Rechtsform Ihrer 
Organisation? (1= GmbH, gGmbH, AG, GmbH und Co 
KG, KGaA, Andere privatrechtliche Rechtsform; 0= AöR, 
Eigenbetrieb, Andere öffentlich-rechtliche Rechtsform) 
 
 
Wie stark stimmen Sie den folgenden Aussagen zu? (α= 
.8518) 
 
Führungskräfte in der Kernverwaltung nehmen Dinge so 
wahr wie wir in unserem Unternehmen. (0.9348) 
 
  
Führungskräfte in der Kernverwaltung verhalten sich wie 
wir in unserem Unternehmen. (0.9348) 
(1=stimme überhaupt nicht zu; 5=stimme stark zu) 
 
 
Verhältnis von Fremdkapital zu Eigenkapital für jedes 
Unternehmen (Vorjahr; metrische Variable auf Basis der 
Beteiligungsberichte) 
 
 
Gewinn aus dem Vorjahr für jedes Unternehmen 
(metrische Variable auf Basis der Jahresabschlüsse) 
 
 
Wie stark stimmen Sie den folgenden Aussagen zu? 
(α=.6315) 
 
Wir (=Kernverwaltung und unsere Organisation) sind uns 
gemeinsam darüber einig, wie wir zusammenarbeiten 
wollen. (.584) 
 
Unsere Organisation teilt Informationen über eine 
Geschäftsausweitung auf neue Märkte oder Technologien 
mit der kommunalen Kernverwaltung. (.584) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Private Rechtsform  
 
 
 
 
 
Kulturelle Ähnlichkeit (Lin und Germain 1998)
  
 
 
 
 
 
 
 
 
Verschuldungsgrad 
 
 
 
 
Vorjahresgewinn 
 
 
Informationsaustausch (Dekker und van den 
Abeele 2010)  



Variable Operationalisierung 
(Faktorladungen einer Hauptkomponentenanalyse finden 
sich in Klammern bei den Items, Cronbach`s Alpha-Werte 
direkt bei der Frage) 

  
In welcher Branche ist Ihr Unternehmen tätig? 
Mehrfachnennungen sind möglich. 
 
Dummy Variable für die angegebene Branche:  
Wasserversorgung, Abwasserentsorgung, Wohnungsbau, 
Stadtentwicklung, Öffentlicher Personennahverkehr, 
Energieversorgung, Wirtschaftsförderung, 
Krankenversorgung, Theater, Kultur-, Sport- und 
Bäderbetriebe, Abfallwirtschaft, Altenpflege und soziale 
Dienste, Transportwirtschaft (bspw. Hafen, Flughafen), 
IT-Branche, Stadtwerke  
(1=Unternehmen in Branche tätig; 0=nicht in Branche 
tätig) 
 
Bitte beurteilen Sie die folgenden Aussagen bezogen auf 
den Akteur in der Kommunalverwaltung, der für Sie und 
Ihre Organisation den wichtigsten Kontakt als 
Vertragspartner (Auftraggeberrolle) darstellt: (α=.8967) 
 
Der betreffende Akteur besitzt das Wissen und die 
Fähigkeiten, um unsere Arbeitsweise zu verstehen. (.8446) 
(Kompetenzvertrauen) 
 
 
Aufgrund der bisherigen Erfahrungen können wir uns 
vollständig auf die Versprechen dieses Akteurs 
verlassen. (.9001) (Vertrauen in die Integrität) 
 
 
Der Akteur verhielt sich in Verhandlungen stets sachlich. 
(.8395) (Vertrauen in die Integrität) 
 
Der betreffende Akteur ist sehr qualifiziert. (.914) 
(Kompetenzvertrauen) 
(1=stimme überhaupt nicht zu; 5=stimme stark zu)  
 
Wie stark stimmen Sie den folgenden Aussagen zu? 
 
Ich besitze viele Kontakte in der Kommunalpolitik.  
(1=stimme überhaupt nicht zu; 5=stimme stark zu)  
 
Ich besitze Erfahrung als Geschäftsführer eines oder 
mehrerer öffentlicher Unternehmen.  
(1=stimme überhaupt nicht zu; 5=stimme stark zu)  
 
 
Dummy Variablen aus Sekundärrecherche für das 
jeweilige Bundesland (Berlin, Baden Württemberg, 
Nordrhein-Westfalen, Bayern, Sachsen-Anhalt, 
Rheinland-Pfalz, Hessen, Hamburg, Schleswig-Holstein, 
Niedersachsen, Sachsen, Thüringen, Bremen, 
Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg, Saarland) 
(ja/nein) 

Branche 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Gegenseitiges Vertrauen (Zaheer et al. 1998; 
Mayer und Davis 1999; van den Abeele 2006) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Vernetzung in der Politik (Jacobsen 2006) 
 
 
 
 
CEO Erfahrung im öffentlichen Sektor (Jacobsen 
2006) 
 
 
 
Bundesland 
 
 
 
 
 
 
 
 



Variable Operationalisiserung 
(Faktorladungen einer CFA-Analyse finden sich in 
Klammern bei den Items, Cronbach`s Alpha-Werte direkt 
bei der Frage) 

  
Größe des Aufsichsrates Bitte beantworten Sie folgende Fragen betreffend den 

Aufsichtsrat Ihrer Organisation: Wie viele ständige 
Mitglieder zählt der Aufsichtsrat Ihres Unternehmens? 
(kategoriale Variable auf Basis vorgegebener Antworten 
von „1“ bis „22 oder mehr“)  
 

Anzahl der Politiker m Aufsichtsrat  
 

Davon Politiker: 
(kategoriale Variable auf Basis vorgegebener Antworten 
von „1“ bis „22 oder mehr“)  
 

Anteil der Politiker im Aufsichtsrat Anzahl der Politiker/Größe des Aufsichtsrates 
(metrische Variable)  
Der Wert „22 oder mehr“ wurde als „22“ gewertet 
 
Inwiefern stimmen Sie den folgenden Aussagen zu? Der 
Aufsichtsrat... 
 
 
...konzentriert sich auf Prozesse, die die organisationalen 
Prioritäten schärfen. (.66) 
 
… ...lenkt die Aufmerksamkeit auf Prioritäten und 
Entscheidungen von strategischer oder symbolischer 
Bedeutung für die Organisation. (.67) 
 
… antizipiert potenzielle Probleme und agiert bevor es 
dringlich wird. (.81) 
 
...respektiert die legitimen Rollen und Verantwort-
lichkeiten anderer Stakeholder. (.63) 
 
...berät sich oft mit wichtigen Stakeholdern. (.81) 
 
...sucht regelmäßig nach Informationen und Feedback 
über die eigene Effektivität. (.92) 
 
...nimmt sich Zeit zur Selbstreflexion und zur 
Einschätzung der eigenen Stärken, Fehler und Schwächen. 
(.86) 
 
...sucht stark und aktiv nach konkreten Informationen 
(.79) 
 
...erkennt, dass komplexe Phänomene selten perfekte 
Lösungen aufweisen. (.65) 
(1= stimme überhaupt nicht zu; 5=stimme stark zu) 
 
Inwiefern stimmen Sie den folgenden Aussagen zu?  
Die Vertreter im Aufsichtsrat besitzen durchschnittlich 
eine sehr hohe fachliche Expertise (bspw. 
Branchenerfahrung, betriebswirtschaftliche Kenntnisse). 
(1= stimme überhaupt nicht zu; 5=stimme stark zu) 
 
Dummy Variable auf Basis einer Sekundärrecherche für 
private Anteilseigner (ja/nein) 

 
 
Rolle des Aufsichtsrates (Chait et al. 1993; Emslie 
2007)  
  
 
Strategische Dimension (α=.7235) 
(BSAQ) 
 
 
 
 
 
 
 
 
Politisch-strategische Dimension (α=.6867) 
(BSAQ 
 
 
 
Reflektierende Dimension (α=.8862) 
 
 
 
 
 
 
Analytische Dimension (α=.6929) 
 
 
 
 
 
 
Expertise des Aufsichtsrates 
 
 
 
 
 
Private Anteilseigner 
 

 



Variable  Operationalisierung 
 (Faktorladungen einer Hauptkomponentenanalyse 

finden sich in Klammern bei den Items, Cronbach`s  
 Alpha-Werte direkt bei der Frage) 
Politische Relevanz des Unternehmens  Inwiefern stimmen Sie den folgenden Aussagen zum 

Verhältnis zwischen dem Ober-Bürgermeister und 
anderen Akteuren zu? 

  
 Unser Unternehmen besitzt für den Ober-Bürger-

meister der Trägerkommune eine sehr hohe 
politische Relevanz. 

 (1= stimme überhaupt nicht zu; 5=stimme stark zu) 
  
Komplexität der Aufgaben (van den Abeele 2006) Wie stark stimmen Sie den folgenden Aussagen zu? 
 (α=.6396)  
  

Die Komplexität unserer Leistungen ist sehr hoch in 
Bezug auf die eingesetzte Technologie. (.8607) 

  
 Die Komplexität unserer Leistungen ist sehr hoch in 

Bezug auf das branchenspezifische Know-How. 
(.8607) 

 (1= stimme überhaupt nicht zu; 5=stimme stark zu)  
Messbarkeit der Ziele (Kirsch 1996) Wie stark stimmen Sie den folgenden Aussagen zu? 
 (α=.7664)  
  
 Wenn ich möchte, kann ich genau und verlässlich 

prüfen, inwieweit das jeweils festgelegte 
Unternehmensziel erreicht wurde. 

 (.9062) 
 Es würde wenig Mühe kosten, festzustellen wie hoch 

der derzeitige Zielerreichungsgrad in einem 
bestimmten Bereich ist. 

 (.9062)  
  
Reputation des Unternehmens (Moynihan und Pandey 
2006) 

Inwiefern stimmen Sie den folgenden Aussagen 
betreffend der gewählten Volksvertretung zu? 

 (α=.7341)  
  
 Die meisten Kommunalpolitiker glauben, dass unsere 

Organisation kompetent ist. (.8975) 
  
 Die meisten Kommunalpolitiker glauben, dass unsere 

Organisation effektiv ist. (.8836) 
  
 Die meisten Kommunalpolitiker sind sehr kritisch 

gegenüber unserer Organisation. (.6854) (rev. coded) 
 (1= stimme überhaupt nicht zu; 5=stimme stark zu)  
  
Politischer Konflikt Inwiefern stimmen Sie den folgenden Aussagen zum 

Verhältnis zwischen dem Ober-Bürgermeister und 
anderen Akteuren zu?  

  
 Das Verhältnis zwischen Ober-Bürgermeister und 

Gemeinderat der Trägerkommune lässt sich als sehr 
kooperativ beschreiben. 

 
 
 
 
 

(1= stimme überhaupt nicht zu; 5=stimme stark zu) 
 
 
 



Variable  Operationalisierung 
 (Faktorladungen einer CFA-Analyse finden sich in 

Klammern bei den Items, Cronbach`s Alpha-Werte 
 direkt bei der Frage)  
Für die folgenden Variablen wurden ebenfalls 
konfirmatorische Faktorenanalysen (CFA) errechnet:  

Die Ergebnisse der Goodness-of-fit-Tests finden sich 
in Klammern unter den Variablen:  

  
Zielsteuerung (Dekker und van den Abeele 2010) Inwiefern stimmen Sie den folgenden Aussagen zu? 
(α=.892) (1= stimme überhaupt nicht zu; 5=stimme stark zu) 
  

Es bestehen klare Leistungs- und/oder 
Wirkungsziele von Seiten des kommunalen Trägers. 
(.82) 

  
 Der kommunale Träger überprüft die Erfüllung der 

Leistungs- und/oder Wirkungsziele. (.95) 
  
 Wenn wir die Leistungsvorgaben des kommunalen 

Trägers nicht erfüllen können, werden wir gebeten, 
dies zu erklären. (.80) 

  
Prozesskontrolle (Dekker und van den Abeele 2010) 
(α=.7205) 

Die Prozesse, die vom Unternehmen angewandt 
werden, um eine Aufgabe zu erfüllen, werden vom 
kommunalen Träger überprüft. (.88) 

  
 Der kommunale Träger versucht, nicht funktio-

nierende Prozesse im Unternehmen zu modifizieren. 
(.64) 

  
Modell Fit-Statistik: RMSEA=0.089; lower bound (90%): 0.033, upper 

bound: 0.150, pclose=0.107; AIC=3841.835; 
BIC=3205.05; CFI=0.988; TLI=0.969; 
SRMR=0.022; Chi²_ms: p>Chi²=0.018   

  
Rollenambivalenz (Rizzo et al. 1970; Wright und 
Millesen 2008) 

Inwiefern stimmen Sie den folgenden Aussagen zu? 

(α=.7028) Ich weiss genau, was von mir in meinem Beruf 
erwartet wird. (rev. coded) (.79) 

  
 Ich kenne meine Verantwortlichkeiten. (rev. coded) 

(.74) 
  
Policy-Professions-Konflikt (Tummers et al. 2012) 
(α=.8685) 

Ich habe das Gefühl, dass ich mich manchmal 
zwischen meinen professionellen Werten als 
Manager und den Vorgaben der Politik entscheiden 
muss. (.81) 

  
 Die Anwendung der politischen Vorgaben 

konkurriert mit meiner professionellen Vorstellung 
von Management. (.87) 

  
 Ich muss oft Dinge tun, die anders getan werden 

sollten. (.83) 
  
 Ich arbeite unter unvereinbaren politischen Vorgaben 

und Richtlinien. (.66) 
  
Modell Fit-Statistik:  RMSEA=0.054; lower bound (90%): 0.000, upper 

bound: 0.103, pclose=0.394; AIC=3238.145; 
BIC=3303.714; CFI=0.99; TLI=0.982; 
SRMR=0.024; Chi²_ms: p>Chi²=0.098 



Variable Operationalisierung 

Steuerungsakteure (Moynihan nd Pandey 2006) Die folgende Frage bezieht sich auf Ihren 
persönlichen Eindruck: In welchem Ausmaß 
beeinflussen die folgenden Akteure die 
Entscheidungen Ihrer Organisation? 

  Kommunale Verwaltungsspitze 
  Beteiligungscontrolling der Kommune 
  Kommunaler Fachbereich mit Branchenbezug 
  Gemeinderat 
  Aufsichtsrat der Organisation 
  Gesellschafterversammlung 
  Personalrat 
  Medien 
  Bürger  
  Kunden 
  Externer, nicht öffentlicher Träger (falls vorhanden) 
  Externe Berater 
  (1=überhaupt nicht; 5=sehr großer Einfluss) 
  
Kommunale Subventionen Über welche Einnahmequellen verfügte Ihre 

Organisation im letzten Jahr? 
Bitte geben Sie zu jeder dieser Einnahmequellen 
eine ungefähre Einschätzung des prozentualen 
Anteils an den Gesamteinnahmen an: 

  
 Pauschalierte Mittelzuweisung von der Kommune 

(Beiträge, Leistungsentgelte, Subventionen) oder 
Quersubventionierung (Querverbund) 

 (<=10%; 10-20%; 21-30%; 31-40%; mehr als 40%) 
  
Kontakt zu Steuerungsakteuren (Jacobsen 2006) Die folgende Frage bezieht sich auf Ihren 

persönlichen Eindruck: Wie oft besprechen Sie 
Einzelentscheidungen gemeinsam mit folgenden 
Akteuren der Kernverwaltung bzw. Politik? 

 dem Ober-Bürgermeister/der Verwaltungsspitze 
 der Kämmerei 
 dem Beteiligungsmanagement 
 dem Fachlich Zuständigen 
 Beigeordneten im Gemeinderat 
 dem Vorsitzenden des Aufsichtsrats 
 einem speziellen Ausschuss von Gemeindepolitikern 
  
 (nie; jährlich; quartalsweise; monatlich; 

wöchentlich; täglich) 
  
Informationsüberlastung im Aufsichtsrat Inwiefern stimmen Sie den folgenden Aussagen zu? 
  
 Viele Vertreter im Aufsichtsrat sind mit der Menge 

der bereitgestellten Informationen überfordert. 
 (1= stimme überhaupt nicht zu; 5=stimme stark zu)  

 

 



Variable Operationalisierung 

Steuerungsinstrumente Wie stark steuert der kommunale Träger Ihr 
Unternehmen über folgende Mechanismen? 

  
 Besetzung von Schlüsselpositionen 

(Geschäftsführung, Aufsichtsrat) im Unternehmen 
 Inputsteuerung über das Budget oder einen 

Stellenplan 
 Regelmäßige Sitzungen zwischen 

Kommunalvertretern (bspw. Kämmerer, 
Oberbürgermeister) und der Unternehmensführung 

 Intensiver Telefonkontakt bzw. informelle Treffen 
zwischen Kommunalvertretern (bspw. Kämmerer, 
Oberbürgermeister) und der Unternehmensführung 

 Anwendung eines Corporate Governance Kodex 
oder einer Beteiligungsrichtlinie in der Kommune 

 Regelmäßige Qualitätsüberprüfungen 
 Anreizpläne und variable Vergütungselemente für 

das Top Management 
 Unterjähriges Berichtswesen über nichtfinanzielle 

Kennzahlen 
 (überhaupt nicht/eher stark) 
  
Alle weitere Variablen finden sich im Fragebogen 
und wurden als Single Items gemessen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



Anhang 7: Summarische Statistik für zentrale, unabhängige Variablen (Mittelwerte, 
Standardabweichungen, Zahl der Beobachtungen, Minimum und Maximum)  

Variable Mittelwert Standardab
weichung 

Beobach-
tungen 

Min./Max. 

 
Wettbewerb 

 
Die Anzahl an potenziellen Wettbewer-
bern in unserem Sektor ist sehr hoch. 
 
Es gibt eine hohe Anzahl an alternativen 
Leistungen, die auf dem Markt angeboten 
werden. 

 
3.069 

 
3.051 

 
 

2.978 
 
 

 
1.221 

 
1.319 

 
 

1.273 

 
236 

 
235 

 
 

236 

 
1/5 

 
1/5 

 
 

1/5 

Kulturelle Ähnlichkeit 2.246 0.799 238 1/5 
 
Führungskräfte in der Kernverwaltung 
nehmen Dinge so wahr wie wir in 
unserem Unternehmen.  
 
Führungskräfte in der Kernverwaltung 
verhalten sich wie wir in unserem 
Unternehmen.  

 
2.344 

 
 

2.147 

 
0.908 

 
 

0.8004 

 
238 

 
 

238 

 
1/5 

 
 

1/5 

 
Policy-Professions Konflikt 

 
2.662 

 
0.898 

 
237 

 
1/5 

 
 
Ich habe das Gefühl, dass ich mich 
manchmal zwischen meinen professionel-
len Werten als Manager und den 
Vorgaben der Politik entscheiden muss  
 
Die Anwendung der politischen Vorgaben 
konkurriert mit meiner professionellen  
Vorstellung von Management.  
 
Ich muss oft Dinge tun, die anders getan 
werden sollten.  
 
Ich arbeite unter unvereinbaren 
politischen Vorgaben und Richtlinien.  

 
 

3.149 
 

 
 

3.068 
 
 

2.519 
 
 

1.924 

 
 

1.089 
 

 
 

1.0737 
 
 

1.079 
 
 

0.97562 

 
 

235 
 

 
 

236 
 
 

235 
 
 

237 

 
 

1/5 
 

 
 

1/5 
 
 

1/5 
 
 

1/5 
     
Rollenambivalenz (rev. coded) 

 
Ich weiss genau, was von mir in meinem 
Beruf erwartet wird. (rev. coded) 
 
Ich kenne meine Verantwortlichkeiten. 
(rev. coded) 

1.612 
 

1.839 
 

1.384 

0.6616 
 

0.8283 
 

0.6703 

237 
 

237 
 

237 

1/5 
 

1/5 
 

1/5 

     
Prozesskontrolle 2.286 0.971 250 1/5 

 
Die Prozesse, die vom Unternehmen 
angewandt werden, um eine Aufgabe zu 
erfüllen, werden vom kommunalen Träger 
überprüft.  
 
 

 
2.436 

 
 
 
 

 
1.118 

 
 
 
 

 
250 

 
 
 
 

 
1/5 

 
 
 
 



Der kommunale Träger versucht, nicht 
funktionierende Prozesse im Unternehmen 
zu modifizieren.  

2.136 1.078 250 1/5 

 
Zielsteuerung 
 
            Es bestehen klare Leistungs- und/oder       
            Wirkungsziele des kommunalen 
               Trägers. 
 
            Der kommunale Träger überprüft die   
            Erfüllung der Leistungs- und/oder  
            Wirkungsziele. 
 
            Wenn wir die Leistungsvorgaben des       
            kommunalen Trägers nicht erfüllen  
            können, werden wir gebeten, dies 
               zu erklären 
 

 
3.473 

 
3.4 

 
 
 

3.426 
 
 
 

3.606 

 
1.014 

 
1.119 

 
 
 

1.109 
 
 
 

1.1097 

 
250 

 
250 

 
 
 

249 
 
 
 

249 

 
1/5 

 
1/5 

 
 
 

1/5 
 
 
 

1/5 

Informationsaustausch 
 
Wir (=Kernverwaltung und unsere 
Organisation) sind uns gemeinsam 
darüber einig, wie wir zusammen 
arbeiten wollen. 
 
Unsere Organisation teilt Informationen 
über eine Geschäftsausweitung auf neue 
Märkte oder Technologien mit der 
kommunalen Kernverwaltung.  

3.417 
 

3.469 
 
 
 

3.3602 

0.918 
 

0.9897 
 
 
 

1.1602 

246 
 

245 
 
 
 

236 

1/5 
 

1/5 
 
 
 

1/5 

     
Gegenseitiges Vertrauen 

 
Der betreffende Akteur besitzt das Wissen 
und die Fähigkeiten, um unsere 
Arbeitsweise zu verstehen.  
 
Aufgrund der bisherigen Erfahrungen 
können wir uns vollständig auf die 
Versprechen dieses Akteurs verlassen.  
 
 
Der Akteur verhielt sich in 
Verhandlungen stets sachlich.  
 
Der betreffende Akteur ist sehr 
qualifiziert. 
 

Vernetzung in der Politik 
Ich besitze viele Kontakte in der 
Kommunalpolitik.  
 

CEO Erfahrung im öffentlichen Sektor 
Ich besitze Erfahrung als Geschäftsführer 
eines oder mehrerer öffentlicher 
Unternehmen.  

 
 
 

3.3740 
 

3.1875 
 
 
 

3.2971 
 

 
3.679 

 
 

3.339 
 
 

3.775 
 
 
 

4.1063 
 
 
 

 

0.9244 
 

1.0640 
 
 
 

1.107 
 
 

0.9901 
 
 

1.068 
 
 

1.148 
 
 
 

1.2978 
 
 
 
 

240 
 

240 
 
 
 

239 
 
 

240 
 
 

239 
 
 

258 
 
 
 

254 
 
 
 
 

1/5 
 

1/5 
 
 
 

1/5 
 
 

1/5 
 
 

1/5 
 
 

1/5 
 
 
 

1/5 
 
 
 
 



Branche 
Wasserversorgung 
Abwasserentsorgung 
Wohnungsbau 
Stadtentwicklung 
ÖPNV 
Energieversorgung 
Wirtschaftliche Entwicklung 
Krankenversorgung 
Theater 
Abfallentsorgung 
Altenpflege und Soziale Dienste 
Kultur-, Sport- und Bäderbetriebe 
Informationstechnologie 
Transportwirtschaft 
Stadtwerke Holding 
 

Rolle des Aufsichtsrates (BSAQ) 
Strategische Dimension 
 

...konzentriert sich auf Prozesse, die die 
organisationalen Prioritäten schärfen.  
 
...lenkt die Aufmerksamkeit auf 
Prioritäten und Entscheidungen von 
strategischer oder symbolischer 
Bedeutung für die Organisation 
 
...antizipiert potenzielle Probleme und 
agiert bevor es dringlich wird.  
 

Politische Dimension 
 
...respektiert die legitimen Rollen und 
Verantwortlichkeiten anderer Stakeholder 
 
...berät sich oft mit wichtigen 
Stakeholdern.  

 
Reflektierende Dimension 
 

...sucht regelmäßig nach Informationen 
und Feedback über die eigene Effektivität.  
 
...nimmt sich Zeit zur Selbstreflexion und 
zur Einschätzung der eigenen Stärken, 
Fehler und Schwächen.  

 
0.0576 
0.0699 
0.1152 
0.1317 
0.1028 
0.0864 
0.1235 
0.0658 
0.0617 
0.0617 
0.0411 
0.0864 
0.0453 
0.0658 
0.0658 

 
2.8320 
2.8888 

 
2.7245 

 
 

3.3418 
 
 
 

2.6243 
 

3.1929 
 

3.5435 
 
 

2.8232 
 

2.2205 
 

2.256 
 
 

2.168 
 

 
0.2335 
0.2556 
0.3199 
0.3388 
0.3044 
0.2816 
0.3296 
0.2485 
0.2411 
0.2411 
0.199 
0.2816 
0.2083 
0.2485 
0.2485 

 
0.6951 
0.8239 

 
1.0356 

 
 

0.9977 
 
 
 

0.9903 
 

0.9141 
 

0.9853 
 
 

1.0963 
 

0.9153 
 

1.0234 
 
 

0.9103 
 
 

 
243 
243 
243 
243 
243 
243 
243 
243 
243 
243 
243 
243 
243 
243 
243 

 
184 
198 

 
196 

 
 

196 
 
 
 

197 
 

184 
 

184 
 
 

181 
 

195 
 

195 
 
 

190 
 

 
0/1 
0/1 
0/1 
0/1 
0/1 
0/1 
0/1 
0/1 
0/1 
0/1 
0/1 
0/1 
0/1 
0/1 
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Anhang 8: Paarweise (Pearson-) Korrelationen zwischen abhängigen und 
unabhängigen Variablen 
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